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Am 27. September 2009 wird ein neuer Bundestag gewählt. Das Ziel von Parteien und Kandidaten ist der Einzug in den Deutschen 
Bundestag, der im wieder aufgebauten Reichstag in Berlin tagt. picture alliance/dpa
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Bundestagswahl 2009Bundestagswahl 2009
„Wahlen bringen die Politik in die 
Wohnzimmer und an die Stammtische“ 
(Sieglinde Rosenberger/Gilg Seeber).
Die Wahl zum 17. Deutschen Bundes-
tag findet am 27. September 2009 
statt. Drei Tendenzen dürften dabei die 
Wahlprognosen beschäftigen: Es sind 
die sinkende Wahlbeteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger (einschließlich der 
Jungwählerinnen und -wähler), die ho-
hen Schwankungen im Wahlverhalten 
sowie der Umstand, dass das Fünfpar-
teiensystem mit deutlich schwächer ge-
wordenen Volksparteien seine Wirkun-
gen entfaltet; einschließlich der sich da-
raus ergebenden Optionen nach einer 
regierungsfähigen Mehrheit im Bundes-
tag. Im Hinblick auf die Wählerinnen 
und Wähler stellte eine renommierte 
Wochenzeitschrift („Die Zeit“ vom 8. Ja-
nuar 2009) unlängst die provozierende 
Frage, ob die Bürgerinnen und Bürger 
nicht überfordert sind, verantwortungs-
voll abzustimmen, das Parteiengefüge 
im Kopf und die Regierungsfähigkeit im 
Blick zu haben? 
Wahlen und der Vorgang des Wählens 
gelten als die wohl wichtigsten Kenn-
zeichen demokratischer Staaten und 
erfüllen dort zentrale Funktionen, wie 
etwa der politischen Repräsentation 
der Interessen der Bevölkerung, der Eli-
tenrekrutierung und der Integration der 
Bevölkerung in das politische System. 
Wahlen – und somit auch die Existenz 
eines Wahlrechts – sind 60 Jahre nach 
der Gründung der Bundesrepublik zu 
einem selbstverständlichen Instrument 
der politischen Partizipation geworden. 
Unter demokratietheoretischen Ge-
sichtspunkten begründen allgemeine, 
unmittelbare, freie, gleiche und gehei-
me Wahlen den Unterschied zwischen 
demokratischen und autoritären Syste-
men. Diesen demokratietheoretischen 
Kontext nehmen die drei abschließen-
den Beiträge des Heftes in den Blick.
Das Ergebnis der Bundestagswahl 2005 
war ein Patt: Weder die CDU noch die 
SPD konnten mit ihren Wunschpartnern 
FDP bzw. Bündnis 90/Die Grünen eine 
mehrheitsfähige Regierung bilden. Der 
Wählerwille erzwang eine große Koali-
tion. Von der Schwäche der beiden gro-
ßen Volksparteien profitierten die klei-
neren Parteien. Karl-Rudolf Korte ana-
lysiert in seinem Beitrag die Ergebnisse 
sowie Wirkungen der Bundestagswahl 
2005 und geht dabei auf das Wähler-
verhalten ein: Wie hoch war seinerzeit 
die Wahlbeteiligung? Welche Rolle 
spielten Nicht-, Wechsel-, Protest- und 
Stammwähler? Wie sahen die Partei-
identifikation und die Kandidatenori-
entierung aus? Und schließlich: Welche 
politischen Streit fragen und Parteikom-

petenzen waren 2005 ausschlagge-
bend? Im Rückblick wird deutlich, dass 
beide Angebote der großen Parteien 
und die von ihnen propagierten Prob-
lemlösungskompetenzen vom Wähler 
abgestraft wurden. Das Ergebnis der 
Bundestagswahl 2005 zeigt, dass sich 
die Er folgsbedingungen im politischen 
Wettbewerb merklich verändert haben. 
Wählerstimmen scheinen in Zeiten öko-
nomischer Knappheit immer mehr an die 
Qualität problemlösenden Regierens 
gebunden zu sein. 
Parlamentarische Systeme sind ohne 
Parteien nicht denkbar. Allerdings kann 
sich die Funktionslogik parlamentari-
scher Systeme erheblich unterscheiden. 
Je abhängig von der Struktur des Partei-
ensystems bringen Wahlen mehrheits- 
oder konsensdemokratische Modelle 
hervor. Das deutsche Regierungssystem 
erfüllt die Kriterien einer Konsensdemo-
kratie nur formell und müsste aufgrund 
des starken Parteienwettbewerbs eher 
in der Nähe des mehrheitsdemokrati-
schen Modells angesiedelt sein. Vor 
diesem demokratietheoretischen Hin-
tergrund analysiert Frank Decker die 
Veränderungen der deutschen Partei-
enlandschaft. Das bei der Gründung 
der Bonner Republik 1949 noch beste-
hende Vielparteiensystem entwickelte 
sich in Richtung einer stabilen Zweiein-
halb-Parteien-Struktur, die über mehr 
als zwei Jahrzehnte hinweg mit ihrem 
„eingebauten“ Koalitionszwang Be-
stand hatte. Die Stabilität dieser Struk-
tur wurde Mitte der 1980er Jahre durch 
die parteipolitische Etablierung der 
Grünen verändert. Das nunmehr ent-
standene Vierparteiensystem konnte 
sich jedoch nicht verfestigen. Es wurde 
durch rechtsextreme und -populistische 
Parteien fragmentiert, bis mit dem Bei-
trit t der neuen Länder 1990 schließlich 
ein Fünfparteiensystem entstand. Der 
Beitrag schließt mit einem Ausblick auf 
die Bundestagswahl 2009 und erörtert 
– unter Zugrundelegung der Koaliti-
onssignale und Zustimmungswerte der 
Wähler zu den möglichen Varianten – 
die Konsequenzen des neuen Fünfpar-
teiensystems für die Koalitionsbildung 
nach der Wahl 2009. 
Wenngleich Wählerentscheidungen im-
mer noch tradierten Mustern und Kon-
fliktlinien folgen, sind seit geraumer 
Zeit Wandlungstendenzen im Wähler-
verhalten sowie eine wachsende Skep-
sis gegenüber Wahlen zu beobachten. 
Waren bis in die 1980er Jahre die kon-
fessionelle und wohlfahrtsstaatliche 
Konfliktlinie für ein stabiles Wählerver-
halten ausschlaggebend, führte das 
Spannungsfeld zwischen ökologisch- 
versus wachstumsorientierter Politik 

zur Herausbildung einer ökologischen 
Konfliktlinie und zu einer Lockerung her-
kömmlicher Parteibindungen. Eine wei-
tere Zäsur war die deutsche Wiederver-
einigung, die als Reflex auf die unter-
schiedlichen Sozialstrukturen und poli-
tischen Regionalkulturen Gegensätze 
im Wählerverhalten zwischen Ost und 
West nach sich zog. Rainer-Olaf Schult-
ze konstatiert – auch im Hinblick auf die 
Bundestagswahl 2009 – Bindungsver-
luste der etablierten Volksparteien, da-
mit einhergehende Alternativen im Par-
teienangebot sowie die zunehmende 
Bedeutung kurzfristiger bzw. situativer 
Einflüsse auf die Wählerentscheidun-
gen. Auf der Grundlage dieser Analyse 
zieht Rainer-Olaf Schultze wahlsoziolo-
gische Schlüsse für das Wahlverhalten 
2009, das sich wohl stärker an Kosten-
Nutzen-Erwägungen orientieren und 
den beiden großen Parteien Verluste 
und den kleinen Zugewinne bescheren 
könnte. Die Wählerinnen und Wähler 
stehen letztlich vor einem Dilemma: An-
gesichts des „Multioptionswahlkampfs“ 
wird koalitionstaktisches Wählen zum 
bloßen Lotteriespiel. Es ist also durch-
aus möglich, dass sich Wählerinnen und 
Wähler wieder auf politische Grund-
überzeugungen und Parteipräferenzen 
besinnen.
Mitglieder sind für Parteien nicht nur 
Seismographen gesellschaftlicher Ent-
wicklungen, sondern zugleich Stamm-
wähler, Multiplikatoren, Ideengeber 
und nicht zuletzt Beitragszahler. Aller-
dings stehen Parteien heute nicht mehr 
hoch in der Gunst der Bevölkerung. 
Für die Mitgliedschaft in einer politi-
schen Partei sind Beitrit tsanreize affek-
tiver, wertbezogener, politischer – ge-
legentlich auch materieller – Art bzw. 
Beitrit tshemmnisse ausschlaggebende 
Faktoren. Vor dem Hintergrund dieser 
positiven Motivationen bzw. der nega-
tiv bewerteten Beitrit tsfolgen analysiert 
Oskar Niedermayer in seinem Beitrag, 
wie sich die Parteimitgliedschaften im 
Zeitablauf entwickelt haben. Gestei-
gerte politische und wertbezogene Bei-
trit tsanreize lösten in den 1960er und 
1970er Jahren einen Mitgliederboom 
aus. Spätestens seit den 1980er Jahren 
jedoch geht die Rekrutierungsbasis des 
gesamten Parteiensystems kontinuierlich 
zurück. Gesellschaftliche Individualisie-
rungsprozesse, die Erosion der sozialen 
Basis des deutschen Parteiensystems, 
gewandelte politische Beteiligungs- 
und Engagementformen, die besonde-
re Situation in den neuen Ländern nach 
der Vereinigung sowie parteispezifische 
Faktoren sind für den Bedeutungsverlust 
der Parteien und den merklichen Mit-
gliederschwund verantwortlich.
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Wahlforschung erscheint vielen wie 
ein Buch mit sieben Siegeln. Was hat 
es mit den oft zitierten und manchmal 
angezweifelten Ergebnissen der Wahl-
forschung auf sich? Wahlforschung ist 
eine akademische Disziplin, bei der 
es darum geht, mit nachvollziehbaren 
Verfahren den Prozess des Wählens zu 
analysieren. Seriöse Wahlforscher ar-
beiten theoriegeleitet und wenden Inst-
rumente und Methoden der empirischen 
Sozialforschung an. Die Resultate der 
Wahlforschung werden in den Medien 
einem breiten Publikum zugänglich ge-
macht, dabei jedoch popularisiert und 
häufig als „politische Stimmungsdaten“ 
in prognostischer Absicht benutzt. Die 
Fragestellungen der Wahlforschung 
hingegen sind retrospektiv. Sie wollen 
eine Antwort auf die Frage geben: Wer 
hat wen gewählt und warum? Vor dem 
Hintergrund dieser Fragestellung erläu-
tert Dieter Roth in seinem Beitrag die 
Instrumente und Methoden der Wahl-
forschung. Er schildert die methodische 
Schrit t folge, die für die Gewinnung ver-
lässlicher Daten und darauf fußender 
Aussagen notwendig ist, und beschreibt 
die verschiedenen Erhebungsinstrumen-
te mit all ihren Feinheiten, Vor- und Nach-
teilen sowie möglichen Fehlerquellen. 
Medien prägen die politische Realität 
mit, und Politiker unterwerfen sich – ins-
besondere in Zeiten des Wahlkampfs – 
nur allzu gerne der medialen Logik. Die 
Wirkung der Medien wird allerdings 
kontrovers eingeschätzt. Die Positionen 
reichen hierbei vom Vorwurf der soge-
nannten „Amerikanisierung“, die einen 
politischen Substanzverlust bewirke, 
bis zum eher gelassenen Argument, 
dass Medien ohnehin nur vorhande-
ne Einstellungen der Wählerinnen und 
Wähler verstärken würden. Frank Brett-
schneider analysiert in seinem Beitrag 
die Art und Weise der massenmedia-
len Berichterstattung bei Bundestags-
wahlkämpfen, prüft dabei den Grad 
der „Amerikanisierung“ und kommt zu 
dem Schluss, dass in bundesdeutschen 
Wahlkämpfen Sachfragen vorherr-
schend sind. Der Wettbewerbscharak-
ter hingegen ist zweitrangig. Im An-
schluss werden in einer dif ferenzierten 
Betrachtung die Medieneinflüsse und 
Wirkungsmechanismen auf das Wahl-
verhalten und auf die Einstellungen der 
Wähler diskutiert. Und auch hier wird 
der Medienschelte wiederum der Wind 
aus den Segeln genommen: Die Partei-
identifikation ist letztlich das Fundament 
des Wahlverhaltens. Medien können 
allenfalls eine bestätigende und/oder 
aktivierende Wirkung ausüben. Gleich-
wohl haben die Platzierung wichtiger 
Wahlkampfthemen und die Fixierung 

auf Spitzenkandidaten mobilisierende 
Wirkungen. Parteien und (Spitzen-)Poli-
tiker stellen sich daher auf die Medien-
logik ein und richten ihre Wahlkampf-
strategien an medialen Spielregeln aus.
Plakate sind aus unserer Lebenswelt 
nicht mehr wegzudenken. Politische Pla-
kate – und Wahlplakate im Besonderen 
– zielen mit ihren Slogans und Bildmo-
tiven darauf ab, (partei-)politische The-
men auf Kernaussagen zu reduzieren 
und die Identifikation mit Kandidaten 
und Parteien zu erhöhen. Obwohl Pla-
kate durch veränderte Wahlkampfstra-
tegien im Medienzeitalter beim Prozess 
der Mobilisierung von Wählerinnen und 
Wählern an Bedeutung verloren haben, 
bleiben sie ein „zeitloses“ Medium des 
Wahlkampfes. Wahlplakate sind in ih-
rer Wirkkraft stets zeitgebunden, weil 
sie vom kollektiven Bildfundus und -ge-
dächtnis ihrer jeweiligen Zeit geprägt 
werden. Dirk Schindelbeck lädt in sei-
nem Beitrag zu einer kleinen Zeitreise 
durch die Welt bundesdeutscher Wahl-
plakate ein und zeigt jene Wendepunk-
te auf, welche für die Geschichte der 
Bundesrepublik von Bedeutung waren. 
Die aufgezeigten Querverbindungen 
zur Werbe- und Gebrauchsgrafik, iko-
nische „Enthüllungen“ und die skizzier-
ten Hintergründe einzelner Wahlwer-
bekampagnen gewähren überraschen-
de Einblicke in Wahlkampfstrategien.
Wählen gilt als bedeutendste politische 
Partizipationsform. Wahlrechte und 
Wahlsysteme, Wahlmotive und -ver-
halten sind ein Spiegelbild des jewei-
ligen politischen Systems. Am Zugang 
zum Wählen zeigt sich die Qualität ei-
ner Demokratie. Faire und kompetitive 
Wahlen gelten als Fundament der libe-
ralen, repräsentativen Demokratie und 
begründen den wesentlichen Unter-
schied zwischen Demokratie und auto-
ritären bzw. totalitären Systemen. Damit 
ein politisches System als demokratisch 
gilt, müssen politische Rechte und bür-
gerliche Grundfreiheiten gewährleis-
tet sein. Sieglinde Rosenberger geht in 
ihrem Beitrag der Frage nach, wie das 
Verhältnis von Demokratie und Wah-
len theoretisch begründet ist, was den 
spezifischen Kern von Wahldemokra-
tien ausmacht, welche Ansprüche und 
Funktionen an Wahlen gestellt werden, 
um das Kriterium „demokratisch“ zu er-
füllen. Ein besonderes Augenmerk gilt 
hierbei demokratietheoretisch relevan-
ten Aspekten des Wählens (wie Reprä-
sentation, Responsivität, Verantwort-
lichkeit und Kontrolle). 
Die Praxis politikwissenschaftlicher For-
schung zeigt, dass Wahlen kein aus-
schließlich „demokratisches Phänomen“ 
sind. Denn auch in den meisten nicht-

demokratischen politischen Systemen, 
synonym auch als autoritäre Regime 
oder Diktaturen bezeichnet, werden 
mehr oder weniger regelmäßig Wahlen 
abgehalten und dienen auf den ersten 
Blick oft als demokratisches „Feigen-
blatt“. Es stellen sich dann jedoch – ins-
besondere auch im Zusammenhang mit 
der Förderung demokratischer Entwick-
lungen – einige zentrale Fragen, denen 
Rolf Frankenberger in seinem Beitrag 
nachgeht: Wie lassen sich demokrati-
sche von nicht-demokratischen Wahlen 
unterscheiden? Und haben Wahlen in 
autoritären politischen Systemen und 
Diktaturen Funktionen, welche über die 
bloße Errichtung einer demokratischen 
„Fassade“ zur Beruhigung der interna-
tionalen Öffentlichkeit hinausgehen? 
Anhand von vergleichenden Daten und 
zweier Fallbeispiele zu Wahlen in au-
toritären Kontexten werden zentrale 
Funktionen von Wahlen in nicht-demo-
kratischen Systemen diskutiert sowie die 
Frage der demokratischen Qualität von 
Wahlen illustriert.
Der Beitrag von Gilg Seeber beschäf-
tigt sich mit Wahlsystemen, d.h. dem 
Mechanismus, der regelt, innerhalb 
welcher geografischer Einheiten Stim-
men in Mandate umgewandelt werden, 
in welcher Form Stimmen abzugeben 
sind und nach welcher Methode Stim-
men gezählt und verrechnet werden. 
In Wahldemokratien findet sich eine 
große Vielfalt von Wahlsystemen, die 
unterschiedliche normative Überle-
gungen (z.B. die Rolle des Wählerwil-
lens) sowie politische Repräsentations- 
und Partizipationskulturen widerspie-
geln. In der je konkreten Ausgestaltung 
eines Wahlsystems spielen vier Ele-
mente eine entscheidende Rolle: die 
Gestaltung der Wahlkreise, die Form 
der Kandidatur, die Stimmgebung und 
schließlich die Stimmverrechnung. Un-
terschiedliche Regelungen resultieren 
aus den Kombinationen dieser vier Ele-
mente – mit mehr oder weniger starken 
Auswirkungen auf die Wahlresultate. 
Weil mit der Zuweisung von Mandaten 
Parteien oder Personen mit Macht aus-
gestattet werden, die konkrete Ausge-
staltung eines Wahlsystems einzelne 
Akteure jedoch begünstigen oder be-
nachteiligen kann, bedarf es einer ein-
gehenden politischen Analyse.
Die Autorinnen und Autoren vermitteln 
mit ihren Beiträgen detaillier te Infor-
mationen und Fakten, die für das Ver-
ständnis des komplexen Themas wichtig 
sind. Allen Autorinnen und Autoren sei 
an dieser Stelle gedankt. Dank gebührt 
auch dem Schwabenverlag für die stets 
gute und effiziente Zusammenarbeit.
 Siegfried Frech

Wahlen.indd   67Wahlen.indd   67 01.07.09   11:4501.07.09   11:45



68

Das Patt zwischen den 
schrumpfenden Volksparteien …

Die Bundestagswahlen 2005 hatten 
die Qualität von so genannten critical 
elections: Es wird nie mehr so sein, wie 
es einmal war (Korte 2008). Erst das 
Wahlergebnis vom September 2005 
förderte ein changierendes Fünfpar-
teiensystem zu Tage, was die Wähler 
und Parteien nun vor ungewohnt neue 
Herausforderungen stellt. Jenseits der 
Großen Koalition sind verlässlich kei-
ne Bündnisse entlang der tradierten 
parteipolitischen Lager mehr möglich. 
Bunte Zweier- und Dreier-Koalitionen 
– von Jamaika (schwarz-gelb-grün) bis 
rot-rot-grün – sind unter den Bedingun-
gen von Vielparteien-Parlamenten und 
zeitgleich immer weiter schrumpfenden 
Volksparteien die Zukunft. So bedarf es 
neuer Formeln zur Macht, um stabile Re-
gierungsmehrheiten zu schaffen: neue 
parteipolitische Zusammensetzungen 
(z. B. schwarz-grün), neue Regierungs- 
bzw. Koalitionstypen (z.B. Große Koa-

litionen) oder neue Regierungsformate 
(z. B. Minderheitsregierungen wie im 
Jahr 2008 in Hessen). Das gilt nach Jahr-
zehnten der absoluten Mehrheit mittler-
weile selbst für die CSU in Bayern.
Mitentscheidend für die Bundestags-
wahl 2005 war aber vor allem die Land-
tagswahl im bevölkerungsstärksten Bun-
desland Nordrhein-Westfalen nur weni-
ge Monate zuvor: Denn kurz nach Schlie-
ßung der Wahllokale an Rhein und 
Ruhr kündigte der SPD-Parteivorsitzen-
de Franz Müntefering in Berlin Neuwah-
len zum Deutschen Bundestag in 2005 
an (Feldkamp 2006). Um 20 Uhr wieder-
holte Bundeskanzler Gerhard Schröder 
diese Absichtserklärung. Beide hatten 
bereits nach den ersten Prognosen zum 
nordrhein-westfälischen Wahlergebnis 
beschlossen, diesen Weg einzuschla-
gen. Vor der öffentlichen Erklärung 
Münteferings wurden auch der Koali-
tionspartner und der Bundespräsident 
über das Vorhaben informiert.
Die Ankündigung von Neuwahlen durch 
den SPD-Vorsitzenden hing direkt mit 
dem Wahlergebnis in NRW zusammen. 
Dort verlor die SPD nach 39 Jahren Re-
gierungszeit ihre Mehrheit und wur-
de gemeinsam mit den Grünen von ei-
ner schwarz-gelben Regierungskoaliti-
on abgelöst (Korte 2009b, S. 84ff). Noch 
am Wahlabend der Landtagswahl ver-
breitete sich die Nachricht vom Vorha-
ben der SPD wie ein Lauffeuer. Sofort 
richteten sich die Interpretationen des 
Wahlergebnisses auf die Bundesebene. 
Unmittelbar nach Schließung der Wahl-
lokale in Nordrhein-Westfalen startete 
somit der Bundestagswahlkampf (Kor-
te/Florack/Grunden 2005, S. 334f).
Formal ist es allerdings nicht möglich, 
durch Selbstausrufung Neuwahlen zu 
provozieren (Korte 2009a, S. 112). Viel-
mehr kann nur der Bundespräsident 
Neuwahlen ansetzen. Allerdings muss 
zuvor die Mehrheit der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages dem Bundes-
kanzler ihr Vertrauen entzogen haben. 
Dies geschah nach einer Rede des Bun-
deskanzlers zur politischen Situation 
im Land vor dem Bundestag am 1. Juli 
2005. Am 13. Juli bat Gerhard Schrö-
der den Bundespräsidenten, das Parla-
ment aufzulösen. Horst Köhler verkünde-
te am 21. Juli seine Entscheidung, so zu 
handeln. Er setzte Neuwahlen für den 
18. September 2005 an. Das Bundes-
verfassungsgericht bestätigte einige 

Wochen später das Verfahren, so dass 
die Bundestagswahlen wie geplant im 
Herbst 2005 statt finden konnten.
Der verkürzte Wahlkampf folgte zwei 
sehr unterschiedlichen Mobilisierungs-
strategien (Korte 2005a). Da kämpfte 
auf der einen Seite der Bundeskanzler, 
mit der Macht seines Kanzler-Bonus’, 
obwohl sich seine Regierung in den 
Augen der Bevölkerung – nach der Ab-
stimmung über die Vertrauensfrage – in 
der Abwicklung befand. Selten sah man 
eine derartig perfektionierte authenti-
sche Ein-Mann-Show als Aufholjagd 
aus demoskopischen Tiefen, die so er-
folgreich dennoch am Ende verloren 
wurde. Die Faszination gilt dabei we-
niger der Kampagnenführung als viel-
mehr der enormen Kommunikations-
leistung. Die doppelte Kapitulation des 
Bundeskanzlers, nach dem für die SPD 
desaströsen NRW-Wahlergebnis, so-
wohl vor der eigenen Mehrheitsfraktion 
im Bundestag als auch vor den Mehr-
heitsverhältnissen im Bundesrat, geriet 
vollkommen in Vergessenheit. Den kon-
zeptionellen Gegenansatz zu Schrö-
der verkörperte die Kanzlerkandidatin 
der Union. Angela Merkel (CDU) hat-
te als gefühlte Kanzlerin aus Sicht der 
Wähler bereits im Wahlkampf ein Re-
gierungsprogramm zu verteidigen. Ihr 
Rollentausch mit dem Kanzler er folgte 
im Duktus des rationalen Überzeugen-
Wollens. Bewusst darstellungsarm zog 
sie nüchtern argumentierend von Markt-
platz zu Marktplatz. Gegensätzlicher 
hätten keine Mobilisierungsangebote 
für den Wähler ausfallen können. Der 
mediale Charismatiker stand einer Kan-
didatin mit protestantischer Armutsethik 
gegenüber. Der eine wollte Deutsch-
land gerechter reformieren, die andere 
Deutschland dienen. Keines der beiden 
Konzepte war mehrheitsfähig. Weder 
Show noch Armutsästhetik wurden ein-
deutig belohnt. 

… und der Triumph der 
kleinen Parteien

Die kleinen Parteien profitierten schließ-
lich bei der Bundestagswahl von der 
Schwäche der großen Volksparteien. 
FDP und Linke/PDS legten deutlich zu, 
die Grünen stabilisierten sich auf dem 
Niveau von 2002. Deutlicher als jemals 
zuvor stehen sich nun zwei konträr kon-

Das Ergebnis der Bundestagswahl 2005 
war ein Patt: Weder die CDU noch die 
SPD konnten mit ihren Wunschpartnern 
FDP bzw. Bündnis 90/Die Grünen eine 
mehrheitsfähige Regierung bilden. Der 
Wählerwille erzwang eine große Koaliti-
on. Von der Schwäche der beiden großen 
Volksparteien profitierten die kleineren 
Parteien. Karl-Rudolf Korte analysiert in 
seinem Beitrag die Ergebnisse sowie Wir-
kungen der Bundestagswahl 2005 und 
geht hierbei differenziert auf das Wähler-
verhalten ein: Wie hoch war die Wahl-
beteiligung, welche Rolle spielten Nicht-, 
Wechsel-, Protest- und Stammwähler? 
Wie sahen die Parteiidentifikation und 
die Kandidatenorientierung aus? Und 
schließlich: Welche politischen Streitfra-
gen und Parteikompetenzen waren 2005 
ausschlaggebend? Im Rückblick wird 
deutlich, dass beide Angebote der gro-
ßen Parteien und die von ihnen pro-
pagierten Problemlösungskompetenzen 
vom Wähler abgestraft wurden. Das Er-
gebnis der Bundestagswahl 2005 zeigt 
auch, dass sich die Erfolgsbedingungen 
im politischen Wettbewerb merklich ver-
ändert haben. Wählerstimmen scheinen 
in Zeiten ökonomischer Knappheit immer 
mehr an die Qualität problemlösenden 
Regierens gebunden zu sein.  

WAS ENTSCHIED DIE BUNDESTAGSWAHL 2005?

Die Bundestagswahlen 2005 
als critical elections
Karl-Rudolf Korte
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turierte Politikmodelle im Bundestag an 
den Rändern gegenüber: altsoziale Be-
sitzstandswahrung bei der Linken/PDS 
und neoliberale Marktbefreiung bei 
der FDP (Korte 2005b, S. 13). Zum Tri-
umph der Kleinen bei der Wahl gehört 
der Konzentrationsprozess der Gro-
ßen. Die erste Große Koalition im Bund 
von 1966 konnte noch 86,9 Prozent der 
Wähler auf sich vereinigen. Nach der 
vergangenen Wahl waren es nur noch 
69,4 Prozent. Dahinter steht nicht nur ei-
ne Schwächung der Volksparteien auf 
dem komplexen Wählermarkt (Korte/
Fröhlich 2006, S. 163). Wichtiger ist der 
Erosionsprozess der Volksparteiende-
mokratie, der zeitgleich damit einher-
geht. Denn die Schwächung der Volks-
parteien hängt nicht primär mit abneh-
mender Mitgliederzahl und Kampag-
nenfähigkeit angesichts zunehmender 
Vergreisung zusammen. Vielmehr sind 
die Volksparteien weitgehend basislos 
geworden und damit immer weniger ge-
sellschaftlich verankert. Ihnen fehlt die 
notwendige Repräsentativität, um kon-
fliktsensibel agieren zu können. Sie sind 
immer weniger Bindeglied in der Funk-
tionslogik des repräsentativen parla-
mentarischen Systems, kein Resonanz-
raum für Stimmungen. Solche Organi-
sationen sind ohne eigenen Standort, 
Spielball für alles, witterungsabhängig 
(Schmid/Zolleis 2005). 

Bundestagswahl 2005 führte zu 
einzigartigen Ergebnissen

Bislang einzigartig in ihrer Wirkung 
ist die Bundestagswahl 2005 auch 
deshalb, weil sie zu den folgenden Er-
gebnissen geführt hat (Hilmer/Hilmer-
Müller 2006; Korte 2005b; Jung/Wolf 
2005; Brettschneider 2005):
 Zum ersten Mal steht an der Spitze der

Bundesregierung eine Frau. Außerdem
stammte der Bundeskanzler bisher im-
mer aus Westdeutschland.

 Zwar gehört der Bundeskanzler nicht 
immer der stärksten Fraktion im Bun-
destag an. Allerdings stellte niemals 
eine Fraktion mit schlechteren Wahler-
gebnissen als die Union 2005 den Bun-
deskanzler. CDU/CSU erzielten mit 
35,2 Prozent der Stimmen ihr schlech-
testes Bundestagswahlergebnis, lässt 
man die erste Wahl 1949 außer acht.

 Durch die Wahl Angela Merkels zur 
Bundeskanzlerin normalisierte sich die 
Chance, aus dem Amt des Oppositi-
onsführers im Deutschen Bundestag 
direkt Kanzler zu werden. Dies gelang 
zuvor nur Helmut Kohl 1982.

 Gleichzeitig mit der Union erzielte 
auch die SPD eines ihrer schlechtesten 
Bundestagswahlergebnisse. Niemals 
war die Zustimmung zu den Volkspar-
teien so gering wie 2005. 

In Prozent. Bis 1987 Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand vor dem 3. Oktober 1990, ohne 
Berlin (West). 1949 und 1953 ohne das Saarland. Eigene Darstellung. Quelle: Bundeswahlleiter 2008.

Abb. 1: Wahlbeteiligungen bei den Bundestagswahlen 1949–2005

 Zum zweiten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland regiert 
eine Große Koalition. Allerdings kann 
diese sich nur auf 69,4 Prozent der 
Wählerstimmen stützten, im Gegen-
satz zu 86,9 Prozent der Stimmen unter 
Kurt Georg Kiesinger 1966.

 Die Bildung der Großen Koalition ver-
deutlichte, dass sich die Bundesrepub-
lik Deutschland zu einem Fünfparteien-
system entwickelt hat. Die fast identi-
sche Größe der beiden gegensätzli-
chen Lager führte dazu, dass die Bil-
dung einer klassischen Koalition nach 
der Bundestagswahl nicht mehr mög-
lich war. Eine rot-rot-grüne Dreierkoa-
lition ist vor allem aufgrund der Verwei-
gerungshaltung der SPD gegenüber 
der Linken nicht gebildet worden. Die 
Grünen hingegen verweigerten sich 
einer Jamaika-Koalition aus CDU, FDP 
und Grünen, während die FDP eine 
Ampelkoalition ablehnte.

Im Folgenden soll genauer auf das 
Wählerverhalten bei Bundestagswah-
len eingegangen werden. Wie hoch 
ist die Wahlbeteiligung, welche Rolle 
spielen Nicht-, Wechsel-, Protest- und 
Stammwähler? Wie sahen die Partei-
identifikation und die Kandidatenorien-
tierung aus, welche politischen Streit-
fragen waren für die Bundestagswahl 
2005 maßgeblich? 

Wahlbeteiligung: Nichtwähler, 
Wechselwähler und Protestwähler

Die Wahlbeteiligung bei Bundestags-
wahlen geht kontinuierlich zurück. Lag 
sie in den 1970er Jahren noch bei über 
90 Prozent (1972: 91,1 Prozent), so sank 
sie in den 1980ern auf Werte von knapp 
unter 90 Prozent und schließlich auf nur 
noch 77,1 Prozent bei der letzten Bun-
destagswahl 2005. Sie erreichte damit 
einen historischen Tiefstand. (Abb. 1)
 Die Nichtwähler machten 2005 etwas 

mehr als ein Fünftel (22,3 Prozent) der 
Wahlberechtigten aus.

 Die Zahl der Wechselwähler nimmt 
weiter zu. 28 Prozent der Wähler ga-
ben ihre Stimme nicht derselben Partei 
wie 2002. 29 Prozent der Wähler ent-
schieden sich erst sehr spät für eine 
Partei. 24,4 Prozent der Wähler splitte-
ten ihre Stimmen (Hilmer/Hilmer-Mül-
ler 2006, S. 183). 

 3,9 Prozent der Wähler entschieden 
sich für eine so genannte „andere Par-
tei“. Zusammen mit dem Ergebnis von 
PDS/Linke macht dies deutlich, dass 
die Zahl der Protestwähler steigt. 

 Vor allem junge männliche Ostdeut-
sche vergeben ihre Stimmen an extre-
me Parteien. Der unmittelbare Zusam-
menhang zur schwierigen sozialen Si-
tuation in den neuen Bundesländern ist 
hierin erkennbar.

Sozialstruktur und Milieus: 
Stammwähler

In der Vergangenheit konnten Wahlana-
lysen in der Tradition des soziologischen 
Ansatzes ihre Bedeutung immer wieder 
unter Beweis stellen (Korte 2009a, S. 
116). Auch für die Bundestagswahl 2005 
lässt eine entsprechende Untersuchung 
der Wahlergebnisse wichtige Rück-
schlüsse auf die Existenz unterschied-
licher Stammwählerschaften zu. Unter 
der Oberfläche des Gesamtergebnisses 
verbergen sich jedoch eine Reihe regio-
naler Unterschiede. (Tabelle 1)

Nach wie vor existiert in Deutschland 
ein geographisch unterschiedliches 
Wahlverhalten:
 So war die Union 2005 im Westen 

deutlich stärker als im Osten. 
 Die SPD musste in Ostdeutschland 

starke Verluste hinnehmen. Sie erzielte, 
anders als noch 2002, im Westen ein 
besseres Wahlergebnis. 
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SPD CDU/CSU Grüne FDP PDS/Linke Andere

2002 2005 2002 2005 2002 2005 2002 2005 2002 2005 2002 2005

West 38,3 35,1 40,8 37,5 9,4 8,8 7,6 10,2 1,1 4,9 2,8 3,5
Ost 39,8 30,4 28,3 25,3 4,8 5,2 6,4 8 16,8 25,3 3,9 5,8
Gesamt 38,5 34,2 38,5 35,2 8,6 8,1 7,4 9,2 4,0 8,7 3,0 3,9

Eigene Darstellung. Quelle: Bundeswahlleiter 2008.

Tab. 1: Wahlergebnis in West- und Ostdeutschland bei den Bundestagswahlen 2002 und 2005 (in Prozent)

Geschlecht SPD CDU/CSU Grüne FDP Die Linke Andere

Männlich 33 35 7 10 10 5
Weiblich 35 35 9 9 8 4
Alter

18–29 Jahre 35 29 10 11 8 7
30–44 Jahre 33 31 11 10 9 5
45–59 Jahre 35 34 8 9 11 3
60 und älter 34 43 5 9 7 2
Alter und Geschlecht

18–29 Mann 34 29 10 12 8 7
18–29 Frau 36 29 11 11 8 6
30–44 Mann 32 32 9 11 10 6
30–44 Frau 35 30 12 10 9 5
45–59 Mann 34 34 7 10 12 3
45–59 Frau 36 33 11 9 9 3
60+ Mann 34 42 4 10 8 3
60+ Frau 35 43 5 9 6 2
Gesamt 34,2 35,2 8,1 9,8 8,7 3,9

Eigene Darstellung. Quelle: Statistisches Bundesamt und Forschungsgruppe Wahlen 2005.

Tab. 2: Parteianteile nach Alter und Geschlecht bei der Bundestagswahl 2005 (in Prozent)

 Die FDP konnte im gesamten Bundes-
gebiet Stimmen hinzu gewinnen. Im 
Westen wurde sie erstmals wieder 
zweistellig. 

Konfession SPD CDU/CSU Grüne FDP Die Linke Andere

Katholisch 28 48 7 10 4 3
Evangelisch 40 34 9 10 4 3
Keine 38 23 13 12 10 5
Kirchgang

Jeden Sonntag 18 67 4 8 1 2
Ab und zu 32 45 7 11 3 3
Selten oder nie 39 33 9 10 5 3
Konfession und Kirchgang

Kath., jd. So. 15 72 3 8 1 2
Kath., ab und zu 26 51 7 10 2 4
Kath., selten o. nie 35 36 9 11 6 4
Evang., jd. So. 30 47 10 7 3 4
Evang., ab und zu 37 38 7 19 3 3
Evang., selten o. nie 43 13 9 10 5 3

Gesamt 35,1 37,5 8,8 10,2 4,9 3,9
Eigene Darstellung. Quelle: Statistisches Bundesamt und Forschungsgruppe Wahlen 2005.

Tab. 3: Parteianteile nach Konfession bei der Bundestagswahl 2005 in Westdeutschland (in Prozent)

 Die Grünen hingegen waren im Osten 
nach wie vor schwach; sie über-
sprangen nur knapp die Fünfprozent-
hürde. 

 Die Linke steigerte in Ost und West ih-
re Stimmenanteile. Während sie im 
Westen knapp an der Fünfprozenthür-
de scheiterte, konnte sie im Osten das 
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den und haben nach wie vor eine ge-
wisse Bedeutung für die Parteien. Ins-
besondere bei Reformschrit ten wie 
der Agenda 2010 sind die jeweiligen 
Stammwähler besonders zu pflegen 
(Korte 2005b, S. 18). Dies sind immer 
noch die basisverwurzelten und ext-
rem enttäuschungsresistenten Aktivis-
ten. Wer sich nur tagesorientiert an den 
Wechselwählern ausrichtet, verliert am 
Ende auch die sesshaften Stammwäh-
ler. Doch gerade sie wären bereit, un-
populäre Entscheidungen mit zu tra-
gen, wenn man sie einbindet und über-
zeugt. Zeitgleich wird die Gewinnung 
von Wechselwählern immer wichtiger. 
Deutliche Veränderungen gehen von 
der sinkenden Zustimmung der Wäh-
ler zu den Volksparteien aus. Hiervon 
können die kleinen Parteien profitieren, 
insbesondere die Linke im Osten als Al-
ternative zur SPD, aber auch die FDP, die 
der Union 2005 in Süddeutschland viele 
Stimmen kostete.

Parteiidentifikationen

Zusätzliche Facetten der Wahlentschei-
dung vom 18. September 2005 ergeben 
sich aus der Perspektive der individual-

Ergebnis der CDU erreichen und war 
somit zweitstärkste Kraft. (Tabelle 2) 

 Mit der Nominierung Angela Merkels 
zur Kanzlerkandidatin gingen keine 
besonderen Stimmengewinne der Uni-
on bei den Wählerinnen einher. Nur 
über 60-jährige Frauen wählten häufi-
ger die Unionsparteien als die SPD. In 
allen anderen weiblichen Altersgrup-
pen dominiert die SPD oder lag gleich-
auf mit der Union. 

 Je älter die Wähler waren, umso besser 
war das Wahlergebnis für die Union.

 Kleine Parteien waren in der Regel 
Männerparteien. Nur die Grünen wur-
den häufiger von Frauen als von Män-
nern gewählt. (Tabelle 3)

 Die Union konnte sich bisher immer auf 
eine, wenn auch schrumpfende Stamm-
wählerschaft aus dem katholischen 
Kirchgängermilieu stützen. Mit der 
Kanzlerkandidatur Angela Merkels, ei-
ner protestantischen, kinderlosen und 
zum zweiten Mal verheirateten weibli-
chen Ostdeutschen, brach die Partei 
mit der Tradition des männlichen, ka-
tholischen und westdeutschen Spitzen-
kandidaten. Dies führte jedoch zu kei-
nem massiven Stimmenverlust  (Roßteut-
scher 2007, S. 321). Auch wenn Angela 
Merkel nicht in dem Maße katholisches 
Wählerpotenzial erschließen konnte, 
wie dies Edmund Stoiber 2002 gelang, 
so vermochte sie doch ähnlich viele 
kirchlich gebundene Katholiken zu mo-
bilisieren wie Helmut Kohl 1998. 

 Die SPD hatte besonderen Rückhalt im
evangelischen Milieu; hier spielt die
Häufigkeit der Kirchgänge jedoch kei-
ne Rolle.

 Bei den kleinen Parteien überwog die 
konfessionslose Wählerschaft. (Tabel-
le 3)

 Die SPD errang ihr bestes Wahlergeb-
nis bei den Arbeitern; seit Regierungs-
antritt 1998 hatten die Sozialdemokra-
ten in diesem Bereich aber massive 
Verluste hinnehmen müssen. Sie lagen 
in dieser Bevölkerungsgruppe nur 
knapp vor der Union. Gewerkschaft-
lich gebundene Arbeiter waren aber 
weiterhin treue Wähler der SPD. Da 
ihre Zahl aber schrumpfte, sank somit 
auch der Anteil dieser traditionellen 
Klientel am Anteil aller SPD-Wähler.

 Gleiche Stimmenanteile erzielten die 
beiden Volksparteien in der Gruppe 
der Angestellten. 

 Die FDP erreichte ihr bestes Ergebnis 
bei den Selbstständigen, jedoch hinter 
Union und SPD. 

 Die Linke konnte bei den Arbeitslosen 
zahlreiche Stimmen gewinnen, lag 
aber hinter der SPD. Die Zahlen zeigen 
auch, dass die Linke von der Schwäche 
der SPD im Bereich der Gewerkschafts-
mitglieder profitieren konnte. 

 Die stärkste Gruppe bei den Wählern 
der Grünen waren Beamte und ge-
werkschaftlich gebundene Angestellte.

Grundsätzlich sind die traditionellen 
Wählermilieus noch nicht verschwun-

Berufstätig SPD CDU/CSU Grüne FDP Die Linke Andere

Berufstätig 34 34 9 11 8 5

Rentner 36 41 5 9 8 2
Arbeitslos 37 20 7 7 25 8
Berufsgruppe

Arbeiter 37 32 5 8 12 6
Angestellte 35 35 9 9 9 3

Beamte 33 38 11 10 5 3

Selbstständige 22 41 10 20 5 3

Landwirte 13 65 2 9 6 5
Gewerkschaftsmitglied

Ja 47 22 8 6 12 5
Nein 32 38 8 11 8 4
Arbeiter und Gewerkschaft

Mitglied 50 21 6 5 12 6
Kein Mitglied 34 36 5 8 12 6
Angestellte und Gewerkschaft

Mitglied 45 21 11 6 14 3
Kein Mitglied 34 37 9 10 8 3
Gesamt 34,2 35,2 8,1 9,2 8,7 3,9

Eigene Darstellung. Quelle: Statistisches Bundesamt 2005 und Forschungsgruppe Wahlen 2005.

Tab. 4: Parteianteile nach Berufsgruppen bei der Bundestagswahl 2005 (in Prozent)
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schen Erklärungsmodelle (Korte 2009a, 
S. 119). Zu untersuchen sind hierbei be-
sonders die Auswirkungen der Partei-
bindungen sowie des Kandidaten- und 
des Parteienimages. Allen drei Variab-
len kommt eine Wahl erklärende Bedeu-
tung zu. 
Verschiedene Befragungen seit der 
deutschen Einheit haben übereinstim-
mend ergeben, dass nach wie vor et-
wa zwei Drit tel der deutschen Wähler 
eine stabile persönliche Bindung an 
eine politische Partei besitzen. Sie ge-
hören damit eher zu den Stamm- als zu 
den Wechselwählern. Wer bei zwei 
aufeinander folgenden gleichen Wah-
len für verschiedene Parteien gestimmt 
hat, wird zu den Wechselwählern ge-
rechnet. Sie haben in den letzten zehn 
Jahren zugenommen. Diese Parteiiden-
tifikationen von rund zwei Drit teln der 
deutschen Wählerschaft wirken gemäß 
dem zugrunde gelegten Modell als Fil-
ter bei der persönlichen Wahrnehmung 
und bei der Bewertung von politischen 
Ereignissen. Die stabile Bindung an Par-
teien stellt eine Art Orientierungshilfe 
bei der Wahrnehmung des gesamten 
politischen Systems dar. Betroffen sind 
hiervon sowohl die Ausstrahlung und 
die Führungsqualitäten der einzelnen 
Kandidaten als auch die Problemlö-
sungskompetenzen von Regierung und 
Opposition. Durchgängig erscheinen 
dabei verständlicherweise die eigene 
Partei und ihr politisches Personal in ei-
nem günstigeren Licht. 
Allerdings hat das Ausmaß dieser Par-
teiidentifikation während der letzten 
Jahre abgenommen, im Osten sogar 
deutlicher als im Westen. Dieses Phäno-
men wird durch den Mitgliederschwund 
in den Parteien verschärft. 
Seit Mitte der 1970er Jahre haben al-
le Parteien deutlich Mitglieder verloren. 
Abgesehen von der Problematik, in ei-
ner Parteiendemokratie mit schwinden-
den Mitgliederzahlen zu leben, führt 
dieser Befund auch zu einer Aufwertung 
kurzfristig wirksamer Determinanten des 
Wahlverhaltens. Damit steigt gleichzei-
tig das Potenzial an Wechselwählern. 
Wiederum lassen sich Unterschiede zwi-
schen Ost und West feststellen. In den 
westlichen Bundesländern sind eher ei-
ne allmähliche Abschwächung und teil-
weise sogar eine Auflösung längerfris-
tiger Parteibindungen zu beobachten. 
Zum einen hat sich bei einem Teil der 
Wähler zunehmend eine distanziertere 
Haltung gegenüber den Parteien her-
ausgebildet. Zum anderen hat sich aber 
auch die Angebotsstruktur geändert. 
Das Aufkommen neuer Parteien und Ko-
alitionsoptionen hat fast zwangsläufig 
zu einer Umorientierung auf dem Wäh-
lermarkt geführt. Traditionelle Loyalitä-
ten, wie sie sich besonders in der Früh-

phase der Bundesrepublik Deutschland 
ausgebildet hatten, verlieren damit ten-
denziell ihren bislang beherrschenden 
Einfluss auf die Wahlentscheidung. Im 
Osten hingegen entwickeln sich solche 
Beziehungsmuster zwischen Parteien 
und Wählern noch beziehungsweise 
erst gar nicht. Es besteht kein Zweifel da-
ran, dass vorhandene Parteibindungen 
in den östlichen Bundesländern weniger 
fest sind. Entsprechend schwächer ist ihr 
Einfluss auf die individuelle Wahlent-
scheidung. Die Wähler im Osten orien-
tieren sich bislang stärker an kurzfristi-
gen Faktoren wie dem Erscheinungsbild 
der Kandidaten und der Kompetenz der 
Parteien. Insgesamt verlieren die Politi-
ker in Ost und West deutlich an Sym-
pathien. 

Kandidatenorientierung

Die CDU/CSU stellte 2005 mit einer ost-
deutschen, protestantischen Frau eine 
Kanzlerkandidatin auf, die nicht dem üb-
lichen Schema eines Unionsbewerbers 
entsprach. Bis auf den Zeitraum um die 
verlorene nordrhein-westfälische Land-
tagswahl herum erzielte Gerhard Schrö-
der dauerhaft höhere Popularitätswerte 
als Angela Merkel. Je näher der Wahl-
termin rückte, umso größer wurde sein 
Vorsprung, wenn dieser auch nicht ganz 
so groß wie gegenüber Edmund Stoiber 
2002 gewesen ist. Kurz vor der Wahl be-
fürworteten 53 Prozent der Befragten eine 
erneute Kanzlerschaft Schröders, nur 39 
Prozent unterstützten Merkel. Auch des-
halb nahm insbesondere in der Endphase 
der sozialdemokratischen Wahlkampag-
ne die Darstellung des Spitzenkandida-
ten breiten Raum ein. So erklärt sich auch 
der Auftritt Gerhard Schröders in der 
„Elefantenrunde“ am Wahlabend des 18. 
Septembers 2005. Sein Verhalten gegen-
über den Medienvertretern und der Spit-
zenkandidatin der Union resultierte aus 
der Überzeugung, nur durch persönliches 
Engagement eine Wahlniederlage der 
SPD verhindert zu haben.

Abb. 2: Kandidatenorientierung
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Angela Merkel musste hingegen nicht 
nur mit ihren eigenen Umfragewerten 
kämpfen. Für ihr Kompetenzteam wähl-
te sie Personen aus, die den Wählern 
nur schwer zu vermitteln waren. Zudem 
setzte die SPD auf eine starke Angrif fs-
strategie sowohl gegen die Spitzenkan-
didatin wie auch gegen ihr Team.
Die deutlichen Popularitätsunterschie-
de zwischen den beiden Kandidaten 
weisen aber auch auf etwas anderes 
hin: Wäre das Personalangebot der 
Parteien das einzig und allein entschei-
dende Kriterium bei der Wahl gewesen, 
wie von einigen Medien suggeriert wur-
de, hätte das Ergebnis für die SPD ein 
Triumph sein müssen. Tatsächlich aber 
gibt es kein monokausales Wählerver-
halten, was auch die vorangegangenen 
Kapitel deutlich gemacht haben.

Politische Streitfragen

Wichtigstes zu lösendes Problem war 
für die Deutschen kurz vor der Bundes-
tagswahl 2005 die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Hierin spiegelten sich 
die für die Deutschen wichtigen Wahl-
kampfthemen Wirtschaft und Soziales 
wider. An zweiter und drit ter Stelle ran-
gierten die Probleme „(steigende) Prei-
se, (sinkende) Löhne“ und „Wirtschafts-
lage“. Diese stehen ebenfalls mit dem 
Themengebiet der Wirtschafts- und So-
zialpolitik in Verbindung.

Politische Streitfragen 

Abb. 3: Pol it ische Stre itfragen 

In Prozent. Eigene Darstellung. Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: Umfrage vor der Wahl 09/05.
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DIE BUNDESTAGSWAHLEN 2005 
ALS CRITICAL ELECTIONS

heit verhalten optimistisch. Gesucht ist 
die Qualität des problemlösenden Re-
gierens. Gefragt sind starke und vitale 
Parteien, die mehr sind als nur Agentu-
ren für Sprachregelungen. Gewinner 
werden die sein, die sich einem Gestal-
tungsauftrag stellen und sich nicht nur 
mit Aufräumarbeiten zufrieden geben.
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Jede Partei konkurriert im Wahlkampf 
mit eigenen Konzepten für die Lösung 
politischer Streit fragen beziehungs-
weise Probleme um Wählerstimmen. 
Als besonders kompetent bei der Behe-
bung des Problems der Arbeitslosigkeit 
gilt die Union. 41 Prozent der Befragten 
trauten ihr die Schaffung neuer Arbeits-
plätze zu, der SPD hingegen nur 21 Pro-
zent.
Gleiches gilt für die Parteikompetenz 
im gesamten Bereich der Wirtschafts-
politik Auch hier hat die Union mit 40 
Prozent einen deutlichen Vorsprung vor 
den Sozialdemokraten (25 Prozent). 
Es wird aber deutlich, dass die den 
Parteien zugeschriebenen Problemlö-
sungskompetenzen noch kein Garant 
für den Gewinn des Wahlkampfes sind. 
Zwar konnte die Union in den wichti-
gen Fragen der Wirtschaftspolitik ei-
nen deutlichen Vorsprung vor der SPD 
verzeichnen. Wirtschaftskompetenz ist 
aber keine hinreichende Voraussetzung 
für den Erfolg im Wahlkampf. Die Union 
büßte an Zustimmung ein, weil sie wie 
2002 erneut die ökonomische Effizienz 
ins Zentrum ihrer Kampagne rückte, oh-
ne allerdings bis zu deren Ende noch in 
ausreichendem Maße über zugeschrie-
bene Kompetenzen in diesem Bereich 
zu verfügen (Korte 2005b, S. 16). Die 
SPD lit t an dem von vielen Bürgern er-
fahrenen Widerspruch zwischen alltäg-
lich erlebter sozialer Ungerechtigkeit 
und dem Anspruch, immerwährende 
Schutzmacht der kleinen Leute zu sein. 
Die Wähler hatten sich bei der Bundes-
tagswahl mehrheitlich gegen eine wei-
tere kommunikative Ökonomisierung 
der Lebenswelten entschieden (Walter 
2005). Die Bürger votierten nicht gegen 
eine Agenda-Politik, aber gegen die 
sich ausbreitende Macht einer primär 
kaufmännischen Sichtweise. 
Die Agenda 2010 kam in ihrer Ausrich-
tung einem Paradigmenwechsel gleich. 
Es bedeutete das Ende einer „Sozialde-
mokratisierung der Gesellschaft“ (Miel-
ke 2005) – eines Allparteien-Konsenses: 
der Hinwendung zum Sozialstaat und 
einer Orientierung an der Verteilungs-
gerechtigkeit als Verheißung einer de-
mokratischen Gesellschaft. Die Abkehr 
von dieser Tradition wurde durch den 
Umbau des Sozialstaates überpartei-
lich eingeleitet (Hennecke 2005). Die 

rhetorische und klassenkämpferisch an-
gelegte Re-Traditionalisierung im Wahl-
kampf der SPD entlarvten hingegen die 
Bürger als Kampagne. Sie widersprach 
der Alltagserfahrung der Bürger mit den 
rot-grünen Gesetzen. Auch die eindi-
mensionale Reduzierung der Botschaft 
der Union im Wahlkampf auf Steuer-
fragen führte unmittelbar in eine Öko-
nomisierungsfalle. Beide Angebote der 
großen Parteien wurden vom Wähler 
abgestraft: die gefühlte Aufkündigung 
von Sozialstaatlichkeit und Staatsrä-
son im Konzept der Union ebenso wie 
die negative Gerechtigkeitsbilanz von 
Rot-Grün. Dahinter steckt mehr als nur 
der Wunsch nach einem verklärenden 
Sozialstaat. Vielmehr lässt sich dahin-
ter das Anliegen entdecken, nicht alle 
Lebenswelten nur ökonomisch zu defi-
nieren: nach Leistungsparametern der 
Wettbewerbsgesellschaft, nach Out-
put-Effizienz.
Wahlen sind somit auch in Umbruchzei-
ten weiterhin auf Stimmenmaximierung 
ausgerichtet. Doch tendenziell haben 
sich die Bedingungen des Er folges im 
politischen Wettbewerb allmählich ver-
ändert. Unpopuläres hat zukünftig un-
ter den aufgezeigten Bedingungen ei-
ne Chance zur Mehrheitsbildung. Das 
verdeutlicht auch gerade das Ergebnis 
der Bundestagswahl. Das Set an Bedin-
gungen zur neuen Mehrheitsmobilisie-
rung stimmt aus Sicht der Wahlbürger 
gerade in Zeiten ökonomischer Knapp-

Welche Partei kann am besten neue Arbeitsplätze
schaffen?
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41

22
29

38

19

SPD CDU/
CSU

keine SPD CDU/
CSU

keine

2005 2002

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen: jeweils Umfragen Woche vor der
BTW.
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VOM VIELPARTEIENSYSTEM ZUM BIPOLARISMUS – UND WIEDER ZURÜCK

Veränderungen in der Parteienlandschaft
Frank Decker

Die Funktionslogik 
parlamentarischer Systeme

Es gehört zu den politikwissenschaftli-
chen Binsenwahrheiten, dass der Cha-
rakter eines Regierungssystems maß-
geblich von den Strukturen des Partei-
ensystems bestimmt wird, die innerhalb 
der von der Verfassung konstituierten 
Staatsorgane wirken und deren Funk-
tionieren prägen. Als Bindeglied zwi-
schen Staat und Gesellschaft und Ver-
mittler im institutionellen Gefüge sind 
die Parteien die eigentlichen Träger 
des Regierungsprozesses. Dies gilt ins-
besondere für die parlamentarischen 
Systeme, deren – auf dem Gegenüber 

von regierender Mehrheit und Opposi-
tion basierende – Funktionslogik ohne 
ideologisch und organisatorisch fest-
gefügte Parteien nicht vorstellbar wäre.
Die konkrete Ausprägung der parla-
mentarischen Funktionslogik unter-
scheidet sich unter den Regierungs-
systemen allerdings erheblich. Folgt 
man der Demokratietypologie des nie-
derländischen Politikwissenschaftlers 
Arend Lijphart1, hängt sie zum einen 
vom Vorhandensein und der Stärke der 
institutionellen Vetospieler ab, die den 
Handlungsspielraum der parlamen-
tarisch bestellten Regierungsmehrheit 
begrenzen. Handelt es sich dabei um 
Institutionen, die sich auf eine unmit-
telbare oder mittelbare demokratische 
Legitimation stützen können, sind auch 
im parlamentarischen System Konstel-
lationen eines „divided government“ 
denkbar, bei der die an der Gesetz-
gebung beteiligten Organe von unter-
schiedlichen Parteien kontrollier t wer-
den. Beispiele sind die „cohabitation“ 
im semi-präsidentiellen Regierungssys-
tem der V. Französischen Republik oder 
der Dualismus von Regierungsmehrheit 
und Bundesrat im deutschen „Parteien-
bundesstaat“.2
Zum anderen stellt sich die Frage, ob 
und wieweit die Macht innerhalb der 
parlamentarisch bestellten Regierung 
zwischen verschiedenen Parteien ge-
teilt ist. Auch hier gibt es unter den 
parlamentarischen Systemen ein wei-
tes Spektrum, das bei den einfarbigen 
Regierungen im britischen Westmins-
ter-Parlamentarismus beginnt und bis 
zu einer verkappten Allparteienkoa-
lition reichen kann. Je mehr Parteien 
an einer Koalition beteiligt sind und je 
größer der Stimmen- bzw. Mandatsan-
teil ausfällt, über den sie gemeinsam 
verfügen, um so stärker weicht das 
System von der Lehrbuchvorstellung 
des „alternierenden“ Regierungsmo-
dells ab, das in annähernder Reinform 
nur in Großbritannien und den soge-
nannten Westminster-Demokratien ver-
wirklicht ist. Das alternierende Modell 
basiert auf dem Gegenüber von zwei 
großen Parteien, die sich in der Über-
nahme der Regierungsmacht einander 
ablösen. Dies gibt dem Wähler einen 
denkbar großen Einfluss, da er durch 
seine Entscheidung einen vollständigen 
Regierungswechsel herbeiführen kann. 
In den Konsenssystemen kommen sol-
che vollständigen Wechsel dagegen 
nur im Ausnahmefall vor. Hier sorgt 
der Zwang zur Koalition zwar für eine 

größere Repräsentativität der Regie-
rungspolitik, doch wird der Einfluss des 
Wählers auf die Regierungsbestellung 
gerade dadurch begrenzt. Die richti-
gen Folgerungen aus dem Wahlergeb-
nis zu ziehen, bleibt zumeist ganz den 
Parteien bzw. Parteiführungen überlas-
sen, die nach dem Wahltag über die 
Regierungsbildung verhandeln.
Anders als in der Literatur gelegentlich 
behauptet, wird das Wettbewerbsprin-
zip, auf dem die parlamentarische Par-
teiendemokratie wesensmäßig basiert, 
durch den Konsensualismus nicht auf-
gehoben, sondern lediglich „transfor-
miert“. Anstelle des gegnerschaftlichen 
Antagonismus zweier politischer Lager 
treten eine Vielzahl miteinander rivali-
sierender Parteien, die gleichwohl in der 

Die Funktionslogik parlamentarischer 
Systeme ist ohne Parteien nicht denkbar. 
Allerdings kann sich diese Funktionslo-
gik erheblich unterscheiden. Je abhän-
gig von der Struktur des Parteiensystems 
bringen Wahlen mehrheits- oder kon-
sensdemokratische Modelle hervor. Das 
deutsche Regierungssystem erfüllt die 
Kriterien einer Konsensdemokratie nur 
formell und müsste aufgrund des starken 
Parteienwettbewerbs eher in der Nähe 
der Mehrheitsdemokratie angesiedelt 
sein. Vor diesem demokratietheoreti-
schen Hintergrund analysiert Frank De-
cker die Veränderungen der deutschen 
Parteienlandschaft. Das bei der Grün-
dung der Bonner Republik 1949 noch 
bestehende Vielparteiensystem entwi-
ckelte sich in Richtung einer stabilen 
Zweieinhalb-Parteien-Struktur, die über 
mehr als zwei Jahrzehnte hinweg mit 
ihrem „eingebauten“ Koalitionszwang 
Bestand hatte. Die Stabilität dieser 
Struktur wurde Mitte der 1980er Jahre 
durch die parteipolitische Etablierung 
der Grünen verändert. Das nunmehrige 
Vierparteiensystem konnte sich jedoch 
nicht verfestigen. Es wurde durch rechts-
extreme und -populistische Parteien 
fragmentiert, bis schließlich mit dem Bei-
tritt der neuen Länder ein Fünfparteien-
system entstand. Der Beitrag schließt mit 
einem Ausblick auf die Bundestagswahl 
2009 und erörtert – unter Zugrundele-
gung der Koalitionssignale und Zustim-
mungswerte der Wähler zu den ver-
schiedenen Varianten – die Konsequen-
zen des neuen Fünfparteiensystems für 
die Koalitionsbildung nach der Wahl. 
Darüber hinaus wird in drei Szenarien 
die zukünftige Entwicklung des Parteien-
systems skizziert. 
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VERÄNDERUNGEN IN DER 
PARTEIENLANDSCHAFT

Vom Vielparteiensystem zum 
Bipolarismus – und wieder zurück

Das deutsche Regierungssystem wird 
in der politikwissenschaftlichen Kom-
paratistik üblicherweise als Mischform 
zwischen Mehrheits- und Konsensde-
mokratie eingestuft.4 Für die konsensu-
ellen Elemente zeichnet insbesondere 
die stark ausgeprägte konstitutionelle 
Gewaltenteilung verantwortlich. Nicht 
nur, dass die Bundesrepublik über 
ein mit Normenkontrollbefugnis aus-
gestattetes Verfassungsgericht verfügt, 
das im Vergleich der westlichen De-
mokratien zu den stärksten seiner Art 
zählt. Auch der Bundesrat übt als zwei-
te parlamentarische Kammer erhebli-
chen Einfluss auf die Regierungspolitik 
aus, indem er im überwiegenden Teil 
der Gesetzgebungsverfahren gleichbe-

Lage sein müssen, in einer möglichen 
gemeinsamen Regierung vertrauensvoll 
zusammenzuarbeiten. Im Unterschied 
zum mehrheitsdemokratischen West-
minster-System wird der Wettbewerb 
in den Konsensdemokratien deshalb 
nicht ausschließlich vom Gegensatz 
zwischen Regierung und Opposition 
beherrscht. So wie die Koalitionspar-
teien innerhalb der Regierung weiter 
Konkurrenten bleiben, können auf der 
anderen Seite die Oppositionsparteien 
nach Bedarf in die Regierungszusam-
menarbeit einbezogen werden. Am 
weitesten in dieser Hinsicht geht das in 
den skandinavischen Ländern verbrei-
tete Modell der Minderheitskabinette, 
das die Regierungsparteien auch ins-
titutionell auf die Unterstützung eines 
„stützenden“ oder „tolerierenden“ Part-
ners angewiesen macht.3

Von welchen Bedingungen hängt es 
nun ab, ob die Strukturen des Parteien-
systems eher ein mehrheitsdemokrati-
sches oder ein konsensdemokratisches 
Modell hervorbringen? In der Politik-

wissenschaft neigte man lange Zeit 
dazu, den entscheidenden Einfluss auf 
die Regierungsform dem Wahlrecht zu-
zuschreiben. Tatsächlich wird die Zahl 
der im Parlament vertretenen Parteien 
maßgeblich durch die Grundentschei-
dung für ein mehrheitsbildendes oder 
proportionales Wahlsystem bestimmt. 
Wie das französische Beispiel zeigt, 
kann es Vielparteiensysteme aber 
auch unter den Bedingungen eines 
Mehrheitswahlrechts geben. Umge-
kehrt schließt das Verhältniswahlrecht 
eine Konzentration auf wenige Partei-
en nicht aus. Dies deutet darauf hin, 
dass das Wahlrecht nicht die eigentli-
che Ursache der Parteiensystemstruktur 
sein kann. Die Entscheidung für dieses 
oder jenes Wahlsystem ist kein Zufall, 
sondern durch die Konfliktlinien (Clea-
vages) innerhalb der Gesellschaft vor-
geprägt. Je mehr solcher Konfliktlinien 
existieren, umso größer ist die Frag-
mentierung und vermutlich auch die 
(sozialstrukturelle oder ideologische) 
Polarisierung des Parteiensystems.

Bundestagswahl 
1949: Das Viel-
parteiensystem 
stand bei der 
Gründung der 
Bonner Republik 
noch weitgehend 
in der Tradition 
von Weimar. Im 
Übrigen hat ein 
findiger Seifen-
hersteller aus 
Düsseldorf schon 
frühzeitig das 
nahende Wirt-
schaftswunder 
entdeckt und sei-
ne Werbung in-
mitten der Wahl-
plakate platziert.
picture alliance/dpa
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rechtigt mitwirkt. Die gestiegene Macht 
des Bundesrates liegt zum einen in der 
Entwicklung des föderalen Systems be-
gründet, das die Kompetenzen der Län-
der zugunsten des Bundes immer mehr 
ausgezehrt und die Länder dafür mit 
zusätzlichen Beteiligungsrechten in der 
Zweiten Kammer entschädigt hat. Zum 
anderen hängt sie mit dem Umstand 
zusammen, dass die parteipolitischen 
Mehrheitsverhältnisse zwischen beiden 
Kammern seit den 1970er Jahren zuneh-
mend auseinanderfielen. Aufgrund der 
geringen Bedeutung der Landespolitik 
konnten die Wähler die Gelegenheit 
der Landtagswahlen zur kostengünsti-
gen Abmahnung der gerade amtieren-
den Bundesregierung nutzen, die ihre 
Position in der Länderkammer dadurch 
systematisch verschlechterte.5

Der so entstehende Konsensbedarf 
hätte leicht befriedigt werden können, 
wenn das parlamentarische System 
ebenfalls auf ein konsensuelles Zusam-
menwirken der politischen Akteure pro-
grammiert gewesen wäre. Legt man die 
Unterscheidungskriterien von Lijphart 
zugrunde, er füllt die Bundesrepublik 
die Kriterien einer Konsensdemokratie 
(Koalitionsregierung, exekutiv-legisla-
tive Gewaltenteilung und Mehrpartei-
ensystem) hier allerdings nur formell. 
Auf einem Kontinuum müsste sie mit ih-
rem dualistisch strukturierten und stark 
gegnerschaftlich ausgerichteten Par-
teienwettbewerb eher in der Nähe der 
Mehrheitsdemokratie angesiedelt wer-
den. Die daraus resultierenden Regie-
rungsprobleme, die von der Politikwis-
senschaft bereits in den 1970er Jahren 
hellsichtig analysiert wurden6, hat Fritz 
Scharpf einmal in das schöne Bild ge-
fasst, wonach die Parteien hierzulande 
gleichzeitig aufeinander einschlagen 
(auf der parlamentarischen Ebene) und 
miteinander kooperieren sollen (auf der 
föderalen Ebene).7

Komplexes Vielparteiensystem in 
der Tradition von Weimar

Dass die Entwicklung des Parteiensys-
tems die Herausbildung eines West-
minster-ähnlichen Regierungsmodells 
ermöglichen würde, war bei Gründung 
der Bonner Republik noch nicht abseh-
bar. So wie es sich mit der ersten Bun-
destagswahl 1949 herauskristallisierte, 
stand dieses System noch weitgehend 
in der Tradition von Weimar. Auf der lin-
ken Seite blieb die Spaltung zwischen 
Sozialdemokraten und Kommunisten er-
halten, und auf der rechten Seite bilde-
ten sich eine Reihe von rechtsextremen, 
regionalistischen und Interessenpartei-
en, so dass insgesamt ein komplexes 
Vielparteiensystem entstand. Neben 
Kontinuität gab es aber auch Zeichen 
des Neuanfangs. Dazu zählten zum ei-

nen die durch die Schwäche der KPD 
verursachte Machtverschiebung inner-
halb der Linken, und zum anderen die 
Überwindung der traditionellen Spal-
tung des Liberalismus (in einen freisinni-
gen und nationalen Flügel) durch Grün-
dung der FDP. Die wichtigste Neuerfin-
dung des bundesdeutschen Parteien-
systems war freilich die CDU/CSU, die 
sich im Unterschied zum katholischen 
Zentrum der Weimarer Republik aus-
drücklich als konfessionsübergreifen-
de Partei betrachtete. Auf dieser Basis 
einer Sammlungsbewegung gelang es 
der Union schon bei der ersten Bundes-
tagswahl 1949, sämtliche Konkurrenten 
im bürgerlichen Lager zu überflügeln.

Entwicklung einer stabilen 
Zweieinhalb-Parteien-Struktur

In der unmittelbar darauf einsetzen-
den Konzentrationsphase entwickelte 
sich das Vielparteiensystem in Richtung 
einer stabilen Zweieinhalb-Parteien-
Struktur, die über die gesamten 1960er 
und 1970er Jahre hinweg Bestand 
hatte.8 Für den raschen Rückgang der 
Fragmentierung waren zunächst institu-
tionelle Gründe ausschlaggebend. Auf 
der einen Seite hatte das Verfassungs-
gericht die rechtsextreme SRP und die 
linksextreme KPD 1952 bzw. 1956 ver-
boten. Auf der anderen Seite sorgte das 
1952 verabschiedete Wahlgesetz da-
für, dass kleineren Parteien der Zugang 
zum Parteiensystem durch die neu ein-
geführte Fünf-Prozent-Hürde erschwert 
wurde. Das modifizierte Verhältnis-
wahlrecht stellte eine Konsequenz aus 
den negativen Weimarer Er fahrungen 
dar, die später auch anderen Ländern 
als Vorbild diente. Es ermöglichte der 
Union, die bürgerlichen „Brückenpar-
teien“ BHE und DP zu vereinnahmen, 
die mit ihr und der FDP zusammen die 
Regierung stellten.
Letztere übernahm im Wettbewerb 
zwischen den beiden großen Parteien 
die Funktion eines Scharniers, das den 
Regierungswechsel zweimal (1969 und 
1982) ermöglichte. Das Standardmo-
dell der „kleinen Koalition“, dem die je-
weils andere Volkspartei als annähernd 
gleich starke Opposition gegenüber-
stand, wurde nur im Zeitraum 1966 bis 
1969 vorübergehend verlassen.9 Auch 
wenn dieses Modell keinen perfekten 
Dualismus begründete, sorgte es doch 
dafür, dass sich die Bundestagswahlen 
zu quasi-plebiszitären Regierungs- oder 
Kanzlerwahlen herausbildeten. Union 
und SPD trugen dem Rechnung, indem 
sie die Wahlen zu einer grundlegenden 
Richtungsentscheidung stilisierten und 
ihre jeweiligen Kanzlerkandidaten pro-
minent hervorhoben. Die Parteien blie-
ben bei der Regierungsbildung zwar 
insoweit autonom, als sie sich auf die 

angestrebten Koalitionen vorab nicht 
immer klar festlegten. Dies ermöglich-
te 1966 die Bildung der Großen Ko-
alition ohne vorherige Neuwahl und 
erleichterte nach der Bundestagswahl 
1969 das Zusammengehen von SPD und 
FDP. Dass ein Regierungswechsel ohne 
oder gegen eine solche Festlegung nur 
unter hohen Risiken durchführbar ist, 
zeigte sich allerdings bei der „Wende“ 
1982/83, als vorgezogene Neuwahlen 
anberaumt werden mussten, um die mit 
Hilfe der FDP ins Amt gekommene neue 
Regierung unter Helmut Kohl nachträg-
lich zu legitimieren.10

Die Etablierung der Partei der Grünen

Die Ära der Stabilität des deutschen Par-
teiensystems währte bis etwa Mitte der 
1980er Jahre. Der fortwährende Kon-
zentrationsprozess, der zu Beginn der 
1960er Jahre zur Herausbildung eines 
Zweieinhalb-Parteiensystems mit Uni-
on, SPD und FDP geführt hatte, wurde 
lediglich durch die sogenannte „zweite 
Welle“ des Rechtsextremismus kurzzei-
tig unterbrochen, die die 1964 gegrün-
dete NPD ab Mitte der 1960er Jahre in 
mehrere Landtage spülte. Bei der Bun-
destagswahl 1969 unterschrit ten die 
Rechtsextremen die Fünf-Prozent-Hürde 
nur knapp. Danach fielen sie jedoch 
rasch in elektorale Bedeutungslosigkeit 
und konnten auch in den Ländern an ih-
re Er folge nicht mehr anknüpfen.
Am linken Rand des politischen Spekt-
rums verlief die Entwicklung anders. Hier 
gelang den aus der Bürgerinitiativ- und 
Friedensbewegung hervorgegangenen 
Grünen Listen, die sich ausgangs der 
1970er Jahre zur Partei der Grünen ver-
einigten, die dauerhafte Etablierung. 
Zunächst eine radikale Protestpartei, 
wuchsen die Newcomer schnell in die 
politische Verantwortung hinein. Nach-
dem sie 1983 erstmals in den Bundes-
tag eingezogen waren, kam es bereits 
1985 zu einer Regierungskoalition mit 
den Sozialdemokraten auf Landesebe-
ne (in Hessen), der zahlreiche weitere 
rot-grüne Bündnisse folgten. Der Wahl-
sieg von SPD und Grünen bei der Bun-
destagswahl 1998 ging auch darauf 
zurück, dass es letzteren gelungen war, 
die Freien Demokraten ab Mitte der 
1990er Jahre vom angestammten drit-
ten Platz im Parteiensystem zu verdrän-
gen. Diese Position konnten die Grünen 
auch als Regierungspartei er folgreich 
behaupten.

Tendenzen der Fragmentierung in 
den 1980er Jahren

Noch ehe es sich konsolidiert und zu 
einer neuen bipolaren Struktur verfes-
tigt hatte (mit dem bürgerlichen Lager 
aus Union und FDP auf der einen und 
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die Stärke der postkommunistischen 
PDS erreichen die drei linken Partei-
en (SPD, Linke/PDS und Grüne) in den 
neuen Ländern zusammengenommen 
höhere Stimmenanteile als das bür-
gerliche Lager. Lediglich in Sachsen 
und Thüringen hatten Union und FDP 
bei den vergangenen Landtagswahlen 
noch die Nase vorn. Anders stellt sich 
die Situation in den alten Bundeslän-
dern dar. Bis zum Jahre 2005 ist es hier 
bei der bipolaren Struktur mit zwei na-
hezu gleich starken Lagern (Schwarz-
Gelb versus Rot-Grün) geblieben, die 
sich ab Mitte der 1980er Jahre her-
ausgebildet hatte. Das Hinzutreten der 
Linken bzw. WASG hat an den elek-
toralen Kräfteverhältnissen wenig ge-
ändert, nur dass die linken Stimmen 
sich jetzt auf drei Parteien verteilen. 
Bleibt die Linkspartei von der Koaliti-
onsbildung ausgeschlossen oder liegt 
sie unterhalb der Fünf-Prozent-Hürde, 
wirkt sich dieses Quasi-Viereinhalb-
parteiensystem zugunsten der Union 
aus, die dann als mutmaßlich stärkste 
Partei die Wahl hat, entweder mit der 
FDP (wenn es für eine Mehrheit beider 
Parteien reicht), den Sozialdemokraten 
oder vielleicht sogar mit den Grünen 
zu regieren. 
Die Umstände, die zur Entstehung der 
gesamtdeutschen Linkspartei geführt 
haben, haften uns noch so im Ge-
dächtnis, dass sie hier nicht im Einzel-
nen rekapituliert werden müssen.15 Be-
trachten wir sie deshalb in einer his-
torischen Perspektive. Auch wenn sich 
Geschichte bekanntlich nicht wieder-
holt, ist doch erstaunlich, dass in den 
beiden Perioden (1966 bis 1982 und 
1998 bis heute), in denen in der Bun-
desrepublik Sozialdemokraten Regie-
rungsverantwortung getragen haben, 
neue Parteien im linken politischen 
Spektrum entstanden sind. Gewiss wä-
re es irreführend, die Grünen, die sich 
in den 1980er Jahren als vierte Kraft im 
Parteiensystem erfolgreich etablierten, 
eine SPD-Abspaltung zu nennen. Die 
Ökologiebewegung, aus der sie her-
vorgetreten sind, wurde aber erst durch 
die für Umweltfragen wenig empfäng-
liche Wirtschaftspolitik des sozialde-
mokratischen Kanzlers Helmut Schmidt 
zu einer für die SPD gefährlichen Grö-
ße. Weil diese die Bedeutung des 
Jahrhundertthemas nicht erkannt hat-
te (von Ausnahmen wie Erhard Eppler 
abgesehen), konnten die Grünen sich 
auf dem ökologischen Pol einer neuen 
„postmaterialistischen“ Konfliktlinie po-
sitionieren und damit Wähler binden, 

Rot-Grün auf der anderen Seite), wurde 
das Vierparteiensystem in den 1980er 
Jahren durch andere Entwicklungen 
herausgefordert.11 Eine davon war die 
auf allen Ebenen sinkende Wahlbetei-
ligung, die von einer gelockerten Bin-
dung der Wähler an die Parteien und 
das demokratische System kündete. 
Dass ein Teil der Wahlenthaltung auf 
Frustration und Unzufriedenheit zurück-
zuführen war, konnte man auch an den 
gleichzeitig wachsenden Stimmenan-
teilen der „sonstigen“ Parteien ablesen, 
von denen sich manche als ausdrück-
liche Protestparteien verstanden. Den 
Hauptnutzen daraus zogen erneut die 
rechtsextremen Vertreter, die sich nun 
vor allem im populistischen Gewan-
de präsentierten. Die drit te Welle des 
Rechtsextremismus hob ausgangs der 
1980er Jahre an und ist bis heute nicht 
abgerissen. Auf ihr konnten die 1983 
als Abspaltung von der CSU entstan-
denen Republikaner (REP) drei Mal und 
die 1987 gegründete DVU des Münche-
ner Verlegers Gerhard Frey acht Mal in 
die Landesparlamente einziehen. Hinzu 
kam der Wahlerfolg der Republikaner 
bei der Europawahl 1989, als sie mit 7,1 
Prozent das bis heute beste Ergebnis 
einer rechtsextremen Partei auf natio-
naler Ebene verbuchten. An der NPD 
lief diese Entwicklung zunächst vorbei 
– wenn man von einem singulären Kom-
munalwahlerfolg in Frankfurt am Main 
Ende der 1980er Jahre einmal absieht. 
Die extremste der drei Rechtsaußenpar-
teien sollte erst wieder im Jahre 2004 
in Sachsen an ihre einstige Stärke an-
knüpfen, das sie zuvor gezielt zur Hoch-
burg ausgebaut hatte. Mit ihrem neuer-
lichen Erfolg in Mecklenburg-Vorpom-
mern im September 2006 hat die NPD 
inzwischen die Führungsrolle im rechts-
extremen Lager übernommen, während 
die so verheißungsvoll gestarteten Re-
publikaner heute nur noch ein Schatten-
dasein fristen. Auch ideologisch gemä-
ßigtere Neugründungen wie die Statt-
Partei in Hamburg, die Partei Arbeit 
für Bremen und Bremerhaven oder die 
Schill-Partei waren nicht in der Lage, 
ihre Anfangserfolge auf Dauer zu stel-
len und zu einer festen Größe im Partei-
ensystem zu werden. Besonders krass 
zeigte sich dieses Unvermögen bei der 
Schill-Partei, die bei der Hamburger 
Bürgerschaftswahl im September 2001 
mit 19,4 Prozent mehr Stimmen erzielt 
hatte als sämtliche Newcomer vor ihr.12

Beitritt der neuen Länder führt 
zum Fünfparteiensystem

Haben sich die Fragmentierungsten-
denzen im Parteiensystem der alten 
Bundesrepublik seit den 1980er Jahren 
kontinuierlich aufgebaut, so kam es mit 
der deutschen Einheit 1990 zu einem 

weiteren, abrupten Einschnitt. Der Bei-
trit t der neuen Länder bescherte dem 
gesamtdeutschen Parteiensystem eine 
fünfte Partei in Gestalt der SED-Nach-
folgepartei PDS, die entgegen den 
ursprünglichen Erwartungen aus der 
deutschen Politik nicht verschwand, son-
dern überraschend schnell wieder Trit t 
fasste. Dank ihrer Stärke in den neuen 
Ländern schaffte die PDS bei den Bun-
destagswahlen 1990, 1994 und 1998 
dreimal hintereinander den Sprung 
in den Bundestag, bevor sie 2002 an 
der Fünf-Prozent-Hürde scheiterte. Ihre 
gesamtdeutschen Ergebnisse blieben 
aber zunächst noch zu schwach, um 
die Bildung einer Mehrheitsregierung 
nach dem vertrauten Muster zu verei-
teln. Dies sollte sich im Jahre 2005 dra-
matisch ändern. Die Gründung einer 
linken Wahlalternative im Westen aus 
Protest gegen die von der rot-grünen 
Bundesregierung eingeleiteten Sozial-
reformen und deren Wahlbündnis mit 
der PDS ermöglichte den Postkommu-
nisten eine Verbreitung ihrer Wähler-
basis in die Altbundesländer, wo sie 
bis dahin gänzlich erfolglos gewesen 
waren. Der Er folg der Linkspartei.PDS, 
die ihr Ergebnis von 2002 nahezu ver-
doppeln konnte, führte dazu, dass es 
bei der vorgezogenen Bundestagswahl 
2005 für keines der beiden politischen 
Lager (Rot-Grün oder Schwarz-Gelb) 
mehr zur Mehrheit reichte.13 

Die Pluralisierung des linken Lagers

Seit der deutschen Einheit haben wir 
es in der Bundesrepublik mit zwei re-
gional unterschiedlichen Parteiensyste-
men zu tun. Im Osten entstand nach der 
Wende zunächst ein Fünfparteiensys-
tem mit drei großen bzw. mittelgroßen 
(Union, SPD und PDS) sowie zwei klei-
neren Parteien (FDP und Bündnis 90/
Grüne). Dieses System entwickelte sich 
Mitte der 1990er Jahre auf eine Drei-
parteienstruktur mit Union, SPD und 
PDS zurück, wobei die Postkommunis-
ten zu den beiden Volksparteien immer 
mehr aufschließen konnten. Mit dem 
Wiedererstarken von FDP und Grünen 
liegt auch diese Phase inzwischen hin-
ter uns. Nimmt man die gelegentlichen 
Wahlerfolge der Rechtsaußenparteien 
hinzu, zeichnet sich die Parteienland-
schaft im Osten mithin durch eine hohe 
und weiter wachsende Fragmentierung 
aus.14 Drei im Schnitt annähernd gleich 
starken „Mittelparteien“ stehen hier bis 
zu drei kleinere Parteien gegenüber, 
deren jeweilige Stimmenanteile sowohl 
zwischen den Bundesländern als auch 
im zeitlichen Verlauf enormen Schwan-
kungen unterliegen.
Charakteristisch für das ostdeutsche 
Parteiensystem ist des Weiteren seine 
strukturelle Asymmetrie. Bedingt durch 
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die ansonsten wahrscheinlich bei der 
Sozialdemokratie gelandet (oder ver-
blieben) wären.
Anders stellte sich die Situation im Jah-
re 2005 dar. Ob der Protest gegen die 
Sozialreformen Gerhard Schröders, 
der zur Entstehung der WASG in den 
alten Bundesländern geführt hat, eine 
neue gesellschaftliche Konfliktlinie be-
gründet, können wir dahingestellt sein 
lassen. Selbst wenn es so wäre, würde 
er an die Bedeutung des Ökologiethe-
mas auf keinen Fall heranreichen. Ab-
lesbar ist dies zum einen daran, dass 
die WASG organisatorisch tatsächlich 
eine SPD-Abspaltung darstellt. Sol-
chen Abspaltungen liegen in der Re-
gel gerade keine neuen Konfliktlinien 
zugrunde. Stattdessen entspringen 
sie der Kritik, dass sich die Herkunfts-
partei von den alten Konfliktlinien, die 
ihre Identität ausmachten, in unzuläs-
siger Weise entfernt habe. Zum ande-
ren hätte die WASG ohne die Fusion 
mit der PDS wohl kaum das Potenzial 
gehabt, sich als politische Kraft jen-
seits der SPD zu etablieren. Vermutlich 
wäre sie wie viele andere Protestpar-
teien vor ihr von der Bildfläche rasch 
wieder verschwunden. So aber stellte 
das Zusammengehen der bis dahin rein 
ostdeutschen PDS mit der westdeut-
schen SPD-Abspaltung eine „win-win-
Situation“ dar, die dem Lehrbuch der 
Spieltheorie entnommen sein könnte: 
Die WASG wurde von der PDS „Hu-
ckepack“ in den Bundestag getragen, 
und die PDS war ihrem lang ersehnten 
Wunsch, auch im Westen der Republik 
anzukommen, endlich nähergerückt.16 
Die Etablierung der gesamtdeutschen 
Linken entsprach also einer einmalig 
günstigen „Gelegenheitsstruktur“, die 
von den maßgeblichen Akteuren auf 
beiden Seiten erkannt und gekonnt 
ausgenutzt wurde.
Gemessen am Wählerzuspruch hat das 
Auftreten dreier konkurrierender Partei-
en dem linken Lager nicht geschadet, 
im Gegenteil: Sieht man von der Bun-
destagswahl 1990 ab, die den bürgerli-
chen Parteien unter dem unmittelbaren 
Eindruck der deutschen Einheit noch-
mals einen klaren Sieg bescherte, lag 
der zusammengenommene Stimmen-
anteil der linken Parteien (SPD, Grü-
ne und PDS/Linkspartei) ab 1994 stets 
über dem Rekordergebnis, das die SPD 
bei der Bundestagswahl 1972 erreicht 
hatte (45,8 Prozent), als es ihr zum ers-
ten Male gelungen war, die Union als 
stärkste politische Kraft zu überflügeln. 
Bei den Bundestagswahlen 1998, 2002 
und 2005 verfügten die politische Linke 
elektoral sogar über die absolute Mehr-
heit, lag sie mit Werten zwischen 50,9 
und 52,7 Prozent mehr oder weniger 
deutlich vor dem bürgerlichen Lager. 
Als regelrechte Hegemonie entpuppt 

sich die Situation in Ostdeutschland, 
wo SPD, Linkspartei und Grüne bei der 
letzten Bundestagswahl fast doppelt 
so viele Stimmen bekommen haben wie 
CDU und FDP (61,0 vs. 33,2 Prozent). 
Seit 1994, dem Jahr der zweiten Runde 
der Landtags- und Bundestagswahlen 
in der früheren DDR, erreicht die politi-
sche Linke damit eine elektorale Stärke, 
die sie in der deutschen Geschichte nie 
zuvor besessen hat. (Abbildung 1)
Theoretisch lässt sich der positive Ef-
fekt der Pluralisierung leicht erklären: 
Mehrere Parteien, die innerhalb eines 
bestimmten Spektrums auftreten und im 
Wettbewerb unterschiedliche perso-
nelle und programmatische Angebote 
machen, können ein gegebenes Wäh-
lerpotenzial umfassender ausschöpfen 
als eine Partei allein.17 Das Hinzutre-
ten von Grünen und Linkspartei wür-
de die Volkspartei SPD demnach ein 
Stückweit davon entlasten, Positionen 
mit abzudecken, die von ihren linken 
Konkurrenten ebenfalls (und womög-
lich authentischer) vertreten werden. 
Auf diese Weise könnte sie ihr Augen-
merk stärker auf die Wähler der Mit-
te richten und die Auseinandersetzung 
mit der anderen Volkspartei führen. 
Strategisch hätte das einen doppel-
ten Vorteil. Zum einen würde es den 
zusammengenommenen Stimmenanteil 
der linken Parteien vergrößern, was 
nützlich sein könnte, wenn die Akteure 
ein Linksbündnis tatsächlich anstreben. 
Zum anderen könnte ein Kurs der Mitte 
aber auch als Absage an ein solches 
Bündnis und Präferenz für eine „zentris-
tische“ Koalition interpretiert werden. 

Insofern mag das Vielparteiensystem 
den geschrumpften Volksparteien zwar 
Gelegenheit zu einer schärferen pro-
grammatischen Konturierung geben; 
die Vielfalt der rechnerisch möglichen 
und politisch denkbaren Koalitionen 
zwingt sie jedoch gleichzeitig zu grö-
ßerer strategischer Flexibilität. Welche 
Fehler einem dabei unterlaufen können, 
hat der missglückte Öffnungsversuch 
der SPD gegenüber der Linken nach 
der hessischen Landtagswahl im Früh-
jahr 2008 gezeigt. 

Ein Ausblick auf die 
Bundestagswahl 2009

Die Konsequenzen der Pluralisierung 
des Parteiensystems für die Koalitions-
bildung stellen sich im Bund anders dar 
als in den Ländern und in den neuen 
Ländern wiederum anders als in den 
alten. In den neuen Ländern hat die 
Stärke der PDS dafür gesorgt, dass 
diese schon nach der zweiten Runde 
der Landtagswahlen in die Regierungs-
verantwortung mittelbar eingebunden 
wurde (beginnend in Sachsen-Anhalt). 
Gleichzeitig führte die relative Schwä-
che von FDP und Grünen in Verbin-
dung mit der strukturellen Hegemonie 
des linken Lagers dazu, dass das Stan-
dardmodell der „kleinen Koalition“ die 
Ausnahme blieb und – von einem Fall18 
abgesehen – auch keine lagerüber-
greifenden Dreier-Koalitionen gebildet 
werden konnten oder mussten.19 
In den alten Bundesländern folgte die 
Regierungsbildung demgegenüber bis 

Abbildung 1: Elektorale Stärke der linken Parteien bei den Parlamentswahlen 
in Deutschland, 1871–2005. (Zur Linken gerechnet werden sozialdemokratische, 
sozialistische, kommunistische und links-ökologische Parteien)
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2005 gegenüber, lässt sich durchaus 
eine größere Offenheit der Beteiligten 
für neue Optionen feststellen. SPD und 
Union bleiben die jeweiligen Wunsch-
partner von FDP und Grünen, die eine 
Zusammenarbeit mit der ihnen ferner 
stehenden Volkspartei inzwischen aber 
ebenfalls für denkbar halten, das heißt 
nicht mehr von vornherein ausschlie-
ßen. Können wir daraus ableiten, ob 
ein Dreierbündnis – und wenn ja wel-
ches – die Große Koalition nach der 
Bundestagswahl beerbt? (Tabelle 1) 
Um die Frage zu beantworten, gilt es zu-
nächst festzuhalten, auf welches Maß 
an Akzeptanz die verschiedenen Ko-
alitionsvarianten in der Wählerschaft 
stoßen. Fragt man sämtliche Wähler 
nach Zustimmung oder Ablehnung, wie 
es die demoskopischen Institute in un-
regelmäßigen Abständen tun, so sind 
die Werte freilich nur begrenzt aussa-
gefähig. So dürfte z.B. eine Große Ko-
alition automatisch davon profitieren, 
dass ihre Teile bei den Wahlen einen 
sehr viel größeren Stimmanteil auf sich 
vereinigen, als es eine kleine Koalition 
tut. Sinnvoller erscheint es von daher, 
die Akzeptanzwerte der Koalitionen zu 
der für das jeweilige Bündnis potenzi-
ell erreichbaren Wählerschaft in Bezie-
hung zu setzen. Dabei kann man auf 
die Zahlen der sogenannten Sonntags-
frage zurückgreifen. (Tabelle 2) 
Die Zahlen zeigen, dass die Koaliti-
onspräferenzen der Parteien, wie sie in 
der Koalitionssignalmatrix dargestellt 
sind, von ihren Wählern weitgehend 
geteilt werden. Die größte Akzeptanz 
erfahren die beiden Wunschkoalitionen 
Schwarz-Gelb und Rot-Grün. Nachdem 

zum Auftreten der WASG weitgehend 
dem durch die bipolare Vierparteien-
struktur vorgegebenen Muster. Auch 
nach Etablierung der gesamtdeutschen 
Linken sollten deren westlicher Ableger 
noch so schwach bleiben, dass klei-
ne Zweier-Koalitionen oder sogar Al-
leinregierungen nach dem vertrauten 
Modell weiter möglich blieben (so in 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Bremen, Niedersachsen, Hamburg, 
Bayern und – im zweiten Anlauf – Hes-
sen). In keinem einzigen Fall musste ei-
ne Große Koalition gebildet werden.
Vergleicht man die Parteiensysteme der 
neuen und alten Länder mit dem Partei-
ensystem auf Bundesebene, ergibt sich 
also der folgenschwere Befund, dass 
ausgerechnet das letztgenannte das 
für die Koalitionsbildung schwierigs-
te ist. Weil die neu entstandene Linke 
aufgrund ihrer Stärke in Ostdeutsch-
land gesamtdeutsch mit einem in etwa 
doppelt so hohen Stimmenanteil rech-
nen kann wie im Durchschnitt der West-
länder, ist die Wahrscheinlichkeit hier 
nämlich deutlich geringer, dass es für 
die herkömmlichen Zweier-Koalitionen 
noch zu Mehrheiten reicht. Für sich ge-
nommen würde die abweichende Ent-
wicklung vermutlich kein großes Prob-

lem darstellen. In der Bundesrepublik 
war es aber bisher stets so, dass neue 
Koalitionsformate im Bund über die Län-
derpolitik angebahnt wurden. Besteht 
in den Ländern keine Notwendigkeit, 
lagerübergreifende Dreier-Koalitionen 
zu bilden, müsste eine entsprechende 
Koalition auf Bundesebene also ohne 
vorherigen Probelauf auskommen.
Diese Situation zwingt die Parteien 
zu einer Flexibilisierung ihres Koaliti-
onsverhaltens. In der Vergangenheit 
waren es nicht nur die zumeist klaren 
arithmetischen Mehrheitsverhältnisse, 
sondern auch die zumeist klaren koali-
tionspolitischen Festlegungen der Par-
teien, die für einen Automatismus der 
Mehrheitsbildung sorgten. Unter den 
Bedingungen des Fünfparteiensystem 
sind die Akteure dagegen gefordert, 
ihre – positiven oder negativen – Ko-
alitionspräferenzen verdeckt zu halten, 
um mögliche Optionen nicht voreilig 
aus der Hand geben. Gerade damit 
laufen sie jedoch Gefahr, einen Teil ih-
rer potenziellen Wähler zu verprellen, 
die von ihnen ein klares koalitionspoli-
tisches Bekenntnis erwarten.20

Stellt man die bisher mit Blick auf die 
Bundestagswahl gesendeten Koaliti-
onssignale den Signalen vor der Wahl 

Tabelle 1: Koalitionssignale vor der Bundestagswahl 2009

CDU/CSU SPD FDP Grüne Linke

CDU/CSU – 0 +2 0 -2
SPD 0 – +1 +2 -2
FDP +2 0 – 0 -2
Grüne -2 +2 0 – -1
Linke -2 +1 -2 +1 –

Quelle. Eigene Darstellung. Die „Zeilenpartei“ macht eine Aussage zur „Spaltenpartei“. 0 steht für kein 
erkennbares, 1 für ein implizites und 2 für ein ausdrückliches Koalitionssignal. Das Vorzeichen macht 
deutlich, ob es sich um ein positives oder negatives Koalitionssignal handelt. 

Tabelle 2: Zustimmungswerte zu den verschiedenen Koalitionsvarianten 
bezogen auf die Anhängerschaft der beteiligten Parteien

Schwarz-
Gelb Rot-Grün Schwarz-

Grün
Große Koa-
lition Jamaika Ampel Rot-Rot-Grün

Juli I 2005 47 / 51 / 92 23 / 36 / 64 - 47 / 71 / 66 - - -
Aug. I 2005 39 / 50 / 78 27 / 37 / 73 - 50 / 70 / 71 - - 14 / 46 / 30
Sep. III 2005 45 / 45 / 100 - - 45 / 72 / 63 36 / 53 / 68 30 / 51 / 59 15 / 51 / 29
Okt. I 2005 - - - 63 / 73 / 86 28 / 53 / 53 21 / 48 / 44 14 / 50 / 28
Juli 2006 - - - - 28 / 56 / 50 27 / 50 / 54 16 / 46 / 35
Nov. I 2006 - - - 36 / 66 / 55 - - -
Feb. I 2008 36 / 48 / 75 35 / 37 / 95 - 33 / 71 / 46 27 / 55 / 49 26 / 44 / 59 18 / 47 / 38

Feb. II 2008 - - 30 / 47 / 64 - - - 19 / 48 / 40

Aug. 2008 - - - - - - 17 / 46 / 37

Jan. I 2009 40 / 51 / 78 32 / 34 / 94 25 / 48 / 52 37 / 66 / 56 - - 15 / 44 / 34

März I 2009 44 / 52 / 85 - - 33 / 61 / 54 - 26 / 49 / 53 14 / 44 / 32

Die erste Zahl gibt die in der Umfrage ermittelte Zustimmung in der Gesamtbevölkerung (in Prozent) für die jeweilige Koalitionsoption wieder, die zweite Zahl 
die aufaddierten Werte in der Sonntagsfrage (in Prozent) der die Koalitionen bildenden Parteien. Die dritte, fettgedruckte Zahl ist die daraus errechnete Zu-
stimmung zu den Koalitionsoptionen bezogen auf die Anhängerschaft der beteiligten Parteien (in Prozent). Quelle: Eigene Berechnungen anhand von Zahlen 
der Forschungsgruppe Wahlen.
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Rot-Grün im Vorfeld seiner erwarteten 
Abwahl im Jahre 2005 stark an Rück-
halt verloren hatte, konnte sich die Op-
tion anschließend bei Werten von über 
90 Prozent stabilisieren; die bürgerliche 
Koalition erfuhr die größte Zustimmung 
mit 100 Prozent unmittelbar vor der Bun-
destagswahl 2005. Ihr aktueller Wert 
(Januar 2009) liegt bei 78 Prozent. Die 
Kohäsion ist im bürgerlichen Lager also 
etwas geringer als bei Rot-Grün.
Auf die erwartungsgemäß geringste 
Akzeptanz stößt ein Zusammengehen 
von Rot-Grün mit der Linkspartei, das 
nur von einer Minderheit der Wähler 
der drei Parteien unterstützt wird. Die 
Quote liegt seit 2006 recht stabil bei 
Werten zwischen 30 und 40 Prozent. 
Unter den lagerübergreifenden Bünd-
nissen genießt die Große Koalition den 
stärksten Rückhalt. Dieser ist aber nach 
den Vorschusslorbeeren unmittelbar 
nach Amtsantrit t, als 86 Prozent der Uni-
ons- und SPD-Wähler das Zusammen-
gehen ihrer Parteien guthießen, deut-
lich schwächer geworden und Anfang 
2008 sogar unter die 50-Prozent-Marke 
gefallen. Die im Zuge der Finanzkrise 
veränderte politische Großwetterlage 
könnte ein Grund dafür sein, dass der 
Wert seit Ende 2008 wieder leicht an-
gestiegen ist.
Auch die zwischenzeitlich vorhande-
ne Erwärmung für Schwarz-Grün hat 
sich als vorübergehende Erscheinung 
erwiesen. Gleiches gilt für die Jamai-
ka-Koalition. Stieß diese im unmittel-
baren Nachgang der Bundestagswahl 
bei mehr als zwei Drit teln ihrer Wähler 
auf Zuspruch, hat sich die Euphorie seit 
Amtsantrit t der Großen Koalition mit 

Werten um die 50 Prozent schnell ver-
flüchtigt. Ungefähr gleichauf liegen die 
zuletzt (März 2009) ermittelten Zustim-
mungswerte zur Ampel-Koalition. Ver-
gleicht man die drei lagerübergreifen-
den Koalitionen miteinander, lässt sich 
eine Präferenz der Wählerschaft für ein 
bestimmtes Modell also nicht erkennen. 
Mit Blick auf die Positionen der eigenen 
Klientel erscheint ein Zusammengehen 
der FDP mit Rot-Grün aus heutiger Sicht 
eher vorstellbar als ein Zusammenge-
hen der Grünen mit Schwarz-Gelb. 
Gegen die Ampel als wahrscheinliche 
Regierungsvariante spricht allerdings, 
dass die Zustimmung für das Modell 
unter den beteiligten drei Partnern sehr 
unterschiedlich ausfällt: Unter den SPD- 
und Grünen-Anhängern ist sie deut-
lich größer als unter den Anhängern 
der Liberalen. Wäre die FDP-Führung 
bereit, eine solche Koalition einzuge-
hen, um nach elf Jahren Abstinenz in 
jedem Falle an die Regierung zurückzu-
kehren, stünde sie angesichts der kla-
ren koalitionspolitischen Orientierung 
ihrer Wähler auf die Union vor einer 
schwierigen Gratwanderung. Nicht 
nur, dass sie in einer Koalition mit SPD 
und Grünen weniger eigene Positionen 
durchsetzen könnte als in einer um die 
Grünen erweiterten bürgerlichen Koa-
lition. Die Ampel wäre außerdem auf 
die Unterstützung der Unionsmehrheit 
im Bundesrat angewiesen, wo sie nach 
jetzigem Stand über lediglich sieben 
Stimmen verfügt. Ob eine aus der Re-
gierung herauskatapultierte Union die-
se Unterstützung leisten würde, ist frag-
lich. Das Modell wäre also gar nicht 
regierungstauglich. Stellt man die ins-

titutionellen Widrigkeiten mit in Rech-
nung, dürfte es sich auch für die SPD 
eher anbieten, die Option fallenzulas-
sen und als gleichberechtigter Partner 
in der Großen Koalition zu verbleiben. 
Die Union würde die Unwägbarkeiten 
eines Bündnisses mit Grünen und FDP 
gegen die relative Verlässlichkeit der 
bestehenden Regierung ohnehin kaum 
eintauschen, in der sie ja als vermut-
lich stärkste Partei weiter die Kanzlerin 
stellen könnte. Dies gilt zumal mit Blick 
auf die CSU, die in einer solchen Kons-
tellation noch anfälliger für Extratouren 
wäre. Unter all diesen Bedingungen 
spricht wenig dafür, dass die Große 

Prof. Dr. Frank Decker ist Professor 
für Politische Wissenschaft an der Rhei-
nischen Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn. Seine Lehr- und Forschungsgebie-
te sind das deutsche Regierungssystem 
und die Vergleichende Regierungslehre. 
Zuletzt erschien von ihm „Die Verfassung 
Europas“ (Wiesbaden 2009; heraus-
gegeben mit Marcus Höreth).
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Ampelkoalition? 
Gegen die 
„Ampel“ als 
mögliche Regie-
rungsvariante 
spricht, dass die 
Zustimmung unter 
den drei beteilig-
ten Partnern 
sehr unterschied-
lich ausfällt: 
Unter SPD- 
und Grünen-
Anhängern ist sie 
deutlich größer 
als unter den 
Anhängern der 
Liberalen.
picture alliance/dpa
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Koalition schon 2009 von einem neuar-
tigen Dreierbündnis abgelöst wird. 

Welches Parteiensystem der Zukunft? 
Drei Szenarien

Wie wird sich das deutsche Parteien-
system über 2009 hinaus entwickeln? In 
der Politikwissenschaft herrscht inzwi-
schen weitgehend Einigkeit, dass eine 
neuerliche Konzentrationsphase eher 
nicht zu erwarten ist.21 Insbesondere 
geht man davon aus, dass die Linke gu-
te Chancen hat, sich als gesamtdeut-
sche Partei auch im Westen der Repu-
blik fest zu etablieren, während auf der 
anderen Seite eine Neugründung im 
Mitte-Rechts-Lager trotz widriger Be-
dingungen nicht sicher ausgeschlossen 
werden kann.
Welche Folgen das für die Koalitions- 
und Regierungsbildung hat, bleibt 
einstweilen noch offen. Drei Szenari-
en lassen sich ausmalen. Szenario eins 
könnte man als das österreichische 
Modell bezeichnen – die Perpetuie-
rung der Großen Koalition. Dieses Sze-
nario würde auf eine extreme Variante 
des Konsenssystems hinauslaufen, die 
schon aus prinzipiellen demokratiethe-
oretischen Überlegungen heraus nicht 
erstrebenswert ist. Außerdem würde sie 
der gegnerschaftlich geprägten Logik 
des deutschen Parteiensystems wider-
sprechen. Das zweite Szenario wäre 
ein mehrheitsdemokratisches. Kommt 
es in den alten Ländern und ab 2013 
auch im Bund zu einer Zusammenarbeit 
der Linken mit Rot-Grün, könnte das 
bundesdeutsche Parteiensystem in ei-
ne neue Ära der Bipolarisierung eintre-
ten, in der sich zwei koalitionspolitisch 
festgefügte Lager als Antipoden ge-
genüberstehen. Die Konstellation wäre 
damit ähnlich derjenigen in den acht-
ziger und neunziger Jahren – mit dem 
Unterschied, dass sich das linke Lager 
jetzt aus drei Parteien zusammensetz-

te. Mit Blick auf die föderale Struktur 
der Bundesrepublik wahrscheinlicher 
ist Szenario drei. Es unterstellt ein 
Nebeneinander verschiedener Regie-
rungs- und Koalitionsformate in den 
Ländern, von denen jedes als Modell 
für den Bund in Frage kommt bzw. kei-
nes ausgeschlossen werden kann. Die 
Bundesrepublik würde sich damit auf 
die Systeme der skandinavischen und 
Benelux-Länder zuzubewegen. Unter 
Demokratiegesichtspunkten erscheint 
dieses Szenario als das erquicklichste, 
weil es Konsens- und Wettbewerbs-
orientierung des Parteiensystems am 
besten vereint. Gleichzeitig verlangt es 
Parteien und Wählern am meisten ab. 
Die ersteren müssten lernen, ihre kon-
frontativen Neigungen zurückzustellen 
und pfleglicher miteinander umzuge-
hen, die letzteren akzeptieren, dass 
am Ende nicht sie, sondern die Partei-
en bzw. die Parteiführungen über die 
Regierungsbildung entscheiden. 
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WÄHLERVERHALTEN – EINFLUSSFAKTOREN UND VERÄNDERUNGEN

Wählerverhalten im Zeichen 
strukturierter Vielfalt
Rainer-Olaf Schultze

Wählerentscheidungen sind komplex

In Wahlen kristallisieren sich bekannt-
lich individuelle Präferenzen zu kollek-
tiven Entscheidungen. Wählerentschei-
dungen sind komplex – gebildet aus 
kurzfristigen Einflussfaktoren und aus 
dauerhaften strukturellen Determinan-
ten und deren längerfristig wirksamen 
Veränderungen.1 Zu den Langfristde-
terminanten zählen (a) die gesellschaft-
lichen und politischen Rahmenbedin-

gungen, insbesondere die Wirtschafts- 
und Sozialstruktur eines Landes, das 
politische Institutionensystem, etwa die 
Wirkungen von Wahlrecht und Wahl-
system, die Medienlandschaft; (b) 
die sozialstrukturelle Verankerung der 
Wähler in Primär- und Sekundärumwel-
ten; durch sie stellt sich der Bezug zu 
den gesamtgesellschaftlichen Konflik-
ten (Cleavages) her sowie (c) die Par-
teiidentifikation und die politisch-ideo-
logischen Grundorientierungen, beide 
erworben im Sozialisationsprozess. Zu 
den Kurzzeiteinflüssen zählen poli-
tisch-situative wie politisch-konjunktu-
relle Einflussfaktoren, etwa (a) die kon-
kreten Wettbewerbsbedingungen, Par-
teien- und Parteiensystemkonstellatio-
nen sowie (b) das Kandidaten- und 
Programmangebot der Parteien und 
insbesondere die strit tigen Sachthe-
men (Issues) während des Wahlkamp-
fes (vgl. Schultze 1991; Broschek/
Schultze 2006). Zwischen den einzel-
nen Einflussfaktoren bestehen komple-
xe Wechselwirkungen, deren Richtung 
und Gewicht genau zu bestimmen 
schwer fällt. Die Wahlforschung kons-
tatiert dabei im bundesrepublikani-
schen Politikprozess seit geraumer Zeit 
nachhaltige Wandlungstendenzen so-
wohl in den Partizipationsmustern der 
Wähler – Individualisierung und Vo-
latilität als Folge instrumentell-rationa-
ler sowie Kosten-Nutzen orientierter 
Wählerentscheidungen – als auch auf 
der Angebotsseite des Wählermarktes 
– konkret tief greifende Bindungs-
verluste und Performanzprobleme der 
Volksparteien von Union und Sozial-
demokratie, verbunden mit der Plura-
lisierung des Parteienangebotes und 
der Herausbildung eines „fluiden Fünf-
Parteiensystems“ (Niedermayer 2008). 
Und dennoch existieren – wenn auch 
auf reduziertem Niveau – bis heute 
unverändert strukturelle Bindungen, 
folgt das Wahlverhalten tradierten 
Mustern; es ist gekennzeichnet von 
beidem, von „strukturierter Vielfalt“ 
(Schultze 2003). 
Zu konstatieren sind in der 60-jährigen 
Wahlgeschichte zudem Zäsuren, in der 
„alten“ Bundesrepublik markiert durch 
die Wahlen der Jahre 1953 und 1983 
und die damit verbundenen Prozesse 
der Konzentration und Dekonzentrati-
on in Wählerverhalten und Parteien-
system sowie nach der Wiedervereini-

gung markiert durch die Wahlen der 
Jahre 1994 und 2005 und die damit 
verbundenen Fragmentierungen und 
Asymmetrien in Wählerverhalten und 
Parteiensystem zunächst in Ost- und 
dann auch in Westdeutschland. 

Partizipation

Das Wählerverhalten war in der Ver-
gangenheit, zumal im Westen, lange 
Zeit relativ klar konturiert und ver-
gleichsweise stabil. So lag beispiels-
weise die Wahlbeteiligung bei Bundes-
tagswahlen zwischen 1953 und 1987 
kontinuierlich über 85 Prozent, in den 
1970er Jahren sogar über 90 Prozent. 
Die Teilnahme bei Wahlen wurde von 
der großen Bevölkerungsmehrheit als 
staatsbürgerliche Pflicht begrif fen, der 
Wahlakt selbst galt deshalb unange-
fochten als die bedeutsamste Form po-
litischer Partizipation. Seit der soge-
nannten „partizipatorischen Revoluti-
on“ (Kaase) der 1970er Jahre gilt diese 
„Wahlnorm“ indessen nicht mehr unein-
geschränkt (vgl. Völkl in Rattinger et al. 
2007). Die politische Beteiligung wird 
seither stärker auch mit anderen For-
men konventioneller wie unkonventio-
neller Partizipation wahrgenommen, 
wodurch sich die Bedeutung des Wahl-
aktes deutlich relativierte, zumal Wahl 
und Nicht-Wahl zunehmend und in 
größerer Zahl auch taktisch und instru-
mentell praktiziert werden. Hinzu kom-
men Politiker- und Parteienverdruss. Ins-
gesamt führte dies zu einem deutlichen 
Rückgang der Wahlbeteiligung auf al-
len Wahlebenen und in so gut wie al-
len Wählergruppen, wenngleich in un-
terschiedlichem Ausmaß (vgl. Schultze 
1995; Steinbrecher 2007). Die Beteili-
gung erreichte seit den 1990er Jahren 
bei den von der Wahlforschung soge-
nannten „second order elections“, also 
bei den in ihrer Bedeutung von den 
Bürgern als „nachrangig“ eingestuften 
Europa- und Kommunalwahlen nur 
mehr zwischen 40 und 50 Prozent, bei 
den Landtagswahlen zwischen 50 und 
60 Prozent, wobei die Rate in den neu-
en Bundesländern in der Regel noch-
mals geringer ausfällt. In einzelnen 
Wählergruppen, etwa bei Erst- und 
Jungwählern, lag und liegt die Beteili-
gung bei diesen Wahlen inzwischen 
um einiges unter 40 Prozent. Im interna-

Wenngleich Wählerentscheidungen im-
mer noch tradierten Mustern und Bin-
dungen folgen, sind seit geraumer Zeit 
Wandlungstendenzen im Wählerverhal-
ten und eine wachsende Skepsis gegen-
über Wahlen zu beobachten. Waren bis 
in die 1980er Jahre die konfessionelle 
und wohlfahrtsstaatliche Konfliktlinie für 
ein stabiles Wählerverhalten ausschlag-
gebend, führte das Spannungsfeld zwi-
schen ökologisch- versus wachstumsori-
entierter Politik zur Herausbildung einer 
ökologischen Konfliktlinie und damit zu 
einer Lockerung herkömmlicher Partei-
bindungen. Eine weitere Zäsur war die 
deutsche Wiedervereinigung, die als 
Reflex auf die unterschiedlichen Sozial-
strukturen und politischen Regionalkul-
turen Gegensätze im Wählerverhalten 
zwischen Ost und West nach sich zog. 
Die Bindungsverluste der etablierten 
Volksparteien, Alternativen im Parteien-
angebot und die zunehmende Bedeu-
tung kurzfristiger Wahlentscheidungen 
werden zukünftig – auch im Hinblick auf 
die Bundestagswahl des Jahres 2009 
– ausschlaggebend sein. Auf der Grund-
lage dieser Analyse zieht Rainer-Olaf 
Schultze wahlsoziologische Schlüsse 
für die kommende Bundestagswahl: 
Die Wählerentscheidungen werden sich 
wohl stärker an Kosten-Nutzen-Erwä-
gungen orientieren und könnten den 
beiden großen Parteien Verluste und 
den kleinen Zugewinne bescheren. 
Letztlich stehen die Wählerinnen und 
Wähler vor einem Dilemma: Angesichts 
des „Multioptionswahlkampfs“ wird ko-
alitionstaktisches Wählen zum bloßen 
Lotteriespiel. Es ist also durchaus 
möglich, dass sich Wählerinnen und 
Wähler wieder auf politische Grund-
überzeugungen und Parteipräferenzen 
besinnen. 
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WÄHLERVERHALTEN IM ZEICHEN 
STRUKTURIERTER VIELFALT

staatliche Ausprägung des Konfliktes 
von Kapital und Arbeit mit dem Ziel so-
zialstaatlicher Umverteilung und Egali-
sierung auf dem einen und neo-liberal, 
marktwir tschaftlicher Orientierung auf 
dem anderen Pol – zwischen gewerk-
schaftlich organisierten versus nicht-
organisierten Wählermilieus (s. Abbil-
dung 1). 
Vermittelt (bzw. für die empirische Ana-
lyse operationalisiert) werden die 
langfristigen Bindungen der Wähler-
schaft an bestimmte Parteien bis heute 
zum einen insbesondere durch Ge-
werkschaftsmitgliedschaft, zum ande-
ren durch Kirchenbindung und Kirch-
gangshäufigkeit. Denn gewerkschaftlich 
organisierte Wähler aus der Arbeiter-
schaft votierten bei den Bundestagswah-
len zwischen 1976 und 2002 mit im Schnitt 
deutlich über 60 Prozent für die SPD und 
damit weit stärker als die nicht gewerk-
schaftlich gebundenen Wähler (vgl. 
Schultze 2000; Kornelius et al. 2005). 

tionalen Vergleich ist wenigstens die 
Beteiligung bei Bundestagswahlen mit 
knapp über bzw. unter 80 Prozent bei 
den Wahlen der jüngeren Vergangen-
heit noch vergleichsweise hoch (s. Ta-
bellen 1 und 2). 
Allerdings zeigt der Trend auch hier 
deutlich nach unten. Die Bewertung 
fällt je nach Standort gegensätzlich 
aus: Während die einen und aus der 
Sicht der realistisch-elitären Demo-
kratietheorie weniger in niedriger 
Wahlbeteiligung als in überstarker 
Mobilisierung Gefahren für die demo-
kratische Stabilität sehen und in die-
sem Zusammenhang an die Radikali-
sierung von Rechts und Links in der 
Weimarer Republik und den Aufstieg 
Hitlers und der Nationalsozialisten an 
der Wahlurne erinnern, ist der Rück-
gang der Wahlbeteiligung für die an-
deren ein klares Indiz für Legitimati-
onsprobleme in der Demokratie (vgl. 
Roth 1992; Renz 1997). Ganz sicher je-
doch äußert sich darin die wachsende 
Skepsis gegenüber der Wahl als dem 
wichtigsten Element repräsentativ-de-
mokratischer und konventioneller Parti-
zipation.

Alte und neue Konfliktlinien

Bestimmt wird das Wahlverhalten in 
starkem Maße von Sozialstruktur und 
Parteiidentifikation, von alten und neu-
en Konfliktlinien und deren Vermitt-
lungsinstanzen in Gesellschaft und Po-
litik, die allerdings in der jüngeren Ver-
gangenheit durch den tief greifenden 
Werte- und Sozialstrukturwandel in 
der Gesellschaft, insbesondere in De-
mographie, Berufswelt und Lebensstil 
sowie schließlich durch die Wiederver-
einigung nachhaltige Veränderungen 
erfahren haben. 
Von den traditionellen vier sozialen 
Hauptkonflikten, denen die Wahlfor-
schung seit den bahnbrechenden mak-
rosoziologischen Untersuchungen von 
Stein Rokkan und Seymour M. Lipset 
(1967) eine herausgehobene Bedeu-
tung für die Formierung und Struktur 
der europäischen Parteiensysteme bei-
misst, spielten in der alten Bundesrepu-
blik zwei Cleavages eine besondere 
Rolle: (a) die konfessionelle Konfliktlinie 
mit den Polen klerikal-katholische ver-
sus nicht-katholisch, libertär/anti-kleri-
kale Wählermilieus; (b) die wohlfahrts-

Tabelle 1: Die Ergebnisse bei Bundestagswahlen, 1949-1987 (ab 1953 Zweitstimmenanteile)

Wahljahr 1949 1953 1957 1961 1965 1969 1972 1976 1980 1983 1987

Wahlbeteiligung 78,5 86,0 87,8 87,7 86,8 86,7 91,1 90,7 88,6 89,1 84,3

Zahl sich bewerbender 
Parteien 16 17 14 9 11 13 8 17 15 13 21

CDU/CSU 31,0 45,2 50,2 45,2 47,6 46,1 44,9 48,6 44,5 48,8 44,3
SPD 29,2 28,8 31,8 36,2 39,3 42,7 45,8 42,6 42,9 38,2 37,0
FDP 11,9 9,5 7,7 12,8 9,5 5,8 8,4 7,9 10,6 7,0 9,1
Grüne1 - - - - - - - - 1,5 5,6 8,3
Sonstige 27,92 16,53 10,34 5,7 3,6 5,55 1,0 0,9 0,5 0,5 1,4
Union + SPD 60,2 74,0 82,0 81,4 86,9 88,8 90,7 91,2 87,4 87,0 81,3

1 ab 1994 Bündnis 90/Die Grünen

Quelle: Die Daten in dieser und den nachfolgenden Tabellen entstammen, sofern nicht gesondert nachgewiesen, der amtlichen Wahlstatistik zu der jeweiligen 
Wahl; für 1998: Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Wahl zum 14. Bundestag am 27. September 1998, 5 Hefte, Wiesbaden 1998–2000.

Tabelle 2: Zweitstimmenanteile bei Bundestagswahlen in den alten und neuen Bundesländern, 1990-2005

Wahljahr 1990 1994 1998 2002 2005

Wahlgebiet ABL NBL BRD ABL NBL BRD ABL NBL BRD ABL NBL BRD ABL NBL BRD

Wahl-
beteiligung

78,6 74,5 77,8 80,5 72,6 79,0 82,8 80,0 82,2 80,6 72,8 79,1 78,5 74,3 77,7

CDU/CSU 44,3 41,8 43,8 42,1 38,5 41,4 37,0 27,3 35,1 40,8 28,3 38,5 37,5 25,3 35,2
SPD 35,7 24,3 33,5 37,5 31,5 36,4 42,3 35,1 40,9 38,3 39,7 38,5 35,1 30,4 34,2
FDP 10,6 12,9 11,0 7,7 3,5 6,9 7,0 3,3 6,2 7,6 6,4 7,4 10,2 8,0 9,8
B’ 90 / 
GRÜNE 4,8 6,2 5,0 7,9 4,3 7,3 7,3 4,1 6,7 9,4 4,7 8,6 8,8 5,2 8,1

PDS/Linke 0,3 11,1 2,4 1,0 19,8 4,4 1,2 21,6 5,1 1,1 16,9 4,0 4,9 25,3 8,7
Sonstige 4,3 3,7 4,2 3,8 2,4 3,6 5,2 8,6 5,9 2,8 4,0 3,0 3,5 5,8 3,9

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Tabelle 3: Wahlentscheidung in den Berufsgruppen und der Arbeitslosen bei 
den Bundestagswahlen 1990-2005 (in Prozent)

Selbstständige Angestellte und Beamten

1990 1994 1998 2002 2005 1990 1994 1998 2002 2005

CDU/CSU 55 52 44 51 41 41 39 33 36 35
SPD 19 18 22 21 23 34 36 41 40 35
Grüne 4 8 10 11 10 6 9 9 11 10
FDP 18 15 15 13 20 12 8 7 7 9
PDS (Linke) 1 3 4 3 5 3 5 6 4 8

Arbeiter Arbeitslose

1990 1994 1998 2002 2005 1990 1994 1998 2002 2005

CDU/CSU 41 37 30 37 32 n. b. 31 23 27 20
SPD 40 45 48 44 37 42 44 41 34
Grüne 3 5 3 4 5 7 7 9 7
FDP 7 4 3 7 8 5 4 6 7
PDS (Linke) 2 5 6 4 12 12 13 10 25

Quellen: Befragungen der Forschungsgruppe Wahlen am Wahltag (exit polls) 1990-2005; verändert 
übernommen aus: Roth/Wüst 2006.

Tabelle 4: Das Ergrauen der Grünen 1983-2002. Stimmenanteil der 
Repräsentativauszählung in den alten Bundesländern

                         1983                    1990                    2002     

Alter

                          Alte Bundesländer

18-25 13,9 9,8 12,2

25-35 10,8 9,8 12,8

35-45 4,4 6,1 14,0

45-60 2,4 1,8 10,0

60- 1,2 0,7 4,0

Quelle: Zusammengestellt auf der Basis der amtlichen Wahlstatistik.

Abbildung 1: Strukturkonflikte westdeutscher Politik

Quelle: Schultze 1991, S. 31

Selbst im Wahlverhalten von Beamten 
und Angestellten gingen von der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft beachtliche Wirkun-
gen aus, wenngleich die Wahlentschei-
dungen von Angehörigen dieser Berufs-
gruppen, bei gewerkschaftlich gebunde-
nen wie ungebundenen Wählern, in der 
Zeit größeren Schwankungen unterlagen. 
Konfessionell gebundene Wähler stimm-
ten dafür in der Zeit stabil und deutlich 
überproportional für die Unionsparteien 
– und zwar katholische nochmals stärker 
als protestantische, während der Anteil 
der Union an den nicht konfessionell ge-
bundenen Wählern unterdurchschnittlich 
ausfällt. Von den Katholiken mit starker Kir-
chenbindung votierten im Zeitraum zwi-
schen 1976 und 2002 über 70 Prozent für 
die Unionsparteien, während die Partei-
anteile bei den Katholiken ohne Kirchen-
bindung deutlich niedriger lagen, in den 
1980er Jahre bei maximal 50 Prozent, bei 
den Wahlen seither unter 40 Prozent (vgl. 
Schultze 2000). 
Die sozialstrukturelle Verankerung ent-
lang der traditionellen Konfliktlinien er-
klärt zu einem Gutteil die Stabilität im 
Wählerverhalten bis zur Zäsur um 1980 
mit hohen Wiederwahl- und geringen 
Wechselwähleranteilen von nur 15 bis 
20 Prozent und damit zugleich die Kon-
zentration zum Zweieinhalb-Parteien-
system, aber auch den politischen 
Wechsel des Jahres 1969 von CDU/
CSU- zu SPD-geführten Bundesregie-
rungen und der liberalen FDP als 
„Zünglein an der Waage“ (bis 1982). 
Im Übrigen kam es bekanntlich erst-
mals bei der Bundestagswahl 1998 zur 
Abwahl einer amtierenden Regierung, 
ausgelöst durch entsprechende Bewe-
gungen auf der Wählerebene.
Die tradierten Konfliktmuster wirken 
folglich fort, wenngleich mit dem ange-
sprochenen Gesellschafts- und Politik-
wandel selbstverständlich deutliche Ver-
änderungen im Wählerverhalten einher-
gingen; sie waren und sind quantitativer 
wie qualitativer Natur. Zum einen redu-
zierten sich quantitativ als Folge des 
berufsstrukturellen und sozio-kulturellen 
Wandels die Kernwählerschaften von 
Unionsparteien und Sozialdemokraten 
stark; sie bewirkten zugleich die Locke-
rung, (Teil-)Auflösung bzw. die Fragmen-
tierung und Pluralisierung der Milieus, 
wodurch sich auch die Parteienbindun-
gen lockerten und die Wechselneigung 
in den Wählerschaften stieg.2 Die „Stille 
Revolution“ (Inglehart) des Wertewan-
dels in der Gesellschaft seit den 1960- 
und 1970er Jahren führte in der alten 
Bundesrepublik darüber hinaus zu ei-
ner Herausbildung postmaterialistischer 
und ökologischer politisch-ideologischer 
Grundorientierungen und zu einer neu-
en dauerhaften Konfliktlinie, definiert 
durch das Spannungsfeld von ökologi-
scher Politik auf der einen, einer Politik 
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des ökonomisch-technischen Wachs-
tums auf der anderen Seite (vgl. Schultze 
1991). Dieser postmateriell-ökologische 
Cleavage liegt dabei quer zu den bei-
den tradierten Grundkonflikten und 
kommt auf der Ebene des Parteiensys-
tems in der dauerhaften Etablierung der 
Grünen zum Ausdruck, deren Wähler-
schaft sozialstrukturell, was Bildungsni-
veau, Berufe, Milieuverhaftung und Le-
bensstil betrifft, durchaus spezifisch ist. 
Ihre sozialstrukturelle Verankerung wird 
auch deutlich, betrachtet man die dia-
chrone Entwicklung des Stimmenanteils 
der Grünen nach der Altersstruktur. Die 
These vom „Ergrauen der Grünen“ be-
stätigt die ursprünglich von Karl Mann-
heim entwickelte Generationenhypothe-
se, wonach Einstellungen und Verhal-
tensmuster innerhalb der Generationen-
kohorten relativ stabil bleiben. So zeigt 
der Längsschnittvergleich der Wahlen 
seit 1983 nicht nur eine zunehmende An-
gleichung bei den Stimmenanteilen in 
den Altersgruppen unter 60 Jahren, 
wobei die Grünen 2002 und 2005 ihr 
bestes Ergebnis in der Gruppe der 
35-45-Jährigen erzielten (s. Tabelle 4). 
Besonders deutlich ist darüber hinaus 
vor allem der Stimmenzuwachs in den 
beiden Altersgruppen 45-60 Jahre so-
wie ab 60 Jahren bei den Wahlen seit 
den 1990er Jahren – ein Indiz für die re-
lative Stabilität des Wahlverhaltens in-
nerhalb der Kohorten. 
Mit der Zäsur der späten 1970er und 
frühen 1980er Jahre entwickelte sich 
das Parteiensystem in Westdeutsch-
land damit zum bipolaren Vierpartei-
ensystem, mit Union und Liberalen im 
bürgerlich-konservativen sowie Sozial-
demokraten und Bündnis 90/Die Grü-
nen im reformistisch-linken Lager, wo-
bei erstere unter der Kanzlerschaft von 
Helmut Kohl die 1980/90er Jahre re-
gierten, die Regierung Gerhard Schrö-
der die zwei Wahlperioden zwischen 
1998 und 2005 bestimmte. 

Wahlverhalten in Ost und West

Seit Beginn der 1990er Jahre sind 
Wählerverhalten und Parteiensystem 
selbstverständlich maßgeblich von der 
Vereinigung und deren widersprüchli-
chen Konsequenzen bestimmt. Die von 
vielen erwartete Angleichung an die 
westdeutschen Verhältnisse, Strukturen 
und Stärkeverhältnisse blieb im Wäh-
lerverhalten indessen weitgehend aus. 
Die Gegensätze im Wählerverhalten 
zwischen Ost und West rechtfertigen 
deshalb noch immer die These von den 
zwei Elektoraten und regionalen Par-
teiensystemen (Dalton/Bürklin 1995; 
Schultze 2002). Beispielsweise ist im 
Osten die elektorale Volatilität sowohl 
in der Abfolge der Bundestags- als 

auch zwischen Bundes- und Landtags-
wahlen unverändert weit höher als in 
den alten Bundesländern (s. Tabelle 2). 
Es gilt für die Schwankungen in der ins-
gesamt und auf allen Wahlebenen 
niedrigeren Wahlbeteiligung wie für 
Gewinne und Verluste von CDU und 
SPD. Zudem sind die Stimmenanteile 
der beiden Volksparteien deutlich ge-
ringer. Sie fielen im Osten 2002 mit zu-
sammen 68,1 Prozent um über zehn Pro-
zentpunkte, 2005 bei zusammen nur 
mehr 55,7 Prozent um 16,9 Prozent-
punkte niedriger aus. Auch bleiben die 
Liberalen und die Grünen in den neuen 
Ländern regelmäßig hinter ihren Ergeb-
nissen im Westen der Republik zurück. 
Vor allem aber gilt dies für die Er folge 
der postkommunistischen PDS/Die Lin-
ke (vgl. Schultze 2002). Sie ist in den 
Ländern des Ostens unverändert mit 
Abstand drit tstärkste, regional in man-
chen Ländern auch zweitstärkste Partei 
mit beachtlichen Stimmenanteilen von 
deutlich über 20 Prozent. Das Votum für 
die PDS ist dabei weder allein noch pri-
mär auf Nostalgie und Protest zurück-
zuführen (vgl. Arzheimer/Falter 1998). 
Die PDS ist klassische Milieupartei. Ihre 
Wählerschaft ist definiert sozialstruktu-
rell durch die „Vereinigungsverlierer“ 
(objektive wie subjektive), ideologisch 
durch eine eher positive Einschätzung 
der DDR-Vergangenheit sowie eine ka-
pitalismuskritische und negative Ein-
schätzung der gesamtdeutschen Ge-
genwart. Die Kernwählerschaft – über-
durchschnittlich Angestellte, Beamte, 
Arbeitslose und in Ausbildung befindli-
che junge Leute, 2005 erweitert um be-
achtliche Zuwächse von Wählern aus 
dem Lager der Arbeiter und Arbeitslo-
sen – ist dabei vergleichsweise stabil, 
mit außerordentlich hohen Wieder-
wahlquoten (vgl. Niedermayer 2006).
Die Gegensätze im Wahlverhalten 
zwischen Ost und West sind sicherlich 
zu einem Gutteil tagespolitisch und si-
tuativ verursacht. Sie liegen aber ins-
besondere in dem Tatbestand fortdau-
ernder Differenzen in den Sozialstruk-
turen und deutlichen Differenzen in den 
politischen Regionalkulturen begrün-
det, was beides zu spezifisch ostdeut-
scher Cleavage-Bildung führt: Zwar 
besteht auch in den neuen Ländern die 
typische konfessionelle Bindung zu-
gunsten der CDU, doch gehört die gro-
ße Mehrheit der Ostdeutschen keiner 
Konfession an. Sodann wird die klassi-
sche Konfliktlinie zwischen Kapital und 
Arbeit durch die Besonderheiten der 
DDR-Geschichte, die weiterhin wirken, 
und durch die sozio-ökonomisch dispa-
ritären Vereinigungsfolgen überlagert 
und fragmentiert. Bedeutsam sind da-
bei vor allem die doch markanten Dif-
ferenzen in den politisch-ideologischen 
Grundüberzeugungen, die sich von de-

nen der Westdeutschen auch 20 Jahre 
nach der Vereinigung klar unterschei-
den – mit (1) fortdauernden Differenzen 
im Politik- und Demokratieverständnis, 
in den Wertorientierungen in Ost und 
West; mit (2) abweichenden Erwar-
tungshaltungen an die Politik, aller-
dings auch mit geringerem Institu-
tionenvertrauen und ausgeprägtem 
Misstrauen gegenüber westdeutschen 
Politikern; und schließlich mit (3) an-
dersartigen Politikpräferenzen, nicht 
zuletzt mit wir tschafts- und sozialpoliti-
schen Zielvorstellungen, die im Osten 
von stark etatistischem Gedankengut 
geprägt sind (vgl. Schultze 2002). Un-
verändert gilt, dass die „neuen Bundes-
bürger (…), wenn man in den Kategori-
en der traditionellen Cleavages denkt, 
mehrheitlich am laizistisch-säkularen 
Pol des religiösen Konflikts und am so-
zialistischen Pol des industriellen Kon-
flikts“ stehen (Jagodzinki/Kühnel 1997, 
S. 469). Am ausgeprägtesten sind sol-
che Einstellungen im Osten offenkun-
dig bei Anhängern und Wählern von 
PDS/Linkspartei; sie gehen aber weit 
über deren Klientel hinaus.
Parteiensystemisch resultieren hieraus 
regionale Vielfalt in den Parteienkons-
tellationen der Länder und gleicherma-
ßen komplexe und fluide Verhältnisse 
auf gesamtdeutscher Ebene. 

Parteibindungen – 
Gestern und Heute

Ähnliche Veränderungen werden sicht-
bar, betrachtet man im Zeitverlauf die 
Entwicklung in der Parteiidentifikation, 
also bei der langfristigen affektiven 
Bindung des Wählers an eine Partei, 
die prägende Langfristdeterminante 
in der Trias der Einflussfaktoren „Par-
teiidentifikation – Kandidaten – Issues“ 
des sozialpsychologischen Ansatzes 
der Wahlforschung (vgl. Falter/Schoen 
2005). Auch die Parteiidentifikation ist 
bestimmt von zahlenmäßiger Redukti-
on und der Lockerung der Bindungen. 
Allerdings sind auch hier die Verände-
rungen primär quantitativer Natur. Es 
handelt sich also hauptsächlich um (in 
der Sprache der Wahlforscher) Kompo-
sitionseffekte, weniger um die kurzfris-
tige und zeitweilige Abweichung von 
der Parteipräferenz (Transitionseffekte; 
vgl. Falter/Schoen 1999). Zwar ist in 
Westdeutschland der Anteil der Wäh-
ler mit Parteiidentifikation mit rund zwei 
Drit teln noch immer beachtlich, doch ist 
er seit Ende der 1970er Jahre um fast 
20 Prozentpunkte gesunken. Deutlich 
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nicht verwundert – im Osten. Dort liegt 
sie zwischen 50 und 60 Prozent. Zwei-
tens ist die Bereitschaft der Wähler 
um einiges größer geworden, bei der 
Wahlentscheidung von ihrer Parteiprä-
ferenz abzuweichen, sei es nur in Form 
der Verteilung von Denkzetteln durch 
einmalige Nicht- und/oder Protest-
wahl, sei es durch das Votum für eine 
konkurrierende Partei. Seit den Wah-
len der 1990er Jahre entschieden sich 
nur mehr ca. vier Fünftel der Wähler für 
die Partei, mit der sie sich identifizier-
ten – auch dies ein Indiz für steigende 
Wechselbereitschaft im Elektorat (vgl. 
Broschek/Schultze 2006). 
Zwar ist der zahlenmäßige Rückgang 
der Parteibindung längst nicht so groß 
wie Anhänger der Thesen von Dealign-
ment und vom rationalen, an kurzfristi-
gen Kosten-Nutzen-Überlegungen ori-
entierten Wählerverhalten versuchen 
uns glauben zu machen, doch gewin-
nen in Anbetracht der sich lockernden 
traditionellen Bindungen die politisch-
ideologischen Grundorientierungen 
der Wähler an Bedeutung für die in-
dividuelle Wahlentscheidung, denn sie 
treten zunehmend als Langfristdeter-
minanten neben und an die Stelle der 
Parteiidentifikation. Dabei spielen seit 
geraumer Zeit folgende ideologische 
Spaltungen, in denen sich im Übrigen 
die sozialstrukturellen Konfliktlinien der 
bundesrepublikanischen Gesellschaft 
widerspiegeln, eine besondere Rolle, 
nämlich die Cleavages: 
 Ökonomische Sicherheit/Gerechtig-

keit/Solidarität versus Primat der öko-
nomischen/marktwirtschaftlichen Mo-
dernisierung/individuelle Leistung; 

 traditionelle Lebensformen versus so-
zio-kulturelle Modernisierung/Tole-
ranz;

 starker Staat/Recht und Ordnung ver-
sus Garantie individueller Bürgerrech-
te/zivilgesellschaftliche Selbstbestim-
mung (vgl. Raschke 2002; Schultze 
2003) 

Fragt man nach den Wechselwirkun-
gen der einzelnen Einflussfaktoren, 
kann man die Bildung der individuellen 
Wählerentscheidung dabei in Anleh-
nung an die US-amerikanischen Wahl-
forscher Warren Miller und J. Merrill 
Shanks (1996) als Prozess eines kom-
plexen und mehrstufigen Kausalitäts-
zusammenhanges sehen, wobei die 
Einflussvariablen der nachgeordneten 
Stufen von den vorherigen Stufen be-
einflusst werden, die Langfristdetermi-
nanten damit als Filter wirken (s. Abbil-
dung 2). Solche politisch-ideologischen 
Grundüberzeugungen sind indessen 
weniger stark organisiert und struktu-
rell vermittelt als etwa die sich lockern-
den Milieubindungen der Vergangen-
heit; und sie sind im Gegensatz zur Par-

teiidentifikation weniger affektiv, son-
dern kognitiv und auf konkrete Ziele 
und Programme wie deren Verwirkli-
chung bezogen. 
Auch hierdurch erhöht sich die Bereit-
schaft zum Wechsel, sofern auf der 
Angebotsseite des Parteienwettbe-
werbs solche Alternativen vorhanden 
sind. Allerdings ist die Richtung des 
Parteiwechsels keineswegs beliebig. 
Zahlreiche Beispiele aus der jüngeren 
Vergangenheit belegen dies: Auf der 
Ebene der Landtagswahlen etwa die 
erdrutschartigen Verluste der CSU bei 
der Wahl vom September 2008, bei der 
die Partei über 17 Prozentpunkte der 
Stimmen sowie ihre Zweidrit telmehr-
heit der Mandate im Landtag einbüß-
te und jetzt auch in Bayern – im Fünf-
Fraktionen-Parlament – erstmals seit 
46 Jahren auf einen Koalitionspartner 
angewiesen ist (vgl. Schultze/Grasnick 
2009). Ausgelöst wurde die Abwande-
rung der Wähler von der Union durch 
die weithin negative retrospektive Leis-
tungsbilanz von Regierung und Partei. 
Nicht zur Landtagsopposition von SPD 
und Bündnis 90/Grüne, sondern be-
zeichnenderweise überwiegend zur 
(zum damaligen Zeitpunkt) außerparla-
mentarischen Opposition von FDP und 
Freien Wählern wechselten die vorma-
ligen CSU-Wähler. Die Richtung der 
Abwanderung ins „bürgerliche Lager“, 
einschließlich der Frage, für welche der 
beiden bürgerlichen Alternativen man 
sich entschied, waren dabei sowohl so-
zialstrukturell und politisch-ideologisch 
begründet als auch themenbezogen. 
Ähnlich können aus wahlsoziologi-
scher Sicht die relativen Stimmenerfol-
ge der WASG bzw. (nach dem Zusam-

menschluss mit der PDS) der Linkspar-
tei in den alten Bundesländern nach 
2004/2005 erklärt werden – Wahlen, 
die durchaus eine weitere Zäsur in der 
Entwicklung von Wählerverhalten und 
Parteiensystem darstellen. Als Folge 
des Politikwechsels der Agenda 2010 
und der Hartz-Reformen der rot-grünen 
Bundesregierung unter Gerhard Schrö-
der bildete sich im linken Spektrum der 
wohlfahrtsstaatlichen Konfliktlinie ein 
Vakuum und wandten sich enttäusch-
te vormalige Wähler vornehmlich der 
Sozialdemokratie dem unter Führung 
von Oskar Lafontaine und zahlreichen 
Gewerkschaftsfunktionären neu for-
mierten Alternativangebot von WASG/
Linkspartei zu. Generalisiert man, so 
haben neue oder neu formierte Partei-
en dann Aussichten, sich im Parteien-
system durchzusetzen, wenn sie ent-
weder neu entstandene gesellschaftli-
che Konflikte repräsentieren – wie die 
Grünen im Westen bzw. die PDS/Links-
partei im Osten – oder aber wenn sie 
wegen mangelnder Bindungsfähigkeit 
etablierter Parteien von „Repräsenta-
tionslücken“ profitieren können – wie 
WASG/Linkspartei im Westen. Wer-
tewandel und Ökologiekonflikt – seit 
den 1970/80er Jahren auf der gesell-
schaftspolitischen Agenda fest veran-
kert – bilden seither die sozio-kulturelle 
wie sozialstrukturelle Basis für Bündnis 
90/Grüne. Die PDS-Erfolge resultieren 
aus den – nach der Vereinigung neu 
hinzu gekommenen – spezifisch ost-
deutschen Konflikt- und Mentalitätsla-
gen, während WASG/Linkspartei ihre 
Wählerbasis aus dem traditionellen 
wohlfahrtsstaatlichen Cleavage und 
überwiegend lagerintern rekrutieren. 

Abbildung 2: Der Kausalitätstrichter in Anlehnung an Miller/Shanks

(1) Wirtschafts- und SozialstrukturStufe 1:

(2) Parteiidentifikation
(3) Politikbezogene Grundorientierung und 

ideologische Selbsteinschätzung
Stufe 2:

(4) Aktuelle Politikpräferenzen/Issues
(5) Einschätzung der allgemeinen Lage

Stufe 3:

(6) Retrospektive Leistungsbeurteilung 
der amtierenden Regierung

Stufe 4:

(7) Einschätzung der Eigenschaften 
der Kandidaten

Stufe 5:

(8) Prospektive Einschätzung 
der Kandidaten und Parteien 

wie der von diesen zu 
erwartenden Leistungen

Stufe 6:

Wahlentscheidung

Quelle: Warren E. Miller/J. Merrill Shanks, The New American Voter, Cambridge/Mass. 1996, S. 192.
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Bindungsverluste der etablierten Volks-
parteien und Alternativen im Partei-
enangebot bewirkten erhöhte Wech-
selbereitschaft; der Anteil der Partei-
wechsler dürfte seit den Wahlen der 
1990er Jahre zwischen 25 und 30 Pro-
zent liegen (Wessels in Brettschneider 
2007). Allerdings hat sich der Wechsel 
bislang insgesamt überwiegend lager-
intern und nur in geringerem Umfang 
lagerübergreifend vollzogen, wodurch 
einerseits das entstandene Fünf-Partei-
ensystem mittelfristig durchaus Stabili-
tät besitzt, andererseits Koalitionsbil-
dungen und Regierungspraxis notwen-
dig komplizierter werden. 

Kandidaten und Themen

Insbesondere zu Wahlkampfzeiten 
drängt sich – von den Medien trans-
portiert und tatkräftig gefördert – fast 
wie selbstverständlich der Eindruck 
auf, dass es sich bei Wahlen primär 
um Entscheidungen über Personen und 
Sachthemen handelt. Beispielsweise 
interpretierte man die Bundestagswahl 
1998 als persönliche Niederlage Hel-
mut Kohls und als Sieg des Herausfor-
derers Gerhard Schröder (vgl. Jung/
Roth 1998) und die beiden folgenden 
Bundestagswahlen von 2002 und 2005 
thematisch-situativ, deren Ergebnisse 
2002 wesentlich von Ereignissen wie 
der Flutkatastrophe und dem Irakkrieg, 
2005 maßgeblich durch Schröders Auf-
holjagd im Verlaufe des Wahlkampfes 
bestimmt gewesen seien (vgl. Roth/
Wüst 2006). Tatsächlich ist die Be-
deutung kurzfristiger Einflüsse auf die 
Wählerentscheidung gestiegen. Bei 
Wahlen geht es immer auch um die 
retrospektive Leistungsbeurteilung von 
Regierung und Opposition und um die 
Einschätzung der Eigenschaften der 
Kandidaten. Dieser Trend wurde durch 
die Logik der Medienberichterstattung 

in der jüngeren Vergangenheit sicher-
lich verstärkt und mit der Einführung 
von Fernsehduellen zwischen den Spit-
zenkandidaten seit 2002 weiter auf 
die Spitze getrieben. Allerdings soll-
te man die Wirkungen auf die indivi-
duelle Entscheidung der Wähler nicht 
überbewerten. Dafür spricht – vielfach 
bestätigt – die weitgehende Deckungs-
gleichheit von Kandidaten- und Partei- 
bzw. Lagerpräferenzen. So favorisier-
ten beispielsweise 98 Prozent der SPD-
Anhänger, 96 Prozent der Grünen-An-
hänger und 85 Prozent der Anhänger 
der PDS bei der Bundestagswahl 2002 
Gerhard Schröder als den von ihnen 
gewünschten Bundeskanzler, während 
umgekehrt 82 Prozent der Unionswäh-
ler Edmund Stoiber bevorzugten. Ledig-
lich bei den Anhängern der FDP gab 
es ein ausgewogenes Verhältnis, wo-
bei 48 Prozent für Stoiber, 45 Prozent 
für Schröder votierten (vgl. Kornelius 
et al. 2005). Für 2005 ermittelten die 
Wahlforscher ähnliche Ergebnisse in 
der Kandidatenbewertung (vgl. Roth/
Wüst 2006). Im Blick auf die Wirkungs-
zusammenhänge heißt dies: Einerseits 
wird die Einschätzung der Kandidaten 
gefiltert durch die langfristigen Bindun-
gen der Wähler, andererseits aktuali-
sieren Kandidaten-Alternativen deren 
politisch-ideologische Orientierungen 
und Parteipräferenzen.
Ähnliches gilt für die so genannten 
„wahlentscheidenden Themen“. Zudem 
ergab sich bei den beiden Bundestags-
wahlen von 2002 und 2005 ein er-
staunliches Maß an Stabilität wie Ko-
härenz in der Wahrnehmung von 
Sachthemen innerhalb der einzelnen 
Wählergruppen (vgl. Tabelle 5). Die 
drei wichtigsten Sachfragen bezogen 
sich aus Sicht der Wähler bei beiden 
Wahlen auf die Wirtschaftspolitik (38 
Prozent), gefolgt von der Arbeitsmarkt- 
(31 bzw. 34 Prozent) und Sozialpolitik 
(30 bzw. 33 Prozent). Für die Wähler 

von Union und FDP war dabei die Wirt-
schaftspolitik mit Abstand am wichtigs-
ten, während für die Anhänger von SPD 
und Grünen sowie, noch deutlicher, der 
PDS die Frage der Sozialen Gerechtig-
keit den höchsten Stellenwert hatte. Bei 
den Grünen-Anhängern erzielte nur ihr 
ureigenstes Thema, die Umweltpolitik, 
höhere Werte als die Sozialpolitik. 
Auch mit Blick auf die Bewertung der 
Sachthemen erweist sich damit die Fil-
terwirkung der politisch-ideologischen 
Spaltungen – ein weiteres Indiz für die 
strukturierte Vielfalt der Wählerent-
scheidung.

Vor der Bundestagswahl 2009

Die Ausgangslage vor der Bundes-
tagswahl von 2009 ist durch eine Rei-
he von Besonderheiten charakterisiert: 
(1) thematisch durch die tief greifende 
Finanz- und Wirtschaftskrise und die 
Notwendigkeit, deren Auswirkungen 
staatsinterventionistisch begegnen zu 
müssen; (2) parteiensystemisch durch 
den Wandel vom Vier- zum fluiden Fünf-
Parteiensystem des „gemäßigten Plura-
lismus“; (3) koalitionsarithmetisch durch 
die Notwendigkeit, die Lagergrenzen – 
wenn möglich innovativ – zu überwin-
den. Aus wahlsoziologischer Sicht ist 
dabei resümierend festzuhalten:
 In Anbetracht des gesellschaftlichen 

Wandels, der Pluralisierung und Indivi-
dualisierung der Lebensstile wie der 
damit einhergehenden Reduktion und 
Lockerung der Milieu- und Parteibin-
dungen votieren die Wähler stärker als 
in der Vergangenheit auf der Basis re-
trospektiver Erfahrungen und an Kos-
ten-Nutzen-Überlegungen orientiert. 

Tabelle 5: Wahlentscheidende Themen bei den Bundestagswahlen 2002 und 2005 in Wählergruppen

Alle SPD Union Grüne FDP PDS

2002 2005 2002 2005 2002 2005 2002 2005 2002 2005 2002 2005

Wirtschaftspolitik 38 38 28 27 53 53 15 20 51 56 17 23

Ausländerpolitik 16 11 12 10 19 11 17 11 14 7 11 8

Arbeitsmarktpolitik 31 34 24 26 41 42 11 16 34 42 28 42

Innere Sicherheit 13 9 12 9 16 11 4 5 10 7 10 7

Umweltpolitik 15 11 18 13 4 3 64 52 5 3 10 6

Steuerpolitik 16 19 11 15 21 24 5 8 30 31 8 17

Soziale Gerechtigkeit 30 33 42 45 15 17 39 40 18 16 61 59

Schul-/Bildungspolitik 14 12 13 13 14 10 14 15 21 14 19 16

Außen-/Sicherheitspolitik 18 13 24 23 12 6 29 28 9 5 21 8
Quelle: Infratest Dimap: Wahlreport 2002; 2005 (das jeweils wichtigste Thema ist fett markiert)
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e In der Wahlentscheidung geht es folg-
lich verstärkt um die Bestätigung oder 
Abwahl der amtierenden Regierung, 
aber auch um die Artikulation von Pro-
test durch Wahlenthaltung oder durch 
die Wahl neuer bzw. neu formierter 
Parteien.

 Betroffen hiervon sind vor allem die 
großen Volksparteien, die seit Mitte 
der 1980er Jahre auf allen Wahlebe-
nen starke Verluste haben hinnehmen 
müssen. CDU/CSU und SPD erzielten 
1998 und 2002 gemeinsam nur 76,0 
bzw. 77,0 Prozent der Stimmen. 2005 
war ihr Stimmenanteil nochmals deut-
lich, auf nur noch 69,4 Prozent abge-
sackt. Tatsächlich dürften mit Stimmen-
anteilen der Volksparteien von zusam-
men 70 bis 75 Prozent und einer Wahl-
beteiligung von 80 Prozent Grenzwer-
te auch bei Bundestagswahlen erreicht 
sein. Eine strukturelle Mehrheit ist an-
gesichts dieser Volatilitäten für keine 
der Großparteien in Sicht.

 Von der Pluralisierung profitieren auf 
dem Wählermarkt insbesondere die 
kleinen und mittelgroßen Parteien in-
nerhalb der beiden Lager – eine Folge 
des noch immer in starkem Maße sozi-
al-strukturell und entlang der politisch-
ideologischen Grundorientierungen 
definierten Verhaltens der Wähler. Die 
Stärkeverhältnisse zwischen den La-
gern haben sich dabei seit Mitte der 
1990er Jahre vergleichsweise nur ge-
ring verändert. In der Folge war das 
„schwarz-gelbe Lager“ bei den drei 
Bundestagswahlen seit 1998 unterle-
gen, verfügte das „linke Lager“ aus So-
zialdemokratie, Grünen, PDS/Linkspar-
tei zusammen mit 52 bzw. 51 Prozent 
knapp über die Mehrheit der abgege-
benen Zweitstimmen (s. Abbildung 3). 
Allerdings verschoben sich die rela-
tiven Gewichte innerhalb der Lager 

zugunsten der kleinen Parteien. Zwei 
Trends, die im Übrigen auch in den 
Momentaufnahmen der Meinungs-
umfragen ihre Bestätigung finden. 
Während Union und FDP in der 
 Projektion des ZDF-Politbarometers 
der Mannheimer Forschungsgruppe 
Wahlen im Mai 2009 50 (gegenüber 
Mai 2005: 51) Prozent der Stimmen 
erzielen, entfallen auf das „linke La-
ger“ 46 (Mai 2005: 43) Prozent – bei 
gegenüber 2005 deutlichen Ver-
schiebungen zu Lasten von Union 
bzw. SPD und zugunsten von Libera-
len und Linkspartei. 

 Verglichen mit 2005 scheinen damit zu 
Beginn des Wahlkampfes die Stär-
keverhältnisse der Lager in der Wäh-
lerschaft kaum verändert. Grundsätz-
lich anders ist durch die Große Koali-
tion aus Union und Sozialdemokraten 
und die Kanzlerschaft Angela Merkels 
hingegen die Wettbewerbskonstellati-
on. Wenn es stimmt, dass es bei Wah-
len primär um die Übertragung von 
Handlungsvollmacht durch die Bestä-
tigung oder Abwahl von Regierungen 
geht, dann stehen Parteien wie Wähler 
diesmal vor einem Dilemma. Denn dies 
setzt die klare Scheidung von Regie-
rung und Opposition und in Parteien-
systemen des „gemäßigten Pluralis-
mus“ notwendig Lagerbildung voraus. 
Zwar streben alle Parteien mit Aussicht 
auf Mandate und Fraktionsstatus im 
nächsten Bundestag, einschließlich 
der Koalitionspartner, die Ablösung 
der Großen Koalition an, doch können 
sie keinen reinen, polarisierenden La-
gerwahlkampf führen. Dies gilt sogar 
für die FDP, die noch – wie das Beispiel 
der Wahl von 2005 nachdrücklich be-
legt – am ehesten davon profitieren 
würde, eventuell jedoch zusammen mit 
ihren Wählern zum Garanten der Fort-

führung der Großen Koalition werden 
könnte, sollte sie sich auf nur die eine 
Option schwarz-gelber Koalitionsbil-
dung festlegen. Mit Ausnahme der 
Linkspartei dürften die Parteien des-
halb einen Multioptionswahlkampf 
führen. 

 Die Wählerentscheidungen sind bei 
Bundestagswahlen bislang stets auch 
taktisch bestimmte Koalitionswahlent-
scheidungen gewesen. Ablesen lässt 
sich dies am Splitting der Wähler von 
Erst- und Zweitstimme. Die Zahl der 
Wähler, die diese Möglichkeit des 
Wahlsystems genützt haben, ist von 
ca. zehn Prozent bei den Wahlen in 
den 1980er Jahren auf 21,3 bzw. 24,4 
Prozent bei den Wahlen 2002 und 
2005 gestiegen. Das Stimmensplitting 
fand in der Vergangenheit vornehm-
lich lagerintern statt und wird vor allem 
von FDP- sowie Grünen-Wählern prak-
tiziert, von denen mit der Erststimme 
bei der Wahl von 2005 jeweils ca. 60 
Prozent für den Wahlkreiskandidaten 
von Union bzw. SPD votierten (vgl. Bro-
schek/Schultze 2006). Koalitionstakti-
sches Wählen, von dem der oder die 
jeweiligen kleineren prospektiven Part-
ner profitieren, kann in Anbetracht der 
vielfältigen Kombinationsmöglichkei-
ten und Unwägbarkeiten zu einem rei-
nen Lotteriespiel werden. Die Wähler 
werden sich deshalb weniger an den 
Koalitionsabsichten der Parteien und 
deren Spitzenkandidaten, sondern 
wieder stärker an ihren politisch-ideo-
logischen Grundüberzeugungen und 
an ihren Parteipräferenzen orientie-
ren. Profitieren dürften hiervon die 
Großparteien, Union und Sozialdemo-
kraten, die wohl besser abschneiden 
dürften, als dies so manche Moment-
aufnahme der Demoskopen während 
der Legislaturperiode signalisierte.

Abbildung 3: Lagerkräfteverhältnis bei Bundestagswahlen 1980-2005 
(Zweitstimmenanteile in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung
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ANMERKUNGEN

1 Einführende Überblicke zu Wahlen und Wäh-
lerverhalten in der Bundesrepublik liefern: Weh-
ling 1991; Falter/Schoen 1999; Der Bürger im Staat 
1–2/2002; Korte 2003; Jesse 2006; Überblicke in 
die Wahlforschung bieten: Bürklin/Klein 1998; 
Roth 2008; Falter/Schoen 2005; Nohlen 2009 so-
wie die stichwortartigen Erläuterungen zu Wahl-
forschung, Wählerverhalten und den relevanten 
Begriffen und Methoden der empirischen Wahl-
forschung in: Nohlen/Schultze 2009. Umfängli-
che Analysen der Bundes- wie Landtagswahlen 
veröffentlichen regelmäßig die Forschungsgruppe 
Wahlen (FGW Mannheim) und Infratest Dimap 
(Berlin) auf der Basis ihrer für das ZDF bzw. die ARD 
erstellten demoskopischen Meinungsumfragen 
und Wahltagbefragungen (exit polls). 
2 Lebensweltanalysen differenzieren die bun-
desdeutsche Gesellschaft in zahlreiche Milieus 
aus; die Forschungen des Sinus-Institutes unter-
scheiden beispielsweise Sinus-Milieus in zehn 
sich allerdings überlappende, durch Schicht, 
Werte und Lebensstil definierte Milieus; vgl. Si-
nus-Milieus in Deutschland 2007: http://www.
sinus-sociovision.de (Stand: 3.6.2009).
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VERLUST AN BINDUNGSKRAFT UND MITGLIEDERSCHWUND

Veränderungen der Parteimitgliedschaften
Oskar Niedermayer

Die Bedeutung der Mitglieder 
für die Parteien

Sowohl in der Parteienforschung als 
auch in den Parteien selbst ist in der 
Vergangenheit viel über die Bedeutung 
der Mitglieder für die Parteien disku-
tiert worden. Dabei wurde im Rahmen 
der Debatte um die „Amerikanisierung“ 
bzw. „Modernisierung“ von Wahlkämp-
fen auch ihre Rolle in den Wahlkam-
pagnen in Frage gestellt. Den Parteien 
wurde von Beobachtern geraten, die 
Anstrengungen zur Gewinnung neuer 
Mitglieder aufzugeben, sich zu Frak-
tions-, Medien-, Netzwerk- oder sons-
tigen neuen Parteiformen zu entwickeln 
und die Kampagnen mit Hilfe professi-
oneller Berater als Medienwahlkämpfe 
mit nur marginaler Einbeziehung der 
Mitglieder zu führen. Manche Wahl-
kampfführungsstäbe der Parteien selbst 

erweckten zuweilen den Eindruck, als 
betrachteten sie die eigene Basisor-
ganisation im Rahmen der Kampagne 
eher als Störfaktor. In neuerer Zeit ist 
hier jedoch ein Umdenken zu beobach-
ten. Es ist deutlich geworden, dass die 
Präsenz und Arbeit der Parteimitglieder 
in Wahlkampagnen nur begrenzt durch 
„funktionale Äquivalente“ ersetzt wer-
den kann und dass die Mitglieder auch 
außerhalb von Wahlkampfzeiten eine 
Reihe von unverzichtbaren Funktionen 
für die Parteien haben.
Mitglieder sind für Parteien zunächst 
einmal wichtig als Seismographen 
gesellschaftlicher Entwicklungen und 
Prozesse, damit die Parteien nicht das 
Gespür für die Interessen, Bedürfnisse, 
Wünsche und Sorgen der Bürgerinnen 
und Bürger verlieren. Über die Seismo-
graphenfunktion hinaus fungieren Mit-
glieder als alltägliche Vermittler der 
Parteipositionen an andere Bürger – sei 
es am Arbeitsplatz, im Bekanntenkreis 
oder in sonstigen sozialen Zusammen-
hängen –, wodurch sie auch zur Legiti-
mation politischer Entscheidungen der 
Partei nach außen beitragen. Die Wir-
kungen nach außen werden in Wahl-
kampfzeiten noch viel wichtiger. Wenn 
die Wahlkampfführungen der Parteien 
ihre Mitglieder zur aktiven Kampagnen-
arbeit motivieren können, was nicht im-
mer der Fall ist, steht ihnen ein Reservoir 
von freiwilligen, unbezahlten Helfern 
zur Verfügung, die als Multiplikatoren 
in die Gesellschaft hinein wirken und 
durch ihre Präsenz und Arbeit vor Ort 
auf vielfältige Weise zur Übermittlung 

der Wahlkampfbotschaften der Partei 
an die Bürgerinnen und Bürger beitra-
gen. Zudem darf nicht vergessen wer-
den, dass die Parteimitglieder in der Re-
gel zu den Stammwählern der Parteien 
gehören. Auch innerparteilich ist eine 
genügend große Mitgliederbasis von 
erheblicher Wichtigkeit. Die Mitglieder 
sind Ideengeber bei der Formulierung 
inhaltlicher Positionen, sie bilden das 
personelle Rückgrat der Partei, auf das 
bei der Besetzung von innerparteili-
chen Positionen und der Auswahl von 
Bewerbern für öffentliche Wahlämter 
zurückgegrif fen wird, sie tragen als Bei-
tragszahler dazu bei, der Partei die not-
wendigen finanziellen Mittel zur Er fül-
lung ihrer Aufgaben zu beschaffen, sie 
stellen der Partei unentgeltlich Zeit und 
Arbeitskraft zur Verfügung und schließ-
lich spielen sie bei der Gewinnung neu-
er Mitglieder eine zentrale Rolle.
Angesichts der großen Bedeutung der 
gesellschaftlichen Verankerung durch 
eine solide Mitgliederbasis stellt sich 
die Frage, wie diese sich im Zeitablauf 
entwickelt hat und ob sie heute über-
haupt noch gegeben ist. Im Folgenden 
sollen daher die längerfristige Entwick-
lung der Parteimitgliedschaften unter-
sucht und die Ursachen für Veränderun-
gen im Zeitverlauf diskutiert werden.1

Die Entwicklung der 
Parteimitgliedschaften seit 1946

Wie die Abbildungen 1 und 2 zeigen2, 
scheint die Blütezeit der Mitglieder-

Mitglieder sind für Parteien nicht nur 
Seismographen gesellschaftlicher Ent-
wicklungen, sondern zugleich Stamm-
wähler, Multiplikatoren, Ideengeber und 
nicht zuletzt Beitragszahler. Allerdings 
stehen Parteien heute nicht mehr hoch in 
der Gunst der Bevölkerung. Für die Mit-
gliedschaft in einer politischen Partei 
sind Beitrittsanreize affektiver, wertbe-
zogener, politischer – gelegentlich auch 
materieller – Art bzw. Beitrittshemmnisse 
ausschlaggebende Faktoren. Vor dem 
Hintergrund dieser positiven Motivatio-
nen bzw. der negativ bewerteten Bei-
trittsfolgen analysiert Oskar Nieder-
mayer in seinem Beitrag, wie sich die 
Parteimitgliedschaften im Zeitablauf ent-
wickelt haben. Dieser Längsschnitt mün-
det zugleich in die Frage, ob die Parteien 
überhaupt noch über eine solide Mit-
gliederbasis verfügen. Gesteigerte poli-
tische und wertbezogene Beitrittsanrei-
ze lösten in den 1960er und 1970er 
Jahren einen Mitgliederboom aus. Spä-
testens seit den 1980er Jahren jedoch 
geht die Rekrutierungsbasis des gesam-
ten Parteiensystems kontinuierlich zu-
rück. Individualisierungsprozesse, die 
Erosion der sozialen Basis des deutschen 
Parteiensystems, gewandelte politische 
Beteiligungs- und Engagementformen, 
die besondere Situation in den neuen 
Ländern nach der Vereinigung sowie 
parteispezifische Faktoren sind für den 
Bedeutungsverlust der Parteien und den 
merklichen Mitgliederschwund verant-
wortlich. 
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Abbildung 1: Mitgliederentwicklung von SPD und CDU 1946–2008
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Mitgliederschwund setzte sich fort (vgl. 
die Tabelle 1): Gemessen am Höchst-
stand nach der Vereinigung von 1990 
verloren bis Ende 2008 die CDU 33 
Prozent, die SPD 45 Prozent, die CSU 
13 Prozent und die FDP 63 Prozent ihrer 
Mitglieder. Am schlimmsten traf es die 
mit der Vereinigung hinzugekomme-
ne PDS. Ihre Vorläuferin, die SED der 
ehemaligen DDR, hatte 1989 noch ca. 
2,3 Millionen Mitglieder, die PDS En-
de 1990 noch etwa 281.000, von de-
nen sie bis Ende 2006 fast vier Fünftel 
verlor. Durch die Vereinigung mit der 
westdeutsch geprägten WASG zur 
Linkspartei im Jahre 2007 stieg die 
Gesamtmitgliedschaft an. Die Linke hat 
jedoch Ende 2008 im Vergleich zur PDS 
1990 immer noch 73 Prozent weniger 
Mitglieder. Vergleicht man den Stand 
Ende 1990 mit Ende 2008, so haben die 
Grünen als einzige Partei seit der Ver-

parteien vorbei zu sein. Die Hochzeit 
der Mitgliedergewinnung in der alten 
Bundesrepublik lag zum einen in den 
ersten Nachkriegsjahren und zum an-
deren in der Zeit von Ende der 1960er 
bis zur Mitte der 1970er Jahre. Für die 
SPD markierte das Jahr 1976 den Wen-
depunkt in der Mitgliederentwicklung. 
Bei den anderen Parteien hielten die 
Mitgliederzuwächse in sehr abge-
schwächter Form noch bis in die 1980er 
Jahre hinein an, danach war jedoch 
auch hier ein – unterschiedlich starker 
– Rückgang zu verzeichnen. 
Insgesamt mussten, gemessen an ihrem 
jeweiligen Höchststand, fast alle Par-
teien in der alten Bundesrepublik bis 
zum Ende des Jahres 1989 Mitglieder-
verluste hinnehmen: CDU und SPD ver-
loren jeweils etwa ein Zehntel, die FDP 
fast ein Viertel, die Grünen jedoch nur 
vier Prozent ihrer Mitglieder. Die CSU 
konnte den in der zweiten Hälfte der 
1980er Jahre eingetretenen leichten 
Mitgliederrückgang allerdings 1989 
wieder kompensieren.
Die Wiedervereinigung bescherte al-
len Parteien – mit Ausnahme der auf 
Bayern begrenzten CSU – Mitglieder-
zuwächse, allerdings in höchst unter-
schiedlichem Maße. Die SPD gewann 
durch ihr im Rahmen der Wende in der 
DDR neu gegründetes Pendant 2,5 Pro-
zent hinzu, die CDU und vor allem die 
FDP jedoch konnten durch die Über-
nahme der Mitglieder der gewandel-
ten früheren DDR-Blockparteien und 
einiger im Rahmen der Wende neu ge-
gründeter Parteien ihre Mitgliedschaft 
deutlich steigern. Die CDU gewann gut 
20 Prozent Mitglieder hinzu, die Mit-
gliedschaft der FDP steigerte sich so-
gar um 150 Prozent. Als einzige Partei 
blieben die westdeutschen Grünen von 
ihrem ostdeutschen Pendant, der Listen-
vereinigung Bündnis 90/Grüne-Bürge-
rInnenbewegung, zunächst noch ge-

trennt und vereinigten sich erst im Jahre 
1993 mit dem zur Partei umgewandel-
ten, mitgliederschwachen Bündnis 90.
Die Mitgliederzuwächse waren jedoch 
sehr bald wieder aufgezehrt und der 

Abbildung 2: Mitgliederentwicklung der kleineren Parteien 1946–2008
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er einigung Mitglieder hinzugewonnen, 
gemessen an ihrem erst 1998 erreich-
ten Höchststand verloren jedoch auch 
sie 13 Prozent ihrer Mitglieder.
Betrachtet man die Mitgliederentwick-
lung getrennt nach Bundesländern, so 
zeigt sich, dass CDU und FDP zwar 
überall Verluste hinnehmen mussten, 
besonders dramatisch verlief die Ent-
wicklung jedoch in Ostdeutschland, 
d.h. in den fünf neuen Bundesländern, 
wo die CDU fast zwei Drit tel, die FDP 
über neun Zehntel ihrer Mitglieder ver-
lor. Die SPD-Mitgliederverluste hinge-
gen sind fast ausschließlich auf die 
westdeutsche Entwicklung zurückzu-
führen. In Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt waren 
die Verluste deutlich geringer als in 
den westdeutschen Bundesländern und 
in Brandenburg und vor allem in Thürin-
gen konnte sie deutlich Mitglieder hin-
zugewinnen, sodass der Saldo für Ost-
deutschland insgesamt nur leicht nega-
tiv ist. Dies darf jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Partei mit 
Ende 2008 insgesamt nur gut 22.000 
Mitgliedern ihre Organisationsaufbau-
probleme und Rekrutierungsschwächen 
in Ostdeutschland noch immer nicht 
überwunden hat. 

Dies trif f t auch auf die Grünen zu, die 
trotz zum Teil hoher Steigerungsraten 
in den fünf neuen Bundesländern heu-
te nur etwa 3.000 Mitglieder haben. 
Ähnlich ging es bis 2006 der ehemali-
gen PDS im Westen außerhalb Berlins, 
wo sie – trotz einer extremen Steige-
rungsrate – mit knapp 7.300 Mitglie-
dern organisatorisch immer noch eine 
marginale Partei war. Durch den Zu-
sammenschluss mit der WASG konnte 
die Mitgliedschaft im Westen etwa ver-
dreifacht werden, dennoch bleibt Die 
Linke dort unter den drei kleinen Par-
teien das Schlusslicht.
Die Mitgliederrekrutierungsprobleme 
im Osten zeigen sich noch deutlicher, 
wenn man die Rekrutierungsfähigkeit 
der einzelnen Parteien, also den An-
teil der Parteimitglieder an den Partei-
beitrit tsberechtigten, analysiert.3 Bei 
der SPD und den Grünen bilden auch 
noch Ende 20074 die fünf neuen Länder 
mit deutlichem Abstand zu allen alten 
Ländern das Schlusslicht und bei der 
CDU weisen nur die Stadtstaaten Ber-
lin und Bremen eine ähnlich niedrige 
Rekrutierungsfähigkeit auf wie die neu-
en Bundesländer. Lediglich bei der im 
Westen traditionell mitgliederschwa-
chen FDP ist das Ost-/Westverhältnis 

ausgeglichener, aber auch hier bilden 
sie – zusammen mit Bayern, Bremen 
und Hamburg – das Schlusslicht. Bei 
der Linkspartei bilden auch 2007 die 
neuen Bundesländer und Berlin die 
Mitgliederhochburgen, wobei Die Lin-
ke nirgendwo auch nur annähernd den 
Rekrutierungsgrad erreicht, den die 
SPD, CDU und CSU in ihren westdeut-
schen Hochburgen aufweisen.
Das Abstellen auf die Rekrutierungsfä-
higkeit verändert bundesweit auch die 
Relationen zwischen den Parteien. Da 
die Grundgesamtheit, aus der die SPD 
ihre Mitglieder rekrutieren kann, grö-
ßer ist als bei der CDU und CSU, ist 
deren Rekrutierungsfähigkeit bei glei-
cher absoluter Mitgliederzahl höher. 
Die SPD war bis Ende 2007 die mitglie-
derstärkste Partei Deutschlands. Erst 
im Frühjahr 2008 zog die CDU an ihr 
vorbei. In Bezug auf die Fähigkeit zur 
Mitgliederrekrutierung wurde die SPD 
allerdings schon viel früher, nämlich 
1999 von der CDU überholt, wobei 
beide Parteien wiederum weit hinter 
der CSU zurückliegen: In der CSU wa-
ren Ende 2007 knapp 1,6 Prozent der 
bayerischen Bevölkerung ab 16 Jahren 
organisiert, in der CDU 0,9 Prozent der 
nichtbayerischen Bevölkerung ab die-
sem Alter und in der SPD 0,75 Prozent 
der gesamtdeutschen Bevölkerung ab 
14 Jahren. Betrachtet man das Partei-
ensystem insgesamt, so waren 1980, 
nach dem Hinzukommen der Grünen, 
in der Bundesrepublik insgesamt fast 
vier Prozent der beitrit tsberechtigten 
Bevölkerung in einer der fünf Parteien 
organisiert. Ende 1989 waren es in der 
alten Bundesrepublik noch 3,6 Prozent, 
nach der Vereinigung 1990 im gesam-
ten Deutschland 3,7 Prozent (West-
deutschland noch 3,5 Prozent, Ost-
deutschland 4,2 Prozent). Ende 2007 
sind in Westdeutschland nur noch 2,2, 
in Ostdeutschland gar nur noch knapp 
1,1 Prozent und in Gesamtdeutschland 
zwei Prozent der beitrit tsberechtigten 
Bürger in einer der sechs relevanten 
deutschen Parteien organisiert.

Erklärungsfaktoren der 
Mitgliedschaftsentwicklung

Zur Erklärung der Mitgliedschaftsent-
wicklung muss man sich vergegenwär-
tigen, dass die Veränderung der Größe 
der Parteimitgliedschaften im Zeitab-
lauf das Ergebnis der Aggregation in-
dividueller Verhaltensweisen der betei-
ligten Akteure darstellt und allen Arten 
von Zu- und Abgängen – bis auf die To-
desfälle – eine bewusste Entscheidung 
von Individuen zugrunde liegt. Seitens 
der potenziellen Mitglieder wird ein 
möglicher Parteibeitrit t mit einer Rei-
he von Erwartungen und Bewertungen 

Jahr CDU1 SPD2 CSU FDP GRÜNE3 LINKE4

1990 789.609 943.402 186.198 178.625 41.316 280.882
1991 751.163 919.871 184.513 137.853 38.873 172.579
1992 713.846 885.958 181.757 103.488 36.320 146.742
1993 685.343 861.480 177.289 94.197 39.761 131.406
1994 671.497 849.374 176.250 87.992 43.899 123.751
1995 657.643 817.650 179.647 80.431 46.410 114.940
1996 645.786 792.773 179.312 75.038 48.034 105.029
1997 631.700 776.183 178.457 69.621 48.980 98.624
1998 626.342 775.036 179.520 67.897 51.812 94.627
1999 638.056 755.066 181.873 64.407 49.488 88.594
2000 616.722 734.667 178.347 62.721 46.631 83.475
2001 604.135 717.513 177.036 64.063 44.053 77.845
2002 594.391 693.894 177.667 66.560 43.881 70.805
2003 587.244 650.798 176.950 65.192 44.052 65.753
2004 579.526 605.807 172.855 64.146 44.322 61.385
2005 571.881 590.485 170.084 65.022 45.105 61.270
2006 553.896 561.239 166.896 64.880 44.677 60.338
2007 536.668 539.861 166.364 64.078 44.320 71.711
2008 528.972 520.969 162.533 65.600 45.192 76.031

1 . Am 31 .12.1990 waren erst wenige ostdeutsche Mitglieder in der Zentralen Mitgliederkartei der CDU 
erfasst, die Erfassung wurde im September 1991 abgeschlossen. Daher: Bestand West (einschl. Berlin) 
aus Mitgliederstatistik (655.200), Bestand Ost (134.409) aus: Bericht der Bundesgeschäftsstelle zum 2. 
Parteitag der CDU am 14.-17.12.1991 in Dresden, S. 24.
2. Durch EDV-Umstellung Anfang 1998 sind insgesamt 5.240 Mitglieder verloren gegangen.
3. 1993: Vereinigung mit Bündnis 90.
4. 1990 bestanden noch keine westdeutschen Landesverbände, daher Schätzung der westdeutschen 
Mitgliederzahl (etwa 600).

Quelle: Parteimitgliederdatenbank des Verfassers.

Tabelle 1: Entwicklung der Parteimitgliedschaften 1990–2008 
(Stand 31.12.2008)
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als sich der Gang in die Opposition 
abzeichnete und schließlich auch voll-
zog, entdeckte man die Bedeutung ei-
ner breiten Mitgliedschaft.
Eine Mischung aus externen und partei-
internen Faktoren ist auch für die CSU-
Mitgliederentwicklung verantwortlich. 
Der bundesdeutsche, auch der CSU 
nützende Politisierungs- und Mobili-
sierungsschub wurde in Bayern durch 
den Verlust von politischen Alternativen 
ergänzt: Der endgültige Niedergang 
der Bayernpartei verschaffte der CSU 
die Möglichkeit, deren Mitgliederpo-
tenzial zu absorbieren, und das Ende 
der besonders in Bayern unpopulären 
Großen Koalition entzog der Abwan-
derung eines Teils der konservativen 
Stammmitgliedschaft zur NPD den Bo-
den. Ergänzt wurde dies durch eine 
Reihe von parteiinternen Reformen und 
Modernisierungsschrit ten mit dem Ziel, 
aus der CSU eine starke Mitgliederpar-
tei zu machen, in der die Zeiten kleiner 
Honoratiorenzirkel und selbst gewähl-
ter Partei-Ghettos vorbei sein sollten.
Die FDP-Mitgliederentwicklung in die-
sem Zeitraum ist wohl primär durch 
die inhaltliche Umorientierung infolge 
des Erstarkens des linksliberalen Flü-
gels geprägt, die ein Aufbrechen der 
Fixierung der Partei auf ein Bündnis mit 
der Union und eine sukzessive Annähe-
rung an die Sozialdemokratie bewirkte 
und letztlich 1969 zu einer soziallibe-
ralen Koalition führte. Für den Teil der 
Mitglieder, die mit dieser inhaltlichen 
Umorientierung nicht einverstanden 
waren, verringerten sich damit die po-
litischen und wertbezogenen Bleibe-
anreize drastisch, andererseits wurden 
aber starke Beitrit tsanreize für Befür-
worter der neuen Parteiorientierung 
gesetzt. Die Folge war ein – sich in 
der saldierten Mitgliederentwicklung 
nur unzureichend widerspiegelnder – 
umfassender Austausch innerhalb der 
Mitgliederschaft mit dem Verlust des 
nationalliberalen Flügels und einer be-
trächtlichen Zahl von Eintrit ten sozialli-
beral gesinnter Bürger.

Rückgang der Rekrutierungsfähigkeit 
des gesamten Parteiensystems

Spätestens seit den 1980er Jahren geht 
die Rekrutierungsfähigkeit des gesam-
ten Parteiensystems kontinuierlich zu-
rück, auch wenn die Entwicklung von 
Partei zu Partei unterschiedlich verläuft. 
Als Gründe für diese Entwicklung las-
sen sich zunächst Prozesse des sozio-
ökonomischen und sozio-kulturellen 

verbunden. Positiv bewertete erwartete 
Folgen eines Parteibeitrit ts bilden Bei-
trit tsanreize, negativ bewertete Bei-
trit tsfolgen bilden Beitrit tshemmnisse. 
Überwiegen die Beitrit tsanreize die 
Beitrit tshemmnisse, so ist der Akteur 
prinzipiell dazu motiviert, der Partei 
beizutreten. Neben dem Beitrit t zu ei-
ner bestimmten Partei gibt es jedoch 
noch eine Reihe von Handlungsalterna-
tiven, an die auch bestimmte Erwartun-
gen und Bewertungen geknüpft sind, 
nämlich der Beitrit t zu einer anderen 
Partei, andere Formen politischer Betei-
ligung oder unpolitische Formen, seine 
knappe Freizeit zu verbringen. Der tat-
sächliche Entschluss, einer bestimmten 
Partei beizutreten, wird daher vom Ak-
teur nur gefasst, wenn die Motivation 
zum Parteibeitrit t größer ist als die mit 
den verschiedenen Handlungsalterna-
tiven verbundenen Motivationen.
Es lassen sich fünf Gruppen von Bei-
trit tsanreizen unterscheiden: (1) affekti-
ve Anreize (der Parteibeitrit t dient der 
Befriedigung affektiv-emotionaler Be-
dürfnisse). Hierzu gehören z.B. die Be-
wunderung, Hingabe und Ergebenheit 
in Bezug auf eine charismatische Füh-
rungspersönlichkeit oder die Hoffnung 
auf gesellige, freundschaftliche und 
andere als positiv angesehene sozia-
le Bindungen im Rahmen der Parteior-
ganisation; (2) normative Anreize (vom 
Akteur verinnerlichte Verhaltenserwar-
tungen der Umwelt legen den Beitrit t 
zu einer Partei nahe). Hierzu zählen die 
Herausbildung und Weitergabe von 
Parteibindungen im Rahmen der Familie 
oder sozialer Milieus und die Beitrit ts-
anreize aufgrund allgemeiner demo-
kratischer Beteiligungsnormen („Bür-
gerpflicht“); (3) wertbezogene Anreize 
(die Parteimitgliedschaft wird als Mittel 
zur besseren Unterstützung bzw. Ver-
wirklichung von Wertorientierungen, 
also den vom Akteur gewünschten Ge-
staltungsprinzipien der Gesellschaft 
und des politischen Systems, angese-
hen); (4) politische Anreize (die Partei-
zugehörigkeit wird vor allem als Inst-
rument zur Unterstützung bzw. Durch-
setzung der vom Individuum als wichtig 
erachteten politischen Anliegen, Inter-
essen und Zielsetzungen angesehen); 
(5) materielle Anreize (das potenzielle 
Mitglied verspricht sich materielle Vor-
teile, z.B. durch berufliche Karriereför-
derung oder ein politisches Amt).
Den Beitrit tsanreizen stehen jedoch 
auch Beitrit tshemmnisse in Form von 
Beitrit ts-, Verbleibe- und Partizipati-
onskosten gegenüber. Die Beitrit tskos-
ten sind hoch, wenn vom potenziellen 
Mitglied ein hohes Maß an Eigeniniti-
ative verlangt bzw. wenn ihm Hinder-
nisse in den Weg gelegt werden, und 
niedrig, wenn ihm eigene Anstrengun-
gen möglichst abgenommen werden. 

Die laufenden Kosten des Verbleibs 
richten sich nach der Höhe des Mit-
gliedsbeitrags, den jedes Parteimit-
glied zu entrichten hat. Partizipations-
kosten können in Form der Probleme 
einer langfristigen Organisationsbin-
dung, der Raum-Zeitgebun denheit in-
nerparteilicher politischer Beteiligung, 
der zeitintensiven, thematisch breiten 
und oft inhaltlich wenig interessanten 
Partizipationserfordernisse und einer 
abschreckenden innerparteilichen Or-
ganisationskultur bestehen.
In der gleichen Weise lassen sich auch 
die Anreize und Hemmnisse auffächern, 
die die Austrit tsentscheidung eines Par-
teimitglieds beeinflussen. Auf dem Hin-
tergrund dieses Erklärungsmodells soll 
nun die Entwicklung der Parteimitglied-
schaften untersucht werden, wobei aus 
Platzgründen die beiden Nachkriegs-
jahrzehnte ausgespart bleiben.

Mitgliederboom Ende der 1960er bis 
Mitte der 1970er Jahre

Der Mitgliederboom Ende der 1960er 
bis Mitte der 1970er Jahre lässt sich 
vor allem durch eine wesentliche Stei-
gerung politischer und wertbezogener 
Beitrit tsanreize im Rahmen der stark 
polarisierenden Konkurrenzsituation 
zwischen dem sozialliberalen Regie-
rungslager und dem oppositionellen 
Unionslager erklären. Der SPD gelang 
in dieser Zeit der Durchbruch zur Volks-
partei, die sozialliberale Koalition von 
1969 wurde als Aufbruchsignal in ei-
ne von Reformen geprägte Zukunft an-
gesehen und die SPD konnte aus bis 
dahin nicht angesprochenen Schichten 
neue Mitglieder gewinnen. Die weitaus 
meisten Neuzugänge waren anlässlich 
der vorgezogenen Bundestagswahl 
von 1972 zu verzeichnen, bei der die 
SPD durch das angestrebte Vertrau-
ensvotum für den Bundeskanzler Willy 
Brandt und die thematische Ausrich-
tung auf die neue Ostpolitik eine sehr 
starke Mobilisierung erreichen konnte 
und fast 156.000 neue Mitglieder hin-
zugewann.
Auch die CDU profitierte von dieser 
Mobilisierungsphase, da die bürger-
lich-konservativen Kräfte das Feld nicht 
dem politischen Gegner überlassen 
wollten und somit starke politische und 
wertbezogene Beitrit tsanreize in Form 
einer Gegenbewegung zur sozialli-
beralen Politik bestanden. Hinzu kam 
eine umfassende Modernisierung und 
Reform der Partei, die die Beitrit tsanrei-
ze deutlich verstärkte und aus dem bis-
herigen Selbstverständnis resultieren-
de Beitrit tshemmnisse abbaute. Bisher 
hatte sich die Partei als „Kanzlerwahl-
verein“ verstanden und ihren organisa-
torischen Aufbau vernachlässigt. Erst 
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er Wandels und deren Auswirkungen 
auf die verschiedenen Arten von Bei-
trit tsanreizen anführen. Den zentralen 
Faktor bildet hierbei die allgemeine 
Abnahme sozialer Integration – also 
die Individualisierung der Gesellschaft 
– und insbesondere die Erosion der 
die soziale Basis des deutschen Partei-
ensystems von Anfang an prägenden 
sozialen Milieus. Mit der Verringerung 
des – durch das eindimensionale Sozi-
alisationsumfeld der Milieus – aufge-
bauten politischen Konformitätsdrucks 
und der normativen Gruppenkontrolle 
verringerten sich wesentliche normative 
Anreize, einer Partei beizutreten. Durch 
die Erosion der sozialen Milieus verlie-
ren zudem die diese Milieus in der Ver-
gangenheit stützenden Vorfeldorgani-
sationen – z.B. die Gewerkschaften im 
Arbeitermilieu und die kirchlichen Or-
ganisationen im katholischen Milieu – 
als Rekrutierungsfelder für potenzielle 
Mitglieder der jeweiligen Milieupartei 
zunehmend an Bedeutung.

Wandel der politischen 
Beteiligungsformen

Die Veränderung der Zusammensetzung 
der Parteimitgliedschaften durch diese 
Entwicklungen führt schließlich noch zu 
einem weiteren Problem: Eine geringe-
re normative Einbindung der Mitglie-
der verringert die bei einem Parteiaus-
trit t zu überwindende Hemmschwelle. 
Wenn man primär über wertbezogene 
und politische Anreize zum Parteibei-
trit t bewegt wird, sind die Anreize zum 
Parteiaustrit t bei tatsächlichen oder 
vom Mitglied wahrgenommenen Ver-
änderungen der Wertprioritäten oder 
der politischen Zielsetzungen der Par-
tei sehr stark. Die SPD musste dies nach 
Verkündigung der von Teilen der Partei-
mitglieder als Verrat am zentralen SPD-
Grundwert der sozialen Gerechtigkeit 
empfundenen Agenda 2010 im März 
2003 schmerzlich erfahren: Traten in 
den letzten zehn Jahren – außer 2003 
und 2004 – im Schnitt jährlich etwa 
23.000 Mitglieder aus der Partei aus, 
so gaben 2003 über 38.000 und 2004 
fast 44.000 Mitglieder ihr Parteibuch 
zurück.
Der gesellschaftliche Wandel wirkt 
sich jedoch nicht nur durch Verände-
rungen der Struktur der Beitrit tsanrei-
ze auf die Mitgliedschaftsentwicklung 
aus, sondern auch durch Veränderun-
gen der Beitrit ts- und Partizipations-
kosten sowie der verfügbaren Hand-
lungsalternativen. Dies zeigt sich vor 
allem in den deutlichen Inkongruenzen 
zwischen den organisatorischen Rah-
menbedingungen parteibezogenen 
Engagements und den gewandelten 
gesellschaftlichen Beteiligungsstruktu-

ren. Das Auseinanderdriften von all-
gemeinen gesellschaftlichen Partizi-
pationsnormen und -formen und einer 
anachronistischen Organisationskultur 
in den lokalen Parteiorganisationen 
lässt viele potenzielle Mitglieder vor 
einem Parteibeitrit t zurückschrecken. 
Die Bürger sind zudem in ihrem politi-
schen Informations- und Einflussstreben 
seit geraumer Zeit nicht mehr allein auf 
die Parteien angewiesen. Die Ausdiffe-
renzierung des Repertoires politischer 
Beteiligung und der Wandel der Par-
tizipationspräferenzen hat die poli-
tischen Parteien in eine zunehmende 
Konkurrenzsituation mit anderen Be-
teiligungsformen wie Bürgerinitiativen 
und neuen sozialen Bewegungen ge-
bracht. Dies erschwert den Parteien die 
Mitgliederrekrutierung, da vielen Bür-
gern – insbesondere den Jüngeren – 
ein befristetes, ungebundenes und the-
menbezogenes Kurzzeitengagement 
attraktiver erscheinen als die mit relativ 
hohen Anforderungen und Ansprüchen 
verbundene Arbeit in politischen Par-
teien. Zudem bieten die vielfach immer 
noch verkrusteten, zu großen erstarrten 
Apparaten degenerierten Parteiorga-
nisationen oft nicht genügend attrakti-
ve politische Beteiligungsmöglichkeiten 
für die anspruchsvoller gewordenen 
Bürgerinnen und Bürger. Aus der Sicht 
einzelner Parteien kommt hinzu, dass 
die Gründung neuer Parteien die zwi-
schenparteiliche Mitgliederkonkurrenz 
verschärft, wie es z.B. für die SPD nach 
der Gründung der Grünen und in neu-
erer Zeit der WASG und deren Zusam-
menschluss mit der PDS zur Linkspartei 
der Fall ist.
Zur Verbreiterung der für die Bürger ver-
fügbaren Handlungsalternativen, die 
die Mitgliederrekrutierung der Parteien 
erschweren, gehören neben den politi-
schen auch die unpolitischen Alternati-
ven. Die Freizeitgestaltungsmöglichkei-
ten haben sich in den letzten Jahrzehn-
ten vervielfacht. Insbesondere hat das 
Vordringen neuer Massenmedien wie 
Privatfernsehen und Internet zumindest 
in bestimmten gesellschaftlichen Grup-
pen zu einer politischen Demobilisie-
rung geführt, die sich auch bei der Mit-
gliedergewinnung bemerkbar macht.
Last but not least sei noch darauf hin-
gewiesen, dass der Rückgang der Par-
teimitgliedschaften selbst wiederum 
die Beitrit tshemmnisse erhöht: Da die 
Beitrit tskosten für potenzielle Mitglie-
der umso höher sind, je mehr Eigen-
initiative von ihnen verlangt wird und 
je weniger Ansprache durch andere 
erfolgt, wirkt sich die immer geringere 
Zahl von Parteimitgliedern, die durch 
lokale Präsenz im politischen und vor-
politischen Raum Ansprechpartner für 
potenzielle Mitglieder bilden können, 
beitrit tshemmend aus.

Mitgliederschwund in 
Ostdeutschland

Zur Erklärung des – vor allem in den 
ersten Jahren nach der Vereinigung 
dramatischen – Mitgliederschwunds in 
Ostdeutschland lässt sich eine Reihe 
zusätzlicher Faktoren anführen. Einen 
ersten Faktor bilden die gesellschaft-
lichen Voraussetzungen: In der ehe-
maligen DDR konnte die traditionelle 
Milieubindung der Arbeiterschaft nicht 
überdauern, so dass die SPD in den 
neuen Bundesländern große Probleme 
hatte, die Arbeiterschaft für sich zu re-
krutieren, was noch dadurch erschwert 
wurde, dass die Gründergeneration 
der Ost-SPD aus anderen gesellschaft-
lichen Schichten stammte. Für die CDU 
stellt sich das Problem, dass der Katho-
likenanteil und damit die traditionelle 
Kerngruppe, für die normative, wert-
bezogene und politische Anreize zum 
CDU-Beitrit t zu erwarten sind, sehr 
klein ist. Zudem bildeten sich die sozia-
len Gruppen der Selbstständigen, Be-
amten und Freiberufler, aus denen sich 
die Mitgliedschaft der CDU und auch 
der FDP traditionell zum Teil rekrutiert, 
in den neuen Bundesländern erst all-
mählich heraus.
Weitere Faktoren lassen sich aus den 
spezifischen politischen Hinterlassen-
schaften des DDR-Systems und den 
Folgeproblemen des Transformations-
prozesses ableiten. Die verbreitet zu 
beobachtende Parteimüdigkeit bzw. 
-aversion der ostdeutschen Bürger und 
ihre Flucht ins Private wird erklärbar, 
wenn man sie vor allem als Reaktion auf 
die Entlastung von einer Art „Zwangs-
politisierung“ versteht, die durch eine 
spezifische Kombination von durch das 
DDR-System gesetzten extrem starken 
Beitrit tsanreizen normativer und ma-
terieller Art bewirkt wurde: Die DDR-
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ANMERKUNGEN

1 Vgl. hierzu ausführlicher Niedermayer 2009a.
2 Lückenlose Mitgliederzahlen (jeweils zum 
31 .12. eines jeden Jahres) für alle relevanten Par-
teien liegen erst ab Mitte der 1960er Jahre vor, 
lediglich die SPD-Mitgliedschaft ist seit 1946 voll-
ständig dokumentiert. Die Entwicklung und sozi-
alstrukturelle Zusammensetzung der Parteimit-
gliedschaften wird auf Grundlage der Angaben 
der Bundesgeschäftsstellen der Parteien vom 
Verfasser jährlich im Heft 2 der Zeitschrift für Par-
lamentsfragen (vgl. Niedermayer 2009b) und 
– ausführlicher – im Internet (vgl. Niedermayer 
2009c) publiziert.
3 Beitrittsberechtigt ist bei der SPD und der 
Linkspartei die gesamtdeutsche Bevölkerung ab 
14 Jahren, bei der FDP ab 16 Jahren, die Grünen 
haben in ihrer Satzung keine Altersgrenze festge-
legt. Bei CDU und CSU gilt die Altersgrenze 16 
Jahre, wobei die CDU nur außerhalb Bayerns und 
die CSU nur in Bayern Mitglieder rekrutieren kön-
nen.
4 Bevölkerungszahlen nach Altersgruppen für 
Ende 2008 lagen noch nicht vor.

Bürger sahen sich einer wirksamen so-
zialen Norm ausgesetzt, ihrer Loyalität 
zum Staat durch die Mitgliedschaft in 
der SED oder zumindest in einer der 
Blockparteien Ausdruck zu verleihen, 
und eine solche Mitgliedschaft war in 
den unterschiedlichsten Lebensberei-
chen mit Vorteilen verbunden bzw. eine 
Nichtmitgliedschaft brachte Nachteile 
mit sich. Mit der Wiedervereinigung 
fielen diese Anreize zum Beitrit t bzw. 
zum Verbleib in den Parteien weg. Hin-
zu kommt vor allem in den ersten Jahren 
nach der Vereinigung die Präokkupati-
on der Bürger durch die persönlichen 
und beruflichen Folgen der ökonomi-
schen und sozialen Umwälzungen. Mit 
anderen Worten: Man hatte Wichti-
geres zu tun, als sich parteipolitisch zu 
engagieren.
Zudem waren auch die Parteien selbst 
am Bestehen von Beitrit ts- bzw. Bleibe-
hemmnissen nicht unschuldig. Vor allem 
in den Anfangsjahren schufen bei CDU 
und FDP zuweilen heftige innerpartei-
liche Auseinandersetzungen zwischen 
„Blockflöten“ und „Erneuerern“ ein so-
wohl für die Mitgliederrekrutierung als 
auch für den Verbleib von Mitgliedern 
hinderliches Klima, während bei der 
von Blockparteien-Vergangenheitspro-
blemen unbelasteten SPD und den Grü-
nen oftmals Vorbehalte der Gründerge-
neration gegenüber der Aufnahme neu-
er Mitglieder und ein viele potenzielle 
Mitglieder eher abschreckender mo-
ralischer Rigorismus herrschten. Nicht 
zuletzt tragen auch die sich durch den 
Mitgliederrückgang bei der Linkspar-
tei, der CDU und der FDP deutlich ver-
schlechternden bzw. bei der SPD und 
den Grünen von Anfang an schlechten 
organisatorischen Bedingungen, vor 
allem in Form des Verschwindens bzw. 
Nichtbestehens lokaler Organisations-
einheiten, zu den Rekrutierungsproble-
men der Parteien im Osten Deutsch-
lands bei, weil durch das Fehlen von lo-
kalen Ansprechpartnern und das damit 
geforderte hohe Maß an Eigeninitiati-
ve der Beitrit tsaufwand für potenzielle 
Mitglieder relativ hoch ist.

Parteispezifische Faktoren

Neben diesen allgemeinen Bedin-
gungsfaktoren gibt es natürlich noch 
eine ganze Reihe von parteispezifi-
schen Faktoren, die den allgemeinen 
Trend seit den 1980er Jahren bei be-
stimmten Parteien verschärfen oder 
auch abmildern. Diese Gründe alle im 
Einzelnen zu erläutern, würde den Rah-
men des Beitrags sprengen. Es sei da-
her abschließend nur beispielhaft auf 
einige Faktoren eingegangen.
Das Ende der beitrit tsmobilisieren-
den politischen „Überhitzungssituati-

on“ kam für die SPD, als sich Mitte der 
1970er Jahre die Enttäuschung über 
vertagte Reformen breitmachte. Drei 
Jahrzehnte später sorgte die durch die 
Agenda 2010 symbolisierte Positions-
veränderung der SPD im Sozialstaats-
konflikt für den stärksten Mitglieder-
rückgang seit dem Ende der 1940er 
Jahre. Bei der CDU, die Anfangs der 
1970er Jahre noch die verschreck-
te konservative Aktivbürgerschaft um 
sich scharen konnte, nahmen die politi-
schen und wertbezogenen Beitrit tsan-
reize ab, als der Machtwechsel 1976 
nicht erreicht wurde und reduzierten 
sich noch einmal deutlich, als die mit 
dem Regierungsantrit t Helmut Kohls 
1982/83 erhoffte geistig-moralische 
Wende ausblieb. Die vergleichsweise 
moderaten Mitgliederverluste der CSU 
werden auf ihre tiefe politisch-kulturelle 
Verwurzelung in der regionalen Identi-
tät Bayerns, ihre engen Vernetzungen 
mit dem vorpolitischen Raum und ihre 
Monopolstellung sowohl hinsichtlich 
politischer Karrierewege als auch hin-
sichtlich der Durchsetzung politischer 
Ziele zurückgeführt, sodass relativ 
starke Beitrit tsanreize aller Anreizar-
ten vorhanden sind. Auch hier deutet 
sich, mit dem Verlust der alleinigen Re-
gierungsmacht bei der Landtagswahl 
2008, jedoch ein Wandel an. Die FDP 
stürzte 1982 durch den Bruch der sozi-
alliberalen Koalition und den erneuten 
Wechsel zur Koalition mit der CDU/
CSU in ihre bis dahin schwerste inner-
parteiliche Zerreißprobe, die die Partei 
allein in diesem Jahr ein Siebtel ihrer 
Mitgliedschaft kostete. Die Grünen ka-
men trotz einer phasenweise positiven 
Entwicklung letztendlich nie über den 
Status einer Partei mit schwacher Mit-
gliederbasis hinaus, weil sich ihr Um-
feld nie für den Gedanken an eine feste 
Parteimitgliedschaft erwärmen konnte. 
Für die PDS-Mitgliederentwicklung war 
ausschlaggebend, dass sie als Nach-
folgerin der DDR-Staatspartei SED 
nach der Vereinigung von der genann-
ten nachtotalitären Flucht aus dem par-
teipolitischen Engagement am stärks-
ten getroffen wurde.
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INSTRUMENTE UND METHODEN DER WAHLFORSCHUNG

Wie funktioniert Wahlforschung? 
Dieter Roth

Die Fragestellung der Wahlforschung

Die Wahlforschung bemüht sich, den 
Prozess des Wählens nachzuvollzie-
hen, ihn transparent zu machen und 
möglicherweise zu erklären. Wahlen 
sind ein wichtiges konstituierendes Ele-
ment repräsentativer Demokratien. Die 
Machtverteilung in einem demokrati-
schen Staat ist das Ergebnis von Wah-
len, in denen der Souverän – der Wäh-
ler – entscheidet. Die Durchführung von 
Wahlen wird durch das Wahlsystem 
und die Wahlordnung festgelegt, die 
auf den verschiedenen Wahlebenen 
– also auf Gemeinde-, Landes-, Bun-
des- oder europäischer Ebene – unter-
schiedlich sein können. Auch sie beein-
flussen das Wahlverhalten und werden 
deshalb in der Wahlforschung beson-
ders beachtet, sind aber nicht Thema 
dieses Beitrags. 
In der Öffentlichkeit werden Ergebnis-
se der Wahlforschung inzwischen nicht 
nur an Wahltagen, sondern auch zwi-
schen, vor und nach den Wahlen dis-
kutiert. Dies ist hauptsächlich auf die 

Medien zurückzuführen, die Instrumen-
te und Resultate der Wahlforschung als 
nützlich für ihre politische Berichterstat-
tung erkannt haben. Dabei handelt es 
sich allerdings in der Regel um „politi-
sche Stimmungsdaten“, die oft missver-
ständlich als Prognosen für zukünftige 
Wahlen gehandelt werden, und eben 
nicht um Daten zum Verhalten. Die Fra-
gestellung1 der Wahlforschung ist vor 
allem retrospektiv und nicht prognos-
tisch, denn sie lautet:

Wer hat wen gewählt und warum?

Diese Frage verlangt eine beschreiben-
de und eine erklärende Antwort. Das 
Wahlverhalten von Individuen oder zu-
mindest Gruppen von Individuen soll 
beschrieben werden, und es soll erklärt 
werden, wie es zu diesem Verhalten ge-
kommen ist.
Zur Beantwortung des ersten Teils der 
Frage braucht man Individualdaten 
oder eben Gruppendaten, die Verhal-
ten erfassen, aber dies möglichst tief 
gegliedert im Hinblick auf ihre regiona-
le und demografische Vielfalt. Für den 
zweiten Teil benötigt man Daten, die 
über Ursachen und Zusammenhänge 
Auskunft geben, also Motivationen für 
das Verhalten offen legen. Dabei kön-
nen die beschreibenden Daten bereits 
Hilfestellung für die Formulierung von 
Hypothesen geben, d.h. theoriegelei-
tete Annahmen über Ursachen mögli-
chen Verhaltens liefern.
In der Wahlforschung braucht man 
zunächst vor allem sauber erhobene 
Daten über Fakten oder auch Einstel-
lungen sowie eine Theorie2 (oder auch 
mehrere), die Ursache und Wirkung 
zwischen diesen Daten klärt.

Mit welchen Instrumenten 
und Methoden arbeitet die 
Wahlforschung? 

Die Wahlforschung ist eine empirische 
Wissenschaft. Sie macht Aussagen auf 
der Basis von Wissen, das auf syste-
matisch, nach wissenschaftlichen Re-
geln erhobenen Informationen beruht. 
Diese Informationen sollten zweifelsfrei 
und jederzeit überprüfbar sein. 
Die historische Wahlforschung hat für 
die Beantwortung unserer Frage Daten 
von offiziellen Zählungen benutzt. Sie 
lagen als Aggregate vor; wenn man 
Glück hatte in einer kleinräumigen Ag-
gregierung. Solche Auszählungen wur-

den mit anderen Daten, die man für die 
Gebietseinheit hatte (z.B. aus dem Zen-
sus) in Beziehung gesetzt, um Aussagen 
über das Wahlverhalten zumindest von 
Gruppen zu erhalten. Man nennt die-
se Vorgehensweise eine sozialökolo-
gische Analyse. Sie war aufgrund der 
Datenlage die einzig mögliche Analy-
seform und man konnte damit Aggre-
gate durchaus gut beschreiben, man 
konnte aber keine Auskunft über das 
„Warum“ einer Entscheidung geben. 
Dies ist allein mit der Erhebung und 
der Gegenüberstellung von Individual-
daten möglich.
Der erste große Entwicklungsschrit t in 
der empirischen Wahlforschung war 
deshalb die Möglichkeit, eine Vielzahl 
von individuellen Entscheidungen mit 
Hilfe repräsentativer Stichproben zu 
erheben, indem man Einzelpersonen 
direkt befragt und dabei versucht, die 
Determinanten ihrer Entscheidungen zu 
erfassen, die man anhand einer Theo-
rie herausgearbeitet hat.
Empirische Wahlforschung hat also 
bestimmte Vorbedingungen, die erfüllt 
sein müssen: 
 die Möglichkeit, Stichproben zu zie-

hen, d.h. ausreichend Informationen 
über Grundgesamtheiten zu haben; 

 die Möglichkeit, eine Kommunikation 
mit den Wahlberechtigten aufzubau-
en d.h. Kontakte mit einzelnen Perso-
nen herzustellen, freie und effektive 
Kommunikationswege;

 eine Interviewtechnik, die zu zweifels-
freien Daten führt, d.h. man benötigt 
valide und reliable Daten;

 Auswertungs- bzw. Analyseprogram-
me, die Zusammenhänge zwischen 
den verschiedenen Variablen deutlich 
machen.

Außerdem steht die Wahlforschung un-
ter der ökonomischen aber auch wis-
senschaftlich gerechtfertigten Bedin-
gung stets begrenzter Zeit und knapper 
Mittel. Da man als Wahlforscher in der 
Regel nicht die Gesamtheit aller inte-
ressierenden Zielpersonen befragen 
kann (also zum Beispiel alle Wahlbe-
rechtigten), versucht man ein Verfah-
ren zu finden, das die Heterogenität 
der Gesamtheit widerspiegelt (Stich-
probenverfahren), das es aber in der 
zur Verfügung stehenden Zeit und bei 
begrenzten Mitteln erlaubt, die Wahl-
berechtigten tatsächlich zu kontaktie-
ren (Erhebungsverfahren). Dies sind zu-
nächst die notwendigen Schrit te, bevor 
man zur eigentlichen Datenerhebung 
kommt.

Wahlforschung erscheint vielen wie ein 
Buch mit sieben Siegeln. Was hat es mit 
den oft zitierten und manchmal ange-
zweifelten Ergebnissen der Wahlfor-
schung auf sich? Wahlforschung ist zu-
nächst eine akademische Disziplin, bei 
der es darum geht, mit nachvollziehba-
ren Verfahren den Prozess des Wählens 
zu analysieren. Seriöse Wahlforscher 
arbeiten theoriegeleitet und wenden In-
strumente und Methoden der empiri-
schen Sozialforschung an. Die Resultate 
der Wahlforschung werden in den Medi-
en einem breiten Publikum zugänglich 
gemacht, dabei jedoch popularisiert 
und häufig als „politische Stimmungsda-
ten“ in prognostischer Absicht benutzt. 
Die Fragestellungen der Wahlforschung 
hingegen sind vor allem retrospektiv. Sie 
wollen eine Antwort auf die Frage ge-
ben: Wer hat wen gewählt und warum? 
Vor dem Hintergrund dieser Fragestel-
lung erläutert Dieter Roth in seinem Bei-
trag die Instrumente und Methoden der 
Wahlforschung. Er schildert die metho-
dische Schrittfolge, die für die Gewin-
nung verlässlicher Daten und darauf fu-
ßender Aussagen notwendig ist, und 
beschreibt die verschiedenen Erhe-
bungsinstrumente mit all ihren Feinhei-
ten, Vor- und Nachteilen sowie mögli-
chen Fehlerquellen. 
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Stichproben

Stichproben sind ein verkleinertes Ab-
bild der erwünschten Grundgesamt-
heit. Um saubere Stichproben ziehen zu 
können, braucht man genaue Angaben 
über die Zusammensetzung der Grund-
gesamtheit, weil in der Stichprobe alle 
Elemente der Grundgesamtheit im sel-
ben Verhältnis wiederkehren müssen. 
Nur dann ist die Stichprobe repräsen-
tativ. Dies ist mithin die Voraussetzung 
für eine solide Aussage aufgrund einer 
Stichprobe. Es gibt verschiedene Stich-
probenverfahren, aber nur für ein Ver-
fahren lassen sich Fehlerbereiche der 
Gültigkeit einer Stichprobe errechnen: 
die Zufallsauswahl. Bei dieser Auswahl 
hat jedes Element der Grundgesamtheit 
die gleiche Chance3, ausgewählt zu 
werden. Nur dann lassen sich die Re-
geln der Wahrscheinlichkeitsrechnung 

anwenden, die eine Fehlerberechnung 
ermöglicht. Für die Wahlforschung eig-
nen sich deshalb nur Zufallsverfahren.4

Als Beispiel sei nun eine Aussage über 
alle Wahlberechtigten in der Bundesre-
publik angestrebt. Das klingt zunächst 
einfach. Die Grundgesamtheit sind alle 
Deutschen über 18 Jahre, deren bürger-
liche Ehrenrechte nicht eingeschränkt 
sind. Zuerst stellt sich die Frage, für 
welchen Zeitpunkt die Aussage gelten 
soll. Sind damit die Wahlberechtigten 
zu einem bestimmten Befragungszeit-
punkt – also zum Beispiel heute – oder 
aber die Wahlberechtigten zum Zeit-
punkt der Wahl gemeint? Entscheidet 
man sich für eine Aussage zum Wahl-
tag, so ist zu klären, wer bis zu diesem 
Zeitpunkt noch wahlberechtigt wird und 
wer wegen Umzugs oder Tod aus dem 
Kreis der Wahlberechtigten ausschei-
det. Danach ist zu fragen: Was ge-

schieht mit den Wahlberechtigten, die 
nicht erreicht werden können, weil sie 
sich derzeit nicht innerhalb der Landes-
grenzen befinden (z.B. Urlauber) oder 
längere Zeit nicht erreichbar sind, wie 
Soldaten oder Botschaftsangehörige 
oder länger beruflich im Ausland Täti-
ge. Sie haben jedenfalls nicht die glei-
che Chance, ausgewählt zu werden. 
Bereits diese beiden Fragen zeigen 
die praktischen Probleme der Festle-
gung der Grenzen der Grundgesamt-
heit. Tatsächlich muss der Forscher 
genau definieren und entscheiden, ob 
bei der Festlegung des Zeitpunkts der 
Befragung Teile der Grundgesamtheit 
ausgeschlossen werden, die dann die 
Repräsentativität der Stichprobe ein-
schränken. Umfragen während der 
Hauptferienzeit in manchen Ländern 
sind möglicherweise problematisch, 
weil die Ausfälle nicht zufällig, sondern 
systematisch sind.
Hier wird deutlich, dass es sich bei der 
empirischen Wahlforschung nie um ab-
solute Aussagen handelt, sondern stets 
um Annäherungen an die Wahrheit, 
also um Optimierungen und nicht um 
Maximierungen. Anzustreben ist des-
halb das praktisch Mögliche und nicht 
das absolut Richtige. Die Profession 
unterscheidet daher zwischen der an-
gestrebten Grundgesamtheit, der Aus-
wahlgesamtheit und der Inferenzpopu-
lation (Schnell et al. 2008).
In unserem Beispiel umfasst die ange-
strebte Grundgesamtheit alle Wahl-
berechtigten bei einer Wahl in einem 
bestimmten Gebiet. Die Auswahlge-
samtheit hingegen sind alle Wahlbe-
rechtigten, die bei dem angewand-
ten Auswahlverfahren eine Chance 
haben, in die Stichprobe zu kommen 
(z.B. beim Telefoninterview alle tele-
fonisch Erreichbaren in der Feld- bzw. 
Erhebungszeit). Die Inferenzpopulation 
schließlich sind die Wahlberechtigten, 
die bei der Realisierung der Stichprobe 
tatsächlich erreicht worden sind. Das 
Ziel ist es, die Differenzen zwischen den 
drei Gesamtheiten zu minimieren. Die 
Ausschöpfungsquote muss möglichst 
hoch, die Auswahlgrundlage möglichst 
aktuell und möglichst vollständig sein. 
Grundgesamtheiten zu definieren ist 
also ein Optimierungsproblem.
In der Praxis wird man deshalb mit feh-
lerhaften Grundgesamtheiten rechnen 
müssen, die – so die Fachsprache – ei-
ne „undercoverage“ oder eine „overco-
verage“ haben. Es fehlen also Elemen-
te, weil sie keine Chance hatten, in die 
Auswahl zu gelangen (undercoverage), 
oder Elemente hatten eine mehrfache 

Instrumente und Resultate der Wahlforschung werden von den Medien als nützlich für 
die politische Berichterstattung erkannt.  picture alliance/dpa
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men (overcoverage). Beim Problem des 
„overcoverage“ hat man die Möglich-
keit, den Fehler über Gewichtungen zu 
korrigieren. Größere Probleme gibt es 
beim „undercoverage“, die über Ge-
wichtungen oft nicht zu beseitigen sind. 
So ist z.B. die An- oder Abwesenheit 
bei Personen zu bestimmten Zeiten oft 
status- und altersabhängig oder durch 
die unterschiedliche Mobilität der zu 
Befragenden bestimmt. Man kann al-
so keineswegs davon ausgehen, dass 
alle Teile der Stichprobe zu allen Ta-
ges- oder Wochenzeiten zu erreichen 
sind. Die Konsequenz daraus sind be-
stimmte Mindestfeldzeiten. Anders aus-
gedrückt heißt das: Vorsicht ist bei so-
genannten Blitzbefragungen geboten, 
in denen systematische Teile der Aus-
wahlgesamtheit möglicherweise nicht 
erreicht wurden.

Erhebungsverfahren 

In der Wahlforschung wird seit den 
1990er Jahren als Erhebungsverfahren 
sehr häufig die Telefonbefragung ge-
nutzt, weil sie sehr schnell zu verwert-
baren Ergebnissen führt und inzwi-
schen über 98 Prozent aller Wahlbe-
rechtigten in Deutschland über Telefon 
erreichbar sind.5 
Die Auswahl der zu Befragenden ge-
schieht in zwei Stufen: die erste Stufe 
ist der Haushalt des Wahlberechtig-
ten, die zweite Stufe die Zielperson im 
Haushalt. Bei beiden Stufen wird ein 
Zufallskriterium für die Auswahl be-
nutzt. 
Ein Großteil der Telefonhaushalte ist in 
Telefonbüchern bzw. auf CDs gespei-
chert, die allerdings auch Geschäfts-
anschlüsse und Mehrfachanschlüsse 
enthalten und Geheimnummern nicht 
ausweisen. Um hier den oben genann-
ten Problemen des „undercoverage“ 
oder „overcoverage“ zu entgehen, müs-
sen diese Verzeichnisse zunächst berei-
nigt werden, und es muss ein Verfah-
ren gefunden werden, nicht registrierte 
Anschlüsse einzubeziehen. Letzterem 
Problem wird in der Praxis mit dem so-
genannten RLD-Verfahren (RLD = ran-
domize last digit) begegnet: Man zieht 
unter der derzeit gültigen Prämisse, 
dass sich die eingetragenen Anschlüsse 
nicht grundsätzlich von den nicht einge-
tragenen unterscheiden, eine zufällige 
Stichprobe aus den eingetragenen An-
schlüssen und tauscht dabei die letzte 
Zif fer nach einem Zufallsverfahren aus. 
Die neue Stichprobe hat dieselbe Struk-
tur wie die alte Stichprobe, aber sie ent-
hält die nicht eingetragenen Nummern 
gemäß ihrem tatsächlichen Anteil.
Die Zielperson im Haushalt findet man 
mit dem sogenannten Geburtstags-

schlüssel: man befragt die über 18 
Jahre alte Person (wahlberechtigt), die 
als letzte Geburtstag hatte. Sie ist die 
Zielperson. Das Zufallskriterium ist der 
Geburtstag, weil sich Geburtstage (im 
ausreichend großen Gebiet) statistisch 
völlig gleichmäßig (entgegen anderer 
Wahrnehmungen in allen möglichen 
bunten Blättern) über das Jahr verteilen. 
Unter Beachtung der oben genannten 
Regeln, also auch Mindestbefragungs-
zeiten von etwa drei bis vier Tagen, ei-
nem guten Fragebogen, professioneller 
Erhebung und gleichzeitiger Speiche-
rung der erhobenen Daten, erhält man 
in sehr kurzer Zeit Informationen über 
den aktuellen Meinungsstand seiner 
Auswahl und vieles mehr.
In der Wahlforschung gibt es spezielle 
Befragungen, deren Ergebnisse wegen 

ihrer Genauigkeit immer wieder zu gro-
ßem Erstaunen führen, die sogenann-
ten Exit-Polls. Dies sind Befragungen 
von Wählern unmittelbar nach dem 
Wahlakt, wenn sie das Wahllokal (Exit) 
verlassen. Mit den Ergebnissen dieser 
Befragungen werden am frühen Wahl-
abend Prognosen über den Wahlaus-
gang erstellt, aber auch sehr detaillier-
te Beschreibungen bzw. Analysen des 
Wahlergebnisses ermöglicht. 
Die Grundgesamtheit beim Exit-Poll 
sind alle Wähler, die in einem Wahllo-
kal ihre Stimme abgeben. Nicht wahl-
berechtigte Personen, also Kinder oder 
Begleitpersonen, können in der Regel 
leicht erkannt und ausgeschieden wer-
den. Der Interviewer muss nur noch ge-
nau nach seinen Verfahrensregeln (z.B. 
in konstanter Schrit tweite, während der 
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kals) seine Zielperson kontaktieren und 
ihr einen kurzen Fragebogen vorlegen. 
Der auf einem Klemmbrett angebrach-
te Fragebogen muss relativ kurz sein, 
da er von der befragten Person selbst 
ausgefüllt wird, um eine anonyme Be-
antwortung zu gewährleisten.
Der große Vorteil dieses Vorgehens 
ist die direkte und leichte Kontaktauf-
nahme mit den Zielpersonen. Dabei 
werden Wähler, und nicht wie in den 
sonstigen Umfragen Wahlberechtig-
te, befragt. Die unmittelbare zeitliche 
Nähe zum Wahlakt ist ein weiterer 
Vorteil, was – ein entsprechend gutes 
Gesprächsklima bei der Kontaktauf-
nahme vorausgesetzt – zu hohen Re-
alisierungsquoten und hoher Überein-
stimmung zwischen abgefragtem und 

tatsächlichem Wahlverhalten führt. Der 
Nachteil dieser Vorgehensweise ist das 
Fehlen der Briefwahlstimmen. 
Exit-Polls haben im angelsächsischen 
Bereich eine lange Tradition und wer-
den vor allem in den USA stark bei der 
Berichterstattung über Wahlen heran-
gezogen. Seit Anfang 1990 beruhen in 
Deutschland die Prognosen nach 18:00 
Uhr am Wahlabend auf diesen, am 
Wahltag durchgeführten Befragungen. 
Ein weiteres, in der breiteren Öffent-
lichkeit bekanntes Produkt der Wahl-
forschung ist die Hochrechnung am 
Wahlabend. Wiederum wird mit einer 
Stichprobe gearbeitet. Dabei schließt 
man vom Wahlverhalten in einer Aus-
wahl von Wahlbezirken (Teilmengen) 
auf das Wahlverhalten in der Gesamt-
heit. Die Stichprobe wird aus der Ge-

samtheit aller rund 90.000 Wahlbezir-
ke so gezogen, dass sie das bekannte 
kleine Abbild darstellt. Sie umfasst bei 
Landtagswahlen – je nach Heteroge-
nität des Landes – zwischen 100 und 
250 Wahlbezirke, bei Bundestagswah-
len zwischen 400 und 600 Einheiten.
Die Hochrechnung soll nach der Prog-
nose um 18:00 Uhr möglichst frühzeitig 
das Wahlergebnis präzisieren. Man 
kann also nicht solange zuwarten, bis 
die Stichprobe voll ist, sondern man 
muss von einer Teilstichprobe auf die 
Stichprobe und von dieser auf das End-
ergebnis schließen. Das bedarf großer 
Er fahrung und benötigt Fingerspitzen-
gefühl, denn die Ergebnisse aus den 
Stimmbezirken laufen nicht gleichzeitig 
ein, weil sie unterschiedlich groß sind 
und keinesfalls zufällig, was die Ver-
teilung über das Land angeht. Kleine 
Stimmbezirke melden früher als große, 
kleine Stimmbezirke gibt es aber häufi-
ger auf dem Lande, große eher in der 
Stadt.
Man versucht deshalb, andere länger-
fristig konstantere Daten einzubezie-
hen. Man bindet die Hochrechnung 
an solche Daten an, z.B. an das alte 
Wahlergebnis, weil der beste Prädik-
tor für zukünftiges Wahlverhalten das 
bisherige Wahlverhalten ist. Die (ver-
einfachte) Formel für die Hochrechung 
ist dann: YN = YS + b (XA - XS)6 .
In der Praxis ist die Formel etwas kom-
plizierter. Sie ist eine andere zu frühen 
Zeitpunkten des Wahlabends, wenn 
erst wenige Ergebnisse vorliegen, und 
sie wird komplexer, wenn immer mehr 
Informationen eingehen. Trotzdem han-
delt es sich nicht um ein hochkomplexes 
mathematisches Konstrukt. Der Er folg 
bei der Hochrechnung wird maßgeb-
lich durch einen optimalen Datenfluss 
erreicht, der auf guter Organisation 
und einer sicheren Datenverarbeitung 
beruht.

Das Interview

Wir wenden uns nun der Erhebung von 
Individualdaten mit Hilfe des standar-
disierten Interviews zu. Interviews kön-
nen mündlich, z.B. face-to-face (von An-
gesicht zu Angesicht), oder telefonisch 
durchgeführt werden oder aber schrift-
lich, d.h. postalisch oder per Internet. 
Derzeit wird, wie schon erwähnt, die 
Mehrzahl der Individualdaten für die 
Wahlforschung per Telefoninterview 
erhoben. 
Unabhängig vom Weg der Erhebung 
gibt es strenge Regeln für die Formu-

Ein bekanntes 
Produkt der 
Wahlforschung ist 
die Hochrechnung 
am Wahlabend. 
Dabei schließt 
man vom Wahl-
verhalten in einer 
Auswahl von 
Wahlbezirken auf 
das Wahlverhal-
ten der Gesamt-
heit. Die aktuellen 
Hochrechnungen 
sind zentraler Be-
standteil der so 
genannten Ele-
fantenrunde. Im 
Bild ist die Berli-
ner Runde nach 
der Bundestags-
wahl am 
18.9.2005. 
picture alliance/dpa
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von Fragebögen, um zu vergleichba-
ren, verallgemeinerbaren und validen 
Daten zu kommen.
Das Medium der Kommunikation zwi-
schen dem Fragenden und dem Befrag-
ten ist im Interview die Sprache. Sie ist 
keinesfalls ein eindeutiges, zweifels-
freies Instrument der Verständigung. 
Die Sprache ist nicht nur regional ver-
schieden, sondern auch schichtspezi-
fisch, unterschiedlich in den verschie-
denen Altersgruppen und auch nicht 
immer völlig präzise. Um Verständi-
gungsschwierigkeiten zu minimieren, 
muss man deshalb eine Sprache wäh-
len, die möglichst alle verstehen. Das 
ist keinesfalls banal, sondern eine ho-
he Anforderung, denn die Sprache darf 
niemanden über-, aber auch nieman-
den unterfordern. Das Ziel im Interview 
muss es deshalb sein, durch eine ad-
äquate sprachliche Formulierung des 
zu erfragenden Sachverhalts im Kopf 
jedes einzelnen Befragten das „gleiche 
Bild“ des Frageobjekts zu erzeugen. 
Erst dann kann man in einem naturwis-
senschaftlichen Sinn Haltungen oder 
Einschätzungen zum Objekt messen 
und vergleichbar machen.
Bevor man versucht, ein Problem mit ei-
ner Frage zu erfassen, muss dieses auf 
seinen wirklichen Kern reduziert werden. 
Es kann immer nur eine Dimension des 
Problems mit stets nur einer Frage abge-
fragt werden, weil sonst das geforderte 
„gleiche Bild“ bei den Befragten nicht 
erreicht werden kann. Bei einer mehr-
dimensionalen Frage wird man nicht er-
kennen können, auf welche Dimension 
der Frage die Zielperson antwortet. Die 
Eindimensionalität einer Frage ist in der 
Praxis nicht immer leicht zu erarbeiten, 
aber sie ist eine wichtige Voraussetzung 
für aussagekräftige Daten.
Darüber hinaus muss man prüfen, ob 
das Problem, zu dem man Informati-
onen oder Meinungen erheben will, 
für den Befragten überhaupt existiert. 
Wenn dies nicht der Fall ist, können 
Fragen über das Verständnis der Be-
fragten hinweg gehen. Befragte sind in 
der Regel gutwillig und höflich, auch 
wenn sie nie mit dem zu erforschen-
den Problem in Kontakt kamen oder 
darüber reflektiert haben. Ist das der 
Fall, so erhebt man „non-attitudes“, al-
so Nichteinstellungen. Sie sind jedoch 
für den Befragten völlig unverbindlich 
und deshalb auch für den Forscher un-
brauchbar, denn die Attitüden können 
sich bei weiteren Informationen schnell 
und grundlegend ändern. Es ist des-
halb unter Umständen notwendig, das 
Wissen über das Problem oder auch 
die persönliche Relevanz des Problems 
im Vorhinein zu erheben. 
Erst nach dieser Klärung kann man jetzt 
die Frage in einfacher, zielorientierter 

Sprache, ohne Fremdworte, ohne kom-
plizierte Satzstellungen, ohne Mehr-
fachbedingungen und ohne mehrdeu-
tige Begrif fe formulieren. Gefragt ist ei-
ne Formulierung in der Alltagssprache, 
keineswegs eine akademische oder ge-
hobene Mittelschichtsprache. 
Zum Erfolg einer Befragung trägt ins-
besondere die Gesprächsatmosphäre 
beim Interview bei. Die ungleiche sozi-
ale Beziehung des aktiven Fragers und 
des eher passiven Befragten muss mög-
lichst überwunden werden. Es soll das 
Gefühl erzeugt werden, dass beide Be-
teiligte des Frage- und Antwortspiels 
aus der Situation gewinnen. Trotzdem 
muss der Interviewer möglichst neu-
tral bleiben, um die Qualität der Da-
ten nicht zu beeinträchtigen. Das kann 
durch eine gute Schulung der Inter-
viewer bzw. Interviewerinnen erreicht 
werden. Dies gilt insbesondere für die 
Kontaktphase eines Interviews. Oft ent-
scheidet der erste Kontakt darüber, ob 
das Interview zustande kommt und ge-
nügend Vertrauen aufgebaut wird, um 
zu ehrlichen Antworten zu kommen. Der 
Interviewer ist ein ausschlaggebender 
Faktor bei der Erhebung guter Daten. Er 
muss Kompetenz ausstrahlen, ohne do-
minant zu wirken. Er muss sicher auftre-
ten, ohne die Rolle eines neutralen Ge-
sprächspartners zu verlassen. Er muss 
sicher formulieren aber auch gleichzei-
tig aktiv zuhören können. Er muss dem 
Befragten das Gefühl geben, dass er 
genau zuhört und dessen Antworten 
ernst nimmt, ohne dabei die Struktu-
rierung des Fragebogens zu verlassen 
und dem Befragten zu viel „eigenen“ 
Raum zu gewähren.
Beim Telefoninterview ist die Stimme 
des Interviewers besonders wichtig. 
Es muss eine offene, klare und sympa-
thische Stimme sein. Sie darf keine all-
zu starke Dialektfärbung haben, wohl 
aber einen regionalen Touch. Eine „jun-
ge“ Stimme ist sehr vorteilhaft. Und sie 
muss „neugierig“ machen, mehr zu er-
fahren. Zudem muss es eine angeneh-
me Stimme sein, der man länger zuhö-
ren möchte. Studenten erfüllen sehr oft 
die Anforderungen als Telefonintervie-
wer gut.
Beim face-to-face-Interview gilt dies 
nur mit Einschränkung. Der ideale In-
terviewer bzw. die ideale Interview-
erin strahlt Seriosität aus, die deutlich 
wird in der Kleidung, in einem gewis-
sen Alter, einer gewissen Unauffällig-
keit oder Unaufdringlichkeit der Person 
und durch hohes Pflichtbewusstsein bei 
der Durchführung des Interviews. Solch 
einer Person schlägt man nicht einfach 
die Tür vor der Nase zu, ohne sich wirk-
lich schlecht zu fühlen.
Die Arbeit der face-to-face-Interviewer 
ist ungleich schwieriger zu kontrollieren 
als beim zentral durchgeführten Telefon-

interview. Auch die Bezahlung ist un-
terschiedlich. Telefoninterviewer wer-
den nach der Arbeitszeit bezahlt, face-
to-face-Interviewer hingegen nach der 
Zahl er folgreich durchgeführter Inter-
views. Die Gefahr manipulierter oder 
gefälschter Interviews ist in diesem Fall 
ohne Zweifel größer. 

Frage und Fragebogen

Die Wahlforschung braucht, wie ein-
gangs dargestellt, beschreibende und 
erklärende Daten. Diese Daten entste-
hen durch Antworten auf Fragen an 
Wähler oder Wahlberechtigte über ihr 
Verhalten, ihren demografischen Hin-
tergrund, ihre Einstellungen oder ihre 
Urteile bzw. Bewertungen. Diese Ant-
worten sind in der Regel strukturiert so-
wie normiert und bilden die Variablen, 
die bei Analysen gebraucht werden, 
um Hypothesen zu überprüfen. 
Frage und Fragebogen als Mittel der 
Kommunikation bilden eine Einheit. Sie 
müssen zusammen entwickelt werden 
und in sich stimmig sein. Der Aufbau 
des Fragebogens muss sich am Inhalt 
der Befragung aber auch an der Auf-
nahmebereitschaft und dem Interes-
se des Befragten orientieren. Wahlen 
aber auch generell Politik gehören 
nicht zu den Hauptinteressen vieler 
Bürgerinnen und Bürger. Der Frage-
bogen darf deshalb eine bestimmte 
Länge nicht überschreiten. Sobald ein 
Befragter zu sehr strapaziert wird, wer-
den die Antworten willkürlich und die 
Daten unbrauchbar.
Die erste Grundregel für die Fragefor-
mulierung ist deshalb, dass nicht alles 
erfragbar ist, was der Laie als er fragbar 
betrachtet. Dies gilt vor allem für das 
Er fassen von Verhalten oder auch von 
Verhaltensabsichten – den wichtigsten 
Bereichen der Wahlforschung. Die bes-
te Messung von Verhalten ist die kon-
trollierte Beobachtung; die zweitbeste 
ist die Abfrage unmittelbar nach dem 
Verhaltensakt (Exit-Poll). Die fehleran-
fälligste ist die Messung von beabsich-
tigtem Verhalten. Die Messung ist umso 
fehlerbehafteter, je weiter der zeitliche 
Abstand vom oder zum Ereignis ist. Ge-
rade aber zukünftiges bzw. beabsich-
tigtes Verhalten sind die erwünschten 
Informationen in der Wahlforschung 
– zumindest wenn man die öffentliche 
Diskussion darüber betrachtet.
Das sieht zunächst wie ein Dilemma aus. 
Der Ausweg besteht darin, dass man 
die gewünschte Information analytisch 
erarbeiten muss. Man versucht daher, 
die Bedingungen des Verhaltens the-
oriegeleitet zu erfragen. Man erfasst 
die Einstellungen, d.h. vor dem eigent-
lichen Verhalten stehende Einflussfak-
toren, und die Eigenschaften des Indivi-
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eignet, neue Arbeitsplätze zu schaffen?“ 
eine klare Meinungsfrage, die mögli-
cherweise auf der Basis von Informatio-
nen, vielleicht aber auch aufgrund einer 
Parteinähe beantwortet wird. Nur ein 
Set von Fragen und Analysen kann dies 
klären. Allerdings kann ein Großteil des 
Einflusses aktueller Politik auf die Wahl-
entscheidung des Einzelnen nur über 
Meinungsfragen erfasst werden. So ist 
die sogenannte Agenda-Frage („Was 
ist Ihrer Meinung nach gegenwärtig das 
wichtigste Problem in Deutschland?“) ei-
ne wichtige Orientierung für Wahlfor-
scher, wie stark die öffentliche Diskussi-
on bzw. die vorherrschende Debatte in 
den Medien wahrgenommen wird und 
als kurzfristiger Einflussfaktor wirksam 
werden kann. 
Mit Einstellungsfragen versucht die 
Wahlforschung zeitlich geronnene Hal-
tungen oder Er fahrungen von Wahlbe-
rechtigten oder Wählern zu erfassen. 
Eine der häufigeren Fragen ist die Be-
urteilung von Parteien oder auch Poli-
tikern mit einer Skala, die von plus 5 
bis minus 5 reicht. Im Telefoninterview 
spricht man dabei von einem Thermo-
meter, um die Alltagserfahrung mit po-
sitiven (warm) und negativen Werten 
(kalt) zu nutzen. Im face-to-face-Inter-
view legt man ein Skalenblatt vor, das 
selbsterklärend ist. Die Verbalisierung 
der Beurteilung erfolgt über den Aus-
druck: „Was halten Sie von...?“. Bei die-
ser Formulierung werden sowohl emo-
tionale als auch rationale Beurteilungs-
kriterien – also Sympathie und Leistung 
– angesprochen. Diese Mischung ent-
spricht, insbesondere in Bereichen, die 
für Befragte nicht von zentraler Wich-
tigkeit sind, eher den Möglichkeiten re-
aler Beurteilung durch die Befragten. 
Die Selbsteinstufung auf einer Links-
Rechts-Skala ist ebenfalls eine Einstel-
lungsfrage. 
Die Benutzung von Zahlen als Antwort-
kategorien bringt die Einstellungsfrage 
in die Nähe einer Bewertungsfrage. Der 
Übergang ist fließend. Eine quasi met-
rische Messung hat den Vorteil, relativ 
klare Distanzen zur Beurteilung ande-
rer Parteien oder Politiker erkennen zu 
können. Eindeutige Bewertungsfragen 
sind solche nach Zufrieden- bzw. Un-
zufriedenheit mit den Leistungen von 
Parteien oder Politikern mit Hilfe von 
Skalenwerten bzw. Noten oder auch 
– möglicherweise noch abgestuften – 
Eigenschaftszuordnungen.
Alle diese Fragen benutzen Wahlfor-
scher nicht vornehmlich als Zeitpunkt-
Information, sondern hauptsächlich als 
Zeitreihen-Information, um Reaktionen 

duums oder den sozialen Kontext, weil 
die soziale Umwelt bzw. das Umfeld 
einen starken Einfluss auf das Verhal-
ten haben. Die Wahlsoziologie kennt 
deshalb drei Arten von Fragen: Fragen 
zum Verhalten, Fragen zu Einstellungen 
und Fragen zu Eigenschaften. 
Die größte Gefahr bei Verhaltens-
fragen besteht darin, dass die Fra-
ge selbst Antworten der sozialen Er-
wünschtheit provoziert. Ein großer Teil 
der Befragten möchte möglichst wenig 
unangenehm auffallen bzw. möglichst 
gering von der „richtigen Antwort“ ab-
weichen. Auch Befragte, die sich we-
nig für Politik interessieren, haben ei-
ne Vorstellung darüber, wie man sich 
„richtig“ verhalten sollte, was kulturell 
oder sozial erwünscht ist. Dass man in 
Demokratien zur Wahl gehen sollte, ist 
eine solche soziale Norm. Es ist des-
halb nicht verwunderlich, dass in Um-
fragen und insbesondere in solchen 
vor Landtags-, Kommunal- oder Euro-
pawahlen, die Wahlbeteiligung immer 
wieder überschätzt wird. Das kann 
man mit geschickten Frageformulierun-
gen abmildern, indem man versucht, 
die Hürde zur ehrlichen Antwort nied-
rig zu halten („Es gibt ja gute Gründe, 
nicht zur Wahl zu gehen. Wie ist das bei 
Ihnen, wenn am nächsten Sonntag Bun-
destagswahl [Landtagswahl etc…] wäre, 
würden Sie dann zur Wahl gehen?“) Eine 
andere Möglichkeit, sozial erwünsch-
ten Antworten auszuweichen, besteht 
darin, den Grad der Entschlossenheit 
des Verhaltens abzufragen und daraus 
auf das Verhalten zu schließen. In der 
Praxis erbringen diese Fragen keine 
wirklich verlässlichen Messungen der 
Wahlbeteiligung. 
Eine Frage nach der Wichtigkeit der 
Entscheidungen auf den verschiedenen 
Parlamentsebenen („Wie wichtig sind für 
Sie die Entscheidungen, die im Bundes-
tag/Landtag getroffen werden?“) hat da-
gegen bessere Annäherungen an das 
tatsächliche Verhalten gebracht, ist 
aber sehr aufwändig. 
Ein ähnliches Problem hat man bei der 
Frage nach dem Interesse für Politik. 
Auch dieses ist ein sozial erwünschtes 
Verhalten, das aber mit relativ hohen 
Kosten (Informationsbeschaffung, Zeit-
aufwand) verbunden ist. In der Praxis 
validiert man die erhobenen, mögli-
cherweise verzerrten Werte mit kon-
kreten Verhaltensfragen (z.B. zum Me-
dienkonsum oder Kontakten bzw. Dis-
kussionshäufigkeiten politischer Natur). 
Auch die Frage nach der Unterstützung 
extremer Parteien kann, zumindest bei 
den Wählern, die aus Protest eine sol-
che Partei unterstützen, problematisch 
sein, weil dieses Verhalten tabuisiert ist.
Eine weitere problematische Verhal-
tensfrage ist die Rückerinnerung an frü-
heres Wahlverhalten (der sogenannte 

recall). Als Summe müssten die Ant-
worten auf diese Frage das alte Wahl-
ergebnis treffen. Dies ist in der Regel 
nicht der Fall. Die Ursache könnte ein 
Stichprobenfehler sein, was aber in den 
meisten Fällen nicht zutrif f t. Die wirkli-
chen Gründe sind vielfältig. Ein nicht 
geringer Teil der Wahlberechtigten er-
innert sich nicht mehr an früheres Ver-
halten oder verwechselt die Wahlebe-
nen. Ein Hauptgrund für Abweichungen 
liegt allerdings – wie Untersuchungen 
in Panelbefragungen7 ergeben haben 
– darin, dass eine Reihe von Wählern, 
die ihre Wahlabsicht ändern, ihre Rück-
erinnerung an die neue Wahlabsicht 
anpassen, um kognitive Dissonanzen 
zu vermeiden. Weitere Schwierigkeiten 
treten bei taktischen Wählern auf. Sie 
geben oft beim recall nicht ihre tatsäch-
liche, taktische Wahlentscheidung an, 
also z.B. den erwünschten Koalitions-
partner, sondern ihre eigentliche Par-
teipräferenz. Die Ergebnisse auf diese 
Fragen sind also mit großer Vorsicht zu 
behandeln und eignen sich keinesfalls 
für Gewichtungen, obwohl dies nahe 
liegen würde. Es gibt allerdings auch 
völlig unproblematische Fragen zum 
Verhalten, nämlich dann, wenn das 
Verhalten nicht tabuisiert ist oder eben 
kein sozial wünschbares Verhalten vor-
liegt. Dies ist z.B. bei der Frage nach 
der Häufigkeit des Kirchgangs der Fall, 
die man als Indikator für Kirchennähe 
benutzt.
Die bei weitem am häufigsten benutz-
ten Fragen in der Wahlforschung ver-
suchen das Vorfeld von Verhaltensent-
scheidungen zu ergründen und konzen-
trieren sich auf Meinungen, Einstellun-
gen und Bewertungen. Einstellungen 
beruhen auf Er fahrungen und sind 
deshalb zeitstabiler als Meinungen, 
die zum Beispiel zu aktuellen Themen 
bestehen, also zum Teil auch informati-
onsabhängig sind. Eine Meinung kann 
zur Einstellung werden aber nicht um-
gekehrt. Meinungen können sich aber 
auch ohne zusätzliche Informationen 
auf der Basis von Grundeinstellungen 
bilden. Eine weitere, der Entscheidung 
für oder gegen eine Partei oder Person 
vorgelagerte Disposition sind die Be-
wertungen bzw. Leistungsbeurteilun-
gen oder auch Eigenschaftszumessun-
gen. Sie werden in der Regel mit Hilfe 
von Skalenmessungen erhoben. Für all 
diese Fragen ist zu beachten, dass die 
Antwortkategorien das gesamte Spek-
trum möglicher Antworten umfassen 
müssen und beide Äste von Antwort-
kategorien (positiver Ast und negativer 
Ast) absolut ausgeglichen sein müssen.
In der Wahlforschung werden Mei-
nungsfragen oft sogar mit den Worten 
„Meinen Sie…? “ oder „Glauben Sie...?“ 
eingeleitet. So ist die Frage „Welche Par-
tei ist Ihrer Meinung nach am besten ge-
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res möglichen Verhaltens aufzeigen zu 
können und diese möglicherweise auch 
zu quantifizieren.
Für die Analyse dieser Einstellungen 
braucht man demografische Daten 
zur strukturellen Eingebundenheit des 
Wählers, d.h. Fragen zu den Eigen-
schaften des Individuums. Die Zuge-
hörigkeit zu bestimmten gesellschaftli-
chen Gruppen, von denen wir wissen, 
dass sie sehr stark das Verhalten des 
Einzelnen prägen, ist ein Beispiel da-
für, oder Bildung, Alter, Geschlecht, 
Stadt-Land, ökonomischer Status etc. 
Für viele dieser Fragen gibt es Konven-
tionen ihrer Er fassung, trotzdem muss 
der Wahlforscher immer prüfen, ob die 
Fragestellung den Zielsetzungen der 
Untersuchung entspricht.
Schließlich muss die Anordnung der 
Fragen im Fragebogen überdacht und 
geplant werden, denn es gibt so etwas 
wie eine Hierarchie der Wichtigkeit 
einzelner Fragekomplexe, und es gibt 
Beeinflussungen von Problemen un-
tereinander, Reihenfolgeeffekte, Plat-
zierungs- und Ausstrahlungseffekte. 
Außerdem ist die didaktische Führung 
durch das Interview wichtig. Es muss 
ein Wechsel von Paket- oder Batterie-
fragen mit interessanten Einzelfragen 
statt finden. Der Fragebogen muss im-
mer interessant bleiben, damit kein Ab-
fall in der Aufmerksamkeit eintrit t und 
die Datenqualität konstant bleibt.

Schlussfolgerungen

Hat der Wahlforscher seine Daten 
nach allen Regeln der Kunst erhoben 
(was bekanntlich ein Optimierungspro-
blem ist), so wird er im nächsten Schrit t 
diese sachgerecht und geordnet dar-
stellen, analysieren und interpretieren. 
Sehr wichtig dabei ist, dass die ver-
wendeten Analysemethoden der Qua-
lität der Daten entsprechen. 
Weiter oben wurde dargestellt, dass 
es in den verschiedenen Phasen der 
Stichprobenziehung, Frageformulie-
rung und Datenerhebung eine Vielzahl 
von Fehlermöglichkeiten gibt, die sehr 
real sind. Bei der Interpretation der 
Daten ist deshalb Vorsicht geboten, 
und es ist immer zu prüfen, ob die er-
hobenen Daten tatsächlich die Eigen-
schaften besitzen, die eine statistische 
Analysemethode verlangt. Dies ist bei 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
unabdingbar.
Ein Großteil der Aussagen der Wahl-
forschung erfolgt jedoch in den Me-
dien. Dieser Umstand verlangt eine 
sehr einfache, klar nachvollziehbare 
Darstellung der Ergebnisse bzw. Zu-
sammenhänge in Zahlenform oder 
selbsterklärenden Grafiken. Sie sollen 

Sachverhalte als prozentuale Vertei-
lungen oder aber Entwicklungen zei-
gen. Die Darstellungsformen (Säulen, 
Kreise, Kurven) sind begrenzt, weil sie 
„gelernte“ Bilder bzw. übliche Dimen-
sionen nicht überschreiten können. 
Die Interpretationen dieser Ergebnisse 
müssen sehr eng an diese Darstellun-
gen geknüpft sein und sollten von fach-
lich Versierten vorgenommen werden. 
Nicht jeder Journalist hat dazu die Vor-
aussetzungen. Außerdem wäre es wün-
schenswert, dass bestimmte Eckwerte 
der Datenerhebung (Anzahl der be-
fragten Personen, Zeit der Befragung, 
Art der Erhebung, Art der Stichprobe, 
Frageformulierung und Fehlertoleranz) 
Teil der Veröffentlichung würden. Dies 
könnte Fehler oder Missverständnisse 
beim Vergleich mit anderen Veröffent-
lichungen verhindern und die Vertrau-
enswürdigkeit der Aussagen insgesamt 
erhöhen. Dieses „zeitkonsumierende 
Beiwerk“ wird jedoch häufig nicht ver-
öffentlicht.
Was die Aussagekraft der Daten der 
Wahlforschung angeht, so kann der 
erste Teil der einleitenden Fragestel-
lung: „Wer hat wen gewählt?“ inzwi-
schen sehr präzise und auch dank so 
potenter Instrumente wie dem Exit-
Poll-Verfahren relativ tief gegliedert 
und zeitnah am Ergebnis beantwortet 
werden. Die Frage nach den Ursachen 
der individuellen Wahlentscheidung ist 
sehr viel schwieriger zu beantworten, 
weil es die Theorie des Verhaltens noch 
immer nicht gibt und die Operationa-
lisierungen bisher durchaus erfolgrei-
cher Erklärungsansätze gezeigt haben, 

dass sich die Gewichte der verschiede-
nen Einflussfaktoren von Wahl zu Wahl 
immer wieder verändern. Die Wahlfor-
schung bleibt damit zwar hinter dem 
Ziel zurück, weiterreichende Progno-
sen über zukünftiges Verhalten zu er-
stellen, aber sie kann ex post durchaus 
wertvolle Wahrscheinlichkeitsaussa-
gen über das Zustandekommen eines 
Wahlergebnisses machen.
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ANMERKUNGEN

1 Erst wenn diese Frage ausreichend beant-
wortet wurde, wenn man also weiß, welche Ein-
flussfaktoren das Wahlverhalten wie stark ge-
prägt haben, kann man vor Wahlen mit der jewei-
ligen, möglichst genauen Erfassung dieser Ein-
flussgrößen eine Aussage in die Zukunft wagen, 
also Prognosen erstellen. Sie scheitern aber in der 
Regel daran, dass die Menge kurzfristiger Ein-
flussfaktoren, die quantitativ eine entscheidende 
Rolle spielen können und deren Ausmaß man lo-
gischerweise noch nicht kennt, nicht erfasst oder 
bestenfalls nur geschätzt werden können. Oder 
nach Mark Twain: „Prognosen sind besonders 
schwierig, wenn sie in die Zukunft reichen.“
2 Auf die Theorien zur Erklärung von Wahlver-
halten wird nur am Rande eingegangen, da es 
hier mehr um Instrumente und Methoden der 
Wahlforschung geht. Mehr zu Theorien siehe 
Roth 2008, Kapitel 2, S. 29-61 .
3 Genauer gesagt: eine angebbare, von Null 
verschiedene Chance.
4 Fehlerintervall = Sicherheitsgrad mal Stan-
dardfehler. Der Sicherheitsgrad gibt dabei die 
gewünschte Wahrscheinlichkeit an, dass der ge-
messene Wert innerhalb eines Intervalls um den 
wahren Wert liegt. In der Wahlforschung rechnet 
man in der Regel mit einem Sicherheitsgrad von 
95% (zwei Standardabweichungen). Der Stan-
dardfehler ist abhängig von der Stichprobengrö-
ße N und dem ermittelten Stichprobenwert z.B. 
40% Parteianteil und zwar im Verhältnis Wurzel 
aus Stichprobenwert (0,4) mal (1-Stichproben-
wert) durch Stichprobengröße. Also liegt das 
Fehlerintervall bei einer 1000er Stichprobe und 
einem Parteienwert von 40% bei 3 Prozentpunk-
ten oder der wahre Wert mit 95% Sicherheit zwi-
schen 37% und 43 % (Roth 2008, S. 71ff).
5 Daneben werden in der Wahlforschung – al-
lerdings mit abnehmender Häufigkeit – face-to-
face-Befragungen durchgeführt. Manchmal we-
gen des möglichen Einsatzes von Vorlagen oder 
Bildern bei der Befragung, aber auch noch immer 
(eher ideologisch begründet) vom Institut für De-
moskopie Allensbach, wegen der dort bevorzug-
ten Quotenverfahren  (Roth 2008, S. 68ff und S. 
74ff.).
6 Der neue Wert für eine Partei in % = der Stich-
probenwert für diese Partei in % plus die Differenz 
aus dem alten Ergebnis für die Partei in % und 
dem alten Ergebnis des Stichprobenanteils in % 
(diese Differenz kann auch negativ sein). Bei der 
freien Hochrechnung ist b = 0, bei der Differen-
zenschätzung b = 1, bei der Regression wird b 
gesetzt. 
7 Bei Panelbefragungen werden die gleichen 
Personen im zeitlichen Abstand wiederholt be-
fragt.
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Parteien – Massenmedien – 
Wählerinnen und Wähler

Mediengesellschaft, Mediendemokra-
tie und Medienwahlkampf: Offenbar 
wird den Massenmedien für die Her-
ausbildung des Wählerverhaltens eine 
bedeutende Rolle beigemessen. In der 
„heilen Welt” der klassischen Demo-
kratietheorie nehmen die Medien den 
Platz eines neutralen Informationsver-
mittlers ein: Das politische Geschehen 
wird von den Massenmedien darge-
stellt, interpretiert und kommentiert. 
So bilden sie das Bindeglied zwischen 
den Parteien und Politikern auf der ei-
nen Seite und den nach Informationen 
suchenden Wählern auf der anderen 
Seite. Sieht man von dem vergleichs-
weise geringen direkten Kontakt zwi-

schen Parteien und Wählern ab, wer-
den programmatische Aussagen und 
personelle Profile der Parteien vor al-
lem via Massenmedien an die Wähler 
vermittelt (vgl. Abbildung 1). Medien-
berichterstattung ist dann eine Voraus-
setzung für die begründete Stimmab-
gabe der mündigen Bürger.
Diese Sichtweise ist zwar nicht falsch, 
sie deckt aber nur einen Bruchteil des 
komplexen Beziehungsgeflechts zwi-
schen Parteien, Massenmedien und 
Wählern ab. Die Vorstellung, Massen-
medien würden die politische Reali-
tät lediglich darstellen, wie sie ist, ist 
naiv. Stattdessen prägen sie die poli-
tische Realität, über die sie berichten, 
entscheidend mit. Die Massenmedien, 
bzw. die sich in ihnen artikulierenden 
Journalisten, sind selbst politische Ak-
teure, die durch ihre Nachrichtenaus-
wahl, die Schwerpunktsetzungen in 
der Berichterstattung und die Auswahl 
von Interviewpartnern in das politische 
Geschehen eingreifen, statt es ledig-
lich zu beobachten. Zudem stehen die 
Massenmedien in der Kritik, sie würden 
immer „amerikanisierter“ berichten, 
womit in der Regel ein politischer Sub-
stanzverlust gemeint ist. Dieser Sub-
stanzverlust sei demokratietheoretisch 
bedenklich, weil die Berichterstattung 
die Wahrnehmungen und Einstellungen 
der Bürger präge. Allerdings herrschen 
unterschiedliche Vorstellungen über 
die Art und das Ausmaß der Medien-
wirkungen vor. Einige meinen, die Me-
dienberichterstattung könne lediglich 
vorhandene Einstellungen der Wäh-

lerinnen und Wähler verstärken oder 
diese im Zuge des näher rückenden 
Wahltermins aktivieren. Andere sind 
überzeugt, dass Massenmedien da-
rüber hinaus das Image von Parteien 
und Kandidaten prägen, Themen set-
zen und die Stimmabgabe beeinflussen 
können.
Davon sind offenbar auch die Parteien 
selbst überzeugt, denn sie unterneh-
men intensive Versuche, die Massen-
medien für ihre Wahlkampfzwecke zu 
instrumentalisieren. Immer ausgefeilte-
re Medienstrategien, präzise geplan-
tes Themenmanagement und profes-
sionelle Polit-PR, so der Vorwurf von 
Beobachtern, trügen zu einer Inszenie-
rung der Politik bei (vgl. Bertelsmann 
Stif tung 1996). Andererseits sind Poli-
tiker dabei aber nur dann erfolgreich, 
wenn sie sich an die Logik und die 
Spielregeln der Medien halten – wenn 
sie also Ereignisse oder Aussagen pro-
duzieren, die den Kriterien für journa-
listische Nachrichtenauswahl entspre-
chen: Konflikt, Schaden, Negativismus 
gehören dazu. Beispielsweise hat die 
Kritik eines Politikers an einem „Partei-
freund” einen höheren „Nachrichten-
wert” als die Kritik an einem Politiker 
einer anderen Partei. Um in der Medi-
enberichterstattung zu Wort zu kom-
men, muss sich Politik in Normalzeiten 
der Logik der Medien unterordnen – sie 
wird dadurch mediatisiert. Um bei den 
Wählern Er folg zu haben, muss Politik 
folglich nicht unbedingt sachgerecht 
sein, auf jeden Fall aber mediengerecht 
(vgl. Kepplinger 1998).

Medien prägen die politische Realität 
mit, und Politiker unterwerfen sich – ins-
besondere in Zeiten des Wahlkampfs – 
nur allzu gerne der medialen Logik. Die 
Wirkung der Medien wird allerdings 
kontrovers eingeschätzt. Die Positionen 
reichen hierbei vom Vorwurf der soge-
nannten „Amerikanisierung“, die einen 
politischen Substanzverlust bewirke, bis 
zum eher gelassenen Argument, dass 
Medien ohnehin nur vorhandene Einstel-
lungen der Wählerinnen und Wähler 
verstärken würden. Frank Brettschneider 
analysiert in seinem Beitrag die Art und 
Weise der massenmedialen Berichter-
stattung bei Bundestagswahlkämpfen, 
prüft dabei den Grad der „Amerikani-
sierung“ und kommt zu dem Schluss, 
dass in bundesdeutschen Wahlkämpfen 
Sachfragen vorherrschend sind. Der 
Wettbewerbscharakter hingegen ist 
zweitrangig. Im Anschluss werden in ei-
ner differenzierten Betrachtung die Me-
dieneinflüsse und Wirkungsmechanis-
men auf das Wahlverhalten und auf die 
Einstellungen der Wähler diskutiert. Und 
auch hier wird der Medienschelte wie-
derum der Wind aus den Segeln genom-
men: Die Parteiidentifikation ist letztlich 
das Fundament des Wahlverhaltens. 
Medien können allenfalls eine bestäti-
gende und/oder aktivierende Wirkung 
ausüben. Gleichwohl haben die Platzie-
rung wichtiger Wahlkampfthemen und 
die Fixierung auf Spitzenkandidaten 
mobilisierende Wirkungen. Parteien und 
(Spitzen-)Politiker stellen sich daher auf 
die Medienlogik ein und richten ihre 
Wahlkampfstrategien an medialen Spiel-
regeln aus. 

AMERIKANISIERUNG, KANDIDATEN- ODER THEMENORIENTIERUNG? 

Massenmedien und Wahlkampf
Frank Brettschneider

Abb. 1: Parteien, Massenmedien und Wähler
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er Vor diesem Hintergrund geht es im Fol-
genden um drei Aspekte:
 Wie berichten die Massenmedien 

über Bundestagswahlkämpfe? Wird 
die mediale Berichterstattung zuneh-
mend „amerikanisiert“?

 Wie wirkt sich die Berichterstattung auf 
die Einstellungen der Wählerinnen und 
Wähler und auf ihre Stimmabgabe aus?

 Wie versuchen Parteien und Politiker im 
Wahlkampf die Berichterstattung zu 
ihren Gunsten zu beeinflussen?

Amerikanisierung? Wie Medien 
über Bundestagswahlen berichten

Umfang und Art der Berichterstattung 
im Vorfeld von Bundestagswahlen un-
terscheiden sich deutlich zwischen den 
einzelnen Medien. So ist der Anteil po-
litischer Informationen in lokalen und 
regionalen Tageszeitungen sowie in 
Boulevardzeitungen (v. a. Bild) gerin-
ger als in der überregionalen Quali-
tätspresse (FAZ, Süddeutsche Zeitung, 
Welt, Frankfurter Rundschau, taz). Und 
die öffentlich-rechtlichen Fernsehpro-
gramme von ARD und ZDF sind deutlich 
informationsorientierter als die privat-
kommerziellen Sender SAT.1 und RTL. 
Dies drückt sich u.a. in einem größe-
ren Politikanteil in den Hauptnachrich-
tensendungen aus, aber auch in einer 
größeren Zahl von Wahlsondersendun-
gen (vgl. Krüger/Müller-Sachse/Zapf-
Schramm 2005).
Seit der Zulassung der privat-kommer-
ziellen Sender Mitte der 1980er Jah-
re hat sich zudem die Art der Bericht-
erstattung gewandelt. Zwar sind die 
öffentlich-rechtlichen Nachrichtensen-
dungen nach wie vor für die politische 
Elite zugänglich: Politiker finden dort 
ihre politische Themenrangordnung 
und die von ihnen inszenierten Ereig-
nisse eher wieder als bei den kommer-
ziellen Anbietern. Letztere betonen 
hingegen häufiger als ARD und ZDF 
Skandale und das Privatleben von Po-
litikern – sie „boulevardisieren“ die Be-
richterstattung über Wahlen. Ihre Be-
richterstattung über Politik trägt stärker 
unterhaltende Züge. Für die USA vertrit t 
Neil Postman (1988, S. 110) die Auffas-
sung: „Problematisch am Fernsehen ist 
nicht, dass es uns unterhaltsame The-
men präsentiert, problematisch ist, 
dass es jedes Thema als Unterhaltung 
präsentiert“. 
So wird Politik personalisiert, emotio-
nalisiert, verkürzt, verknappt und dra-
matisiert dargestellt. Dies mündet auch 
in Deutschland in den Vorwurf, die Be-
richterstattung über Wahlen werde zu-
nehmend „amerikanisiert“. Die Bericht-
erstattung über Wahlen gilt dann als 
„amerikanisiert“, wenn die drei folgen-
den Merkmale auf sie zutreffen:

 Personen statt Parteien: Parteien wer-
den in der Medienberichterstattung
unwichtiger als die Spitzenkandidaten.

 Persönliches statt Politisches: Im Zu-
sammenhang mit Kandidaten wird 
häufiger über Unpolitisches berichtet 
(u. a. Frisur Angela Merkels, angeb-
lich getönte Schläfenhaare Gerhard 
Schröders) als über die politischen 
Standpunkte der Kandidaten.

 Wettkampf statt Sachfragen: Der 
Wettkampfcharakter der Wahl tritt in 
den Vordergrund. Es wird häufiger da-
rüber berichtet, welcher Kandidat vor-
ne liegt oder zurückfällt (Horse-Race-
Journalism), als darüber, für welche 
Sachpositionen die Parteien und ihre 

Kandidaten stehen. Mit Hilfe von Um-
fragen wird die Bedeutung einzelner 
Wahlkampfereignisse auf den Stand 
des „Rennens“ beschrieben – etwa der 
Einfluss von „TV-Duellen“ der Spitzen-
kandidaten. Journalisten benutzen sol-
che Medienereignisse zum Betonen 
von Trends und Verschiebungen in der 
Wählergunst. Veränderungen der öf-
fentlichen Meinung werden ereignis-
gebunden dargestellt. Wahlkampfer-
eignisse erlangen somit eine große 
Bedeutung für die Position des Kandi-
daten im „Rennen“: Jeder Fehler, jeder 
Auf- und Fehltritt kann das Bild von den 
Kandidaten beeinflussen, sie fördern 
oder ins Schwanken bringen.

Kanzlerkandidatin Angela Merkel und Bundeskanzler Gerhard Schröder bei ihrem TV-
Duell am 4. September 2005. Am 18. September 2005 fanden die vorgezogenen Bun-
destagwahlen statt. Je näher der Wahltermin rückt, desto größer ist der Bedeutungszu-
wachs der Kandidaten. Trotzdem sind in bundesdeutschen Wahlkämpfen Sachfragen 
vorherrschend. Der Wettbewerbscharakter hingegen ist zweitrangig. picture alliance/dpa
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Merkmale: 

 
• Glaubwürdigkeit der 

Quelle: Print vs. TV 

• Negativismus 

• Kumulation der 

Berichterstattung 

• Konsonanz der 

Berichterstattung 

Merkmale: 

• Mediennutzung 

• interpersonale Kommu-

nikation / soziale Grup-

penzugehörigkeit 

• Tendenz und Stärke der 

vorhandenen Einstellun-

gen 

• Parteiidentifikation 

Arten: 

 
• Reinforcement vorhan-

dener Einstellungen 

• Aktivierung vorhandener 

Einstellungen 

• Realitätswahrnehmung / 

Agenda-Setting / Priming 

• Einstellungswandel 

• Wahrnehmung der öffent-

lichen Meinung 

• Wandel der Partei-

präferenz / Wahlabsicht 

wahlen flammt die Diskussion über die 
Wirkungsmacht „der” Medien stets 
aufs Neue auf. Von einer Ohnmacht 
der Massenmedien geht ernsthaft nie-
mand mehr aus. Ebenso unsinnig ist die 
Annahme von deren Allmacht, wonach 
sich ein massenmedialer Stimulus (etwa 
ein Bericht oder ein Kommentar) mehr 
oder weniger unmittelbar in einer Re-
sponse (z.B. einem Einstellungswandel 
beim Rezipienten) niederschlägt. Für ei-
ne differenzierte Betrachtungsweise ist 
es sinnvoll, Medienwirkungen zu unter-
scheiden und dabei sowohl Merkmale 
der Medieninhalte als auch der Rezi-
pienten zu berücksichtigen (vgl. Abbil-
dung 2).
Häufig wird Medienwirkung mit Ein-
stellungswandel gleichgesetzt: Die Be-
urteilung einer Partei oder eines Kan-
didaten verändert sich aufgrund der 
wertenden Berichterstattung über die 
Partei oder den Kandidaten. Dies ist 
jedoch ein sehr eingeschränkter Wir-
kungsbegrif f. Von Medienwirkung kann 
nämlich auch dann gesprochen wer-
den, wenn die Berichterstattung be-
reits vorhandene Einstellungen bestä-
tigt und verstärkt (Reinforcement) oder 
wenn sie latent vorhandene Einstellun-
gen aktiviert. Zahlreiche Wahlkampf-
aktivitäten der Parteien zielen genau 
darauf: Durch Reinforcement und Akti-
vierung soll das Stammwählerpotential 
ausgeschöpft werden. Ferner kann sich 
Medienberichterstattung aber auch 
dann in der Bewertung von Parteien 
und Politikern niederschlagen, wenn 
sie vorhandene Einstellungen nicht ver-
ändert, sondern lediglich Teilaspekte 
unterschiedlich stark betont (Agenda-
Setting, Priming).

In den USA selbst hat sich die Be-
richterstattung der Medien über den 
Wahlkampf in den letzten Jahrzehn-
ten deutlich verändert. Zwar erwäh-
nen amerikanische Medien in ihrer 
Berichterstattung traditionell die Kan-
didaten häufiger als die Parteien. Die 
Kandidatenorientierung nimmt aber 
von Wahljahr zu Wahljahr weiter zu 
(vgl. Wattenberg 1996). Zudem wurde 
die Berichterstattung über politische 
Sachthemen seit den 1960er Jahren 
immer unbedeutender, während der 
Hauptfokus auf dem Horse-Race liegt, 
auf dem Wettkampfcharakter des 
Wahlkampfes (vgl. Patterson 1993). 
Davon sind wir in Deutschland – al-
len „Amerikanisierungs“-Behauptungen 
zum Trotz – noch weit entfernt (vgl. 
Brettschneider 2009). Parteien stehen 
nach wie vor im Mittelpunkt der Fern-
sehnachrichten vor Bundestagswahlen: 
Etwa zwei Drit tel der Berichterstattung 
entfallen auf Parteien, ein Drit tel ent-
fällt auf die Kandidaten. Der genaue 
Anteil schwankt von Wahl zu Wahl. Ei-
nen einheitlichen Bedeutungszuwachs 
der Kandidaten gibt es allerdings in-
nerhalb des Wahlkampfes, je näher 
der Wahltermin rückt. Und stellt eine 
Partei den Kanzler, so ist die Bericht-
erstattung über diese Partei persona-
lisierter als jene über die Oppositions-
partei. Wenn über Spitzenpolitiker be-
richtet wird, dann steht Politisches sehr 
viel häufiger im Mittelpunkt als Persön-
liches. Am häufigsten wird über die 
Sachkompetenz der Kandidaten be-
richtet, gefolgt von den Führungsqua-
litäten. Unpolitisches spielt in der Be-
richterstattung nur eine untergeordnete 
Rolle. Wenn über unpolitische Merkma-
le berichtet wird, dann stammen etwa 
zwei Drit tel aller dieser Aussagen von 
Journalisten, nur in einem Drit tel der 
Fälle sind Politiker die Urheber dieser 
Form der Entpolitisierung.
Und schließlich wird im Vorfeld von 
Bundestagswahlen häufiger über Sach-
fragen berichtet als über Wettkampfas-
pekte: Etwa 40 Prozent aller Aussagen 
beziehen sich auf Sachfragen, etwa 20 
Prozent auf Wettkampfaspekte. Erneut 
schwankt der genaue Anteil von Wahl 
zu Wahl. Es gibt zwar einen einheit-
lichen Bedeutungszuwachs der Wett-
kampfaspekte, je näher der Wahltermin 
rückt, aber gelegentlich steigt zusätz-
lich auch der Anteil der Sachthemen in 
der Berichterstattung an (z.B. vor der 
Bundestagswahl 2002). Von einer kon-
tinuierlichen Entsachlichung kann je-
denfalls nicht die Rede sein. Und wie 
schon bei der Berichterstattung über 
die Kandidaten stammen auch auf 
die gesamte Berichterstattung bezo-
gen die meisten Sachaussagen von Po-
litikern, während die Journalisten häu-
figer als Urheber von Wettkampfaus-

sagen auftreten. Insgesamt geht die 
von Journalisten kritisierte Entsach-
lichung von Wahlkämpfen also eher 
von Journalisten selbst aus, als von Po-
litikern. 
In welchem Ausmaß die Berichterstat-
tung vor Wahlen personalisiert oder 
auf Wettkampfaspekte bezogen ist, 
hängt im Wesentlichen von der Art des 
politischen Systems und vom Typ des 
Mediensystems ab. So ist die Bericht-
erstattung in präsidentiellen Systemen 
zwangsläufig stärker personalisiert als 
in parlamentarischen Systemen. Und 
die privat-kommerzielle Verfasstheit 
der amerikanischen Fernseh-Networks 
führt zu einem größeren Anteil an Per-
sonalisierung und Wettkampfberichter-
stattung. In Deutschland sind dement-
sprechend die Nachrichten der privat-
kommerziellen Anbieter stärker „ameri-
kanisiert“ als die Nachrichten von ARD 
und ZDF. Die Kommerzialisierung der 
Medien führt zu einer Wahlberichter-
stattung, in der häufig Nebensächlich-
keiten wichtiger sind als Sachthemen. 
Drit tens hängt die Art der Berichterstat-
tung von situativen Faktoren ab: von 
den die Wahl dominierenden Themen, 
von den Kandidaten und von der Wahl-
kampfführung der Parteien.

Wirkungslos? Wie die 
Berichterstattung die 
Wählereinstellungen prägt

In Wahlkampfzeiten steigt das Inter-
esse der Bürger an Politik, und Politik-
berichterstattung wird von ihnen ver-
stärkt wahrgenommen. Dies ist ebenso 
unumstrit ten wie die Tatsache, dass 
sich diese Berichterstattung im Wäh-
lerverhalten niederschlägt. In welchem 
Ausmaß sie dies tut und auf welchen 
Wegen, wird hingegen kontrovers dis-
kutiert. Insbesondere vor Bundestags-

Abb. 2: Medieninhalte, Rezipienten und Medienwirkungen
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er Medienwirkung findet sich aber nicht zu 
allen Zeiten und bei allen Menschen im 
gleichen Umfang. Sie hängt zunächst 
einmal von der konkreten Mediennut-
zung ab. Außer auf direktem Weg kann 
sich Medienberichterstattung auch in-
direkt – etwa über den Umweg der in-
terpersonalen Kommunikation – in den 
Einstellungen und Verhaltensweisen von 
Menschen niederschlagen. Für das Wir-
kungspotential sind aber vor allem die 
Tendenz und die Stärke vorhandener 
Einstellungen eines jeden Rezipienten 
sowie seine langfristigen Prädispositio-
nen ausschlaggebend – etwa die Par-
teiidentifikation. Wenn Medienbericht-
erstattung auf feste Überzeugungssys-
teme trif f t, ist sie relativ machtlos. Men-
schen wählen dann jene Botschaften 
aus, die sich im Einklang mit den vor-
handenen Einstellungen befinden. Die-
se selektive Wahrnehmung schützt die 
Rezipienten vor kognitiver Dissonanz. 
Und dies verringert die Medienwirkung. 
Selektive Wahrnehmung setzt allerdings 
voraus, dass Menschen überhaupt unter 
verschiedenen Medieninhalten wählen 
können. So ist das Wirkungspotential 
dann am größten, wenn die Berichter-
stattung über einen längeren Zeitraum 
und über die meisten Medien hinweg 
relativ einheitlich ausfällt (vgl. Noelle-
Neumann 1973). Wenn der „Medien-
chor mit einer Stimme singt”, dann ist zu 
erwarten, dass er bei den Rezipienten 
Gehör findet. Deshalb ist Propaganda 
in einem totalitären Regime so „erfolg-
reich”. Aber auch in pluralistischen De-
mokratien, die frei sind von einer zent-
ralen Lenkung der Massenmedien, kann 
ein einheitlicher Medientenor entstehen 
– aufgrund ähnlicher Kriterien, nach 
denen Journalisten ihre Meldungen 
auswählen (vor allem Negativismus), 
aufgrund der Abhängigkeit vieler Re-
daktionen von Nachrichtenagenturen, 
aufgrund von Pressekonzentration oder 
einer ausgeprägten Orientierung an 
Kollegen, wobei Meinungsführermedi-
en wie „Der Spiegel“ oder „Bild“ häufig 
den Ton angeben. Bei konsonanter Be-
richterstattung ist das Wirkungspotenti-
al deshalb so groß, weil sich Menschen 
unter diesen Umständen nur schwer über 
konkurrierende Sichtweisen informieren 
können. Sie sind dann nicht in der La-
ge, sich nur jenen Botschaften zuzuwen-
den, die ihre eigene Sichtweise stützen. 
Dass das Fernsehen von vielen als das 
im Vergleich mit den Printmedien wir-
kungsmächtigere Medium angesehen 
wird, hängt auch damit zusammen: Mel-
dungen in den Fernsehnachrichten las-
sen sich von den Zuschauern sehr viel 
schlechter selektieren als Zeitungsarti-
kel. Darüber hinaus hat das Fernsehen 
eine größere Reichweite. Auch wird ihm 
von den Rezipienten die größere Glaub-
würdigkeit zugeschrieben.

Die Aktivierung und die Verstärkung 
vorhandener Einstellungen

1944 veröffentlichten Paul F. Lazarsfeld, 
Bernard Berelson und Hazel Gaudet ih-
re Untersuchung „The People’s Choice“, 
die zu einem Klassiker der Wahl- und 
der Medienwirkungsforschung wurde. 
Sie hatten die Meinungsbildung im 
US-amerikanischen Präsidentschafts-
wahlkampf von 1940 untersucht und 
herausgefunden, dass Wähler nicht im 
erwarteten Maße auf äußere Einflüsse 
reagierten. Stattdessen waren vor al-
lem soziale Merkmale der Wähler und 
ihre Einbindung in soziale Gruppen für 
die Wahlabsicht ausschlaggbend: „A 
person thinks, politically, as he is, so-
cially. Social characteristics determine 
political preference“ (Lazarsfeld/Berel-
son/Gaudet 1968, S. 27). Anhand des 
Wohnortes, der Religion und des sozio-
ökonomischen Status’ einer Person ließ 
sich deren politische Prädisposition 
ziemlich genau vorhersagen (vgl. Ab-
bildung 3). Je homogener das soziale 
Umfeld einer Person, desto eindeutiger 
und stabiler war diese Prädispositi-
on. Diese „Partisans“ nutzten zwar die 
Massenmedien intensiv, aber auch sehr 
selektiv. Diese Menschen wendeten 
sich vor allem jenen Medieninhalten zu, 
die ihre ohnehin vorhandenen Vorein-
stellungen bestätigten (Reinforcement). 
Daneben gab es eine zweite Wähler-
gruppe, die „Crystallizer“. Auch sie ver-
fügen über Prädispositionen; diese wa-
ren aber nicht so stark ausgeprägt wie 
bei den „Partisans“ und sie waren den 
Wählern auch nicht so bewusst. Bei 
ihnen führte die Medienberichterstat-
tung zu einer Aktivierung: Sie erzeugt 
zunächst Interesse am Wahlkampf, 
dieses führt zu gesteigerter Medien-
nutzung und zur Wahrnehmung von 

politischen Medieninhalten. Die Wahr-
nehmung ist jedoch, wie bei den „Par-
tisans“, selektiv.
Weitere Wählergruppen – die „Wave-
rers“ und die „Party Changers“ – be-
wegten sich überdurchschnittlich oft in 
einem heterogenen sozialen Umfeld, 
in dem sie mit sich widersprechenden 
Wahlnormen konfrontiert wurden. Aus 
solchen „Cross-Pressures“ resultierte 
ein nachlassendes Interesse am Wahl-
kampf und eine Vermeidung politischer 
Medieninhalte. Eine Beschäftigung mit 
dem Wahlkampf hätte für diese Perso-
nen unangenehmen kognitiven Stress 
bedeutet – so haben sie versucht, sich 
dieser Situation durch Nicht-Wahrneh-
mung zu entziehen. „The people who 
were most open to conversion (…) read 
and listened least“ (Lazarsfeld/Berel-
son/Gaudet 1968, S. 95). Die Medien-
berichterstattung war für ihre Stimmab-
gabe nicht ausschlaggebend, sondern 
ein Wechsel der Wahlabsicht kam vor 
allem aufgrund interpersonaler Kom-
munikation, aufgrund von Gesprächen 
mit Freunden und Kollegen, zustande. 
„More than anything else people can 
move other people“ (Lazarsfeld/Berel-
son/Gaudet 1968, S. 158).
Zwanzig Jahre später fasste Joseph T. 
Klapper (1960, S. 49 f.) den Forschungs-
stand wie folgt zusammen: „Persuasive 
mass communication is in general more 
likely to reinforce the existing opinions 
of its audience than it is to change such 
opinions“. Heute lässt sich diese Ver-
stärkerhypothese jedoch nicht mehr 
verallgemeinern: Wie bereits erwähnt, 
setzt selektive Wahrnehmung – die Vo-
raussetzung für Verstärkereffekte – un-
terschiedliche Medieninhalte voraus, 
die jedoch auch in westlichen Demo-
kratien nicht immer gegeben sind. Da-
rüber hinaus kann Selektion mittels der 

Abb. 3: Medienwirkungen im soziologischen Modell zur Erklärung des 
Wählerverhaltens
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MASSENMEDIEN UND WAHLKAMPFformalen Betonung von Artikeln oder 
Beiträgen abgeschwächt werden. Ei-
nen gut platzierten, bebilderten und 
mit einer großen Überschrift versehe-
nen Artikel lesen auch Menschen, bei 
denen sich der Inhalt im Gegensatz zu 
ihren Voreinstellungen befindet. Und 
schließlich fallen negative Meldungen 
sowie Berichte über Personen der Se-
lektion durch die Rezipienten seltener 
zum Opfer als positive Meldungen 
sowie Berichte über Sachthemen (vgl. 
Donsbach 1991). Weil vor der Präsi-
dentschaftswahl 1940 noch kein „ne-
gative campaigning“ betrieben wurde 
und weil die Berichterstattung nicht 
einheitlich ausfiel, fand eine starke se-
lektive Wahrnehmung statt.
Selektive Wahrnehmung setzt ferner 
bereits vorhandene Einstellungen vo-
raus. Sind die Prädispositionen eines 
Menschen nur relativ schwach ausge-
prägt oder überhaupt nicht vorhanden, 
so fehlt ihm das für die Verstärkerhy-
pothese relevante Selektionskriterium. 
Starke Prädispositionen werden durch 
die Einbindung der Wähler in homoge-
ne soziale Gruppen begünstigt. Diese 
Gruppenbindungen wurden jedoch im 
Zuge der gesellschaftlichen Moderni-
sierung in den letzten sechzig Jahren 
schwächer. So bewegen sich zahlrei-
che Menschen aufgrund erhöhter sozi-
aler und räumlicher Mobilität in hetero-
genen sozialen Umgebungen – sie sind 
also „Cross-Pressure“ ausgesetzt. An-
ders als bei der amerikanischen Präsi-
dentschaftswahl 1940 geht dies jedoch 
heute nicht mehr mit einer geringen 
Mediennutzung einher. Stattdessen in-
teressiert sich ein Großteil dieser Wäh-
ler für Politik und nutzt auch die ent-
sprechenden Medienangebote. Diese 
Wähler sind heute für Medieneinflüsse 
offener als vor Jahrzehnten. So ent-
scheidet sich ein beachtlicher Anteil 
der Wählerschaft erst relativ spät im 
Wahlkampf für die eine oder andere 
Partei (vgl. u.a. Schulz 1998).
Die Wahlforschung hat den nachlas-
senden Gruppeneinflüssen auf die 
Wahlentscheidung Rechnung getra-
gen, indem sie das soziologische Mo-
dell des Wählerverhaltens zum sozi-
alpsychologischen Modell erweiterte 
(vgl. Abbildung 4). Darin bildet die 
Parteiidentifikation, als langfristig rela-
tiv stabile psychologische Bindung an 
eine Partei, das Grundgerüst des Wäh-
lerverhaltens. Sie wird während der 
Sozialisation erworben und verfestigt 
sich mit wiederholter Stimmabgabe für 
ein und dieselbe Partei (vgl. Campbell 
u.a. 1960). Weil die Parteiidentifikation 
fest im individuellen Orientierungssys-
tem verankert ist, wird sie von der Me-
dienberichterstattung nicht verändert. 
Die Medienberichterstattung schlägt 
sich stattdessen in den der Wahlent-

scheidung unmittelbar vorgelagerten 
Einstellungen der Menschen zu politi-
schen Themen und zu den Spitzenkan-
didaten nieder. 
Medienberichterstattung kann hier ent-
weder direkt – durch Persuasion – oder 
indirekt – durch Priming – wirken.

Themenorientierungen

Bei der persuasiven Medienwirkung 
wird eine Partei, der in der Medienbe-
richterstattung beispielsweise die grö-
ßere Kompetenz zur Lösung wirtschaft-
licher Probleme zugeschrieben wird, 
von den Rezipienten dann tatsächlich 
als die kompetentere Partei angese-
hen. Solche direkte Medienwirkung ist 
bei Personen, die über eine langfristige 
Parteibindung verfügen, unwahrschein-
licher als bei Personen ohne eine solche 
Parteibindung. Ein langjähriger Wäh-
ler der Sozialdemokraten wird in der 
Regel den sozialdemokratischen Spit-
zenkandidaten positiver bewerten als 
den Gegenkandidaten der Union; er 
wird die SPD-Positionen zu Sachfragen 
in der Regel eher teilen als die CDU/
CSU-Positionen und er wird die SPD in 
den meisten Sachfragen auch als kom-
petenter einstufen als die Christdemo-
kraten. Daran kann auch die Medien-
berichterstattung auf direktem Weg 
nicht viel ändern. Allenfalls ist sie in 
der Lage, die Intensität der Einstellun-
gen zu verstärken oder abzuschwä-
chen, nicht jedoch, sie in der Richtung 
zu verändern. Personen ohne langfris-
tige Parteibindung orientieren sich bei 
ihrer Stimmabgabe hingegen überwie-
gend an ihren Themen- und Kandida-
tenwahrnehmungen. Berichterstattung 
verfügt hier über ein größeres direktes 
Wirkungspotential.
Für die Präferenz zugunsten einer Par-
tei sind jedoch die indirekten Medi-

enwirkungen wichtiger, die sich durch 
Priming ergeben. Priming verändert 
nicht die der Bewertung einer Par-
tei zugrunde liegenden Einstellungen 
(Persuasion), sondern es betont einige 
der bereits bestehenden Einstellungen 
und verleiht ihnen damit für die Ge-
samtbewertung ein besonderes Ge-
wicht. Zur Bewertung einer Partei zie-
hen Menschen nämlich nicht sämtliche 
verfügbaren Informationen über die in-
nenpolitischen, außenpolitischen, wir t-
schafts- und sozialpolitischen Positio-
nen und vermeintlichen Kompetenzen 
der Partei heran. Dies wäre viel zu auf-
wändig. Stattdessen beurteilen sie die 
Partei anhand derjenigen Informatio-
nen, die zum Zeitpunkt der Bewertung 
„top-of-the-head“, also gedanklich ge-
rade präsent sind (vgl. Iyengar/Kinder 
1987). Welche Themen dies sind, wird 
auf dem Weg des Agenda-Setting 
maßgeblich von der Medienberichter-
stattung bestimmt: Durch die Häufigkeit 
der Berichterstattung über ein Thema 
und durch die Platzierung und Aufma-
chung der entsprechenden Berichte 
legen die Massenmedien fest, welche 
Themen von der Bevölkerung als wich-
tig, dringlich und als lösungsbedürftig 
angesehen werden – und welche The-
men unter den Tisch fallen (vgl. Brett-
schneider 2002a). Erhöht sich also auf-
grund der Betonung eines Themas in 
der Berichterstattung die Aufmerksam-
keit, die die Bevölkerung diesem Thema 
schenkt, dann profitiert davon diejeni-
ge Partei, der in diesem Politikfeld von 
der Bevölkerung die größte Kompe-
tenz zugeschrieben wird. Dominieren 
in der Berichterstattung beispielsweise 

Abb. 4: Medieneinflüsse im sozialpsychologischen Modell zur Erklärung des 
Wählerverhaltens
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er Umweltthemen, dann nützt dies den 
Grünen selbst dann, wenn sie in der 
Berichterstattung gar nicht direkt mit 
dem Thema in Verbindung gebracht 
werden. Vor der Bundestagswahl 2002 
profitierten SPD und Grüne von der 
aufkommenden Berichterstattung über 
einen möglicherweise bevorstehenden 
Irak-Krieg; sie galten in friedenpoliti-
schen Fragen als kompetenter als die 
Union. „Die Massenmedien besitzen 
(also) auch dann einen Einfluss auf die 
Meinungsbildung und Wahlentschei-
dung, wenn sie die vorhandenen Ein-
stellungen nicht ändern. Es genügt, sie 
mehr oder weniger stark zu aktualisie-
ren“ (Kepplinger u. a. 1989, S. 75).

Kandidatenorientierungen

Was für die Beeinflussung der Theme-
norientierungen durch die Medienbe-
richterstattung gilt, trif f t auch auf die 
Berichterstattung über Spitzenpolitiker 
zu. Allerdings sind bei der Berichter-
stattung über Personen direkte Aus-
wirkungen der in den Medien vorge-
nommenen Bewertungen häufiger fest-
zustellen als bei der Berichterstattung 
über Themen. Der Grund: Einstellungen 
zu Politikern sind nicht so stark mit zen-
tralen Elementen des individuellen Ori-
entierungssystems verknüpft wie Ein-
stellungen zu politischen Sachfragen. 
So stellt die Umbewertung eines Politi-
kers nicht unbedingt die eigenen poli-
tischen Grundüberzeugungen in Frage. 
Entsprechend schwanken in Meinungs-
umfragen die Einstellungen zu Politi-
kern meist stärker als die Einstellungen 
zu politischen Sachfragen.
Auch in der Medienberichterstattung 
kommt es zu Umbewertungen von 
Spitzenpolitikern; aus „Medienlieblin-
gen“ werden „Medienopfer“. Schneller 
noch, als ein Politiker „hochgeschrie-
ben“ wird (häufige und positive Bericht-
erstattung), wird er wieder „fallen ge-
lassen“ (keine Berichterstattung mehr) 
oder „abgesägt“ (negative Berichter-
stattung). Aber die Medienberichter-
stattung kann die Gesamtbewertung 
von Politikern nicht nur direkt beein-
flussen, sondern auch indirekt – über 
Image-Agenda-Setting. So beruht der 
Gesamteindruck, den man von einem 
Spitzenpolitiker hat, auf der Wahrneh-
mung ganz unterschiedlicher Eigen-
schaften. Aus der Sicht der Bevölkerung 
sind in der Regel seine Themenkompe-
tenz und seine Integrität von besonde-
rer Bedeutung. Es folgen Leadership-
Qualitäten: Entschlossenheit, Tatkraft, 
Entscheidungsfreude. Am unwichtigsten 
erscheinen die unpolitischen Merkma-
le, wie sein Aussehen und sein Familien-
leben (vgl. Brettschneider 2002b). Die 
meisten Menschen haben mehr oder 
weniger vielschichtige Vorstellungen 

von den Kandidaten für das Kanzler-
amt. Diese Vorstellungen basieren nicht 
zwangsläufig auf den tatsächlichen 
Eigenschaften der Kandidaten, denn 
kaum ein Wähler kennt sie persönlich. 
Stattdessen beruhen solche Images 
auf den von den Wählern wahrgenom-
menen Eigenschaften der Spitzenpo-
litiker. Deren Grundlage ist fast aus-
schließlich die Berichterstattung der 
Massenmedien. Ob und wie ein Poli-
tiker wahrgenommen wird, hängt al-
so wesentlich davon ab, wie ihn die 
Medien darstellen.
Wie beim themenbezogenen Priming 
stehen bei der Gesamtbewertung ei-
nes Politikers durch die Wähler jene 
Gesichtspunkte im Mittelpunkt, die 
zum Zeitpunkt der Wahlentscheidung 
„top-of-the-head“ sind, weil sie in der 
Berichterstattung dominieren. In der 
Medienberichterstattung häufig er-
wähnte Eigenschaften erhalten für die 
Gesamtbewertung eines Kandidaten 
ein größeres Gewicht als die selten 
erwähnten Eigenschaften. Konzent-
riert sich die Berichterstattung über 
Kandidaten beispielsweise auf deren 
Führungsstärke, so werden für die Ge-
samtbewertung der Kandidaten eher 
die Beurteilungen ihrer Führungsquali-
täten herangezogen als beispielsweise 
die Bewertung ihrer Vertrauenswürdig-
keit. Weil die einzelnen Eigenschaften 
von Politikern unterschiedlich beurteilt 
werden können, schlägt sich ein sol-
ches Image-Agenda-Setting in ihrer 

Gesamtbewertung nieder. So ist es für 
Angela Merkel, die als integer aber 
führungsschwach gilt, ungünstig, wenn 
in den Medien allgemein der Aspekt 
„Führungsstärke“ thematisiert wird.
Erneut gilt natürlich: Die Stärke des ent-
sprechenden Medieneinflusses variiert 
mit der Konsonanz der Berichterstat-
tung, und sie hängt davon ab, ob der 
Rezipient über ein parteipolitisch gefes-
tigtes Weltbild verfügt, aus dem heraus 
sich ein Großteil seiner Einstellungen 
zu den Kandidaten ergibt. Ist dies nicht 
der Fall und existiert ein relativ einheit-
licher Medientenor, dann sind Medi-
enwirkungen auf die Beurteilung der 
Kandidaten wahrscheinlich. Dass dies 
häufig vorkommt, zeigen der Vergleich 
der medialen Bewertung von Spitzen-
politikern und ihre in Umfragen ermit-
telte Bewertung durch die Bevölkerung. 
Beispielsweise folgt die Bewertung An-
gela Merkels in Meinungsumfragen mit 
einer kurzen zeitlichen Verzögerung 
der Bewertung Angela Merkels in den 
Fernsehnachrichten (vgl. Abbildung 5). 
Dabei schlägt sich eine Verschlechte-
rung der Berichterstattung schneller in 
den Einstellungen der Wähler nieder 
als eine Verbesserung.
Fasst man sämtliche Medieneinflüsse 
zusammen, so zeigt sich ein deutlicher 
Zusammenhang zwischen der Bericht-
erstattung über die Parteien und ihre 
Spitzenkandidaten sowie der Bewer-
tung der Parteien und Kandidaten 
durch die Bevölkerung. Vor der Bun-

Abb. 5: Die Bewertung von Angela Merkel in den Hauptnachrichten-
sendungen des Fernsehens und durch die Bevölkerung 2000-2005

Basis: sämtliche Aussagen über Angela Merkel in den Nachrichtensendung Tagesschau, 
Tagesthemen, Heute und Heute-Journal, RTL aktuell, SAT.1 18:30, ProSieben Nachrich-
ten. Fragewortlaut der repräsentativen Bevölkerungsumfragen: „Wie zufrieden oder un-
zufrieden sind Sie mit Angela Merkel?”. Datenquellen: Media Tenor, Infratest dimap.
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ten kommt bei dieser Vermittlung eine 
wichtige Aufgabe zu, denn sie verlei-
hen ihrer Partei und ihrem politischen 
Programm Gesicht und Stimme. Dies ist 
übrigens – entgegen so mancher Perso-
nalisierungs-Behauptung – keine Ent-
wicklung der letzten Jahre. „Neben ei-
ner zunehmenden Personalisierung der 
Wahlentscheidung steht die anhalten-
de heftige Ablehnung der politischen 
Parteien schlechthin. Alle Werbeaussa-
gen sollten deshalb so stark personali-
siert werden, wie es nur irgend möglich 
ist“. Diese Strategie stammt nicht etwa 
aus den letzten Jahren, sondern aus 
der Wahlkampf- und Werbekonzepti-
on der CDU-Bundesgeschäftsstelle für 
den Bundestagswahlkampf 1965. Dort 
heißt es auch: „Personalisierung des 
Wahlkampfes und der Werbung be-
deutet für die CDU = absolute Konzent-
ration auf Ludwig Erhard“. Die zentrale, 
im Wahlkampf zu transportierende Fra-
ge sollte lauten: „Wollt Ihr Erhard oder 
Brandt?“ (zit. nach Hetterich 2000, S. 
301). Allerdings waren die Wahlkämp-
fe der Union bereits seit 1953 stark 
auf die Person des Spitzenkandidaten 
zugeschnitten. Und 1969 warb sie mit 
dem Slogan „Auf den Kanzler kommt 
es an“ – es ging um Kurt Georg Kiesin-
ger. 1976 zählten „Helmut Kohl – Kanz-
ler für Deutschland“ und „Helmut Kohl 
– der Mann, dem man vertrauen kann“ 
zu den Werbebotschaften der Christ-
demokraten. Die SPD hatte erstmals im 
Bundestagswahlkampf 1961 mit Willy 
Brandt einen „Kanzlerkandidaten“ ge-
kürt. 1965 und 1969 führte sie hinge-
gen Mannschaftswahlkämpfe, um der 
Popularität Erhards bzw. Kiesingers 
eine Vielzahl von Persönlichkeiten ent-
gegenzusetzen – etwa Karl Schiller, 
Alex Möller, Helmut Schmidt. Erst der 
SPD-Wahlkampf 1972 war völlig auf 
den Kanzler abgestellt – die Bundes-
tagswahl ging als „Willy-Wahl“ in die 
Geschichte ein. Und auch 1980 per-
sonalisierte die SPD den Wahlkampf 
– allerdings weniger in Form positiver 
Selbstdarstellung des eigenen Kandi-
daten als vielmehr in Form des „nega-
tive campaigning“, also der negativen 
Darstellung des Gegenkandidaten. So 
basierte der SPD-Wahlkampf zu einem 
beträchtlichen Anteil auf der Charak-
terisierung von Franz Josef Strauß als 
„unberechenbar“.
Welche Strategie auch immer gewählt 
wird – alleine mit der Person des Kanz-
lers oder der Kanzlerin wird kein Wahl-
kampf gewonnen. Entscheidend ist die 
Verbindung der Kandidaten mit den 
wahlrelevanten Themen. Dementspre-

Abb. 6: Medientendenz und Wahlabsicht vor der Bundestagswahl 2002

destagswahl 2002 konnte man diese 
Agenda-Setting- und Priming-Effekte 
ebenso gut beobachten wie vor der 
Bundestagswahl 2005. In dem Maße, 
in dem vor der Bundestagswahl 2002 
in den Medien das Thema Außenpoli-
tik – insbesondere die Haltung gegen-
über einer deutschen Beteiligung an 
einem damals hypothetischen Angrif f 
der USA auf den Irak – an Bedeutung 
gewann, maß auch die Bevölkerung 
diesem Thema eine wachsende Bedeu-
tung bei. Dies nützte der amtierenden 
Regierung, da ihr die Bevölkerung im 
Monat vor der Wahl in diesem Themen-
feld die größere Problemlösungsfähig-
keit zuschrieb. Drei Monate früher, im 
Juli 2002, als die Themen Wirtschafts-
politik und Arbeitslosigkeit die Medi-
en-Agenda beherrschten, profitierte 
davon hingegen die Union. Sie wurde 
in diesem Themenfeldern als kompe-
tenter angesehen. Das Agenda-Setting 
der Massenmedien – die Betonung der 
Wirtschaftspolitik und des Arbeitsmark-
tes – führte zunächst zu einer insgesamt 
positiveren Medientendenz und damit 
auch zu einer größeren Unterstützung 
in der Bevölkerung: Drei Wochen nach 
dem Umschwung in der Berichterstat-
tung erfolgte der Meinungsumschwung 
in der Bevölkerung (vgl. Abbildung 6).

Wahlkampf: Wie sich die Parteien 
auf die Medienlogik einstellen

Auch die für den Wahlkampf verant-
wortlichen Parteimanager und die spe-
ziell in Wahlkampfzeiten angeheuer-
ten Spin-Doktoren und Medienberater 
wissen um die Bedeutung der Massen-
medien. Sie versuchen daher, die Me-
dienberichterstattung zu Gunsten ihrer 
Partei oder des von ihnen betreuten 
Kandidaten zu beeinflussen. Zwei Zie-
le stehen dabei im Mittelpunkt: Erstens 
müssen die eigene Partei und ihr Spit-
zenkandidat von den Wahlberechtig-
ten wahrgenommen werden. Diese Auf-
merksamkeit kann keinesfalls als selbst-
verständlich vorausgesetzt werden, 
denn für die meisten Menschen zählt 
Politik nicht gerade zu den Lebensbe-
reichen, mit denen sie sich kontinuier-
lich beschäftigen. Zudem konkurriert 
die Politik mit vielen anderen Berei-
chen und Akteuren – etwa aus der Un-
terhaltungsbranche – um die Aufmerk-
samkeit der Menschen. Zweitens geht 
es darum, diese Aufmerksamkeit für die 
Vermittlung der eigenen Botschaften 
zu nutzen. Auch sollen diese Botschaf-
ten in der Berichterstattung möglichst 
positiv – zumindest aber neutral – be-
wertet werden. Den Spitzenkandida-

Basis: Die Wahlabsicht wurde mit Hilfe der Sonntagsfrage ermittelt. Die Anteile von 
Union und FDP sowie von SPD und Grünen wurden addiert. Die Differenz zu 100 Pro-
zent ergibt sich aus den Wählern anderer Parteien. Die 53.880 Interviews werden auf 
Wochenbasis dargestellt. Die Medientendenz errechnet sich aus dem Anteil positiver 
Aussagen über eine Partei und ihren Spitzenkandidaten abzüglich des Anteils negativer 
Aussagen. Erneut wurden die Werte für Union und FDP sowie für SPD und Grüne ge-
meinsam berechnet. Die Darstellung erfolgt ebenfalls auf Wochenbasis. Für den Drei-
wochenwert wurden die aktuelle Berichterstattung und die Berichterstattung in den vor-
angegangenen zwei Wochen addiert. Datenquellen: Media Tenor, FORSA.
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chend besitzt das Themenmanagement 
den größten Stellenwert im Rahmen der 
Polit-PR. Damit soll die Themen-Agenda, 
die Tagesordnung der in den Medien 
diskutierten Themen, so beeinflusst bzw. 
genutzt werden, dass die eigene Partei 
und der eigene Kandidat davon pro-
fitieren. Das Themenmanagement von 
Parteien besteht aus den Phasen Analy-
se, Planung, Umsetzung und Evaluation. 
In der Analysephase wird mit Hilfe von 
Meinungsumfragen, mit Fokus-Gruppen 
und Medieninhaltsanalysen festge-
stellt, welche Themen aktuell diskutiert 
werden und für einen selbst günstig 
bzw. ungünstig sind: Bei welchen The-
men wird eine Partei als kompetent an-
gesehen? Bei welchen Themen hat der 
politische Gegner Schwächen? In der 
Planungsphase werden diese Themen 
priorisiert. Sie werden mit den langfris-
tigen Parteizielen abgeglichen und es 
werden Kernbotschaften entwickelt. Zu-
dem wird geplant, welche Themen von 
wem und in welcher Phase des Wahl-
kampfes kommuniziert werden sollen. 
Auch die Kommunikationsinstrumente 
– Plakate, Fernsehspots, Wahlkampf-
reden, Internet-Kommunikation, Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit etc. – werden 
festgelegt. In der Umsetzungsphase 
folgt die Platzierung der Themen in der 
Öffentlichkeit. Dabei gilt es, zahlreiche 

Erfolgsfaktoren für die Wahlkampfkom-
munikation zu berücksichtigen: Themen 
müssen einfach kommuniziert werden. 
Kandidaten produzieren zu diesem 
Zweck so genannte Soundbites, also 
kurze, prägnante Aussagen, die eine 
Chance haben, von den Medien zitiert 
zu werden. Die Botschaften werden 
nach Möglichkeit visualisiert. Wo dies 
nicht möglich ist, wird zu einer bildhaf-
ten Sprache gegrif fen – Franz Müntefe-
rings „Heuschrecken“ als Bezeichnung 
für ausländische Finanzinvestoren sind 
ein gutes Beispiel dafür. Bilder werden 
von den Menschen schneller wahrge-
nommen und auch besser erinnert als 
Texte. Zudem eignen sie sich besser 
dazu, im Wahlkampf zu emotionalisie-
ren. Ferner sollten die Aussagen immer 
auf die Kernbotschaften bezogen sein 
und sie müssen permanent wiederholt 
werden. Die Wahlkampfzentrale ver-
sucht, eine durchgängige Kommunikati-
on über alle Parteigliederungen hinweg 
sicherzustellen. Dazu gehört auch das 
Festlegen der „Botschaft des Tages“, 
also jener Aussage, die von möglichst 
vielen in der Partei an ein und dem-
selben Tag kommuniziert werden soll, 
damit die Wahrnehmungsschwelle in 
der öffentlichen Diskussion überschrit-
ten wird. Dabei ist es wichtig, flexibel 
und anpassungsfähig zu bleiben, um 

auf sich ändernde Umfeldbedingungen 
reagieren zu können.
Neben diesen operativen Regeln wird 
sowohl in der Planungs- als auch in der 
Umsetzungsphase immer wieder aufs 
Neue entschieden, welche Taktik der 
aktuellen Situation angemessen ist. 
Drei Taktiken stehen zur Verfügung (vgl. 
Brettschneider 2002a):
 Agenda-Setting: Beim aktiven Setzen 

der politischen Tagesordnung wird 
versucht, jene Themen in der Medien-
berichterstattung zu lancieren oder sie 
dort zu halten, bei denen entweder die 
eigene Partei bzw. der eigene Kandi-
dat von der Bevölkerung als kompetent 
angesehen werden oder bei denen die 
Bevölkerung bei der gegnerischen 
Partei und dem gegnerischen Kandi-
daten Defizite wahrnimmt.   

 Agenda-Cutting: Es wird aktiv ver-
sucht, jene Themen aus der Medienbe-
richterstattung fern zu halten oder sie 
von dort verschwinden zu lassen, bei 
denen entweder die eigene Partei 
bzw. der eigene Kandidat von der Be-
völkerung nicht als kompetent angese-
hen werden oder bei denen die Bevöl-
kerung der gegnerischen Partei und 
dem gegnerischen Kandidaten Prob-
lemlösungsfähigkeit zuschreibt.

 Agenda-Surfing: Wenn man das in der 
Medienberichterstattung existierende 

Wahlkampf zur 
Bundestagswahl 
1972: Der SPD-
Wahlkampf war 
völlig auf den 
Kanzler abgestellt. 
Die Bundestags-
wahl des Jahres 
1972 ging als 
„Willy-Wahl“ in die 
Geschichte ein. 
picture alliance/dpa
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MASSENMEDIEN UND WAHLKAMPFThemen-Set nicht beeinflussen kann – 
beispielsweise weil sich ein Thema so 
aufdrängt, wie es bei der Elbe-Flut 
vor der Bundestagswahl 2002 der 
Fall war –, dann wird versucht, dieses 
Themen-Set zum eigenen Vorteil zu 
nutzen.

Die Evaluationsphase schließlich dient 
dazu, die erhofften Wirkungen der ei-
genen Polit-PR zu überprüfen sowie 
gegebenenfalls Strategie und Taktik zu 
justieren.

Fazit und Ausblick

Ohne Massenmedien ist der Wahl-
kampf undenkbar. Massenmedien ver-
mitteln die für Wähler relevanten In-
formationen über das thematische und 
das personelle Angebot der Parteien. 
Bürger sind auf diese Informationen an-
gewiesen. Mehr Berichterstattung über 
Sachthemen, weniger Horse-Race-
Journalism – das würde die Wählerin-
nen und Wähler vor Wahlen in die Lage 
versetzen, sich ein gründlicheres Bild 
von der Kompetenz der Parteien und ih-
res Führungspersonals zu machen. De-
ren Bewertung hängt maßgeblich von 
dem Themen-Set der Berichterstattung 
ab. Zwar lässt sich der Wahlausgang 
nicht alleine – ja, vielleicht noch nicht 
einmal hauptsächlich – durch die Me-
dienberichterstattung erklären. Lang-
fristige Traditionen und die nach wie 
vor zahlreich vorhandenen Bindungen 
von Wählerinnen und Wählern an eine 
Partei spielen eine größere Rolle. Aber 
auch Stammwähler wollen erst einmal 
mobilisiert werden. Die richtigen Wahl-
kampfthemen sind dafür mit entschei-
dend. Und die Wechselwähler, zumal 
diejenigen, die sich erst sehr kurz vor 
der Wahl entscheiden, nutzen die in 
den Medien dominierenden Themen 
als Maßstab zur Beurteilung der Par-
teien und Politiker. Bei einem knappen 
Wahlausgang kann es daher entschei-
dend sein, welche Themen unmittelbar 
vor der Wahl „gespielt“ werden. Ohne 
ein aktives Gestalten des kommunikati-
ven Umfeldes – ohne Agenda-Setting, 
Agenda-Cutting und Agenda-Surfing 
– lässt sich die Wahl nicht gewinnen.
Darüber hinaus stellen sich der Politik- 
und der Kommunikationswissenschaft 
einige weiter führende Fragen:
 Wie entwickelt sich die Mediatisierung 

der Politik weiter? Die Anpassung des  
Politikerhandelns an die Medienlogik 
ist eine demokratietheoretisch bedeu-
tende Entwicklung. Pseudo-Ereignisse 
und symbolische Politik tragen selten 
zur Behebung gesellschaftlicher Miss-
stände bei. Der Bedeutungsgewinn 
der Darstellungsebene gegenüber der 
Entscheidungsebene könnte zu einem 
Problem werden, wenn das sachge-

rechte Verhalten dem mediengerech-
ten Verhalten untergeordnet wird. Um 
Missverständnissen vorzubeugen: Po-
litik in einer demokratischen Gesell-
schaft kann nur durch öffentliche Zu-
stimmung erfolgreich sein. Dies sollte 
Politiker aber nicht davon abhalten, 
Sachpositionen auch dann zu bezie-
hen, wenn sie nicht zum kurzfristigen 
Medienerfolg führen. Die Mediatisie-
rung wird mit der Tendenz zum „perma-
nent campaigning“, zur permanenten 
mediengerechten Kampagne auch 
zwischen Wahlen, in der Forschung 
zum Verhältnis des massenmedialen 
zum politischen System zukünftig einen 
breiteren Raum einnehmen.

 Aber nicht nur das mediengerechte 
Verhalten der Parteien und Politiker 
verdient mehr Aufmerksamkeit. Not-
wendig ist auch eine Debatte über die 
Erwartungen an die politische Bericht-
erstattung der Journalisten. Verkür-
zung, Negativismus und Entertainisie-
rung der Politikberichterstattung sind 
nicht naturgegeben, sondern beruhen 
auf journalistischen Konventionen. 
Konventionen lassen sich hinterfragen 
und gegebenenfalls ändern. Dienen 
sie einer demokratischen Meinungs- 
und Willensbildung in der Gesell-
schaft? Tragen sie dazu bei, dass Men-
schen am Wahltag eine begründete 
Entscheidung treffen können? Versorgt 
die Berichterstattung die Bevölkerung 
mit einem realitätsgerechten Bild von 
der Politik?

 Und schließlich stellt sich die Frage 
nach dem geänderten Mediennut-
zungsverhalten der Bürgerinnen und 
Bürger. Vor allem in den jüngeren Be-
völkerungsgruppen schickt sich das 
Internet an, die klassischen Massen-
medien als Hauptinformationsquelle 
zu verdrängen. Das Web 2.0 bietet ih-
nen zudem die Möglichkeit, sich im 
Rahmen von Social Networks wie Fa-
cebook oder StudiVZ mit anderen 
Menschen themenbezogen zu vernet-

zen. Die interpersonale Kommunikati-
on könnte – in ihrer computervermittel-
ten Variante – eine Renaissance erle-
ben. Die Parteien beginnen, sich mit 
dem Wahlkampf 2009 – mit der Prä-
senz in YouTube, in Blogs und Foren – 
darauf einzustellen.
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SLOGANJÄGER IHRER ZEIT

Wahlplakate im historischen Wandel
Dirk Schindelbeck

Alles was bleibt, ist ein Slogan!

Wollte man über ein Meinungsfor-
schungsinstitut in Er fahrung bringen, 
was an Wissen über frühere Bundes-
tagswahlkämpfe in der Bevölkerung 
noch vorhanden und abrufbar ist, so 
würde sich außer einer Handvoll von 
Sprüchen vermutlich nicht allzu viel zu-
tage fördern lassen. Es sind und blei-
ben immer wieder die Slogans, die, in 
Verbindung mit den ihnen zugeordne-
ten Kandidaten, selbst noch dann als 
stellvertretende Zeichen historischer 
Umbruchsituationen in der kollektiven 
Erinnerung greifbar bleiben, wenn die 
heiße Phase des dazugehörigen Wahl-
kampfs längst vorüber ist und das Ta-
gesgeschäft die politischen Akteure 
wieder in Beschlag genommen hat. 
Noch immer wird politische Werbung 
deswegen als Ausnahme von der „nor-
malen“ Werbung wahrgenommen. 
Schließlich weiß jeder, dass sie von 
einem Absender stammt, der kein Pro-
dukt verkaufen will, sondern „nur“ um 
Stimmen wirbt. Ein allgemeines Be-
wusstsein dafür, dass auch politische 
Werbung wie Wirtschaftswerbung von 

Spezialisten im Auftrag von Parteien 
gemacht wird, existiert wohl erst seit 
1998. In diesem als legendär gelten-
den Wahlkampf, auf den unten noch 
detaillierter eingegangen wird, stand 
erstmals die ausführende Werbeagen-
tur KNSK mit auf der Bühne der sieg-
reichen politischen Akteure und ließ 
sich feiern. Übrig geblieben in der kol-
lektiven Erinnerung ist aber selbst von 
diesem Wahlkampf kaum mehr als der 
„Wir sind bereit!“-Slogan, der die SPD 
unter Gerhard Schröder seinerzeit an 
die Macht brachte. 

Polit-Werber und ihre Mittel

Vor einem guten halben Jahrhundert 
lag politische Werbung noch aus-
schließlich in der Hand dafür zuständi-
ger Ministerien wie etwa demjenigen 
„für Volksaufklärung und Propagan-
da“ des Herrn Goebbels während der 
NS-Zeit oder später der „Abteilung für 
Agitation und Propaganda beim ZK 
der SED“ zu DDR-Zeiten. Wer selbst an 
der Macht war, meinte schließlich am 
besten zu wissen, wie eine erfolgrei-
che Massenbeeinflussung ins Werk zu 
setzen sei. Überdies wollte sich keine 
Parteizentrale gern in die Karten sehen 
lassen, und schlussendlich schien es ei-
ne Selbstverständlichkeit zu sein, dass 
man für politische Ideen und Ideologi-
en anders warb als für Produkte. Hier-
bei dienstleistende Berater von außen 
wie z.B. Werbefachleute oder PR-Spe-
zialisten hinzuziehen, schien ein Wi-
derspruch in sich selbst zu sein.
Eines der Hauptmittel politischer Mas-
senbeeinflussung ist neben der Rede 
seit jeher das Plakat, welches – das 
Wort sagt es ja selbst – mit plakativen 
Mitteln wirken will. Das verweist auf ei-
nen schmalen zur Verfügung stehenden 
Fundus von Mitteln und Möglichkeiten. 
Wie eh und je gibt es den Typ des Text- 
und des Bildplakats, in der Endphase 
von Wahlkämpfen finden sich fast nur 
noch Kopfplakate mit Bildern der Kan-
didaten. Dazu treten dann (neben ihren 
Namen) wenige, meist an einer Hand 
abzuzählende Wörter und Begrif fe zur 
Kennzeichnung der politischen Bot-
schaft. Zum Ausdruck gebracht wird 
diese mithilfe eines eng begrenzten Re-
servoirs positiv besetzter Formeln wie 
Freiheit, Frieden, Sicherheit, Gerechtig-
keit, Wohlstand, Aufschwung, Zukunft, 
Stabilität, Er folg, Vertrauen, Fortschrit t, 
Demokratie, Deutschland, Menschen, 

neu, sozial, modern, menschlich, bes-
ser, näher, vorwärts, aufwärts usw. 

Hinzu kommt eine kleine Anzahl von 
Anti-Attributen, die Verwendung im so-
genannten Negative Campaigning zur 
Charakterisierung oder Diffamierung 
des politischen Gegners finden wie 
z.B. „Sozialismus“, „Schulden“, „reich“, 
„rote Socke“ und Ähnliches. Es liegt auf 

Plakate sind aus unserer Lebenswelt 
nicht mehr wegzudenken. Politische Pla-
kate – und Wahlplakate im Besonderen 
– zielen mit ihren Slogans und Bildmoti-
ven darauf ab, (partei-)politische The-
men auf Kernaussagen zu reduzieren 
und die Identifikation mit Kandidaten 
und Parteien zu erhöhen. Obwohl Plaka-
te durch veränderte Wahlkampfstrategi-
en im Medienzeitalter beim Prozess der 
Mobilisierung von Wählern an Bedeu-
tung verloren haben, bleiben sie ein 
„zeitloses“ Medium des Wahlkampfes. 
Wahlplakate sind in ihrer Wirkkraft stets 
zeitgebunden, weil sie vom kollektiven 
Bildfundus und -gedächtnis ihrer jeweili-
gen Zeit geprägt werden. Dirk Schindel-
beck lädt in seinem Beitrag zu einer 
kleinen Zeitreise durch die Welt bundes-
deutscher Wahlplakate ein und zeigt 
jene Wendepunkte auf, welche für die 
Geschichte der Massenbeeinflussung in 
der Bundesrepublik von Bedeutung wa-
ren. Die aufgezeigten Querverbindun-
gen zur Werbe- und Gebrauchsgrafik,  
„Enthüllungen“ und die skizzierten Hin-
tergründe einzelner Wahlwerbekampa-
gnen schließlich gewähren überraschen-
de Einblicke in Wahlkampfstrategien. 

Wenig Aussage, blasser Ansporn: 
CDU-Plakat von 1987.

Quelle: R. Diederich/R. Grübling: 

Stark für die Freiheit. Die Bundesrepublik im 

Plakat. Hamburg 1989, S. 136.

Brückenbauen in die Zukunft? – Wahlpla-
kat der SPD von 1969. picture alliance/dpa
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der Hand, dass sich aus diesem be-
grenzten Reservoir nicht unendlich vie-
le Appelle generieren lassen, sodass 
die Wahlslogans der letzten 60 Jahre 
nicht nur wenig Neues bieten, sondern 
sich häufig sogar bis in die Wortfolge 
hinein wiederholen. So warb beispiels-
weise die SPD 1969 mit dem Spruch 
„Wir schaffen das moderne Deutsch-
land!“. Im Wahljahr 2002 entwickelte 
die Werbeagentur KNSK für dieselbe 
Partei und mithilfe eines Millionenetats 
den Slogan „Für ein modernes Deutsch-
land!“

Wahlplakate auf Zeitgeistsuche

Dass sich auf diesem Feld so wenig 
verändert hat, liegt indessen weniger 
an der Phantasielosigkeit der für die 
Politwerbung Verantwortlichen, son-
dern daran, dass die Begrif fe an Pro-
banden auf ihre Resonanzfähigkeit hin 
getestet werden, um ein Maximum an 
Massenwirkung sicherzustellen. Er-
staunlicherweise sind es immer wie-
der die altbekannten Worthülsen und 
Allgemeinplätze, die sich offensicht-
lich als unverzichtbar erweisen. Sie 
mögen freilich zu anderen Zeiten an-
ders klingen. Werden aus diesen Be-
grif fen (Marketingleute sprechen gern 
von „Markenkernen“) nun Wahlplakate 
generiert, so geschieht dies meist mit 
der Intention, die Gesamtkomposition 
aus Text und Bild suggestiv aufzuladen 
und sie in den Zeitgeist des jeweiligen 
Umfelds so einzupassen, dass die alten 
Vokabeln durch neu hinzutretende Pro-
tagonisten in frischem Glanz erstrahlen 
und sich neu ausdeuten lassen. 
Ich möchte im Folgenden eine kleine 
Zeitreise durch die Welt bundesdeut-
scher Wahlplakate unternehmen, um 
an ausgewählten Beispielen jene Wen-
depunkte aufzuzeigen, welche für die 
Geschichte der Massenbeeinflussung 
in der Bundesrepublik von besonderer 
Bedeutung waren. Wie andere Plaka-
te können auch Wahlplakate nicht aus 
der Zeit fallen, in welcher sie entstan-
den sind. Sie werden in ihren Bild- und 
Wortappellen zwangsläufig aus jenem 
Bildfundus gespeist, der die sie um-
gebende Massenkommunikation auch 
prägt. Aus der Retrospektive freilich 
fällt ihre Dechiffrierung nicht immer 
leicht, weil das Material, aus dem sie 
sich nährten, heute vielfach nicht mehr 
greifbar, nicht präsent oder auch nur 
bekannt ist.
Als einer der legendärsten Slogans der 
deutschen Wahlgeschichte gilt noch 
immer der CDU-Slogan von 1957 „Kei-
ne Experimente!“ Bis heute scheint er 
wie ein genial dahingeworfener erra-
tischer Block in der Kommunikations-
landschaft der späten 1950er Jahre zu 

liegen. Im Januar 1989 machte ich dazu 
ein Interview mit einem der Beteiligten, 
dem Essener Werbefachmann Hubert 
Strauf (1904-1993), der in der Werbe-
szene als überaus erfolgreich galt, seit 
er 1954 mit „Mach mal Pause“ den für 
die Arbeitsgesellschaft der schweiß-
triefenden Aufbaujahre so passgenau-
en Coca Cola-Slogan erfunden hatte: 
„Von mir aus hab ich mich eigentlich 
nicht in die Politik eingemischt. Aber als 
dann nach den ersten Schauerjahren 
in der jungen Bundesrepublik die 57er 
Wahl kam, trat man auf mich zu. Al-
te Freunde von mir wie Heinrich Krone, 
Rüdiger Altmann, Johannes Gross und 
Peter Horn waren ja inzwischen in Amt 
und Würden. Und es hieß wohl: ‚Strauf 
macht doch so wirksame Reklame, kön-
nen wir den nicht mal herholen?’ Und 
so kam ich dann vor den Wahlkampf-
ausschuss auf die Akademie Eichholz 
und unterbreitete dort aus dem hohlen 
Bauch meinen Vorschlag ‚Keine Experi-
mente’. Natürlich wurde ich nicht sofort 
begeistert aufgenommen. Man suchte 
mehr ‚politische Botschaft’. Ich musste 
eindringlich erinnern an die Situation 
des schlichten Wählers, der mit sich al-
lein hinter dem Schirm der Wahlzelle 
nach dem richtigen Platz für sein Kreuz-
chen sucht: An was denkt zum Beispiel 
Lieschen Plüsch in den wenigen Augen-
blicken? An die großen Momente poli-
tischer Entscheidungen, an Ihre fulmi-
nanten Reden im Bundestag, an Ihre 
emsigen Bemühungen um Ihr Image? 
Wohl kaum, die hat ganz andere Vor-
stellungen. Woher ich das denn wüsste 
und wie ich drauf käme? Ich antworte-
te: Wie ich drauf komme, weiß ich nicht. 
Ich bin ein Arbeitersohn aus Essen, ha-
be immer guten Kontakt mit Mitmen-

schen aller Schichten halten können, in 
der Jugendarbeit, in der Wohlfahrt, im 
Studium – ich habe eine ‚gute Nase’, 
wenn Sie so wollen. Ich wurde in der 
Diskussion richtig auseinandergenom-
men: Das schaukelte sich immer hö-
her, und mein Vorschlag schien schon 
vom Tisch, bis folgende Worte Konrad 
Adenauers die Diskussion entschieden: 
‚Nee, nee, meine Damen und Herren, 
wenn die Reklamefritzen dat meinen, 
dann machen wa dat so!’ Ihm hatte die 
Lösung von Anfang an zugesagt, ihm 
imponierte ja gerade, dass das eben 
keine politische Formulierung war, son-
dern die Umsetzung der allgemeinen 
Weisheit ‚Mitten im Strom soll man die 
Pferde nicht wechseln’. Ich hatte nichts 
mehr getan als eine Kurzform mit Musik, 
eine werbewirksame Form zu finden.“
Hubert Strauf hat diese Geschichte im-
mer sehr gern erzählt. Sie tat seinem 
Selbstwertgefühl als „Reklamefritze“, 
der seinerzeit nur über den Hinterein-
gang zur Wahlkampfkorona vorgelas-
sen wurde (heute werden seine Nach-
fahren, die sogenannten Spin-Doctors, 
als heilsbringende Meister der Mas-
senkommunikation auf Händen getra-
gen), sichtlich wohl. Bis heute hat es 
den Anschein, als habe er mit diesem 
Slogan der CDU zu jenem Wahlsieg 
verholfen, der in der Geschichte der 
Bundesrepublik so einzigartig dasteht, 
da er der Union die absolute Mehr-
heit bescherte. Peter Radunski, der be-
kannte Wahlkampfmanager der CDU, 
hat die Kampagne noch 1980 in den 
höchsten Tönen gepriesen: „Ein guter 
Slogan muss ins Zentrum einer Kam-
pagne rücken. Er soll ausdrücken, wo-
rum es bei der anstehenden Wahl geht 
und im besten Falle auch das Motiv für 
die Wahl einer Partei oder Person mit-
liefern. Wie sehr ein Slogan das aus-
drücken kann, was in der Luft liegt und 
was die Grundstimmung in der Wähler-
schaft ausmacht, hat der CDU-Slogan 
von 1957 ‚Keine Experimente’ gezeigt, 
der später als Charakteristikum für 
die politische Stimmung am Ende der 
1950er Jahre galt. Seine Aussagekraft 
hat sich fast zu einem geflügelten Wort 
verselbständigt.“
Was Strauf freilich nicht erzählte, war 
das Faktum, dass es diesen Slogan 
bereits ein gutes dreiviertel Jahr vor-
her gab – als Werbespruch der Wein-
brand-Marke Jacobi 1880, die unter 
diesem Slogan bereits im Januar 1957 
verkündete: „Jeder vernünftige Mensch 
entscheidet sich für das Beste. Auch bei 
der Wahl eines Weinbrandes (…). Ja-
cobi ‚1880’ schmeckt mit 18 und mit 80.“ 

Verjüngungskur durch Gebrauchsgrafik: 
CDU/CSU-Plakat zur Bundestagswahl 
1957. picture alliance/dpa
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Für was sich der bundesdeutsche Wäh-
ler im September 1957 entschied, ist 
bekannt. In der Weinbrand-Frage viel-
leicht für Jacobi 1880 (gegründet), in 
der Politik-Frage mit Mehrheit für Ade-
nauer (1876 geboren), wählbar mit 18 
(bzw. damals noch 21) und mit 80. „Kei-
ne Experimente“, als magische Chiffre 
für Westintegration, Wirtschaftswun-
der und Rentenreform, führte zum über-
wältigenden Wahlsieg mit 50,2 Prozent 
der abgegebenen Stimmen.
Die Kampagne war, wie Heidrun Ab-
romeit schon 1972 feststellte, also nicht 
nur „weitgehend denen der Markenar-
tikelwerbung angenähert: Die Wahlar-
gumente kulminieren kaum in Thesen und 
Programmen, sondern vor allem in der 
Person des 81-jährigen Bundeskanzlers 
als der ‚Produktpersönlichkeit’“ – sie 
war mehr, nämlich die direkte Coverver-
sion einer Wirtschaftswerbekampagne. 
Es mag gut sein, dass sich der Werbe-
fachmann selbst gar nicht bewusst war, 
dass er eine vorliegende Konsumbot-
schaft zur Verwendung in einer Wahl-
kampagne vorgeschlagen hatte. Die 
Tatsache als solche ist indessen Beweis 
genug für den grundlegenden Paradig-
menwechsel in der politischen Massen-
beeinflussung der Zeit und Beleg dafür, 
woraus sich diese seither speist.

Im Propagandamodus des 
Kalten Krieges

Der erste „moderne“ Wahlkampf in der 
Bundesrepublik war also derjenige von 
1957, weil er deutlich erkennbar nicht 
mehr im alten Propagandamodus geführt 
wurde, sondern – schon kurze Zeit später 
heftig beklagt – die Phase der bis heute 
andauernden sogenannten „Waschmit-
telwahlkämpfe“ („Persil spricht nur von 
Persil!“) in der Bundesrepublik einleite-
te. Der Quantensprung zeigt sich umso 
deutlicher, wenn man Wahlplakate aus 
den Jahren 1949 oder 1953 daneben 
hält, die noch sämtlich in den Parteizen-
tralen und ohne externe Berater aus der 
Wirtschaftswerbung konzipiert und le-
diglich unter Hinzuziehung eines exter-
nen Grafikers umgesetzt wurden.

Wie später in der Nachkriegszeit nie-
mals mehr verdichtete sich in ihnen die 
Bedrohungssituation des Kalten Krie-
ges in geradezu paranoid anmutenden 
Bildwelten, etwa in jener mongoloid 
verzerrten Russenfratze, die gierig hin-
ter der noch verbliebenen deutschen 
Landmasse auftauchte, um sie sich 
einzuverleiben. Noch 1955 beschwor 
Außenminister Heinrich von Brentano 
solche Horrorvisionen von Hunnen-
überfällen vergangener Jahrhunderte: 
„Damals standen vor den Toren des 
Abendlandes die heidnischen Noma-
denscharen des Ostens; Verderben und 
Untergang drohten. Jetzt stehen wiede-
rum, nicht sehr viel weiter entfernt, die 
Massen des Ostens, und wiederum se-
hen wir der Gefahr ins Auge, dass das 
Abendland von ihnen überrannt wird 
und ihnen zur Beute fallen kann.“   

Doch auch solche Wahlplakate hatten 
– aus heutiger Sicht erstaunlich – in 
der zeitgleichen Wirtschaftswerbung 
ihre direkten Entsprechungen, wie et-
wa ein Raiffeisenplakat von 1953 be-
legt, das aus demselben Motivfundus 
schöpft und sich zudem ähnlicher Ge-
staltungsmittel bedient, wenn sich auf 
ihm ein zum gigantischen Monstrum 
stilisierter Kornkäfer über ein Getreide-
feld hermachen will. Die Parallelen sind 
nicht nur frappierend, sie zeigen ihre 
gemeinsame Wurzel in der NS-Pro-
paganda-Tradition. Diese ist sogar le-
bensgeschichtlich fixierbar, hatte doch 
der Grafiker des Raiffeisenplakats Fritz 
Kükenthal (1893-1974) beim Plakatwett-
bewerb anlässlich der Olympischen 
Spiele 1936 den 2. Preis errungen. 

Ende der alten Gebrauchsgrafik

Gleichwohl gibt es eine Gemeinsam-
keit zwischen diesen noch sehr Propa-
ganda-affinen Plakaten von 1949/53 
und dem „Keine Experimente“-Plakat 
von 1957. Generell wurde deren äs-
thetische Umsetzung noch wie selbst-
verständlich in die Hände damals so-
genannter Gebrauchsgrafiker gelegt. 
Das Ergebnis war 1957 die geradezu 
ikonenhafte Überhöhung Adenauers: 
„Ein österreichischer Künstler wurde 
berufen, das eindrucksvolle Gesicht 
des Kanzlers zu verjüngen und zu dra-
matisieren. In freier Anlehnung an eine 
Photographie stellte Aigner ihn in tie-
fem Ernst dar, sonnengebräunt, blond 
und mit durchdringenden, strahlend 
blauen Augen, die dem Betrachter zu 
folgen schienen.“ Was heutzutage mit-

„Keine Experimente“ – bei der Wahl Ihres 
Weinbrands… Anzeige in „Das Schönste“ 
(Januar 1957).

Quelle: Kultur- und werbegeschichtliches 

Archiv Freiburg

Bollwerk gegen die „rote Gefahr“: CDU-
Plakat zur Bundestagswahl 1949 in Propa-
gandamanier. Quelle: R. Diederich/

 R. Grübling: Stark für die Freiheit. Die Bundes-

 republik im Plakat. Hamburg 1989, S. 27.

Monster-Kornkäfer bedrohen unsere Fel-
der: Plakat aus einer Serie des Raiffeisen-
verbandes von 1953.

Quelle: Kultur- und werbegeschichtliches 

Archiv Freiburg
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Zukünftige Generationen mahnen: 
Kinderzeichnung als Wahlkampfmotiv der 
Grünen von 1979.

Quelle: R. Diederich/R. Grübling: 

Stark für die Freiheit. Die Bundesrepublik im 

Plakat. Hamburg 1989, S. 112.

hilfe von „Tools“ aus einem digitalen 
Grafik-Programm bewerkstelligt wird 
– etwa die Ent-Faltung und Mundwin-
kel-Lif tung Angela Merkels im aprikot-
farbenen Blazer auf dem CDU-Wahl-
plakat „Deutschlands Chancen nutzen“ 
von 2005 – war 1957 noch das Ergeb-
nis guter Handwerklichkeit. Nur solche 
Grafik konnte seinerzeit leisten, was 
keine noch so raffinierte Fotomontage 
hätte bewerkstelligen können: Einen 
81-Jährigen glaubhaft verjüngt wie ei-
nen 60-Jährigen zu präsentieren. 
Gleichwohl waren die Tage der al-
ten, an Lucian Bernhard und Ludwig 
Hohlwein erinnernden, großen Zei-
ten der Gebrauchsgrafik, wie sie sich 
zwischen 1900 und 1914 entwickelte 
hatte, gezählt. Heute ist sie auf Wahl-
plakaten so gut wie ausgestorben. 
Schon in den 1960er Jahren bereite-
te ihr der immer stärker aufkommende 
Fotorealismus den Garaus. Dabei be-
sitzt die Grafik – gerade im Hinblick 
auf die Propagierung politischer Inhal-
te – auch noch eine andere, nicht zu 
unterschätzende zeichenhafte Quali-
tät. Sie vermag nämlich, was ein Foto 
nur schlecht kann: Visionen, Utopien 
sinnfällig zu machen. Die einzige Par-
tei, die sich unter diesem Kommunika-
tionsziel gebrauchsgrafischer Tradi-
tionen bediente, waren immer einmal 
wieder die Grünen (vor allem über die 
Plakate der Grafik-Werkstatt Bielefeld) 
in den 1970er Jahren – zu einer Zeit 
freilich, als sie noch nicht im Parlament 
saßen. So kann beispielsweise eine 
Kinderzeichnung Träume und Wünsche 
glaubhaft formulieren. 

Advertising Agencies ante portas

Der Stil bundesdeutscher Wahlkämpfe 
wurde aber auch auf eine untergründi-
ge Weise von ökonomischen Entwick-
lungen beeinflusst, die sich auf dem 
Sektor werblicher Kommunikations-
dienstleistungen in den 1960er Jahren 
abspielten. Als einer der ersten Inhaber 
einer Werbeagentur nach dem Zweiten 
Weltkrieg war Strauf – wie wir sahen – 
eher zufällig auch politikberatend tätig 
geworden. In den späten 1960er, frühen 
1970er Jahren wurden solche Dienst-
leistungsverhältnisse die Regel – aus 
dem schlichten Grund, weil es in den 
1950er Jahren noch kaum Werbeagen-
turen in der Bundesrepublik gegeben 
hatte. Solche Formen der Kommunika-
tionsdienstleistung nach US-amerikani-
schem Vorbild begannen sich erst Mit-
te der 1960er Jahre flächendeckend in 
der Bundesrepublik durchzusetzen. Erst 
in den 1970er Jahren wurde es gang 
und gäbe, dass Werbeagenturen ne-
ben ihren vielen Kunden aus der Mar-
kenartikel-Industrie auch die politische 
Werbung von Parteien betreuten. Eine 
der bekanntesten unten ihnen war die 
Solinger Agentur von Mannstein, die 
jahrelang für die CDU arbeitete und 
z.B. die erotisch aufgeladene Kampa-
gne zur Bundestagswahl 1976 „Komm 
aus deiner linken Ecke“ entwickelte.

Bewusstseinswelten im Wahlplakat

Schon von daher ist leicht nachzuvoll-
ziehen, dass der Rekurs auf Lebens-
standard und Konsumniveau der Be-
völkerung seit den 1960er Jahren bzw. 

deren Darstellung in der bundesrepub-
likanischen Wahlwerbung zwangsläu-
fig immer intensiver ausfallen musste. 
Anfangs geschah dies oft noch recht 
oberflächlich, wenn Appelle aus der 
Wirtschaftswerbung bloß schlecht imi-
tiert wurden oder wohlfeile Versatz-
stücke die Höhe der Zeit symbolisie-
ren sollten wie etwa in der Nummern-
schilder-Kampagne der SPD von 1965, 
die geradezu darauf spekulierte, als 
Reflex auf den inzwischen erreichten 
hohen Grad von Massenmotorisie-
rung wahrgenommen zu werden. Ihre 
reduzierte Ästhetik sowie der Lakonis-
mus ihres Auftrit ts entsprachen indes-
sen dem vorherrschenden Zeitgefühl 
der 1960er Jahre, das sich – im deutli-
chen Gegensatz zu den so ornament-
verliebten 1950er Jahren – als kritisch, 
nüchtern, funktional und sachlich ver-
stand. Schon hier wird auch der Wur-
zelgrund sichtbar, aus dem dann 1969 
die erfolgreiche SPD Kampagne „Wir 
schaffen das moderne Deutschland“ 
hervorging – wie überhaupt die Voka-
bel „modern“ weit öfter als Attribut bei 
der SPD auftaucht als bei der CDU, die 
ihrerseits die Qualität „sicher“ deutlich 
häufiger für ihre politischen Ziele in An-
spruch nahm.

Allzu vorschnelle Adaptionen modi-
scher Zeitströmungen sind dennoch bis 
heute die Ausnahme geblieben – exem-
plarisch etwa auf dem im Pop-Art-Stil 
werbenden KPD-Plakat für die Herab-
setzung des Wahlalters auf 18 Jahre 
von 1971. Generell lässt sich festhalten: 
Je mehr berechtigte Hoffnungen sich 
eine Partei machen kann, an die Regie-

„Humorvolles“ Negativ-Campaigning mit 
Sex-Appeal: CDU-Plakat zur Bundestags-
wahl 1976. Quelle: www.mannstein.de 

Konkrete Poesie als Spiel mit Autonum-
mern: Wahlwerbung der SPD von 1965.

Quelle: Bundesbildstelle
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rung zu kommen, desto „seriöser“ fällt 
ihre Wahlwerbung aus. Wer sich von 
vornherein keinerlei Chancen auf eine 
Beteiligung an der Macht ausrechnet, 
ist leicht geneigt, dem Wähler mit aus-
gefallenen Motiven und Botschaften 
ein Kontrastprogramm zu den üblichen 
Appellen zu bieten. 

Dass sich im Laufe der Zeit neue The-
men auf den Wahlplakaten einfinden 
wie „Umwelt“, „Arbeitslosigkeit/Ar-
beitsplätze“, „Wachstum“, „deutsche 
Einheit“, „Europa“ oder „Globalisie-
rung“, kann nicht verdecken, dass nicht 
nur ihr Unterhaltungswert, sonst meist 
auch ihre ästhetischen Qualitäten in 
den vergangenen 60 Jahren insgesamt 
gesehen recht bescheiden geblieben 
sind. Am interessantesten erscheinen – 
in der Retrospektive zumindest – immer 
noch diejenigen Wahlkämpfe, die zu 
einem echten Machtwechsel führten. 

1998 – Schwenk zur 
Marketing-Perspektive?

Ein solcher ereignete sich 1998 – 
schließlich wurde in diesem Wahljahr 
nicht nur eine einzelne Partei aus der 
Regierungsverantwortung abgewählt, 
sondern gleich die ganze Koalition aus 
CDU und FDP. Seither gilt der vonseiten 
der SPD geführte Feldzug als epocha-
ler Quantensprung hin zu einer moder-
nen Wahlkampfführung nach US-ame-
rikanischem Muster. Vor allem die Ein-
richtung der nach dem Vorbild von Bill 
Clintons „War-Room“ ausgelagerten 
sogenannten Kampa, der Wahlkampf-
zentrale der SPD, sorgte seinerzeit für 

Furore. Damit – so die Meinung – war 
auch in der Bundesrepublik endlich je-
ne Professionalität in der Massenkom-
munikation erreicht worden, die inter-
nationalen Standards entsprach. In 
der Öffentlichkeit jedenfalls entstand 
„der Eindruck eines völlig neuen Wahl-
kampfstils“ (Knut Bergmann). Nüchtern 
betrachtet ließ sich nicht allzu viel Neu-
es entdecken: Wie eh und je gab es 
die klassischen Text- und Kopfplakate, 
die gegen das Ende hin in den schlich-
ten „Wir sind bereit“-Slogan ausliefen. 
Immerhin: „Auffälligste übergeordnete 
Entwicklung ist der Schwenk zur Mar-
keting-Perspektive!“ (Klaus Kamps). 
Gemeint war damit auch die offensive 
Art und Weise, mit welcher die Wahl-
kampfstrategie der SPD im Wahlkampf 
selbst wiederum Thema wurde: „Diese 
freimütige Metakommunikation über 
Tricks und Methoden, über die Profes-
sionalisierung ist in dieser Breite eine 
moderne Erscheinung“ (Albrecht Mül-
ler). Deren strukturelle Ursache – die 
Auslagerung der Wahlkampfzentra-
le – kam natürlich der dienstleisten-
den Werbeagentur sehr gelegen. Wer 
Werbefachleuten, die wie keine an-
dere Berufsgruppe immer zuerst sich 
selbst und ihre Kompetenzen zu be-
werben pflegen, solch eine Platt form 
eröffnet, braucht sich über die bald 
umgehenden Phantasmagorien nicht 
zu wundern. Zum ersten Mal durften 
die Agenturleute (KNSK) selbst mit auf 
der Bühne bei den Siegern stehen.  

Der Kandidat als Markenartikel

Umgekehrt fanden sie in der SPD bzw. 
ihrem Kanzlerkandidat ein „Produkt“ 
vor, das sich mühelos nach dem Mus-
ter einer Werbekampagne für einen 
Konsumartikel aufbauen ließ. In sei-
ner Person brachte Gerhard Schröder 
all das mit, was von einem Markenar-
tikel verlangt wird, um ihn erfolgreich 
einzuführen: Alert, ja geradezu smart, 
ausgestattet mit einer pseudoerotisch-
glatten Oberfläche, dazu von unver-
wüstlich scheinender Jugendlichkeit, 
Frische und Dynamik, verhieß all das 
zusammen immer nur eins: dieser Kan-
didat, „forever young“, ist auf der Höhe 
der Zeit. Dementsprechend wurde das 
Wort „neu“ – wie bei jeder anderen 
Markenartikeleinführung auch – zum 
dominanten Attribut, angefangen vom 
Schlagwort der „Neuen Mitte“ (die, 
inhaltlich gesehen, die klassische Ziel-
gruppenstrategie der SPD auf ihr Ar-
beiterklientel ablöste) bis hin zum fina-
len Slogantrommelfeuer „Deutschland 
braucht ...neue Ideen, ...neue Kraft, 
...einen neuen Kanzler.“
Dass eine solche Botschaft von einem 
Herrn im reiferen Alter glaubwürdig 

kommuniziert werden konnte, war nicht 
zuletzt der Marktforschung zu verdan-
ken, die schon Mitte der 1990er Jahre 
den vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels entstandenen Typ 
des älteren Konsumenten entdeckt und 
ihm das Prädikat „Master-Consumer“ 
verliehen hatte. Dieser selbstbewuss-
te Marken-Verwender zeichnete sich 
durch eine gewachsene Konsumkul-
tur aus; er schätzte einen gepflegten 
italienischen Rotwein, wählte bewusst 
den Hersteller seines Dienstfahrzeugs 
(„VW-Phaeton: der Wagen des Kanz-
lers“), seiner Anzüge, Oberhemden und 
Armbanduhren und hatte sogar noch 
für die Handtaschenwahl seiner Frau 
ein aufmerksames Auge.   
Mit dieser, aus der Konsumhaltung 
der Erlebnisgesellschaft abgeleite-
ten markentechnischen Positionierung 
Schröders baute sich das diametrale 
Gegenbild zum fettleibigen Amtsin-
haber wie von selbst auf und demon-
tierte ihn automatisch. Wer den insze-
nierten Gegensatz von „alt“ und „neu“ 
nicht von selbst wahrnahm, dem wurde 
durch eine Serie von Filmplakaten (Kohl 
und Waigel: „Denn sie wissen nicht, 
was sie tun.“) deutlich gemacht, wie his-
torisch und überlebt Helmut Kohl nach 
16 Amtsjahren geworden war. Und als 
dieser selbst, der normalerweise nie 
in Talkshows aufzutreten pflegte, sich 
schließlich doch zu Alfred Biolek in 
den Gästesessel setzte und sein Leib-

Polit-Botschaft in Pop-Art-Manier: DKP-
Plakat zum Wahlalter 18 von 1971.
Quelle: J. Hampel/W. Gulich: Politische Plakate 

der Welt. München 1971, S. 98.

Ein neuer Kanzler für die Neue Mitte? – 
Wahlplakat der SPD von 1998.

picture alliance/dpa
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WAHLPLAKATE IM 
HISTORISCHEN WANDEL

Grenzüberschreitungen als 
Lernprogramm

Inzwischen gilt die Grenze, die Ger-
hard Schröder vor elf Jahren über-
schrit t, auch anderen Politikern als lehr-
reiches und warnendes Beispiel. Noch 
eine Weile haben sich Markenartikel-
hersteller seinerzeit am wandelnden 
Markenartikel Schröder bedient – und 
ihn mehrfach ungefragt für ihre Interes-
sen eingespannt. Seither hat sich dieser 
„Frontabschnitt“ zwischen Politik und 
Wirtschaftswerbung deutlich beruhigt. 
Vor diesem Hintergrund sei eine Prog-
nose zum Wahlkampf 2009 gewagt: Er 
wird mit großer Wahrscheinlichkeit wie 
schon 2002 und 2005 trotz der ökono-
mischen Krisensituation eher langwei-
lig ausfallen. Auf jeden Fall wird – trotz 
verstärktem Vormarsch elektronischer 
Massenmedien wie etwa Internetblogs 
– das althergebrachte Plakat seinen 
bevorzugten Platz als politisches Be-
einflussungsmittel behalten, vor allem 
in der heißen Schlussphase. Nach wie 
vor ist es durch nichts anderes zu erset-
zen. Wie die Baumblüte wird es, einem 
Naturereignis gleich, unseren Innen-
städte für wenige Tage ein völlig an-
deres Aussehen geben...   
Vor genau einhundert Jahren verbrach-
te bereits der Wiener Publizist Karl 
Kraus intensive Stunden mit dem Studi-
um werblicher Botschaften. 1909 mon-
tierte er sie in seiner Satire „Welt der 
Plakate“ zu einer kaskadenartig den Le-
ser überrollenden Collage zusammen. 
Auch wenn sich der imperativische Stil 
in den verflossenen hundert Jahren 
weitgehend verflüchtigt hat – der Ges-
tus werblicher Beeinflussungsversuche 
ist doch weitgehend derselbe geblie-
ben: „Verblüffend rasch heilt (…). Wer 
probt, der lobt (…). Das ist’s, was Sie 
brauchen (…). Reizend schön wird jede 
Dame (…). Der weiße Rabe spricht (…). 
Trinken sie Geßlers Altvater! (…). Koche 
mit Gas! (…). Wasche mit Luft! (…). Ba-
de zu Hause! (…). Morde Dich selbst!“ 

gericht offenbarte („selbstgemachter 
Karamellpudding mit 16 Eiern“), konnte 
der Gegensatz zum modernen Master-
Consumer Schröder nicht größer sein. 
Noch im Wahlkampf 2005 befand der 
Kommentator der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung: „Schröder schlägt Mer-
kel als Werbefigur“, weil dieser noch 
immer für sehr viel mehr Produkte als 
glaubwürdiger Testimonial herhalten 
konnte als seine Herausforderin.

Unterhaltungsformat und 
Unterhaltungsfalle

Was also in früheren Zeiten artig hinter 
den Kulissen stattgefunden hatte – das 
Wechselspiel bzw. der geheime Aus-
tausch zwischen werblichen und poli-
tischen Kommunikationsstrategien und 
-inhalten – wurde nun offen und unver-
blümt hinausposaunt. Als bekennender 
Markenartikel-Verwender wusste sich 
der „Gute-Laune-Kandidat“ Schröder 
denn auch mühelos den verschiedens-
ten Unterhaltungsformaten anzupas-
sen, wie sie vor allem die privaten Fern-
sehkanäle dominieren, die ihrerseits 
wiederum das große, vorwiegend un-
politische Publikum erreichen. Dieses 
Stimmenreservoir zu mobilisieren ge-
lang. Nur über personenzentriertes Po-
litainment ließ sich Schröders Präsenz 
auf das zum Wahlsieg nötige Niveau 
steigern, das zudem die erwünschte 
Hintergrundmelodie für die politischen 
Kernbotschaften abgab und darüber 
hinaus noch Geschichten generierte, 
die keine Etatmittel verschlangen, da 
sie von Journalisten als redaktionelle 
Inhalte interpretiert, aufgenommen und 
weiterverbreitet wurden. „Erzählungen, 

Anekdoten und pointiert zugespitzte 
Aussagen bilden hier den Normalmo-
dus des Politischen“ (Andreas Dörner). 
Mit seinen Showtalenten bewegte sich 
Gerhard Schröder ganz auf Augenhö-
he mit Verona Feldbusch. 

Sehr schnell allerdings zeigte sich, dass 
sich politisches Tagesgeschäft nicht im 
selben „Spaßmodus“, der den Wahl-
kampf so erfolgreich hatte ausgehen 
lassen, betreiben ließ. Dass nunmehr 
ein anderes „Sendeformat“ gewählt 
werden musste, zeigte sich spätestens 
im Frühjahr 1999 mit Oskar Lafontaines 
Rücktrit t. War Gerhard Schröder zuvor 
noch bei „Wetten dass?“ aufgetreten, 
so beschied er nun ähnliche Avancen 
von Harald Schmidt und anderen ne-
gativ. Wer die Medien für seine Zwecke 
instrumentalisiert, muss darauf gefasst 
sein, dass diese den Spieß umzudrehen 
versuchen, um ihrerseits von der Popu-
larität des Prominenten zu profitieren 
und Quote zu machen.  

Ungefragte Nutzung des Kanzlers als 
Musterkonsument: Anzeige eines Zahn-
pflegemittelherstellers von 1999.

Quelle: Prominente in der Werbung. 

Da weiß man, was man hat. Begleitband zur 

gleichnamigen Ausstellung im Haus der 

Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 

in Bonn, Mainz 2001, S. 117

Dirk Schindelbeck, Dr. phil, Dozent an 
der PH Freiburg (Institut für deutsche 
Sprache und Literatur), Schriftleiter von 
FORUM Schulstiftung. Zahlreiche wis-
senschaftliche, populärwissenschaftli-
che und belletristische Veröffentlichun-
gen. Mitglied im VS Baden-Württem-
berg seit 1996. Träger des Inge Czer-
nik-Förderpreises für Lyrik 2008. Infor-
mationen: www.dirk-schindelbeck.de
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WAHLEN UNTER DEMOKRATIETHEORETISCHEN GESICHTSPUNKTEN

Wahldemokratien
Sieglinde Rosenberger

Wählen gilt als bedeutendste politi-
sche Partizipationsform. Wahlrechte 
und Wahlsysteme, Wahlmotive und -ver-
halten sind mithin ein Spiegelbild des 
jeweiligen politischen Systems. Zeit-
weilig zwar Erosionen unterworfen (z.B. 
durch sinkende Wahlbeteiligung, An-
fechtung der Resultate), zeigt sich am 
Zugang zum Wählen aber nach wie vor 
die Qualität einer Demokratie. Faire und 
kompetitive Wahlen gelten als Funda-
ment der liberalen, repräsentativen De-
mokratie und begründen den wesentli-
chen Unterschied zwischen Demokratie 
und autoritären bzw. totalitären Syste-
men. Damit ein politisches System als 
demokratisch gilt, müssen politische 
Rechte und bürgerliche Grundfreiheiten 
gewährleistet sein. Sieglinde Rosenber-
ger geht in ihrem Beitrag der Frage nach, 
wie das Verhältnis von Demokratie und 
Wahlen theoretisch begründet ist, was 
den spezifischen Kern von Wahldemo-
kratien ausmacht, welche Ansprüche 
und Funktionen an Wahlen gestellt wer-
den, um das Kriterium „demokratisch“ 
zu erfüllen. Ein besonderes Augenmerk 
gilt hierbei demokratietheoretisch re-
levanten Aspekten des Wählens (wie 
Repräsentation, Responsivität, Verant-
wortlichkeit und Kontrolle). 

Einleitung 

Wahldemokratien, Flächendemokrati-
en, Massendemokratien, liberale De-
mokratien – Begrif fe, die eines gemein-
sam haben: Ihr Verständnis von Demo-
kratie konzentriert sich auf Wahlen 
und Wahlprozesse. Freie, kompetitive 
Wahlen sind in diesen Demokratiekon-
zeptionen die Methode zur Bestellung 
und Abwahl von politischen Entschei-
dungsträgerinnen und -trägern. Die in 
vielen politischen wie politikwissen-
schaftlichen Diskussionen strapazierte 
Idee der Volkssouveränität wird hier 
nicht als Selbstherrschaft – Herrschaft 
des Volkes – interpretiert, sondern als 
Herrschaft durch auf Zeit gewählte Ver-
treterinnen und Vertreter – also Herr-
schaft durch das Volk. Gewählte Politi-
ker und Politikerinnen treffen im Namen 
oder im Interesse der Wahl-Bevölke-
rung, jedenfalls stellvertretend, die po-
litischen Entscheidungen. Die Wahlbür-
gerinnen und Wahlbürger (unter der 
Voraussetzung, dass das Wahlrecht 
an die Staatsbürgerschaft geknüpft ist, 
sind diese mit Staatsbürgerinnen und 

-bürgern gleichzusetzen) beteiligen 
sich über die Wahl an der Auswahl 
des politischen Führungspersonals und 
üben sowohl Einfluss auf die personel-
le Zusammensetzung von Parlamenten 
und Regierungen als auch auf politi-
sche Orientierungen und Programme 
aus. Dies ist eine zentrale Annahme in 
liberalen, repräsentativen Demokratien 
bzw. Wahldemokratien (Katz 1997; Po-
well 2000; Nohlen 2007; Saage 2005; 
Schmitt 2005).
So relevant in liberal-pluralistischen 
Demokratiekonzepten Wahlen auch 
sein mögen, alleine die Anwendung 
des Instruments „Wahl“ ist noch keine 
Garantie für Demokratie und schon 
gar nicht für eine qualitätsvolle. Denn 
auch Mächtige in autoritären, selbst in 
totalitären Systemen lassen (sich) wäh-
len. Folglich ist nicht jede Wahl eine 
demokratische Wahl. Damit ein politi-
sches System daher zu Recht als demo-
kratisch gilt, müssen im Wahlprozess 
einige an der Idee der Gleichheit ori-
entierte Kriterien und Prämissen erfüllt 
sowie individuelle Grundfreiheiten und 
Menschenrechte gewährleistet sein. 
Politische Beteiligung und Repräsenta-
tion der Wahlbevölkerung einerseits, 
Verantwortlichkeit und Responsivität 
der politischen Eliten andererseits ge-
hören zu den normativen Säulen der 
liberalen Wahldemokratie. Der elek-
torale Prozess verbindet die Wählerin-
nen, Wähler und Gewählten, die Re-
präsentierten und Repräsentantinnen 
bzw. Repräsentanten. Die Verbindung 
durch die Wahl wird gerne mit dem 
Bild der Brücke zum Ausdruck gebracht. 
Wie diese Brücke in Wahldemokratien 
konkret gebaut ist, wie die Verlinkung 
zwischen Parlamenten, Regierungen 
und Wählerinnen sowie Wählern im 
Einzelnen funktioniert, hängt nicht zu-
letzt von der jeweiligen Ausgestaltung 
von Wahlsystemen ab (Verhältnis- oder 
Mehrheitswahlsystem bzw. Mischfor-
men). 
In diesem Beitrag1 wird der Frage 
nachgegangen, wie das Verhältnis von 
Demokratie und Wahlen theoretisch 
begründet wird, was den spezifischen 
Kern von Wahldemokratien ausmacht, 
welche Ansprüche und Funktionen an 
Wahlen gestellt werden, um das Krite-
rium „demokratisch“ zu erfüllen. Dass 
dies kein absolutes Kriterium sein kann, 
zeigt bereits der folgende Abschnitt, in 
dem die Qualität von drei Wahldemo-
kratien – Deutschland, Österreich und 
Schweiz – verglichen werden. 

Wahldemokratien – ein Vergleich

Das Faktum der Durchführung regelmä-
ßiger und fairer Wahlen steht im Mit-
telpunkt, wenn der US-amerikanische 
Politikwissenschafter Samuel P. Hun-
tington zu Beginn der 1990er Jahre eu-
phorisch von der drit ten großen Welle 
der globalen Demokratisierung spricht. 
Im Jahre 1974, dem Ende der Militär-
diktatur in Portugal, wurden weltweit 
39 Wahldemokratien, d.h. Staaten mit 
Mehrparteiensystem und fairen Wah-
len, gezählt. Seither durchliefen eine 
Reihe von ehemals autoritär regier-
ten Ländern Demokratisierungs- und 
Nationalstaatsbildungsprozesse (vgl. 
Huntington 1991). Dies kommt in der 
Zählung der unabhängigen Nichtre-
gierungsorganisation Freedom House, 
die sich nach eigener Darstellung ge-
gen Tyrannei und für Freiheit engagiert, 
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WAHLDEMOKRATIEN

 kein Druck auf die Wahlausübung;
 allgemeines Wahlrecht für alle Er-

wachsenen;
 Möglichkeit der Wahlbeobachtung 

und transparente Wahlauszählung;
 Regierung und Parlamente müssen be-

stimmte zentrale Funktionen erfüllen.
Zur Bewertung der bürgerlichen Frei-
heiten werden als Subkategorien 
Meinungs- und Organisationsfreiheit, 
Rechtsstaatlichkeit und individuelle Au-
tonomie bzw. individuelle Freiheiten 
herangezogen. 
Im Bewertungsverfahren wird einem 
Staat in den Subkategorien eine be-
stimmte Anzahl von Punkten gegeben. 
Eine Mindestanzahl an Punkten ent-
scheidet letztlich über die Klassifika-
tion der Länder. Als Wahldemokratien 
ausgezeichnete Staaten haben eine 
Mindestanzahl von Punkten auf dem 
Feld der politischen Rechte zu passie-
ren. Jene Nationalstaaten, die als libe-
rale Demokratie klassifiziert werden, 
haben sowohl ein bestimmtes Min-
destmaß an Punkten bei der Katego-
rie politische Rechte als auch bei der 
Kategorie bürgerliche Grundfreiheiten 
zu erreichen. Auf dieser Basis nimmt 
Freedom House eine Statusbewertung 
in „freie“, „teilweise freie“ und in „nicht 
freie“ Länder vor. Die freien Länder er-
füllen sowohl die politischen als auch 
die bürgerlichen Rechte. Der Begrif f 
Wahldemokratie ist in diesen Ländern 
mit dem Begrif f liberale Demokratie 
gleichzusetzen. Teilweise freie Länder 
können unter bestimmten Bedingungen 
als Wahldemokratien gelten – dann 
nämlich, wenn im Rahmen des Wahl-
prozesses die Mindestanforderungen 
erfüllt werden. Sie zeigen aber signi-
fikante Defizite bei den bürgerlichen 
Freiheiten. Folglich bleibt den teilweise 
freien Ländern das Etikett liberale De-
mokratie verwehrt. 
Aus Tabelle 1 geht die für Deutsch-
land, Österreich und Schweiz gleicher-
maßen konstatierte hohe Demokratie-
qualität hervor. Wir sehen aber, dass 
Abweichungen, die nicht zuletzt im 
Wahlprozess und in spezifischen Teil-
nahmekulturen liegen, letztlich doch zu 
unterschiedlichen Bewertungen führen 
können.

Politische Beteiligung und Repräsentation 
der Wahlbevölkerung einerseits, Verant-
wortlichkeit und Responsivität der politi-
schen Eliten andererseits gehören zu den 
unverzichtbaren Säulen einer Wahldemo-
kratie. picture alliance/dpa

zum Ausdruck. Freedom House identifi-
zierte für das Jahr 2007 immerhin 123 
Wahldemokratien (von nun insgesamt 
193 Staaten). Die in wenigen Jahrzehn-
ten in der Geschichte der liberal-reprä-
sentativen Demokratien rasante Zunah-
me wird in erster Linie auf die politi-
sche Transformation in Ost- und Süd-
osteuropa sowie auf die Dekoloniali-
sierung in Afrika zurückgeführt (Daniel/
Sothall/Szeftel 1999). 
Wie kommt nun Freedom House zur Be-
wertung eines Staates als Wahldemo-
kratie? Für die jährliche Bewertung der 
Demokratie- und Freiheitsqualität aller 
souveränen Nationalstaaten werden 
zwei Kriterien herangezogen: Erstens 
hat ein als Wahldemokratie bzw. libe-
rale Demokratie beurteilter Staat in ei-
nem Mindestausmaß sowohl politische 
Rechte als auch bürgerliche Freiheiten 
zu sichern. Zweitens hat die Gestaltung 

des Wahlprozesses bestimmten Anfor-
derungen zu genügen. 
Zur Bestimmung der politischen Rechte 
werden folgende Subkategorien her-
angezogen:
 Durchführung von regulären und fairen 

Wahlen (das Wahlgeheimnis muss ge-
schützt sein, Wahlbetrug darf nicht 
vorliegen); 

 Wettbewerb und Pluralismus (kompeti-
tives Mehrparteiensystem; mehrere 
Parteien oder Kandidatinnen und Kan-
didaten treten unter den gleichen recht-
lichen Bedingungen bei der Wahl an);

 Medienzugang der politischen Partei-
en und der Kandidatinnen bzw. Kandi-
daten;

 faire, gleiche Bedingungen für die 
Wahlkampagnen;

 hürdenfreie Registrierung der zu Wäh-
lenden und der Wählerinnen und 
Wähler;
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Eine quantitative Erfolgsgeschichte 
mit Schattenseiten

Wahldemokratien sind, wie alleine die 
steigende Zahl zeigt, eine quantitative 
Er folgsgeschichte, allerdings eine Er-
folgsgeschichte mit Schattenseiten. Denn 
parallel zur quantitativen Zunahme der 
Wahldemokratien wird in den Medien 
immer wieder von massiven Verletzun-
gen von demokratischen Standards und 
Prinzipien berichtet. Eingeschränkte und 
manipulierte Wahlen – elektoraler Feu-
dalismus – dienen autoritären Systemen 
und Machthabern nicht selten zur Mas-
kierung. Über Stimmenkauf, Verfolgung 
der Opposition und von unabhängigen 
Medien wird ebenso berichtet wie über 
die Manipulation bei der Stimmenzäh-
lung. Auch gehen Einparteienparlamen-
te als politisches Ergebnis von manipu-
lierten Wahlen hervor.
Vor diesem Hintergrund an Erfahrungen 
mit der Instrumentalisierung von Wah-
len wird in der politikwissenschaftli-
chen Forschung entlang der rechtlichen 
Ausgestaltung und der praktischen 
Umsetzung von Wahlen eine klare Li-
nie zwischen Demokratie und Diktatur 
gezogen. So sieht G. Bingham Powell 
(2000, S. 47) den fundamentalen Un-
terschied zwischen Demokratie und 
Diktatur in der Wahl, genauer gesagt, 
in der realen Möglichkeit der Abwahl 
der Regierung bzw. des Parlaments. 
Die Praxis des Machtwechsels hat in 
Wahldemokratien durch institutionelle 
Arrangements gesichert zu sein, in Dik-
taturen hingegen ist ein Machtwechsel 
nicht vorgesehen. 

Dieter Nohlen (2007) nimmt eine Unter-
scheidung von politischen Systemen im 
Hinblick auf die Praxis freier, kompetiti-
ver Wahlen vor. Die beiden Dimensio-
nen freier Wettbewerb zwischen meh-
reren Kandidatinnen, Kandidaten bzw. 
Parteien und gleiche Bedingungen im 
Wahlprozess werden als dafür ent-
scheidend herangezogen, ob ein poli-
tisches System als liberal-demokratisch 
(basierend auf kompetitiven Wahlen), 
autoritär (basierend auf semi-kompe-
titiven Wahlen) oder totalitär (basie-
rend auf nicht-kompetitiven Wahlen) 
bewertet wird. Mit anderen Worten: 
Frei durchgeführte Wahlen sind das 
Kriterium für demokratische Systeme, 
autoritären oder totalitären Ländern 
fehlt dieses Charakteristikum. Wichtig 
ist zu erwähnen, dass diese Klassifizie-
rung nicht nur auf das Faktum Wahlen 
abstellt (siehe Tab. 2), sondern dass 
der Wahlprozess kontextualisiert beur-
teilt wird. 
Die Schlussfolgerung, die mit Hilfe von 
Freedom House zu ziehen ist, lautet da-
her: Im Konzept der Wahldemokratie 
steht der Wahlprozess zwar prominent 
im Mittelpunkt, es werden aber eben-
so institutionelle wie normative Krite-
rien hinsichtlich der Durchführung von 
Wahlen sowie der Gewährleistung der 
Grundfreiheiten mit einbezogen.  

Von der Selbstbestimmungsidee 
zur Wahlbrücke 

Richard S. Katz schrieb einen Klassiker 
unter jenen Büchern, die Wahlen aus 

der Perspektive von Demokratie disku-
tierten. In „Democracy and Elections“ 
(1997) werden Wahlen als die moder-
ne Massendemokratien definierende 
Institution vorgestellt. Die Gleichset-
zung von Wahlen und Demokratie wird 
damit begründet, dass über Gesetze 
nicht direkt entschieden werde (ledig-
lich in Ausnahmefällen, wie bei Refe-
renden und in den USA auch bei so 
genannten town meetings), sondern 
dass gewählte Repräsentantinnen und 
Repräsentanten über die Sachthemen 
abstimmten. 
Diese Feststellung, wonach Entschei-
dungen indirekt, vermittelt getroffen 
werden, ist empirisch nicht anzuzwei-
feln. Es stellt sich aber die Frage, worin 
in Wahldemokratien das substantiell 
Demokratische verortet wird und durch 
welche Inhalte, Prinzipien und Proze-
duren dieses Demokratiemodell seine 
Gestalt annimmt?
Soviel ist klar: Moderne Wahlen sind 
mit der klassischen Idee von Demokra-
tie als Selbstbestimmung (Selbstregie-
rung) nicht vereinbar. Im antiken Vor-
bild der direkten Demokratie Athens 
regierte das Volk selbst – wobei hier 
nicht unerwähnt bleiben soll, dass als 
„Volk“ lediglich einige Wenige qualifi-
ziert waren (Saage 2005, S. 249). Die 
Institution „Wahlen“ hat die Idee der 
Direktherrschaft aber abgelöst und 
den Kern der Volkssouveränität neu 
bestimmt. Die beschränkte, kontrollier-
te Herrschaft durch gewählte Vertrete-
rinnen und Vertreter ist zur Alternative 
der Direktherrschaft geworden. Demo-
kratie ist indirekte Demokratie. Mit dem 
Demokratietheoretiker Giovanni Sarto-
ri (1997, S. 122) gesprochen, ist die in-
direkte Demokratie jene Demokratie, in 
der nicht das Volk, sondern von ihm ge-
wählte Repräsentantinnen und Reprä-
sentanten regieren. Das Wahlvolk ent-
scheidet darüber, von wem es regiert 
bzw. repräsentiert wird. Die Macht der 
Bürgerinnen und Bürger äußert sich als 
Wahlmacht. Nicht die Idee der Selbst-
herrschaft ist der Angelpunkt von De-
mokratie, sondern Freiheit und Gleich-
heit der Vielen, die zum stellvertreten-
den Handeln legitimieren, bilden das 
demokratische Fundament.

PR CL Status A B C D E F G

Deutschland 1 1 F 12 15 12 15 12 15 15
Österreich 1 1 F 12 16 12 16 12 15 15
Schweiz 1 1 F 16 12 16 12 12 15 16

Legende: PR: Political Rights; CL: Civil Rights; Status: F-Free; Sub-Categories: Political Rights: A: Electoral 
Process; B: Political Pluralism and Participation; C: Functioning of Government; Sub-Categories: Civil 
Liberties: D: Freedom of Expression and Belief; E: Associational and Organizational Rights; F: Rule of Law; 
G: Personal Autonomy and Individual Rights. 

Quelle: http://www.freedomhouse.org/template.cfm?page=351&ana_page=333&year=2007 (1 .2.2008)

Tab. 1: Kategoriale Ausprägung der Demokratiequalität in Deutschland, 
Österreich, Schweiz (2007)

Kompetitive Wahlen Semi-kompetitive Wahlen Nicht-kompetitive Wahlen

Bedeutung im politischen Prozess hoch niedrig gering
Auswahlmöglichkeit hoch begrenzt keine
Wahlfreiheit gesichert eingeschränkt aufgehoben
Wird Machtfrage gestellt? ja nein nein
Legitimierung des politischen Systems ja wird kaum versucht kaum oder gar nicht
Typ des politischen Systems liberal-demokratisch autoritär totalitär

Quelle: Nohlen 2007, S. 30

Tab. 2: Bedeutung und Funktionen von Wahlen
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WAHLDEMOKRATIENHinter der Entwicklung der indirek-
ten Demokratie steht ein zunehmend 
pragmatischer Umgang mit der Größe 
des politischen Raumes. Aufgrund der 
wachsenden gesellschaftlichen sowie 
territorialen Komplexität werde Demo-
kratie durch die Existenz von Wahlen 
und Repräsentation überhaupt erst er-
möglicht. Die indirekte Demokratie sei 
in Flächenstaaten – in territorial groß-
räumigen politischen Einheiten – die 
organisatorisch machbare Demokra-
tieform, so der Argumentationsgang 
(Schmidt 2000). 
In demokratietheoretischer Hinsicht ist 
der springende Punkt, wann und wie 
die Regierungs- bzw. Staatsgewalt von 
den Bürgerinnen und Bürgern ausgeübt 
wird. Sartori hält fest, dass in modernen 
Flächendemokratien das Volk nur in be-
stimmten und kurzen Phasen die Staats-
gewalt ausübe, nämlich zum Zeitpunkt 
der Stimmabgabe (Sartori 1997, S. 73). 
Diese Sichtweise findet Unterstützung, 
aber auch Widerrede (wie wir später 
sehen werden).
Die Idee der Wahlmacht hat Joseph 
A. Schumpeter in seinem Ansatz der 
Konkurrenzdemokratie ausführlich be-
schrieben. Schumpeter (1950) entwir ft 
im 1942 erstmals erschienen Buch „Ka-
pitalismus, Demokratie und Sozialis-
mus“ Demokratie als Prozess der Be-
teiligung der Bürgerinnen bzw. Bürger 
und als Konkurrenz zwischen Parteien 
bzw. Personen. Demokratie ist, nach 
Schumpeter, die regulierte Methode 
zur Auswahl des politischen Führungs-
personals. Wünsche und Präferenzen 
der Wählerinnen und Wähler hingegen 
kommen über das Eigeninteresse der 
politischen Klasse zum Tragen. Politike-
rinnen, Politiker und politische Parteien, 
die an die Macht kommen bzw. dort 
bleiben wollen, vertreten die Interessen 
ihrer Wählerinnen und Wähler alleine 
aus machtegoistischen Gründen, denn 
sie wollen in der Regel wieder gewählt 
werden, so die Annahme.
Schumpeters Ansatz der Konkurrenz-
demokratie basiert auf dem Prinzip der 
Mehrheit, die aus der Wahl hervorgeht 
und sich folglich bei den politischen 
Programmen und Inhalten durchsetzt. 
Die Mehrheit, und nur sie, regiert, um 
die Implikation der Konkurrenzdemo-
kratie auf eine Kurzformel zu bringen. 
Was aber geschieht mit Minderheiten? 
In demokratietheoretischen Debatten 
wird demzufolge vor der Tyrannei der 
Mehrheit aufgrund von Wahlergebnis-
sen gewarnt. Um institutionell diesem 
Problem der Willkür durch die Mehr-
heit zu begegnen, werden in Wahlsy-
stemen Elemente der Repräsentation 
(Proportionalität, Quoten etc.) einge-
baut und individuelle Grundrechte, 
die der Gestaltungskraft der Mehrheit 
entzogen sind, konstitutionell veran-

kert. Die Macht der Mehrheit wird in 
politischen Systemen institutionell be-
schränkt, wenn auch unterschiedlich in 
Abhängigkeit von Politik- und Demokra-
tieverständnissen. 
Kommen wir zu Sartoris Sichtweise der 
zeitlich limitierten Volkssouveränität 
zurück, die zwar zutreffend ist, gleich-
zeitig zu kurz greift. Die Wahl ist zwar 
jenes Instrument, dass die Bürgerinnen 
und Bürger punktuell zum Souverän 
macht, sie ist aber auch jenes Instru-
ment, das Bürgerinnen und Bürger mit 
Parlamenten und Regierungen über den 
Zeitpunkt der Stimmabgabe hinaus ver-
bindet. Interessant ist daher auf Wah-
len als Brücke zwischen Wählerinnen, 
Wählern und Gewählten einen Blick zu 
werfen, konkret auf die Gestaltung der 
Interaktion zwischen Regierung und 
Wahlvolk das Augenmerk zu legen. 
Dabei handelt es sich um Aspekte der 
Funktion von Wahlen, die insbesonde-
re in Wahlrechten und Wahlsystemen 
mehr oder weniger demokratisch ak-
zentuierte Gestalt annehmen. 

Normative Aufgaben von Wahlen

Wahlen haben Funktionen, die in ein-
zelnen demokratietheoretischen Zu-
gängen beträchtlich variieren. Unter 
dem Blickwinkel von fairen Wahlen 
als Instrumente der liberalen Demo-
kratie werden in der Literatur (z.B. Po-
well 2000; Nohlen 2007) Wahlen 
folgende Aufgaben normativ zuge-
schrieben: 
 Wahlen decken die Inputseite von libe-

ralen Demokratien ab. Wählerinnen 
und Wähler partizipieren und kommu-
nizieren ihre Wünsche und Interessen, 
sie drücken ihr Vertrauen in und die 
Zufriedenheit mit den demokratischen 
Institutionen aus.

 Durch Wahlen werden Meinungen 
und Interessen der Wahlbevölkerung 
in den legislativen Einrichtungen re-
präsentiert. 

  Durch Wahlen wird das politische Füh-
rungspersonal ausgewählt. Über Prin-
zipen wie Verantwortlichkeit und Res-
ponsivität werden die Gewählten an 
die Präferenzen der Wählerinnen und 
Wähler rückgekoppelt. 

 Über die Rückkoppelungsschleife sind 
Wahlen auch eine Gelegenheit, über 
Politik öffentlich zu diskutieren, zu wer-
ben und zu reflektieren, kurzum eine 
öffentliche Sphäre zu Politik zu schaf-
fen.

 Über Wahlen wird Kontrolle ausgeübt. 
Der stärkste Kontrollmechanismus ist 
die Machtzuweisung auf Zeit (periodi-
sche Wahlen). In liberalen Demokra-
tien führen Wahlen zur legitimen, inter-
national anerkannten Form des Macht- 
und Regimewechsels. 

 In ethnisch und kulturell heterogenen 
Gesellschaften kommt Wahlen die 
Funktion der Integration, der Konflikt-
befriedung und der Bildung eines kon-
sensfähigen Gemeinwillens zu. Durch 
spezifische institutionelle Settings, wie 
das föderative System der Schweiz, 
können kulturelle, religiöse und sprach-
liche Cleavages erfolgreich verwaltet 
werden (Dahl 2000).

Die elektoralen Verbindungen sind in 
der Diversität der realen Welt vielfältig 
geregelt. Mittels unterschiedlicher na-
tionaler Wahlrechte und Wahlsysteme 
werden individuelle Wahlentscheidun-
gen in recht unterschiedlicher Weise in 
politische Entscheidungen übersetzt. 
Wahlrechte und Wahlsysteme defi-
nieren schließlich in nicht unwesent-
lichem Ausmaß, welchen Einfluss eine 
Wahlentscheidung auf den Verhand-
lungsprozess über Inhalte und Themen 
ausübt. In diesen Regelungen spiegeln 
sich sowohl direkte als auch indirekte, 
input- und outputorientierte Demokra-
tieverständnisse wider. Um ein Beispiel 
zur Erläuterung zu nennen: Die Festle-
gung von Wahlfristen ist als Ausdruck 
der Demokratieauffassung der Regie-
renden zu sehen. Je kürzer die Legisla-
turperioden sind, desto stärker werden 
die Präferenzen der Wählerinnen und 
Wähler umgesetzt werden; je länger 
diese aber dauern, desto eher werden 
unpopuläre Maßnahmen verabschie-
det werden (Schmitt 2005, S. 5). 
Um weiterhin mit der Metapher der 
„elektoralen Brücke“ zu sprechen – 
die Hauptpfeiler der Brücke zwischen 
Wählenden und Gewählten sind Kon-
trolle, Verantwortung und Repräsenta-
tion. 

Verantwortung, Kontrolle und 
Repräsentation 

Powell (2002) weist darauf hin, dass 
bei Wählerinnen und Wählern im Zu-
sammenhang mit der Einflussnahme auf 
die politischen Entscheidungsträgerin-
nen und -träger zwei Zeitperspektiven 
relevant sein können: Periodische Wah-
len können als prospektive und/oder 
als retrospektive Einwirkungsmöglich-
keit wahrgenommen werden. Bei der 
prospektiven Einflussnahme werden 
Erwartungen an die Politikerinnen und 
Politiker dadurch zum Ausdruck ge-
bracht, indem die Wahl als Machtzu-
teilungsmechanismus aufgefasst wird. 
Durch die Auswahl bestimmter Perso-
nen bzw. durch die Stimmabgabe für 
bestimmte politische Parteien werden 
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politische Eliten generiert, Parlamente 
und Regierungen kreiert, an die be-
stimmte ideologisch-inhaltliche Erwar-
tungen geknüpft werden. Das retro-
spektive Wählen hingegen bewertet 
die vergangenen Leistungen und Akti-
vitäten der Regierungs- und Oppositi-
onsarbeit. Die Wählerinnen und Wäh-
ler üben elektorale Kontrolle aus, die 
ehemals Gewählten werden zur Ver-
antwortung gezogen (elektorale Ver-
antwortlichkeit). Die Wählerinnen und 
Wähler sanktionieren positiv oder ne-
gativ die Repräsentanten bzw. Reprä-
sentantinnen, d.h. aufgrund der ver-
gangenen bzw. bisherigen Leistungen 
werden diese wieder- oder abgewählt. 
Eine wesentliche Bedingung, damit die 
Wählerinnen und Wähler durch die 
Wahl eine informierte Kontrolle aus-
üben können, ist die Klarheit der Ver-
antwortung. Durch Minderheitsregie-
rungen, Teilnahme der Opposition an 
der Regierung, Koalitionsregierungen 
etc. können die Verantwortungsstruk-
turen verschwimmen, Kontrolle also nur 
beschränkt ausgeübt werden.
Dass die Wirklichkeit der Wahlkämp-
fe sich oft anders präsentiert, abseits 
einer Evaluierung der Leistungen, dies 
soll nicht unerwähnt bleiben. Wahl-
kämpfe sind nicht selten Auslöser po-
pulistischer Politik, nutzen bzw. erzeu-
gen Emotionen und wollen unterhalten, 
ohne eine sachliche Debatte über die 
vergangenen und zukünftigen Leistun-
gen zu führen (Mansbridge 2005). 
Politiker und Politikerinnen treffen stell-
vertretend die politischen Sachent-
scheidungen. Sie treffen diese ohne 
rechtlich bindende Aufträge auszufüh-
ren, also ohne imperatives Mandat. Sie 
sind keine Anwälte eines aggregierten 
Wählerwillens, sondern bei den Ent-
scheidungen für das Gemeinwohl nur 
dem eigenen Gewissen verantwortlich. 
Faktisch jedoch werden sich die ge-
wählten Repräsentantinnen und Reprä-
sentanten, wie Schumpeter betont, im 
Sinne des Eigeninteresses an der Wie-
derwahl an den Interessen ihrer Wähle-
rinnen und Wähler orientieren. Sie wer-
den sich gegenüber diesen Wünschen 
responsiv zeigen. Aus diesem Gedan-
ken leitet sich her, dass die Bürgerin-
nen und Bürger nicht nur Einfluss auf die 
Auswahl des politischen Personals, son-
dern auch auf Politikinhalte ausüben. 
Wie oben bereits ausgeführt, machen 
Arbeitsteilung und Vertretung Demo-
kratie in komplexen, heterogenen Ge-
sellschaften organisatorisch erst mög-
lich, und Wahlen sind das konkrete 
Instrument, Repräsentantinnen und 
Repräsentanten zu bestimmen und re-
präsentative Organe personell zu be-
setzen (Parlamente, Regierungen). Wie 
aber wird erreicht, dass diese Organe 
in inhaltlicher wie personeller Hinsicht 

für die gesamte Bevölkerung repräsen-
tativ sind (deskriptive Repräsentation) 
bzw. repräsentativ entscheiden (sub-
stantielle Repräsentation)? Die theore-
tische wie politische Herausforderung 
repräsentativer Demokratien liegt dar-
in, dass die Repräsentantinnen und Re-
präsentanten die Präferenzen der Re-
präsentierten realisieren, dass auch 
die unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen eine Stimme bekommen und 
dass schließlich die Kluft zwischen Ge-
wählten und Wählerinnen sowie Wäh-
lern klein gehalten wird (Pollak 2005). 
Hannah Pitkin (1967) beschäftigte sich 
mit der Frage, was bzw. wer repräsen-
tiert werden soll und wie dies zu gestal-
ten sei. Sie plädiert dafür, dass die Ge-
wählten sich gegenüber den Wählerin-
nen und Wählern responsiv verhalten. 
Für eine optimale Repräsentationslei-
stung müssten von den Wünschen der 
Wählerinnen und Wähler abweichen-
de Entscheidungen, die von politischen 
Akteurinnen und Akteuren getroffen 
werden, die Ausnahme bleiben. Denn 
substantielle Repräsentation bedeute 
eine mehr oder weniger große Über-
einstimmung zwischen den Präferenzen 
der Wählerinnen bzw. Wähler und den 
Entscheidungen der Gewählten herzu-
stellen.
In den meisten Parlamenten ist die terri-
toriale Repräsentation durch die spezi-
fische Gestaltung des Wahlrechts (Zu-
teilung von Mandaten auf der Grund-
lage von Wahlkreisen) weitgehend 
realisiert. Die Regionen sind in gewis-
ser Weise durch Quotenregelungen 
repräsentiert. Alleine die wahlrechtli-
che Sicherstellung der regionalen Re-
präsentation gewährleistet aber kein 
demographisches Abbild der „Volks-
vertretung“. Nach Jane Mansbridge 
(2005) laufe die elektorale Verbindung 
zwischen Wählerinnen, Wählern und 
Gewählten lediglich auf eine notwen-
dige Bedingung für eine faire Reprä-
sentation hinaus, sie sei aber nicht 
hinreichend. Wahlen zeigten bei der 
Herstellung von Repräsentation viel-
mehr eine Reihe von Defiziten. Dem Ziel 
einer spiegelbildlichen Vertretung der 
Bevölkerung im Parlament komme das 
Verhältniswahlrecht zwar deutlich nä-
her als das Mehrheitswahlrecht, aber 
auch dieses zeige Schwachstellen. Um 
eine faire, deskriptive Repräsentation 
der Interessen und Präferenzen aller 
Gruppen der Bevölkerung zu gewähr-
leisten, auch jener von Minderheiten 
und politisch Marginalisierten, brau-
che es separate Regelungen. Grup-
penrepräsentation von benachteiligten 
Gruppen oder Quotenregelungen für 
Frauen wären erforderlich. Diese For-
derungen nach einer „Politik der Prä-
senz“ erweitern das liberal-demokrati-
sche Verständnis, bei dem Wählen in 

erster Linie eine individuelle Aktivität 
zur Auswahl der Regierenden darstellt, 
um Aspekte der Ergebnisgleichheit und 
Gerechtigkeit.  

Wählen – eine konventionelle 
Beteiligungsform 

Politische Teilnahme ist für Demokratien 
konstitutiv. Intensität und Häufigkeit der 
Beteiligung sind in unterschiedlichen 
Demokratiekonzeptionen aber unter-
schiedlich verankert. Die Beteiligungs-
form Wählen zeigt folgende Kennzei-
chen: sie ist periodisch, verrechtlicht, 
konventionell und setzt vergleichsweise 
wenig Ressourcen voraus.
Wählen ist in allen europäischen Län-
dern, trotz sinkender Wahlbeteiligung, 
die am häufigsten praktizierte Partizi-
pationsform. Dieses quantitative Mo-
ment ist es, das die Wahlbeteiligung 
als konventionell klassifiziert. Im Ver-
gleich zu unkonventionellen, direkten 
Beteiligungsformen wie etwa Proteste 
organisieren setzt das Wählen weni-
ger Ressourcen wie Zeit, Bildung, Geld 
voraus. Wählen ist sozioökonomisch 
betrachtet die egalitärste politische 
Teilnahmeform. Weder „Zeit zur Muße“ 
(Aristoteles) noch soziale Ungleichheit 
schlagen sich in merklicher Weise nie-
der (Lijphart 1997).
Da der Gang zur Urne und die Abga-
be der Stimme vergleichsweise wenige 
Ressourcen voraussetzt, gilt das Wäh-
len – wenn auch zu Unrecht – als ein-
fache, simple Aktivität, bei der bloß 
zwischen mehreren Optionen mit Hilfe 
eines „X“ eine Entscheidung zu treffen 
ist (Evans 2004). Dieser Einschätzung 
ist jedoch zu widersprechen. Insbe-
sondere in Wahlsystemen mit Verhält-
niswahlrecht und mit einer größeren 
Anzahl von konkurrierenden Parteien 
sind beim Wahlakt nicht nur Perso-
nen und Programme in Erwägung zu 
ziehen, sondern auch konkurrierende 
Regierungsvarianten. Taktisches Wäh-
len ist er forderlich, um letztlich die am 
ehesten gewünschte Regierung zu be-
kommen. Taktisches Wählen setzt aber 
Informationen über das Verhalten der 
anderen Wählerinnen und Wähler 
ebenso wie das Wissen um Koalitions-
varianten voraus.
Aus der Perspektive der Wählerinnen 
und Wähler betrachtet, hat die Wahl-
aktivität auch einen recht ambivalenten 
Kern. Wählen ist eine höchst persönli-
che, ja geheime Aktivität und trägt doch 
ausschließlich zu einem kollektiven Re-
sultat bei. Das Wahlergebnis setzt sich 
aus den Entscheidungen vieler zusam-
men, es bildet sich in pluralistischen 
Gesellschaften aus individuellen und 
Gruppeninteressen. Die Realisierung 
der Präferenzen der Wähler hängt vom 
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lerdings trif f t auch zu, dass der konsta-
tierte Rückgang der Wahlbeteiligung 
mit einem geminderten Engagement in 
politiknahen Feldern korrespondiert.

Legitimität, Akzeptanz und Stabilität 

Die Legitimationskomponente von 
Wahlen kann von mehreren Seiten aus 
betrachtet werden. Grundsätzlich gilt, 
dass in der liberalen Demokratie sich 
politische Institutionen und Akteurinnen 
bzw. Akteure auf keine andere Legiti-
mationsquelle als auf die Volkssouve-
ränität – auf die Bevölkerung – beru-
fen können. Vor diesem Hintergrund 
sind Wahlen eine Art Verfahrenstech-
nik zur Legitimierung kollektiver Ent-
scheidungen (Martinsen 2006, S. 78). 
Wahlen, Wahlsysteme und Wahler-
gebnisse besitzen per se hohe soziale 
Akzeptanz, und zwar sowohl bei der 
Bevölkerung als auch bei den wahlwer-
benden Gruppen, unabhängig davon, 
ob das Ergebnis mit ihren Interessen 
übereinstimmt oder nicht. Als Indikator 
für die hohe Akzeptanz des Wahlpro-
zesses kann angeführt werden, dass 
selbst bei harten Auseinandersetzun-
gen und knappen Ergebnissen die je-
weiligen Wahlverlierer das Wahlresul-
tat anerkennen. Ein Beispiel dafür ist in 
den USA die Tradition der Concession 
Speech, insbesondere jene des Präsi-
dentschaftskandidaten Al Gore, als 
dieser im Jahre 2000 – als wenige Hun-
dert Stimmen für Sieg oder Niederlage 
entscheidend waren – die Niederlage 
wenige Stunden nach Bekanntgabe 
des Ergebnisses öffentlich bekundete. 
Zur grundsätzlich hohen Legitimität und 
Akzeptanz des Ergebnisses bei Gewin-
nerinnen und Gewinnern wie Verliere-
rinnen und Verlierern trägt bei, dass 
die Durchführung und der Ablauf von 
Wahlen institutionalisiert, standardi-
siert, nachvollziehbar und transparent 
geregelt sind. Der politisch-rechtliche 
Status ist gegenüber anderen, insbe-
sondere deliberativen Formen, eindeu-
tig geklärt. Aus der Standardisierung, 
der Überprüfungsmöglichkeit und Kon-
trolle (Wahlaufsicht) resultiert schließ-
lich diese relativ hohe Verbindlichkeit 
der Ergebnisse. 
Die breite Akzeptanz der Spielregeln 
und der Ergebnisse von Wahlen ist 
auf der individuellen Ebene von einem 
Vertrauensverlust in Politik und parla-
mentarische Institutionen begleitet. Zu-
standsdiagnosen über liberale Demo-
kratien sprechen von einem Rückgang 
der Zufriedenheit mit den demokratisch 

Verhalten anderer ab, d.h. das Resul-
tat bietet nicht jeder Wählerin bzw. je-
dem Wähler Genugtuung. Anders als 
bei den meisten Marktentscheidungen 
bekommt sie nicht in jedem Fall das po-
litische Programm oder die Personen, 
für die sie votierte (Katz 1997). Dieses 
Faktum könnte, so Gery Stoker (2006), 
eine Erklärung für die Distanzierung 
der Menschen von Politik sein. Da aber 
andererseits das (gewünschte oder un-
erwünschte) Ergebnis der Wahl wie-
derum nicht nur das Individuum alleine 
betrif f t, sondern die gesamte politische 
Gemeinschaft, bedeutet Nichtwählen 
aber keineswegs, sich vor den Konse-
quenzen des Wahlergebnisses immuni-
sieren zu können. Vom Urnengang kann 
sich zwar jemand fernhalten, nicht je-
doch von den Folgen des Wahlergeb-
nisses. Parteien und Personen regieren 
trotzdem, auch wenn sie von einzelnen 
Personen nicht oder sogar von einem 
immer kleiner werdenden Anteil der 
Wahlberechtigten gewählt werden. 
Beim Wählen gibt es, anders als bei 
anderen individuellen Entscheidungen, 
keine wirkliche Exit-Strategie. 
Als Beteiligungsform wird Wählen als 
eine schwache, nur sporadisch und 
indirekt ausgeübte Aktivität kritisiert. 
Wählen realisiere eine elitistische, mi-
nimalistische Konzeption von Demo-
kratie, der es an Engagement und di-
rekter Involvierung der Menschen am 
politischen Geschehen fehle, so die 
Einwände von Vertreterinnen und Ver-
tretern eines beteiligungsstarken De-
mokratiemodells. Jane Mansbridge 
(2005) kritisiert an Wahlen, dass diese 
lediglich eine binäre Information ent-
hielten und das „Kreuz“ nicht mit „Stim-

me“ gleichzusetzen sei. Alleine durch 
den Wahlakt könnten die Wählerinnen 
und Wähler keine Präferenzen an die 
Entscheidungsträgerinnen und -träger 
weitergeben.
Die Kritik, dass das liberale Demokra-
tieverständnis auf der Partizipation mit-
tels Wahlen beruht und andere Praxen 
der Teilnahme tendenziell vernachlässi-
ge, trif f t nur teilweise zu. Wie der empi-
rische Blick auf die Bereitschaft zur und 
die Häufigkeit der tatsächlichen Inan-
spruchnahme von Aktivitäten, wie etwa 
Teilnahme an Demonstrationen, Petitio-
nen unterschreiben, Mitarbeit in poli-
tischen Parteien, Verbänden und Or-
ganisationen zeigt, gehen Menschen 
wählen und sie üben zusätzlich weitere 
politische Aktivitäten aus. Der empiri-
sche Befund ist folgender: Wer wählt, 
praktiziert eher auch andere Partizi-
pationsformen als Menschen, die nicht 
zur Wahl gehen. Mehrfachaktivitäten 
und nicht Entweder-oder-Situationen 
sind das Ergebnis, zu dem der Euro-
pean Social Survey auf der Grundlage 
von Befragungen kommt (Jowell 2007). 
Diese Mehrfachaktivität ist nicht über-
raschend, denn zu allen Phasen der 
Ausweitung der Wahlberechtigung 
haben sich politische Bewegungen 
und politische Parteien entwickelt, die 
Partizipationsressourcen aufbauten, In-
stitutionen, Informationen und soziale 
Kontakte ermöglichten. Insbesondere 
für Europa gilt, dass Wählen von einer 
Reihe von Aktivitäten im unmittelbaren 
Umfeld von politischen Parteien beglei-
tet ist. Mitgliedschaft und Mitarbeit bei 
politischen Parteien und beruflichen In-
teressensorganisationen sind eng mit 
der Kultur des Wählens verbunden. Al-

Der Akt des 
Wählens bewertet 
stets auch die 
vergangenen 
Leistungen und 
Aktivitäten der 
Regierungs- und 
Oppositionsar-
beit. Wählerinnen 
und Wähler üben 
somit Kontrolle 
aus. Die ehemals 
Gewählten 
werden zur 
Verantwortung 
gezogen.
picture alliance/dpa
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gewählten Einrichtungen sowie Ak-
teurinnen und Akteuren. Die sinkende 
Wahlbeteiligung (steigende Wahlab-
stinenz) wird als Ausdruck der Politik-
müdigkeit diskutiert. Wobei zu unter-
scheiden ist zwischen der Akzeptanz 
der Verfahrensweise einerseits und der 
Einschätzung der Einflussnahme durch 
die Stimmabgabe andererseits. 
Eine weitere Funktion von Wahlen wird 
in der Herstellung von gesellschaftli-
cher Stabilität und Konfliktkanalisie-
rung gesehen. Die legitimierende Wir-
kung von Wahlen würde ein politisches 
System stabilisieren. Allerdings hän-
gen Akzeptanz und Stabilität der po-
litischen Institutionen auch wesentlich 
von sozial ausgleichenden Wirkungen 
sozialstaatlicher Leistungen ab. Wah-
len alleine machen eine Gesellschaft 
noch nicht stabil, wie Er fahrungen in 
einigen jungen Demokratien zeigen. 
Gesellschaftliche Stabilität hängt viel-
mehr sowohl mit dem breiten Zugang 
zum Wahlrecht und der Politik hinsicht-
lich sozialer und materieller Bedürf-
nissen breiter Bevölkerungsschichten 
zusammen. Mit der Einführung des all-
gemeinen Wahlrechts in europäischen 
Staaten insbesondere nach dem Ersten 
Weltkrieg ging der Auf- und Ausbau 
des Wohlfahrtsstaates einher. Politi-
schen Rechten folgten soziale Rechte. 
Ein Mehr an demokratischer Gleichheit 
war tendenziell von einem Mehr an 
materieller Gleichheit begleitet (Gru-
gel 2002). Nach Colin Crouch (2004, 
S. 17) wurden im Zuge der Betonung 
der gleichen politischen Fähigkeiten 
auch Maßnahmen gesetzt, Ungleich-
heiten abzubauen, mehr gleiche Fähig-
keiten und Ressourcen hergestellt. 
In diese Richtung gehen auch Aussagen, 
die einen Zusammenhang zwischen 
Wahldemokratien, Masseneinkommen 
und wirtschaftlichem Wachstum vermu-
ten. Der Demokratietheoretiker Robert 
A. Dahl (2000, S. 58) vertrit t die The-
se, dass Länder mit demokratischer Re-
gierung, intakten Wahlprozessen und 
politischen Institutionen wirtschaftlich 
stärker prosperieren würden und ge-
sellschaftlich reicher seien als Systeme 
mit nicht-demokratischen Regierungen. 
Nach der Transformation der realso-
zialistischen Staaten Ost- und Süd-
osteuropas in Wahldemokratien und 
Marktökonomien (nach 1989) sind pe-
riodische Wahlen mit der Perspektive 
der Abwahl der Eilten Teil der politi-
schen Normalität geworden. Die Eta-
blierung der Massendemokratie führte 
aber nicht zu Massenwohlstand und 
ausgebauten wohlfahrtsstaatlichen Si-
cherungssystemen. Die dadurch entste-
henden sozialen und materiellen Lük-
ken öffnen Fenster für rechten wie lin-
ken Populismus und eventuell auch für 
instabile politische Verhältnisse. 

Postdemokratie?

Die liberalen Demokratien des 21. Jahr-
hunderts sind von einer Entwicklung 
des wachsenden Bedeutungsverlusts 
von Wahlen in Gesellschaft und Staat 
begleitet. Wahlen verlieren an Bedeu-
tung, weil Politik und Staat an Signifi-
kanz für das individuelle Leben, Arbei-
ten und Wirtschaften verlieren. Die Ent-
wicklung von Gesellschaften als Markt-
gesellschaften, die Annäherung von 
politischen Institutionen und Akteuren 
an Marktprinzipien und -ideologien 
schwächt die Bedeutung von Wahlen 
für die Gestaltung von Lebensbedin-
gungen (Powell 2000). Kennzeichen ei-
ner Marktgesellschaft sind die höhere 
Bewertung der individuellen Nutzen-
maximierung im Vergleich zu öffentli-
chen Gütern und kollektiver Solidarität. 
Die Empathie eines überzeugten Han-
delns für den Anderen leidet. Wie wir 
oben gesehen haben, ist Wählen eine 
kollektive Entscheidung und individu-
eller Nutzen ist aus dem Wahlresultat 
nicht immer für jeden Einzelnen zu zie-
hen. Wenn Wählen aber als individua-
listische, nutzenorientierte, der Kon-
sumlogik angelehnte Aktivität wahr-
genommen wird, dann mag sich diese 
Aktivität aber nicht unbedingt lohnen. 
Abstinenz und Rückzug aus dem Poli-
tischen deuten sich an. Colin Crouch 
(2004) skizziert eine Krise des Politi-
schen und Demokratischen und spricht 
im Zusammenhang mit ökonomischen 
Veränderungen der politischen Partei-
en und der parlamentarischen Struktu-
ren zugespitzt von Postdemokratie. Zu-
nehmend würden öffentliche, politische 
Einrichtungen wie privatwirtschaftliche 
Unternehmungen geführt, wodurch kol-
lektive und öffentliche Interessen lei-
den. Der demokratische Staat verliere 
an Bedeutung gegenüber anderen, ins-
besondere ökonomischen Institutionen.
Schließlich stehen etablierte, relativ 
stabile Wahldemokratien vor weiteren, 

ebenfalls mit gesellschaftlichen Ent-
wicklungen zusammenhängenden Her-
ausforderungen. Eine der zentralsten 
Herausforderungen sind Antworten 
auf die Frage, wer im Zuge der globa-
len Migration mit der Berechtigung zu 
wählen ausgestattet ist. Wer unter ge-
änderten Bedingungen Teil des „Sou-
veräns“, sprich das Wahlvolk ist. 
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WAHLEN IN AUTORITÄREN KONTEXTEN

Wahlen in nicht-demokratischen 
politischen Systemen
Rolf Frankenberger1

Wahlen als Charakteristika 
von Demokratien?

Wahlen stellen in den meisten demo-
kratietheoretischen Ansätzen eine der 
Kerninstitutionen von demokratischen 
politischen Systemen dar. So sieht et-
wa Joseph A. Schumpeter den Wett-
bewerb um Stimmen als das zentrale 
Charakteristikum von Demokratien, 
denn „die demokratische Methode ist 
diejenige Ordnung der Institutionen 
zur Erreichung politischer Entscheidun-
gen, bei welcher einzelne die Entschei-
dungsbefugnis vermittels eines Konkur-
renzkampfs um die Stimmen des Volkes 
erwerben“ (Schumpeter 1987, S. 248). 
Damit wählt Schumpeter einen eliten-
zentrierten und ökonomisch inspirier-
ten Zugang zu Wahlen, in denen Wäh-

ler als Konsumenten von angebotenen 
politischen Alternativen verstanden 
werden, wobei dann die politischen 
Eliten (diese bieten die politischen 
Programme an) in einem politischen 
Wettbewerb zueinander stehen und 
nach Stimmenmaximierung streben. Für 
Schumpeter sind Wahlen als Modus 
Procedendi das unhintergehbare defi-
nitorische Minimum von Demokratien.
Auch bei Robert A. Dahls bekannter 
Konzeption der Polyarchie als Phäno-
typ der Demokratie (Dahl 1971) spielen 
Wahlen als Medium der Einbeziehung 
der Bürger in öffentliche Angelegenhei-
ten und als Medium für einen potentiel-
len Machtwechsel eine zentrale Rolle. 
Dahl rückt im Unterschied zu Schumpe-
ter jedoch die Bürgerinnen und Bürger 
in das Zentrum seiner Demokratiekon-
zeption. Für ihn sind die Möglichkei-
ten der Bürgerinnen und Bürger, ihre 
Präferenzen zu formulieren, ihre Prä-
ferenzen anderen Individuen und der 
Regierung durch individuelle und kol-
lektive Aktionen mitzuteilen sowie die 
Gleichbehandlung von Präferenzen im 
politischen Prozess notwendige – wenn 
auch nicht hinreichende – Grundbedin-
gungen für eine funktionierende Demo-
kratie. Nach Dahl können diese Mög-
lichkeiten nur über institutionelle Ga-
rantien abgesichert werden. Dies sind 
neben Organisations-, Informations- 
und Meinungsfreiheit vor allem instituti-
onelle Absicherungen von Wahlen: das 
Recht, zu wählen; das Recht politischer 
Führer, in einen Wettbewerb um Unter-
stützung einzutreten; das Recht, für ein 
öffentliches Amt zu kandidieren; freie 
und faire Wahlen sowie Institutionen, 
welche das Regieren von Wählerstim-
men und anderen Ausdrucksformen von 
Präferenzen abhängig machen (Dahl 
1971, S. 2-3). 
Im Rahmen der „demokratischen Metho-
de“ erfüllen Wahlen zur obersten Exe-
kutive (meist Präsidentschaftswahlen) 
und vor allem zur obersten Legislative 
(Parlamente, Nationalversammlungen) 
eine ganze Reihe von Funktionen. Die 
grundlegendsten Funktionen sind da-
bei sicherlich in der Legitimierung des 
politischen Systems und der Regierung 
sowie der Übertragung von Vertrauen 
an Personen und – je nach Wahltyp – 
Parteien zu sehen. Wahlen erfüllen in 
Demokratien auch die Funktionen der 
Rekrutierung von politischem Personal, 

der Repräsentation der Interessen der 
Bevölkerung, der Rückbindung politi-
scher Institutionen an die Präferenzen 
der Wählerinnen und Wähler sowie 
deren Mobilisierung und Politisierung. 
Darüber hinaus haben Wahlen die ge-
samtgesellschaftlich relevanten Funkti-
onen der Integration, der Artikulation 
des Gemeinwillens sowie der Produk-
tion von politischer Konkurrenz um die 
Macht, von Entscheidungen über das 
Regieren mit parlamentarischen Mehr-
heiten, von politischer Opposition in 
den Parlamenten sowie der „Bereithal-
tung des Machtwechsels“ (vgl. Nohlen 
2007, S. 34-35).
Hatte Schumpeter neben einer pro-
fessionellen Bürokratie pauschal vor 
allem „demokratische Selbstkontrolle“, 
ausreichend „Toleranz gegenüber an-
deren Ansichten“ sowie die Anerken-
nung der institutionellen Grundlagen 
oder „Treue zu den Strukturprinzipien 
der bestehenden Gesellschaft“ als Be-
dingungen für das Funktionieren der 
Demokratie und damit auch die Funkti-
onserfüllung von Wahlen als Kern der 
demokratischen Methode betont (vgl. 
Schumpeter 1987, S. 465-470), so ste-
hen mit Dahls institutionellen Minima 
sehr viel präzisere Vorstellungen einer 
demokratischen Ordnung zur Verfü-
gung. Diese können, wie später gezeigt 
wird, zur Beantwortung der Frage nach 
der demokratischen Qualität von Wah-
len genutzt werden.  
Auf der Basis des bisher Gesagten kön-
nen Wahlen also sehr wohl als Charak-
teristikum von Demokratien aufgefasst 
werden. Einige Autoren, wie etwa Die-
ter Nohlen, entgegnen dieser Auffas-
sung jedoch, dass eine Wahl in erster 
Linie eine Technik unter vielen sei, um 
„eine Körperschaft zu bilden oder ei-
ne Person mit einer Führungsposition 
zu betrauen“. Diese könne angewandt 
werden, ohne einen demokratischen 
Inhalt zu haben (Nohlen 2007, S. 23). 

Ein Blick in die Empirie

Ein Blick in die Empirie reicht aus, um 
diese theoretische Annahme mit Befun-
den zu unterfüttern. So gibt es zahl-
reiche Messinstrumente, die sich mit 
Demokratie und Freiheit in den Staa-
ten der Welt aus einer quantitativ-ver-
gleichenden Perspektive beschäftigen. 

Wahlen und der Vorgang des Wählens 
gelten als die wohl wichtigsten Kennzei-
chen demokratischer Staaten und erfül-
len dort zentrale Funktionen, wie etwa 
der politischen Repräsentation der Inte-
ressen der Bevölkerung, der Elitenrekru-
tierung und der Integration der Bevölke-
rung in das politische System. Die Praxis 
politikwissenschaftlicher Forschung zeigt 
aber, dass Wahlen kein ausschließlich 
„demokratisches Phänomen“ sind. Denn 
auch in den meisten nicht-demokrati-
schen politischen Systemen, synonym 
auch als autoritäre Regime oder Dikta-
turen bezeichnet, werden mehr oder 
weniger regelmäßig Wahlen abgehalten 
und dienen auf den ersten Blick oft als 
demokratisches „Feigenblatt“. Es stellen 
sich dann jedoch – insbesondere auch 
im Zusammenhang mit der Förderung 
demokratischer Entwicklungen – einige 
zentrale Fragen, denen Rolf Frankenber-
ger in seinem Beitrag nachgeht: Wie 
lassen sich demokratische von nicht-de-
mokratischen Wahlen unterscheiden? 
Und haben Wahlen in autoritären politi-
schen Systemen und Diktaturen Funktio-
nen, welche über die bloße Errichtung 
einer demokratischen „Fassade“ zur Be-
ruhigung der internationalen Öffentlich-
keit hinausgehen? Anhand von verglei-
chenden Daten und zweier Fallbeispiele 
zu Wahlen in autoritären Kontexten wer-
den zentrale Funktionen von Wahlen in 
nicht-demokratischen Systemen disku-
tiert sowie die Frage der demokratischen 
Qualität von Wahlen illustriert. 
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Der wohl bekannteste Index, Freedom in 
the World, stammt von Freedom House, 
einer 1941 in den USA gegründeten 
unabhängigen und gemeinnützigen 
Organisation, welche die Verbreitung 
von Freiheit und Demokratie zur Aufga-
be hat. Der Arbeit von Freedom House 
liegt die normative Position zugrunde, 
die liberale Demokratie sei die beste 
politische Ordnung zur Verbreitung von 
Freiheit und demokratischen Werten. 
Aus dieser Perspektive werden auch die 
Indizes und Berichte angefertigt, die 
einem umfassenden, bei allen Schwä-
chen und Kritikansätzen durchaus wis-
senschaftlich fundierten Forschungs-
leit faden sowie einer dif ferenzierten 
Methodologie folgen und dabei unter 
anderem die Demokratiekriterien von 
Dahl messen. Freedom House erfasst im 
Freedom in the World-Index den Status 
politischer Rechte und den Status der 
Freiheitsrechte auf einer aggregierten 
Skala von 1 bis 7. Länder mit Werten 
von 1.0 bis 2.5 gelten als „frei“, Län-
der mit Werten von 3.0 bis 5.0 als „teil-
weise frei“ und Länder mit Werten von 
5.5 bis 7.0 als „nicht frei“. Die Definiti-
on „frei“ bezeichnet Staaten, in denen 
politische Rechte und Freiheitsrechte – 
insbesondere freie und faire Wahlen – 
gewährleistet sind und orientiert sich 
damit weitestgehend an der Dahlschen 
Demokratiedefinition (vgl. dazu http://
www.freedomhouse.org). Das bedeu-
tet, dass als „frei“ bezeichnete Staaten 
als Demokratien gelten können. Darü-
ber hinaus vergibt Freedom House das 
Label „elektorale Demokratie“ an Staa-
ten, die zwar nicht als frei eingestuft 
werden, aber dennoch ein Minimum an 
Standards in Bezug auf Wahlen erfül-
len: ein wettbewerbsorientiertes oder 
kompetitives Mehrparteiensystem, ein 
universelles Erwachsenenwahlrecht für 
alle Bürgerinnen und Bürger, regelmä-
ßig abgehaltene geheime Wahlen oh-
ne massiven Wahlbetrug, Zugang der 
wichtigen politischen Parteien zu den 
Medien und die Möglichkeit offenen 
Wahlkampfs. Freedom House arbei-
tet also mit einer Unterscheidung von 
elektoraler und liberaler Demokratie 
(wobei jede liberale Demokratie auch 
automatisch eine elektorale Demokra-
tie ist, nicht jedoch umgekehrt). 
Ähnliches gilt auch für den zweiten 
wichtigen Index zu Transformation und 
Entwicklung, den Bertelsmann Transfor-
mations-Index (BTI). Dieser kennt neben 
dem Idealtypus der marktwirtschaft-
lichen Demokratie auch so genannte 
„defekte Demokratien“ (Merkel 2004). 
Dabei handelt es sich aus methodolo-
gischer Sicht in beiden Fällen um einen 
so genannten „verminderten Subtypus“, 
der zwar den kennzeichnenden Na-
men (hier: Demokratie) trägt, jedoch 
nur Teile der Ausgangsmerkmale auf-

weist. Dies ist nicht nur methodologisch 
kritisch (vgl. Schlumberger 2008, S. 81-
86), sondern weicht den normativen 
Gehalt der ursprünglichen Demokra-
tiebegrif fe auf.
Schon bei der Betrachtung der theo-
retischen Konzeption beider Indizes 
zeigt sich also, dass es eben nicht nur 
liberale Demokratien nach westlichem 
Vorbild sind, in denen gewählt wird, 
sondern auch politische Systeme, die 
höchstens annähernd demokratische 
Kriterien erfüllen. Noch deutlicher 
wird dies, wenn man sich die Daten 
von Freedom House über die Zeit be-
trachtet (vgl. dazu die Schaubilder 1 
und 2 sowie den Textkasten zu Free-
dom House). Freedom House weist für 
das Jahr 2008 119 Staaten als elekto-
rale Demokratien aus. Da zum gleichen 
Zeitpunkt 89 Staaten als frei eingestuft 
werden, werden in mindestens 30 Staa-
ten, die als nicht voll demokratisch zu 
bezeichnen sind, Wahlen abgehalten. 
Diese Zahlen sind jedoch insofern ir-
reführend, als dass der Freedom in the 
World-Index Wahlen immer unter der 

Perspektive demokratischer Entwick-
lung und der Förderung von Demokra-
tie analysiert. Insofern kann aus den 
aggregierten Daten nicht herausge-
lesen werden, dass nur in elektoralen 
Demokratien gewählt wird. Hier er fül-
len Wahlen lediglich minimale demo-
kratische Standards. Und in der Tat fin-
den auch in zahlreichen Staaten Wah-
len statt, welche von Freedom House 
nicht als elektorale Demokratien einge-
schätzt werden. 
Zieht man etwa die von der Internati-
onal Foundation for Electoral Systems 
(IFES) auf http://www.electionguide.
org zur Verfügung gestellten Daten zu 
Wahlen heran, zeigt sich, dass alleine 
im Zeitraum von April 2009 bis März 
2010 in dreizehn nicht freien Staaten2 
sowie in zwölf teilweise freien Staaten3 
Wahlen zur obersten Legislative und/
oder Exekutive abgehalten werden, 
von denen lediglich acht als elektorale 
Demokratien gelten. Zieht man zusätz-
lich weitere Quellen zu Rate, so zeigt 
sich, dass auch und insbesondere in 
von Freedom House als nicht frei ein-

Globale Trends: Freie, teilweise freie und nicht freie Länder 1978-2009

89898688

47

60

76

65

61

56

51

56

39

62
5858

53

62

44

55

60

55

4245

4850
53

50

62

68

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

1978 1980 1985 1988 1989 1990 1995 1998 2000 2005 2008

Jahr

Z
a

h
l 

d
e

r 
L

ä
n

d
e

r

Freie Länder Teilweise freie Länder Nicht freie Länder

Globale Trends: Freie Länder und elektorale Demokratien 1989-2009
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Schaubild 1: Globale Trends – freie, teilweise freie und nicht freie Länder 
1978-2009

Schaubild 2: Globale Trends – freie Länder und elektorale Demokratien
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gestuften Staaten Wahlen abgehalten 
werden. Blickt man in die nähere Ver-
gangenheit, so wird offenkundig, dass 
nahezu alle Staaten dieser Welt Wah-
len in irgendeiner Form abhalten. Be-
sonders hilfreich sind hier auch die Da-
ten des International Institute for Demo-
cracy and Electoral Assistance (IDEA) 
und des ACE Electoral Knowledge Net-
work, welche unter http://www.idea.
int/esd/world.cfm beziehungsweise 
http://aceproject.org/ detaillier te Auf-
schlüsselungen sowie Beschreibungen 
der Wahlsysteme in den unterschiedli-
chen Staaten anbieten. Wir haben es 
also mit dem Phänomen zu tun, dass 
Wahlen auch in Nicht-Demokratien – 
Diktaturen oder autoritären Regimen4 
– zur regelmäßigen politischen Praxis 
gehören. Dies wir ft die schon eingangs 
gestellten Fragen auf: Wie lassen sich 
demokratische und nicht-demokrati-
sche Wahlen jenseits der bloßen Zah-
len der Demokratie-Indizes zuverlässig 
unterscheiden? Haben Wahlen in die-
sen nicht-demokratischen politischen 
Systemen Funktionen, welche über die 
bloße Errichtung einer demokratischen 
„Fassade“ zur Beruhigung der internati-
onalen Öffentlichkeit hinausgehen?

Demokratische Qualität von 
Wahlen beurteilen: 
die „chain of democratic choice“

Selbstverständlich bieten die Daten von 
Freedom House und andere Ratings ei-
ne Grundlage für die Untersuchung der 
Qualität von Wahlen. So argumentiert 
etwa Andreas Schedler: „Despite its 
notorious penchant for methodologi-
cal opacity, Freedom House does a 
reasonable job in evaluating the dem-
ocratic quality of electoral regimes. 
(…) In particular, the qualitative evalu-
ations of political rights that Freedom 
House offers in its country reports com-
monly assess in their opening sentence 
whether citizens are able to change 
their government through regular elec-
tions“ (Schedler 2006, S. 10-11). Da 
diese Daten nur eine erste Annäherung 
darstellen können, sollte die Qualität 
von Wahlen stets im Rahmen von Fall-
studien überprüft werden. Zumal dann, 
wenn die Einschätzung von Regimen 
als demokratisch oder zumindest teil-
weise demokratisch vor allem durch 
die Tatsache der Existenz von Wah-
len beeinflusst wird. Eine Möglichkeit 
der Einschätzung entwickelt Andreas 
Schedler mit der von ihm formulierten 
“chain of democratic choice” (Schedler 
2002, S. 41). Den Kriterien von Robert 
A. Dahls Konzept der Polyarchie (vgl. 
Dahl 1971) folgend entwickelt Schedler 
sieben Bedingungen, die notwendiger-
weise erfüllt sein müssen, um effektive 

demokratische Wahlen zu ermögli-
chen. Gleich den Gliedern einer Kette 
sind diese eng miteinander verbunden. 
Fällt auch nur eine der Bedingungen 
aus, so handelt es sich nicht mehr um 
demokratische Wahlen (vgl. Schedler 
2002, S. 40-41). Schedler definiert die-
se Kriterien wie folgt:
 Empowerment: Wahlen müssen es den 

Wählern ermöglichen, ihre Macht aus-
zuüben und die mächtigsten Entschei-
dungsträger zu wählen.

 Free supply: Es muss die Möglichkeit 
der Bildung von politischen Alterna-
tiven geben: „The range of available 
alternatives cannot be something en-
gineered by a manipulative govern-
ment, but must be determined by ac-
tive citizens themselves within a frame-
work of fair and universal rules“ (Sche-
dler 2002, S. 40).

 Free demand: Demokratische Wahlen 
setzen die freie Präferenzbildung der 
Bürger voraus. Dazu benötigen sie ver-
schiedene Informationsquellen: „Un-
less parties and candidates enjoy free 
and fair access to the public space, the 
will of the people as expressed at the 
ballot box will be little more than the 
echo of structurally induced igno-
rance“ (Schedler 2002, S. 40).

 Inclusion: Universelles Wahlrecht.
 Insulation: Meinungsäußerungsfreiheit 

und geheime Wahlen.
 Integrity: Der in Wahlen frei geäußerte 

Wille muss von kompetenten und neu-
tralen Personen/Institutionen ausge-
wertet und gleichwertig gewichtet 
werden. Die Bürokratie muss professi-
onell und integer sein, um das Prinzip 
„one man, one vote“ auch umzusetzen.

 Irreversibility: Die Wahlsieger müssen 
die Ämter auch übernehmen können, 
für die sie gewählt wurden und dann 
Macht ausüben können.

Diese Konzeption hat neben ihrer Klar-
heit zudem den Vorteil, dass graduelle 
Unterschiede ebenso wie substantielle 
qualitative Sprünge an der Grenze zwi-
schen demokratischen und autoritären 
Systemen wahrgenommen und Details 
ebenso wie Cluster von Informationen 
verarbeitet, gewichtet und geordnet 
werden können. Zweitens ermöglicht 
die Idee einer kohärenten Kette de-
mokratischer Wahlen die Möglichkeit 
des kontextualisierten Vergleichs. Denn 
Machthaber können Wahlen in ganz 
unterschiedlicher Weise beeinflussen 
oder gar kontrollieren und dabei auf 
unterschiedliche Glieder der Kette zie-
len. So kann etwa die politische Oppo-
sition durch Gesetze an der Teilnahme 
an Wahlen gehindert werden. Andere 
Möglichkeiten sind die Beeinflussung 
der Berichterstattung in den Medien 
oder gar die Fälschung von Wahler-
gebnissen. Entscheidend ist dabei nicht 
nur, dass es unterschiedliche Wege der 

Verhinderung demokratischer Wahlen 
gibt, sondern, dass als Ergebnis von 
Einflussnahme immer undemokratische 
Wahlen entstehen. Schedler drückt 
dies folgendermaßen aus:  „Authoritar-
ian incumbents may play the electoral-
control game by attacking any link in 
the chain. But whichever approach or 
approaches they choose, the idea of 
basic norms linked together into a uni-
fied whole by the logic of democratic 
choice can help to reveal their maneu-
vers for what they are“ (Schedler 2002, 
S. 41). 

Der Freedom in the World-Index

Freedom House erfasst im Freedom 
in the World-Index den Status politi-
scher Rechte (Wahlprozess, politi-
scher Pluralismus und Partizipation, 
Funktionieren der Regierung) sowie 
den Status der bürgerlichen Frei-
heitsrechte (Meinungs- und Glau-
bensfreiheit, Vereinigungs- und Or-
ganisationsfreiheit, „rule of law“, 
persönliche Freiheit und individuel-
le Freiheitsrechte) auf einer aggre-
gierten Skala von 1 bis 7. Länder mit 
Werten von 1.0 bis 2.5 gelten als 
„frei“, Länder mit Werten von 3.0 bis 
5.0 als „teilweise frei“ und Länder mit 
Werten von 5.5 bis 7.0 als „nicht frei“. 

Zwar zeigt sich im Zeitraum von 1978 bis 
2008 ein deutlicher Trend der Zunahme 
von freien Ländern mit einer annähern-
den Verdopplung der absoluten Zahlen 
von 47 auf 89 sowie die Abnahme von 
nicht freien Ländern um etwa ein Fünftel 
von 55 auf  42. Zusammengenommen 
mit der leichten Zunahme der teilweise 
freien Länder von 56 auf 62 bedeutet 
dies, dass die nicht als frei eingestuften 
Länder heute mit 104 Fällen 54 Prozent 
ausmachen und die nicht freien Länder 
immer noch 22 Prozent der Fälle stel-
len. Dabei gehören zu letzteren etwa 
China, Russland und der Iran, was u. 
a. dazu führt, dass etwa ein Drit tel der 
Weltbevölkerung in autoritären Staaten 
lebt. Auch zeigt sich eine Reihe von re-
gionalen Besonderheiten. Eine beson-
dere Häufung autoritärer politischer 
Systeme findet sich im Vorderen Orient 
und Nordafrika. Dort werden elf der 
18 Staaten (61%) als nicht frei und da-
mit autoritär sowie weitere sechs (33%) 
als teilweise frei eingestuft. Weitere 
Schwerpunkte sind der postsowjetische 
Raum mit sieben Staaten (ohne die zur 
EU gehörenden Staaten Osteuropas 
machen die sieben nicht freien Staaten 

WAHLEN IN NICHT-DEMOKRATISCHEN 
POLITISCHEN SYSTEMEN
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41% aus) sowie Subsahara-Afrika mit 15 
(31%). Im Gegensatz dazu kennt West-
europa keine nicht freien Staaten und 
Nord- und Südamerika mit Kuba ledig-
lich einen. 

Funktionen von Wahlen in 
unterschiedlichen Systemkontexten

Wenn einmal festgestellt ist, dass 
Wahlen in einem Staat demokratischen 
Standards nicht genügen, so wird 
daraus meist gefolgert, diese Wah-
len seien eine bloße Fassade. Wah-
len werden dieser Auffassung nach 
von den Machthabenden missbraucht, 
um der Weltöffentlichkeit ein „demo-
kratisches Feigenblatt“ zu präsentieren 
und haben darüber hinaus keine origi-
näre Funktion innerhalb des jeweiligen 
politischen Systems. Diese Interpre-
tation greift jedoch zu kurz. Mit Die-
ter Nohlen (2007, S. 24ff.) kann man 
vielmehr zeigen, dass Wahlen auch 
in nicht-demokratischen politischen 
Systemen wichtige Aufgaben erfüllen. 
Nohlen beschreibt drei unterschied-

liche idealtypische Systemkontexte, 
von denen die Funktionen von Wahlen 
maßgeblich abhängig sind: kompetiti-
ve, semi-kompetitive und nicht-kompe-
titive Systemkontexte. In Abhängigkeit 
von diesen Kontexte erhalten Wahlen 
als „eine Technik, eine Körperschaft 
zu bilden oder eine Person mit einer 
Führungsposition zu betrauen“ (Noh-
len 2007, S. 24) ganz unterschiedliche 
Qualität. 

Kompetitive Wahlen

Kompetitive Wahlen erfüllen nach 
Nohlen folgende fünf Funktionen: (1.) 
Die Legitimierungsfunktion, zu der die 
Legitimierung des politischen Systems 
und der Regierung einer Partei oder 
Parteienkoalition, die Übertragung von 
Vertrauen an Personen und Parteien, 
die Strukturierung des politischen Pro-
zesses, die Rekrutierung der politischen 
Elite, eine Kanalisierung politischer 
Konflikte in Verfahren zu ihrer friedli-
chen Beilegung, die Bereithaltung des 
Machtwechsels, das Herbeiführen ei-
nes Konkurrenzkampfes um politische 

Macht auf der Grundlage alternativer 
Sachprogramme sowie das Herbeifüh-
ren einer Entscheidung über die Regie-
rungsführung in Form der Bildung parla-
mentarischer Mehrheiten gehören. (2.) 
Die Repräsentationsfunktion, welche 
die Repräsentation von Meinungen und 
Interessen der Wahlbevölkerung um-
fasst. In gesellschaftlich fragmentier-
ten Ländern werden Wahlen entweder 
die Funktion haben, den verschiedenen 
soziokulturellen Gruppen eine politi-
sche Repräsentation zu geben oder die 
Spaltung politisch durch Mehrheitsbil-
dung zu überbrücken (Nohlen 2007, S. 
33-35). Zur Repräsentation gehört not-
wendigerweise auch die Verbindung 
der politischen Institutionen mit den 
Präferenzen der Wählerschaft. (3.) Die 
Integrationsfunktion, die der Integrati-
on des gesellschaftlichen Pluralismus’ 
und Bildung eines politisch aktionsfä-
higen Gemeinwillens sowie der He-
bung des politischen Bewusstseins der 
Bevölkerung durch Verdeutlichung der 
politischen Probleme und Alternativen 
dient. (4.) Die Mobilisierungsfunktion, 
durch welche die Wählerschaft für die 
Unterstützung gesellschaftlicher Werte, 
politischer Ziele und Programme sowie 
parteipolitischer Interessen mobilisiert 
werden soll. (5.) Die Kontrollfunktion, 
die der Einsetzung einer kontrollfähigen 
Opposition dient. Hier zeigt sich deut-
lich, dass diese Funktionen von der Exis-
tenz liberaler Elemente wie Meinungs-, 
Presse-, Versammlungs- und Vereini-
gungsfreiheit abhängig sind. 

Semi-kompetitive Wahlen

Im Unterschied dazu zeichnen sich se-
mi-kompetitive Wahlen dadurch aus, 
dass konkurrierende Meinungen weder 
konstruktiv ins politische System integ-
riert werden noch repressiv unterdrückt 
werden. Daraus werden als Einzelfunk-
tionen für semi-kompetitive Wahlen ab-
geleitet: (1.) der Versuch der Legitimie-
rung der bestehenden Machtverhält-
nisse zur politischen Entspannung nach 
innen und zum Reputationsgewinn 
nach außen. (2.) Die Sichtbarmachung 
und Teilintegration von Opposition so-
wie (3.) der systemstabilisierenden An-
passung der bestehenden Machtstruk-
tur (Nohlen 2007, S. 36). Denn indem 
Wahlen durchgeführt werden, wird oft-
mals an eine legitimierte Tradition der 
Rekrutierung von Führungspersonen 
angeknüpft, auch wenn diese Funkti-
on inzwischen anders ausgefüllt wird. 
Indem Wahlen den politischen Prozess 
strukturieren, suggerieren sie „the sa-
me procedure as every year“. Gerade 
bei semi-kompetitiven Wahlen ist die 
Seismographenfunktion, etwa in Form 
hoher Wahlenthaltung, von Bedeutung 
– gibt sie doch Aufschluss darüber, ob 

Jahr Länder 
gesamt Freie Länder Teilweise 

freie Länder
Nicht 
freie Länder

Elektorale 
Demokratien

Anzahl Anzahl (%) Anzahl (%) Anzahl (%) Anzahl (%)
1978 158 47 (30) 56 (35) 55 (35) --
1980 162 51 (31) 51 (31) 60 (37) --
1985 167 56 (34) 56 (34) 55 (33) --
1988 167 60 (36) 39 (23) 68 (41) --
1989 167 61 (37) 44 (26) 62 (37) 69 (41)
1990 165 65 (40) 50 (30) 50 (30) 76 (46)
1995 191 76 (40) 62 (32) 53 (28) 115 (60)
1998 191 88 (46) 53 (28) 50 (26) 117 (61)
2000 192 86 (45) 58 (30) 48 (25) 120 (63)
2005 192 89 (46) 58 (30) 45 (24) 123 (64)
2008 193 89 (46) 62 (32) 42 (22) 119 (62)

Quelle: Freedom House 2009

Tabelle 1: Freedom in the World 2008

Region Freie Länder Teilweise
freie Länder

Nicht
freie Länder

Anzahl (%) Anzahl (%) Anzahl (%)
Asien / Pazifik 16 (41) 15 (38) 8 (21)
Nord- und Südamerika 25 (71) 9 (26) 1 (3)

Mittel- und Osteuropa/
Postsowjetischer Raum

13 (46) 8 (29) 7 (25)

               – ohne EU-Staaten 2 (11) 8 (47) 7 (41)

Vorderer Orient / Nordafrika 1 (6) 6 (33) 11 (61)

Subsahara – Afrika 10 (21) 23 (48) 15 (31)

Westeuropa 24 (96) 1 (4) 0 (0)

Quelle: Freedom House 2009

Tabelle 2: Freedom in the World 2008: Aufschlüsselung nach Regionen

Wahlen.indd   128Wahlen.indd   128 01.07.09   11:4601.07.09   11:46



129

die Regelverletzung von der Bevölke-
rung noch getragen wird.

Nicht-kompetitive Wahlen

In nicht-kompetitiven Systemen ist das 
Regime nicht verpflichtet, Wahlen ab-
zuhalten. Wahlen fehlt hier komplett 
das liberale Moment der Integration 
der verschiedenen Interessen oder der 
Kontrollfunktion (Nohlen 2007, S. 35). 
Hält das Regime sie dennoch ab, so 
verbirgt sich dahinter oft eine geziel-
te Logik. Hier identifiziert Guy Hermet 
(1978, S. 13) vier Kategorien. (1.) Mit 
der Kommunikationsfunktion ist die 
Möglichkeit gemeint, Anordnungen, Er-
klärungen oder Hinweise an die Bevöl-
kerung zu geben. Wahlen geben hier 
auch die Möglichkeit, Sündenböcke 
oder intermediäre Personen zu rekru-
tieren. (2.) Die Erziehungsfunktion weist 
auf die Möglichkeit von Wahlen hin, 
den Bürger zur gelenkten Partizipation 
zu erziehen. Allein die Ausübung von 
Wahlen gibt den Wählern bereits das 
Gefühl, dass sie partizipieren und et-
was beeinflussen können. Von Bedeu-
tung ist, dass es an der Wahlurne ja 
nominelle Gleichheit gibt. Damit wer-
den sozioökonomische, ethnische Un-
gleichgewichte oder Geschlechterun-
gleichgewichte verschleiert. Die Wahl 
ist hier auch eine Manifestierung der 
existierenden Ordnung. Wahlen kön-
nen damit eine betäubende Wirkung 
haben. Auch in nicht-kompetitiven Sys-
temen ist (3.) die Legitimationsfunktion 
von Bedeutung. Sie wirkt hier nach in-
nen und nach außen. Nach außen sind 
Wahlen ein Zeichen für gute Führung, 
auch eine Hommage an frühere Koloni-
almächte. Nach innen können Wahlen 
fast katharsische Funktion haben: “they 
become a sort of national festival the 
meaning of which has not yet been lost 
in the mist of time“ (Hermet 1978, S. 16). 
Wahlen können dabei auch (4.) zur in-
ternen Hygiene dienen, Rivalen in der 
eigenen Fraktion können sanktioniert 
werden, oder die Regierung kann durch 
Wahlen traditionelle Kräfte, etwa die 
des Klerus, bändigen. Politische Eliten 
können durch Wahlen verjüngt wer-
den. Es können mit dem Versprechen, 
das System zu reformieren, auch weni-
ger radikale Opponenten angezogen 
werden.

Zwei Fallbeispiele für 
nicht-demokratische Wahlen: 
Venezuela und Russland

Will man schlüssige und empirisch un-
ter fütterte Aussagen über die Qualität 
und Rolle von Wahlen in einem politi-
schen System treffen, so bietet sich ei-
ne Analyse sowohl der demokratischen 

Qualität von Wahlen als auch der 
Funktionen im jeweiligen Systemkontext 
an. Anhand der beiden Fälle Russland 
und Venezuela soll dies hier zum Ab-
schluss kurz illustriert werden. Da beide 
Staaten in den letzten Jahren massive 
Veränderungen in Hinblick auf instituti-
onelle Arrangements, Machtverteilung 
und Herrschaftsmechanismen erfahren 
haben, kann es sich dabei lediglich um 
Teilansichten der politischen Systeme 
handeln, die freilich eine zentrale Ent-
wicklungstendenz gemeinsam haben: 
die Errichtung und Stabilisierung auto-
ritärer Herrschaft. 
Russland und Venezuela bilden zusam-
men mit Ägypten, Kenia, Nigeria und 
Pakistan eine Gruppe regional und 
überregional bedeutender Staaten, 
denen von Freedom House 2007 eine 
Abnahme der eh schon eingeschränk-
ten Freiheit bescheinigt wurde. Dieser 
Prozess trit t im Russland von Wladimir 
Putin und Dmitri Medwedew sehr viel 
offener und radikaler zu Tage, ist aber 
auch in Venezuela unter Hugo Chávez 
deutlich zu erkennen. Der prozessua-
le Charakter spiegelt sich in der Be-
wertung durch Freedom House über 
die Zeit. Russland verschlechterte sich 
in den letzten zehn Jahren von einem 
Status des „teilweise frei“ mit einem 
Indexwert von 4 im Jahr 1999 auf ein 
„nicht frei“ mit einem Indexwert von 5.5. 
Im selben Zeitraum verschlechterte sich 
Venezuela von einer Einschätzung als 
„frei“ mit einem Wert von 2.5 auf ein 
„teilweise frei“ mit dem Indexwert 4. Auf 
der Basis dieser Einschätzungen kann 
bei beiden Staaten von einem Prozess 
der Entdemokratisierung oder anders 
formuliert einer „transition to autocra-
cy“ gesprochen werden. 
Diese Tendenzen finden in beiden po-
litischen Systemen ihre Entsprechun-
gen in den unterschiedlichsten Berei-
chen. Russland und Venezuela weisen 
auf den ersten Blick einige Parallelen 
in der Entwicklung der letzten Jahre 
auf. Erstens profitieren beide Staaten 
seit einigen Jahren von ihrem Reichtum 
an fossilen Energieträgern und steigen-
den Ölpreisen. Sie verfügen aufgrund 
der weitgehenden Verstaatlichung des 
Energiesektors über beträchtliche Ren-
teneinkommen. Zweitens sind sowohl in 
Russland als auch in Venezuela exten-
sive Prozesse der Machtzentralisierung 
zu beobachten, die vor allem in Russ-
land, aber auch in Venezuela über ei-
ne Föderalreform durchgesetzt wurden 
(vgl. etwa Sakwa 2008 und McCoy/
Myers 2004). Hinzu kommt, dass der 
Präsident in beiden Staaten über au-
ßerordentliche exekutive und legislati-
ve Kompetenzen verfügt, etwa über die 
Möglichkeit des Regierens per Dekret. 
Drit tens findet sich in beiden Staaten 
eine starke Personifizierung der Macht 

in der Person des Präsidenten. In Russ-
land wie in Venezuela spiegelt sich die 
Personifizierung der Macht vor allem in 
der Veränderung und extrakonstitutio-
nellen Ergänzung des institutionellen 
Gefüges des politischen Systems mit 
einer Ausrichtung auf den Präsidenten 
wider. Die beiden letzteren Parallelen 
zusammengenommen, kann in beiden 
Staaten von massiven Prozessen des 
„institutional engineering“ zugunsten 
der personifizierten Zentralmacht ge-
sprochen werden. Viertens finden sich 
in beiden Staaten starke Bestrebun-
gen zur Regulierung von Partizipation 
und Interessenrepräsentation über die 
Verdrängung organisierter partikularer 
und pluraler Interessen aus der politi-
schen Landschaft, welche meist über 
den Weg der institutionellen Verän-
derung und Kontrolle verläuft. In Russ-
land wie in Venezuela sind davon in 
erster Linie politische Parteien betrof-
fen5. Fünftens halten beide Staaten 
regelmäßig Wahlen (und Referenden) 
ab. Dabei besteht, wie das verlorene 
Referendum 2007 bestätigt, durchaus 
die Möglichkeit, dass Chávez hier Nie-
derlagen erleiden kann, wohingegen 
dies für Putin/Medwedew in Russland 
unmöglich erscheint, was die Stimman-
teile der Opposition in den letzten bei-
den Wahlperioden in Parlaments- und 
Präsidentschaftswahlen eindrücklich 
untermauern. 

Wahlen in Russland

Die in Russland regelmäßig abgehal-
tenen Wahlen zu Staatsduma und Prä-
sidentenamt offenbaren bei genauerer 
Betrachtung derart gravierende De-
fizite, dass in diesem Zusammenhang 
nicht einmal mehr von einer Kette, ge-
schweige denn einer demokratischen, 
gesprochen werden kann. Zwar können 
diejenigen, die gewählt werden, auch 
die Ämter übernehmen, für die sie ge-
wählt wurden und die damit verbunde-
ne Macht ausüben. Aber dies liegt in 
erster Linie daran, dass nur diejenigen 
gewählt werden, die gewählt werden 
sollen. Für alle weiteren Glieder der 
Schedlerschen Kette ergibt sich ein 
Bild der Zerstörung. Zwar ist die Mög-
lichkeit, als Wähler seine Macht aus-
zuüben in Hinblick auf die Präsident-
schafts- und Dumawahlen formal ge-
geben, auf regionaler Ebene ist dies 
seit der Abschaffung der Gouverneurs-
wahlen nicht mehr der Fall. In Bezug 
auf die föderalen Wahlen kann von 
zahlreichen Beeinträchtigungen der 
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Machtausübung der Wähler gespro-
chen werden (vgl. etwa Russlandana-
lysen 152, unter http://www.laender-
analysen.de), und auch die Ergebnisse 
der Wahlen in bestimmten Regionen 
sprechen für sich selbst. Sie stehen in 
einem eklatanten Widerspruch zu den 
Zahlen in den urbanen Zentren, wel-
che zum Teil deutlich unter dem Lan-
desdurchschnitt lagen und wohl eher 
das reale Bild widerspiegeln.6 Auch 
die Personalisierung und Zentralisie-
rung der Macht sprechen gegen die 
Idee des Empowerment. Eine treffen-
de Zusammenfassung der Situation in 

Russland findet sich bei Lilia Shevtsova: 
„One further key word for decoding the 
reality of Russia is nonaccountability. 
The leader is formally placed on a ped-
estal as the sole legitimate player. He is 
the monosubject on the Russian politi-
cal scene and the only one who has all 
the means and instruments and levers 
of power. At the same time he has to 
shirk responsibility in order to survive. 
He would otherwise be answerable for 
every failure of his bureaucracy from 
top to bottom” (Shevtsova 2007, S. 52). 
Die Möglichkeit der Bildung politischer 
Alternativen (Schedler 2002, S. 40) 

wird sowohl durch Gesetze als auch 
durch informelle Praktiken überformt, 
wie das Beispiel der Parteienregistrie-
rung, die NGO-Gesetze (vgl. Russland-
analysen 138), das Extremismusgesetz 
und der ungleiche Zugang zu Medien 
belegen. Auch eine freie Präferenzbil-
dung der Bürger ist angesichts weit-
gehend staatseigener oder staatsna-
her Medien nicht gewährleistet. Und 
auch die Meinungsäußerungsfreiheit 
ist in Russland bedroht, wie nicht nur 
die Beispiele zahlreicher inzwischen 
ermordeter kritischer Journalisten, son-
dern auch das neue Extremismusgesetz 
und Berichte über Wählerbeeinflus-
sung zeigen. In Hinblick auf die Integ-
rität von Personen und Institutionen sei 
hier auf die Daten von Transparency 
International, das Russland momentan 
auf Platz 121 führt, sowie ein Zitat aus 
dem Länderbericht von Freedom House 
„Freedom in The World 2008“ verwie-
sen: „Corruption in the government and 
business world is pervasive“. 

Wahlen in Venezuela

In Venezuela erscheint die Möglichkeit 
demokratischer Wahlen zunächst nicht 
eingeschränkt, wurde Hugo Chávez 
doch bisher in drei integren Wahlen 
im Amt bestätigt. Seit dem Amtsantrit t 
von Chávez sind eine Parlamentswahl 
und mehrere Lokalwahlen trotz der Be-
trugsvorwürfe seitens der Opposition 
ordnungsgemäß durchgeführt worden. 
Bisher konnte lediglich festgestellt wer-
den, dass bei den Parlamentswahlen 
2005 die Software, die für das elektro-
nische Wahlverfahren benutzt werden 
sollte, nicht sicher war. Der Wahlrat zog 
daraufhin die Wahlmaschinen zurück. 
Es haben aber subtilere Prozesse als 
offensichtlicher Wahlbetrug stattge-
funden, welche die „democratic chain“ 
an mehreren Stellen durchbrechen und 
das Vertrauen in demokratische Wah-
len vergiftet haben (Kornblith 2007, S. 
18). Laut Larry Diamond und Leonardo 
Morlino (2004, S. 25) ist die Existenz 
eines unabhängigen Wahlorgans das 
wichtigste Requisit für die Ausübung 
der bürgerlichen Freiheit. Hier weist Mi-
riam Kornblith darauf hin, dass seit De-
zember 1999 die Wahlbehörde einen 
provisorischen Charakter hatte, da sie 
nicht nach den Regeln, die in der Ver-
fassung vorgesehen sind, ernannt wur-
de. Dort ist festgehalten, dass die Mit-
glieder der Behörde nicht Parteimitglie-
der sein dürfen, wohingegen die jetzi-
gen Mitglieder Chávistas sind (McCoy 
et al. 2004, S. 281). Weitere Elemente, 
die demokratische Wahlen einschrän-
ken, sind die Aushebelung von Checks 
and Balances aufgrund fehlender par-
lamentarischer Opposition und weit-

Wladimir Putin am 14.3.2004 bei der Stimmabgabe für die Präsidentschaftswahl. Seine 
Aussage „Die Menschen müssen entscheiden, ob du das Recht hast, weiterzumachen“ er-
scheint vor dem Hintergrund massiver Beeinträchtigungen der demokratischen Qualität 
der Wahlen als zynisch. picture alliance/dpa
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reichenden präsidialen Dekretrechten 
sowie das Fehlen einer unabhängigen 
Gerichtsbarkeit durch Einsetzung re-
gierungstreuer Richter. Aufgrund die-
ser Elemente können die Wähler nicht 
mehr gewiss sein, dass die gewählten 
Entscheidungsträger auch wirklich die 
politische Macht haben, das politische 
Geschehen gestalten zu können. Beide 
Punkte zeigen, dass die Empowerment-
Funktion nicht er füllt ist. Von besonde-
rer Nachhaltigkeit in der Einschrän-
kung der Integrität von Wahlen und der 
freien Meinungsäußerung war auch 
die bereits genannte Veröffentlichung 
von Wahldaten mittels der „schwarzen 
Listen“. Laut Kornblith (2007) wurde ei-
ne Version der Liste zur Diskriminierung 
oppositioneller Wähler und Bevorzu-
gung – bei gleichzeitiger Warnung 
vor Abweichlertum – Chávez-treuer 
Wähler benutzt. Auch die Defizite der 
von Selbstzensur und tendenziöser 
Berichterstattung geprägten Medien-
landschaft schränken demokratische 
Wahlen ein (Petkoff 2005, S. 118). Die 
Pressefreiheit wird darüber hinaus nicht 
nur verbal sondern auch durch gesetz-
liche Restriktionen eingeschränkt, etwa 
durch Artikel 148 des Strafgesetzbu-
ches, der die Beleidigung öffentlicher 
Amtsinhaber mit Haftstrafen belegt.7 
Auch wurde die Sendelizenz des Sen-
ders RCTV mit der Begründung, dass 
dieser eine maßgebliche Rolle beim 
Putsch spielte, nicht verlängert (vgl. die 

Zeit vom 28.5.2007). Der Vorwurf des 
Hochverrats der Staatsanwaltschaft 
gegenüber der Wählervereinigung 
„Súmate“ aufgrund von US-amerikani-
schen Spenden, die Ausweisung des 
Leiters des venezolanischen Human 
Rights Watch-Büros aufgrund eines kri-
tischen Berichtes (El Tiempo, 19.9.2008) 
sowie die Erschwerung von Aus- und 
Einreisebedingungen für kritische Jour-
nalisten und Wissenschaftler schrän-
ken die Meinungs- und Pressefreiheit 
und damit auch die „free demand“-
Funktion ein.
Die Militarisierung der Verwaltung ist 
ein weiterer Punkt, der gleich mehre-
re Elemente der „chain of democratic 
choice“ aushebelt. Zum einen ist frag-
lich, ob noch von einer freien Präfe-
renzbildung gesprochen werden kann, 
wenn Militärs für öffentliche Posten 
kandidieren. Zum anderen werden 
wichtige Gremien direkt mit Militärs 
besetzt. Des Weiteren werden Militärs 
zur Überwachung von Wahlen einge-
setzt, was die Integrität von Wahlen 
gefährden kann. Auf die Einschränkun-
gen, die in Venezuela für politische Or-
ganisationen bestehen, und mit denen 
die „free supply“-Funktion unterminiert 
wird, wurde bereits hingewiesen. Stra-
tegien wie die Zwillingswahl schrän-
ken den Wettbewerb noch weiter ein. 
Aber auch von Seiten der Opposition 
wird die „chain of democratic choice“ 
durchbrochen: Das Element der Irrever-

sibilität setzt eine gewisse Respektie-
rung demokratischer Institutionen vor-
aus. Der Coup 2002 zeigte, wie sehr 
die venezolanische Demokratie verfal-
len war, denn nicht nur Chávez, son-
dern auch seine Gegner respektierten 
die demokratischen Institutionen nicht 
mehr (Ottaway 2003, S. 72). 

Funktionen von Wahlen in Venezuela 
und Russland im Vergleich

Es zeigt sich also, dass Wahlen in den 
letzten Jahren sowohl in Russland als 
auch in Venezuela nicht-demokrati-
schen Standards entsprachen. Auf-
grund des semi-kompetitiven Charak-
ters der Wahlen in Venezuela und der 
nicht-kompetitiven Wahlen in Russland 
ist es nahe liegend zu vermuten, dass 
sie ein jeweils anderes Funktionsbündel 
er füllen, auch wenn sich bei der genau-
eren Analyse Gemeinsamkeiten finden. 
Vergleicht man die Funktionen von 
Wahlen in Russland und Venezuela, so 
fällt zunächst ins Auge, dass die Legi-
timationsfunktion in Bezug auf das Amt 
des Präsidenten in beiden Ländern die 
bedeutendste Funktion von Wahlen ist. 
Gleichzeitig ist in beiden Ländern ein 

Sonst gerne auch 
in Uniform, gibt 
sich Hugo Chávez 
beim Referendum 
in Venezuela am 
15.2.2009 durch-
aus zivil. Diese 
demokratische 
Geste kann nicht 
über den nur ein-
geschränkt demo-
kratischen Cha-
rakter der Wah-
len in Venezuela 
hinwegtäuschen.
picture alliance/dpa
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Rückgang der Legitimität von Parteien 
zu betrachten. Dieser Befund ist gekop-
pelt mit unseren Befunden zur Zentrali-
sierung der Macht in beiden Ländern 
und der Bedeutung der persönlichen 
Führung. Interessant ist dabei der Be-
fund, dass die Legitimierung weniger 
auf der Basis von Sachprogrammen 
erfolgt, sondern durch die Verteilung 
der Ölrenten erzielt wird. In beiden 
Ländern ist des Weiteren festzustellen, 
dass auf die Legitimierung nach außen 
kaum noch Wert gelegt wird bzw. kein 
Wert darauf gelegt wird, die Requisi-
ten westlicher Demokratie zu erfüllen. 
Beide Länder ziehen es vielmehr vor, 
ihre Version von Demokratie als Ex-
portschlager zu verkaufen, wie etwa 
Wladimir Putins Verweis auf Russlands 
„souveräne Demokratie“ untermauert. 
Die nötigen Allianzen ergeben sich 
dabei aufgrund der Prosperität auf der 
Basis der Verkäufe fossiler Brennstoffe. 
In beiden Fällen fällt in Bezug auf die 
Funktion von Wahlen nach innen auf, 
dass weder in Russland noch in Vene-
zuela eine angemessene Repräsenta-
tion regionaler Interessen statt findet, 
da in beiden Fällen eine Unterordnung 
der Parlamentsmitglieder unter den 
Präsidenten zu verzeichnen ist. Gesell-
schaftlicher Pluralismus wird entspre-
chend in beiden Fällen nicht integriert. 
Die Mobilisierung der Wählerschaft 
er folgt dagegen nur auf der Basis vom 
Staatsapparat vorgegebener Werte 
und Ziele. Systemstabilität wird damit 
zu Ungunsten von Wahlen erzielt – in 
dem Sinne, dass Wahlen keine Inhalte 
mehr transportieren.
Eine für Russland spezifische Funktion 
von Wahlen gerät dabei besonders 
in den Blick, die ebenso nahe liegend 
wie selten diskutiert ist. Diese als „elek-
torale Seismographie“ bezeichnete 
Funktion steht in einem engen Zusam-
menhang mit der von Guy Hermet for-
mulierten Kommunikationsfunktion und 
überführt die in autoritären Systemen 
mit einer beeinflussten Medienland-
schaft und einer weitgehend demobili-
sierten und kontrollierten Bürgerschaft 
virulente Problematik der Abkoppelung 
politischer Eliten von der politischen 
Basis in eine funktionale Logik. Denn in 
autoritären Systemen findet eine Beein-
flussung, Steuerung und Kontrolle von 
Präferenzen statt, die dazu führt, dass 
Menschen in Meinungsumfragen in 
erster Linie auszuloten versuchen, was 
das Gegenüber hören möchte.8 Dies 
wiederum bedeutet, dass Umfragen 
keine zuverlässige Quelle für die In-
teressen und Meinungen der Wahlbe-
völkerung sind, auch dann nicht, wenn 
sie von staatlichen und unabhängigen 
Instituten durchgeführt werden.9 Um in 
Kontakt mit der öffentlichen Meinung 
zu bleiben, die weder in den Medien 

noch in Meinungsumfragen adäquat 
widergespiegelt wird, ist das Regime 
auf Wahlen als eine Art Seismograph 
angewiesen, der Erschütterungen in 
der Wahlbevölkerung (und sei es nur 
das Desinteresse in Form von Nicht-
wählen) aufspüren kann. Mit der in 
Russland immer gerne genutzten und 
in den letzten Wahlen zunehmend ge-
wählten Option „Gegen Alle“ stand 
dem politischen System zudem bis zur 
Abschaffung 2007 ein Detektor zur Ver-
fügung, der zuverlässig den Anteil der 
politisch Aktiven und an Wahlen Parti-
zipierenden erfasste, die mit dem Sys-
tem unzufrieden waren und gleichzei-
tig nicht gewillt waren, sich in den weit 
verbreiteten Privatismus des Nichtwäh-
lens zurückzuziehen. Zusammen mit der 
Wahlbeteiligung bzw. dem Anteil der 
Nichtwähler konnten präzise Aussagen 
über die Größe einer kritischen Mas-
se der Systemunzufriedenheit gemacht 
werden, die in dieser Klarheit nicht aus 
Meinungsumfragen hervorgehen.
Ein großer Unterschied zwischen Russ-
land und Venezuela ergibt sich zudem 
dadurch, dass in Venezuela Wahlen 
noch eine gewisse Legitimationsfunkti-
on nach innen erfüllen. Dabei dienen 
sie sowohl der Sichtbarmachung von 
Opposition als auch der Legitimation 
von Amtsinhabern und insbesondere 
des Präsidenten. Doch auch hier fin-
den sich Beschränkungen der Wahlen 
durch Strukturreformen, Populismus und 
eine schwache Opposition: Amtsinha-
ber werden in Venezuela zwar durch 
Wahlen legitimiert, aber kaum kontrol-
liert. Die Bürger können durch Wah-
len, und dazu zählen letztlich auch die 
zahlreichen Referenden, zwar partizi-
pieren. Sie müssen aber stets befürch-
ten, dass sie entweder mit Konsequen-

zen durch einen militarisierten Staats-
apparat oder durch Entzug von sozia-
len Vergünstigungen bestraft werden, 
oder dass ihre Entscheidung durch die 
Herrschaft per Dekret umgangen wird. 
Dennoch werden die Rechtmäßigkeit 
des politischen Systems durch Wah-
len manifestiert und die politischen 
Kräfte von Parteien und Bewegungen 
gebunden. Wirkliche Machtausübung 
läuft jedoch im Hintergrund. Wahlen in 
Venezuela stellen damit anders als in 
klassischen autoritären oder totalitären 
Regimen ein wichtiges Teilelement der 
Machtsicherung dar (Kornblith 2007, S. 
113). Denn insbesondere die Präsident-
schaftswahlen zeigen, dass die Legiti-
mationsfunktion noch kein Selbstläufer 
ist und dass der politische Wettbewerb 
noch so weit funktioniert, dass Chávez 
noch über keine „sichere Bank“ verfügt. 
Diese Legitimierungsfunktion wird in 
Venezuela – anders als in Russland – 
noch nicht durch Wahlmanipulation er-
kauft. Dies deutet auf die partizipative 
Kultur hin, die Venezuela von Russland 
unterscheidet. Auch ist in Venezuela die 
Unterordnung der Bevölkerung unter 
den Präsidenten geringer als in Russ-
land, was das letztlich knapp geschei-
terte Amtsenthebungsreferendum 2004 
sowie die Referenden von Dezember 
2007 und Februar 2009 zeigten. Inte-
ressant ist in diesem Fall, dass, obwohl 
in Venezuela ein klares Abwiegen der 
politischen Kosten vorzuliegen scheint, 
die Seismographenfunktion noch ge-
ring ausgeprägt zu sein scheint im Ver-
gleich zu Russland, wovon die letzten 
Modernisierungsmaßnahmen, die die 
Entscheidungen aus dem Referendum 
missachten, Zeugnis geben. 

Fazit

Auch wenn Wahlen gemeinhin als ein 
sicherer Indikator für demokratische 
Entwicklungen angesehen werden, 
sollte dies kritisch betrachtet werden. 
Alleine die Existenz von Wahlen ist 
kein Zeichen für fortschreitende Demo-
kratisierung, denn auch in nicht-demo-
kratischen politischen Systemen wird 
gewählt, und diese Wahlen erfüllen 
je nach Systemkontext unterschiedli-
che Funktionen. Wahlen können dabei 
durchaus der Etablierung und Siche-
rung autoritärer Herrschaft dienen, wie 
anhand der Fallbeispiele aufgezeigt 
wurde. Daher sollte der Beurteilung der 
Qualität und Funktionen von Wahlen 
immer eine in die Tiefe gehende Fall-
analyse, die nicht nur das politische 
System und seine Institutionen in den 
Blick nimmt, sondern auch die Muster 
der Beziehungen zwischen Politik, kul-
turellen Werten, Gesellschaft und Öko-
nomie mit einbezieht, zugrunde liegen. 

Dr. Rolf Frankenberger ist Akademischer 
Mitarbeiter am Institut für Politikwissen-
schaft der Universität Tübingen. Seine 
wissenschaftlichen Interessenschwer-
punkte sind autoritäre politische Syste-
me, Transformationen von Politik und 
Ökonomie, Russland und der postsow-
jetische Raum sowie Systemtheorie und 
Theorien der Postmoderne.
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retanien, Sudan, Tadschikistan und Tunesien.
3 Die teilweise freien Staaten sind Albanien, 
Kolumbien, Komoren, Ecuador, Honduras, Liba-
non, Malawi, Malediven, Moldawien, Mosam-
bik, Niger und Jemen. Als elektorale Demokratien 
gelten davon Albanien, Kolumbien, Ecuador, 
Honduras, Malawi, Moldawien, Mosambik und 
Niger.
4 Autoritäre Regime lassen sich mit Juan Linz 
(2000, S. 159) folgendermaßen beschreiben: Sie 
zeichnen sich nach Linz aus durch limitierten und 
nicht verantwortlichen politischen Pluralismus oh-
ne eine ausgearbeitete und handlungsleitende 
Ideologie, aber durchaus ausgeprägte Mentali-
täten, den Mangel an allgemeiner politischer 
Mobilisierung (also durch weitgehende Demobi-
lisierung) der Gesellschaft und eine extreme 
Machtkonzentration auf eine Person oder Grup-
pe, welche Macht innerhalb von formal ungenau 
bestimmten, aber durchaus vorhersehbaren, 
Schranken ausübt. Die Definition „nicht frei“ bei 
Freedom House orientiert sich an der Definition 
autoritärer politischer Systeme bei Linz und kann 
daher als „proxy“ oder Näherungswert für die 
Anzahl autoritärer politischer Systeme dienen. 
5 Während in Russland das heute weitestge-
hend etablierte Einparteiensystem auf historische 
Vorbilder rekurrieren kann, knüpft die Entmach-
tung der Parteien in Venezuela an eine extreme 
Antiparteieneinstellung und die ohnehin schon 
fortgeschrittene Erosion des Parteiensystems an 
und setzt eher auf eine Volksbewegung denn die 
Errichtung eines Einparteiensystems.
6 Dumawahlen 2007: Wahlbeteiligung (% Eini-
ges Russland): Tschetschenien 99,46%, (99,36%), 
Inguschetien 98,35% (98,72%), Kabardino-Bal-
karien 96,68% (96,12%), Dagestan 91,74% 
(89,23%), Stadt Moskau 55,12% (53,95%), St. Pe-
tersburg 51,47% (51,47%).
7 Strafgesetzbuch, Gazette Nr. 494, Artikel 
148; http://www.mintra.gov.ve/legal/codigos/
penaldevenezuela.html
8 Mit anderen Worten ist die Problematik der 
sozialen Erwünschtheit in politischen Meinungs-
umfragen in autoritären politischen Systemen 
potenziert und führt zu einer systematischen Ver-
fälschung aller Ergebnisse.
9 Dass die Ergebnisse der Wahlen nicht zu 
stark von den Umfragen abweichen, dürfte in ers-
ter Linie dem „electoral engineering“ geschuldet 
sein, das auf föderaler Ebene zu einer Anglei-
chung führt. Betrachtet man die Ergebnisse und 
die Wahlbeteiligung etwa in St. Petersburg oder 
Moskau, so sind diese ein Indikator für die Inter-
essen der Bürger.
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WAHLSYSTEME HABEN POLITISCHE KONSEQUENZEN

Wahlsysteme
Gilg Seeber

Wahlsysteme haben 
weitreichende Folgen

Bei den letzten Wahlen zum britischen 
Unterhaus im Jahre 2005 erhielt die La-
bour Party mit 35,2 Prozent der Stim-
men 356 Mandate – mit 55,1 Prozent 
der insgesamt 646 Sitze ist dies eine 
absolute parlamentarische Mehrheit 
für Labour. Die mit 32,4 Prozent zweit-
stärkste Conservative Party erlangte 
30,7 Prozent der Sitze, gefolgt von den 
Liberal Democrats mit 22,0 Prozent der 
Stimmen und 9,6 Prozent der Mandate 
(Butler/Kavanagh 2005, S. 204). Die 
auffallende Diskrepanz zwischen Stim-
men- und Mandatsverteilung ist Folge 
des britischen Wahlsystems, das in Ein-
erwahlkreisen der Kandidatin bzw. 
dem Kandidaten mit der größten Zahl 
an Stimmen das Mandat zuteilt. Dieses 
System begünstigt große Parteien mit 
regional breit gestreuter Unterstüt-
zung. In den 16 Wahlen von 1945 bis 
2001 gewannen entweder Labour oder 
die Conservatives – mit nur zwei Aus-
nahmen 1950 und Februar 1974 – aus-

reichende parlamentarische Mehrhei-
ten für die Bildung einer stabilen, d.h. 
die gesamte Periode amtierenden Re-
gierung (Budge/Crewe/McKay/New-
ton 2004, S. 370). 
Deutlich geringere Diskrepanzen sind 
in Deutschland zu beobachten. Bei der 
Bundestagswahl 2005 betrug die ma-
ximale Differenz zwei Prozentpunkte 
(für die SPD). Keine der Parteien konnte 
eine absolute Mehrheit im Parlament 
erreichen, die Bildung einer Regierung 
aus CDU/CSU und SPD war die Konse-
quenz. Tatsächlich stellen Koalitionsre-
gierungen in Deutschland die übliche 
Regierungsform dar, seit 1945 gab es 
keine Einparteienregierung (Saalfeld 
2005, S. 216).
Die beiden Beispiele deuten darauf 
hin, dass die auf den ersten Blick rein 
technische Angelegenheit der Wahl-
arithmetik weitgehende politische Kon-
sequenzen mit sich bringt.
Dieser Aufsatz beschäftigt sich mit 
Wahlsystemen, also jenem Teil des 
Wahlrechts, der regelt, innerhalb wel-
cher geografischer Einheiten Stimmen 
in Mandate umgewandelt werden, in 
welcher Form Stimmen abzugeben sind 
und nach welcher Methode Stimmen 
gezählt und verrechnet werden. Weil 
mit der Zuweisung von Mandaten Par-
teien oder Personen mit politischer 
Macht ausgestattet werden, die kon-
krete Ausgestaltung eines Wahlsys-
tems einzelne Akteure aber begünsti-
gen bzw. benachteiligen kann, das 

Wahlsystem darüber hinaus selbst auf-
grund bestimmter Machtkonstellatio-
nen festgelegt wird, bedarf es auch ei-
ner eingehenden politischen Analyse. 

Technische Elemente

Wahlkreis

Wahlkreise sind geografische Einhei-
ten, in denen Mandate zur Verteilung 
gelangen. In Großbritannien sind dies 
ebenso viele Distrikte (constituencies) 
wie Mandate zu vergeben sind. Auch 
in Deutschland wird das Gebiet der 
Bundesrepublik zunächst in 299 Wahl-
kreise eingeteilt, in denen die Direkt-
mandate vergeben werden. Zusätzlich 
wird aber auf der Ebene des gesamten 
Bundesgebietes die Zahl der den Par-
teien insgesamt zustehenden Mandate 
ermittelt, die dann (abzüglich der Di-
rektmandate) auf der Ebene der Bun-
desländer zur Verteilung gelangen. 
Das deutsche System kann als Mehr-
ebenenwahlsystem bezeichnet werden 
(Schoen 2005, S. 576).
Wichtiges Charakteristikum eines 
Wahlkreises ist die Zahl der darin zu 
vergebenden Mandate. Gelangt nur 
ein Mandat zur Verteilung (Einerwahl-
kreis), kann nur ein Mehrheitswahlrecht 
zur Anwendung kommen, bei dem die 
relative oder absolute Stimmenmehr-
heit entscheidet. Das bedeutet für 
kleinere Parteien eine Hürde. Größe-

Der Beitrag von Gilg Seeber beschäftigt 
sich mit Wahlsystemen, d.h. dem Mecha-
nismus, der regelt, innerhalb welcher 
geografischer Einheiten Stimmen in 
Mandate umgewandelt werden, in wel-
cher Form Stimmen abzugeben sind und 
nach welcher Methode Stimmen gezählt 
und verrechnet werden. In Wahldemo-
kratien findet sich eine große Vielfalt 
von Wahlsystemen, die unterschiedliche 
normative Überlegungen (z.B. die Rolle 
des Wählerwillens) sowie politische Re-
präsentations- und Partizipationskultu-
ren widerspiegeln. In der je konkreten 
Ausgestaltung eines Wahlsystems spie-
len vier Elemente eine entscheidende 
Rolle: die Gestaltung der Wahlkreise, 
die Form der Kandidatur, die Stimmge-
bung und schließlich die Stimmverrech-
nung. Unterschiedliche Regelungen re-
sultieren aus den Kombinationen dieser 
vier Elemente – mit mehr oder weniger 
starken Auswirkungen auf die Wahlre-
sultate. Weil mit der Zuweisung von 
Mandaten Parteien oder Personen mit 
Macht ausgestattet werden, die konkre-
te Ausgestaltung eines Wahlsystems 
einzelne Akteure jedoch begünstigen 
oder benachteiligen kann, das Wahlsys-
tem zudem aufgrund bestimmter Macht-
konstellationen festgelegt wird, bedarf 
es einer eingehenden politischen Analy-
se. 

Tabelle 1: Stimm- und Mandatsverteilung Deutsche Bundestagswahl 2005

SPD CDU CSU B90/Grüne FDP Linke Gesamt

Stimmen 34,2 27,8 7,4 8,1 9,8 8,7 96,1
Mandate 36,2 29,3 7,5 8,3 9,9 8,8 100

Angaben in Prozent, Listen ohne Mandatsgewinn sind nicht angeführt
Quelle: Der Bundeswahlleiter

Tabelle 2: Mandatsverteilung in Ein- und Mehrpersonenwahlkreisen

Zahl der Mandate pro Wahlkreis 

Partei Stimmen 1 2 3 4 5 6 7 8 9

A 45% 1 1 2 2 3 3 4 4 4

B 35% 0 1 1 2 2 3 3 3 3

C 11% 0 0 0 0 0 0 0 1 1

D 9% 0 0 0 0 0 0 0 0 1

Verteilung nach relativer Mehrheit im Einerwahlkreis und dem (proportionalen) 
d‘Hondt-Verfahren in Mehrpersonenwahlkreisen
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lung des Mandats im Einerwahlkreis 
die absolute Stimmenmehrheit. Dies 
kann in einzelnen Wahlkreisen einen 
zweiten Wahlgang erforderlich ma-
chen, bei dem entweder die beiden 
stimmenstärksten Bewerber aus dem 
ersten Wahlgang wiederum die abso-
lute Mehrheit benötigen (wie z.B. bei 
der österreichischen Bundespräsiden-
tenwahl) oder die Kandidatinnen bzw. 
Kandidaten mit einem Mindeststim-
menanteil nun die relative Stimmen-
mehrheit erreichen müssen. Die Wah-
len zur Französischen Nationalver-
sammlung sind ein Beispiel für die 
zweite Regelung: Kandidatinnen bzw. 
Kandidaten mit mindestens einem Ach-
tel an Stimmen sind für den zweiten 
Wahlgang zugelassen, bei dem die re-
lative Mehrheit über die Vergabe des 
Sitzes entscheidet. Tatsächlich stellen 
sich in der zweiten Runde nach infor-
mellen Koalitionsabsprachen nur die 
aussichtsreichsten Kandidatinnen und 
Kandidaten der Links- bzw. Rechtspar-
teien der Wahl. Australien praktiziert 
mit der alternative vote eine bemerkens-
werte Variante, bei der durch Berück-
sichtigung von Zweit- und Drit tpräfe-
renzen die Durchführung eines zweiten 
Wahlgangs nicht notwendig wird. 
Auch diese Regeln wirken mehrheitsför-
dernd, wenn auch – im Vergleich zur 
relativen Mehrheitswahl – auf subtilere 
und nicht nur rechnerische Weise.
Eine fast unüberschaubare Zahl an Va-
rianten von Stimmverrechnungsverfah-
ren gibt es in Verhältniswahlsystemen. 
Die am häufigsten verwendeten Ver-
fahren lassen sich zwei Klassen zuord-
nen: Divisorenverfahren und Quoten-
verfahren.
Bei den Höchstzahl- oder Divisorenver-
fahren werden durch Divisionen Zah-
lenreihen erstellt und die Mandatsver-
teilung erfolgt über die größten in den 
Reihen vorzufindenden Zahlen. Das 
bei den österreichischen Nationalrats-
wahlen (im drit ten Ermittlungsverfah-
ren mit dem gesamten Bundesgebiet 
als einzigem Wahlkreis) eingesetzte 
d’Hondtsche Verfahren ist ein Beispiel 
dafür. Die Zahlenreihen werden dabei 
so gebildet, dass die Stimmen der Par-
teien fortlaufend durch 2, durch 3 usw. 
dividiert werden. Je nachdem, in wel-
chen Zahlenreihen die größten Zahlen 
auftreten, gelangen die Mandate zur 
Verteilung.
Wahlzahl- oder Quotenverfahren bil-
den im ersten Schrit t eine Wahlzahl 
und berechnen, wie oft die Wahlzahl in 
den Stimmenzahlen der Parteien ent-
halten ist. In der Regel können auf die-

re Mehrpersonenwahlkreise erleich-
tern, wie Tabelle 2 zeigt, das Erreichen 
von Proportionalität von Stimmen- und 
Mandatsverteilung und senkt den zum 
Erreichen eines Mandates notwendi-
gen Stimmenanteil.
Ein machtpolitisch heikles Problem stellt 
die Grenzziehung insbesondere für 
Wahlkreise mit wenigen zu vergeben-
den Mandaten dar. Einerseits kann 
durch die Definition von Wahlkreisen 
die Repräsentation von Minderheiten 
sichergestellt oder erleichtert werden, 
auf der anderen Seite vermögen Partei-
en durch für sie vorteilhafte Grenzzie-
hungen ihre Hochburgen abzusichern. 
In Deutschland schreibt das Bundes-
wahlgesetz annähernd gleich große, 
zusammenhängende Wahlkreise vor, 
die sich nicht über Landesgrenzen hin-
weg erstrecken dürfen. Bei zu großen 
Unterschieden in den jeweiligen Bevöl-
kerungszahlen hat eine Neueinteilung 
zu erfolgen.

Kandidaturform

Dieser Aspekt bezieht sich auf die Art 
und Weise, wie die zur Wahl stehen-
den Optionen präsentiert werden. 
Liegt eine Aufzählung von Kandidatin-
nen und Kandidaten vor, aus der eine 
oder mehrere Personen auszuwählen 
sind, spricht man von einer Einzelkandi-
datur, werden mehrere Bewerberinnen 
und Bewerber zu einer gemeinsamen 
Liste zusammengefasst, von einer Lis-
tenkandidatur. Bei letzterer ist zu diffe-
renzieren zwischen starren Listen, lose 
gebundenen Listen und freien Listen. 
Starre Listen erlauben nur die Wahl ei-
ner Partei, ohne Einfluss auf die Aus-
wahl der Kandidaten nehmen zu kön-
nen. Lose gebundene Listen sehen die 
Wahl einer Partei vor, erlauben aber 
auch die Auswahl von Namen auf der 
entsprechenden Parteiliste. Freie Listen 
ermöglichen es den Wählerinnen und 
Wählern, über Parteigrenzen hinweg 
Kandidatinnen und Kandidaten zu 
wählen.
Durch Einzelkandidatur, lose gebunde-
ne und freie Listen erhalten die gewähl-
ten Mandatsträger ein gewisses Maß 
an persönlicher Legitimation, die deren 
Abhängigkeit von ihrer Partei mildert. 
Innerparteilicher Wettbewerb wird da-
durch gefördert.
Das deutsche Bundestagswahlsystem 
sieht eine Kombination von Einzelkan-
didatur (Erststimme) und starrer Liste 
(Zweitstimme) vor.

Stimmgebung

Dieses Element des Wahlsystems re-
gelt, wie die Stimme oder die Stimmen 
abgeben werden können. Dazu zählen 
auch die im Wahlrecht zu regelnden 

Fragen der Gestaltung des Stimmzet-
tels, der Verwendung von elektroni-
schen Wahlmaschinen (E-Voting), von 
Regelungen zur Briefwahl oder dem 
Wählen über das Internet.
Die Liste der denkbaren und praktizier-
ten Verfahren der Stimmabgabe ist 
lang. Wählerinnen und Wähler können 
etwa mit einer Stimme Präferenz für ei-
ne Kandidatin bzw. einen Kandidaten 
zum Ausdruck bringen (Präferenzstimm-
gebung), mit mehreren Stimmen Präfe-
renzen für Kandidaten äußern (Mehr-
stimmgebung), sie können Zweit-, Drit t-, 
usw. -präferenzen angeben (Alternativ-
stimmgebung), über eine Stimme für ei-
ne Kandidatin/einen Kandidaten und 
eine zweite Stimme für eine Partei ver-
fügen (Zweistimmensystem). Dies ist 
noch keine vollständige Liste aller ein-
gesetzten Verfahren. Komplexere Ver-
fahren der Stimmgebung verlangen 
von den Wählerinnen und Wählern 
nicht nur inhaltliches politisches Wis-
sen, sondern auch ein Mehr an wahl-
technischen Kenntnissen.
Bei der Wahl zum Deutschen Bundes-
tag verfügt jede Wählerin/jeder Wäh-
ler über zwei Stimmen, einer Erststimme 
für die Wahl eines Wahlkreisabgeord-
neten (Direktmandat) und einer Zweit-
stimme für eine Partei auf der Landes-
liste. Briefwahl ist auf Antrag möglich. 
Die Verwendung von elektronischen 
Wahlmaschinen erachtet das Bundes-
verfassungsgericht in einem Urteil vom 
März 2009 als verfassungswidrig.

Stimmverrechnung

Die Formeln, nach denen Stimmen in 
Mandate umgerechnet werden, stellen 
ein gleichermaßen politisch bedeuten-
des wie mathematisch komplexes Ele-
ment von Wahlsystemen dar. Relativ 
kleine Änderungen in einzelnen Para-
metern der Berechnungsverfahren kön-
nen z.B. bewirken, dass ein ursprüng-
lich proportionales Verfahren größere 
Parteien bevorzugt – wie überhaupt 
zwischen Struktur der Formel und deren 
Effekt zu unterscheiden ist.
Nach der Struktur der Formel unter-
scheidet man zwischen Mehrheits- und 
Verhältniswahl. Bei ersterer werden 
Mandate an Kandidatinnen bzw. Kan-
didaten mit einer Stimmenmehrheit im 
Wahlkreis vergeben, letztere verteilt 
die Sitze gemäß Stimmenanteilen.
Eine Variante der Mehrheitswahl ist die 
relative Mehrheitswahl, bei der in ei-
nem Wahlgang der Kandidat/die Kan-
didatin mit der relativen Stimmenmehr-
heit im Einerwahlkreis den Sitz erhält 
(first past the post). Diese Entscheidungs-
regel wirkt, wie das britische Beispiel 
demonstriert, stark mehrheitsfördernd. 
Eine andere Variante, die absolute 
Mehrheitswahl, verlangt für die Zutei-
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und die nicht verteilten Restmandate 
nach einer anderen Regel zugeordnet 
werden. Ein Beispiel dafür ist das Ha-
re-Niemeyer Verfahren, bei dem die 
Quote für jede Partei als Verhältnis des 
Produktes von Parteienstimmen und zu 
verteilenden Mandaten zur Gesamt-
stimmenzahl berechnet wird. In einem 
ersten Schrit te erhält jede Partei die 
abgerundete Quote als Mandate zu-
geordnet. Die verbleibenden Restman-
date werden nach der Größe der 
Nachkommastellen der Quoten verge-
ben. Dieses Verfahren wird in Deutsch-
land für die Berechnung der Mandate 
aus den Zweitstimmen verwendet.
Sperrklauseln können Parteien von der 
Teilnahme an der Mandatsvergabe 
ausschließen. Bei der Vergabe von 
Mandaten nach den Zweitstimmen 
nehmen in Deutschland mit Ausnahme 
der Parteien nationaler Minderheiten 
nur jene Listen teil, die bundesweit min-
destens fünf Prozent der Zweitstimmen 
oder mindestens drei Direktmandate 
erreicht haben.

Typen von Wahlsystemen

Die eben besprochenen technischen 
Elemente lassen sich auf vielfältige Wei-
se zu einem Wahlsystem kombinieren. 
In einer breit angelegten, vergleichen-
den Studie findet Matt Golder (2005) 
insgesamt 261 unterschiedliche Wahl-

systeme. Dementsprechend schwierig 
stellt sich der Versuch einer Klassifi-
kation in wenige Typen von Wahlsys-
temen dar, was sich auch darin zeigt, 
dass sich in der wissenschaftlichen Li-
teratur kein Klassifikationsschema als 
„Standard“ durchgesetzt hat. Tabelle 
3 benennt schematisch die Einteilung 
nach Dieter Nohlen, die sich stark an 
der Wirkung des Wahlsystems orien-
tiert. Für eine detaillier te Erörtertung 
sei auf Nohlen (2007) und für eine Zu-
sammenfassung auf Sieglinde Rosen-
berger/Gilg Seeber (2008) verwiesen.
Das deutsche Bundestagswahlsystem 
zählt nach dieser Klassifikation zur per-
sonalisierten Verhältniswahl mit Sperr-
klausel – in anderer Terminologie wird 
es auch ein gemischtes System ge-
nannt. In 299 Wahlkreisen wird mit der 
Erststimme mit relativer Mehrheit die/
der Wahlkreisabgeordnete gewählt. 
Die Zweitstimme entscheidet nach ei-
nem weiter oben beschriebenen Ver-
fahren darüber, wie viele Mandatsträ-
ger eine Partei insgesamt in den 598 
Sitze umfassenden Bundestag entsen-
det. Stimmen-Split ting kann dazu füh-
ren, dass eine Partei in einem Bundes-
land über die Zweitstimmen weniger 
Mandate zugeteilt bekommt als diese 
Direktmandate erreicht. Diese Über-
hangmandate bleiben den Parteien er-
halten (siehe Tabelle 4). 
Durch die Vergabe von Übergangman-
daten entsteht in dem sonst sehr pro-
portionalen System eine gewisse Dis-

krepanz zwischen Zweitstimmen- und 
Mandatsverteilung. Davon profitieren 
generell die großen Parteien. Dass 
über die Erststimme ein starkes Element 
der Personalisierung in das Wahlsys-
tem eingeführt wird, veranschaulicht 
das Ergebnis der Bundestagswahl 
2005 im Wahlkreis Berlin-Friedrichs-
hain – Kreuzberg – Prenzlauer Berg 
Ost, in dem die Grünen mit klarer rela-
tiver Mehrheit von 43,4 Prozent der 
Erststimmen (gefolgt von der SPD mit 
20,7 Prozent) ein Direktmandat erreich-
ten, während die SPD ebenso klar eine 
relative Mehrheit von 37,3 Prozent der 
Zweitstimmen erhielt (gefolgt von den 
Grünen mit 21,8 Prozent). In den Bun-
destag direkt gewählt wurde Hans-
Christian Ströbele, Bündnis 90/Die 
Grünen.

Wahlsysteme als Charakteristika 
politischer Systeme

In seiner bahnbrechenden, 36 langjäh-
rige liberale Demokratien vergleichen-
den Studie „Patterns of Democracy“ 
stellt Arend Lijphart (1999) einen auf-
fallenden Zusammenhang zwischen 
dem Wahlsystem und vier weiteren 
Charakteristika des politischen Sys-
tems fest, bezüglich derer sich die Ide-
altypen Westminsterdemokratie (oder 
Konkurrenzdemokratie) und Konsensus-
demokratie wesentlich unterscheiden 
(siehe Tabelle 5). 
Keine liberale Demokratie lässt sich ex-
akt einem der beiden Idealtypen zuord-
nen, dennoch sind gewisse Muster zu 
erkennen. In überwiegend konkurrenz-
demokratisch verfassten politischen 
Systemen, wie z.B. Großbritannien, 
werden mehrheitsfördernde Wahlsys-
teme eingesetzt, eine einzelne Partei 
hält tendenziell die absolute Mehrheit 
im Parlament, diese stellt die Regierung 
und verfügt über weitgehende Defini-
tions- und Entscheidungsmacht in der 
Politikgestaltung. Das Parteiensystem 
ist charakterisiert durch zwei größere 
Parteien oder Blöcke von Parteien. Dem-
gegenüber zielen Konsensusdemokrati-
en auf Machtteilung. Deren Wahlsyste-
me suchen große Disproportionalitäten 
im Wahlsystem zu vermeiden, an der 
Bildung von Regierungen müssen sich in 
der Regel mehrere Parteien beteiligen.
Für den Beobachtungszeitraum von 
1945 bis 1996 weist Lijphart für die 36 
analysierten Staaten eine moderate 
negative Korrelation zwischen der Dis-
proportionalität des Wahlsystems und 
der (effektiven1) Zahl der im Parlament 
vertretenen Parteien nach, d.h. je stär-
ker mehrheitsfördernd das Wahlsystem 
eines politischen Systems ist, desto klei-
ner ist tendenziell die (effektive) Zahl 
der Parlamentsparteien. Der französi-

Tabelle 3: Typen von Wahlsystemen

Mehrheitswahlsysteme

Relative Mehrheitswahl in Einerwahlkreisen
Absolute Mehrheitswahl in Einerwahlkreisen
Mehrheitswahl mit Minderheitenvertretung
Verhältniswahl in kleinen Wahlkreisen
Mehrheitswahl mit proportionaler Zusatzliste

Verhältniswahlsysteme

Verhältniswahl in Mehrpersonenwahlkreisen
Kompensatorische Mehrheitswahl mit Sperrklausel
Personalisierte Verhältniswahl mit Sperrklausel

Übertragbare Einzelstimmgebung

Reine Verhältniswahl
Zusammengestellt nach Nohlen (2007)

Tabelle 4: Mandatsverteilung Bundestagswahl 2005

SPD CDU CSU Grüne FDP Die Linke Summe

Sitze nach 
Zweitstimmen 213 173 46 51 61 54 598

Wahlkreis- und 
Landeslistensitze 222 180 46 51 61 54 614

Überhang-
mandate 9 7 0 0 0 0 16

Quelle: Bundeswahlleiter

Wahlen.indd   136Wahlen.indd   136 01.07.09   11:4601.07.09   11:46



137

WAHLSYSTEME

sche Politikwissenschafter Maurice Du-
verger hat diesen Zusammenhang in 
der Mitte des letzten Jahrhunderts 
strenger gefasst. Demnach würden 
Mehrheitswahlsysteme Zweiparteien-
systeme begünstigen, Verhältniswahl-
systeme hingegen Vielparteiensyste-
me. Eine Begründung dafür liegt in der 
„Mechanik“ des Wahlsystems: Weil es 
für kleinere Parteien schwieriger ist, Sit-
ze zu erhalten, sind diese auch mit we-
niger Mandaten im Parlament vertre-
ten. Eine zweite Begründung verwen-
det ein psychologisches Argument: 
Wählerinnen und Wähler erkennen die 
geringeren Chancen kleiner Parteien, 
Mandate zu erlangen, deshalb tendie-
ren sie zur Wahl größerer Parteien, um 
ihre Stimme nicht zu vergeuden. Duver-
ger unterstellt damit einen einseitigen 
Wirkungszusammenhang, der in der Li-
teratur nicht ohne Widerspruch blieb, 
übersieht er doch die Tatsache, dass 
Wahlsysteme von herrschenden politi-
schen Eliten eingesetzt werden und da-
mit ein kausaler Zusammenhang in die 
entgegengesetzte Richtung ebenso be-

Tabelle 5: Fünf Charakteristika von politischen Systemen2

Westminsterdemokratie Konsensusdemokratie

Exekutivmacht
konzentriert in den Händen 
einer allein regierenden 
Mehrheitspartei

aufgeteilt auf eine 
Mehrparteienkoalition

Kräfteverhältnis 
Legislative/Exekutive

Dominanz der Exekutive 
gegenüber der Legislative

(in-)formelles Gleich-
gewicht zwischen Exe-
kutive und Legislative

Parteiensystem Zweiparteiensystem Vielparteiensystem

Wahlsystem Mehrheitswahl Verhältniswahl

Interessens-
gruppensystem

pluralistisch koordiniert und 
korporatistisch

Zusammengestellt nach Lijphart (1999) und Schmidt (2000)

steht. Josep P. Colomer (2005) erbringt 
den empirischen Nachweis dafür, dass 
der umgekehrte Wirkungszusammen-
hang ebenso zu argumentieren ist.

Repräsentationsprinzipien

Durch Wahlen werden in repräsentati-
ven Demokratien politische Akteure 
(Parlamentarierinnen, Parlamentarier, 
Regierungen) bestimmt und legitimiert, 
um politische Agenden stellvertretend 
für die Bürgerinnen und Bürger zu über-
nehmen. Verhältniswahlsystem und 
Mehrheitswahlsystem korrespondieren 
dabei mit zwei unterschiedlichen Ideal-
typen von Repräsentation oder Stell-
vertretung.
Die eine idealtypische Vorstellung sieht 
im Parlament einen Mikrokosmos, der 
ein möglichst getreues soziologisches 
Abbild der Bevölkerung darstellen soll, 
im dem alle relevanten gesellschaftli-
chen Gruppierungen und Interessen re-
präsentiert sind. Die Aufgabe der Ab-
geordneten besteht nach dieser Kon-
zeption darin, stellvertretend und im 
Namen der Bevölkerung die politische 
Agenda zu verhandeln und Entschei-
dungen herbeizuführen. Die Herstel-
lung des Mikrokosmos und damit fairer 
Repräsentation erreicht man am ehes-
ten, wenn im Stimmverrechnungsver-
fahren jede Stimme mit dem gleichen 
Gewicht berücksichtigt wird, also die 
gleiche Chance hat, in Mandate umge-
wandelt zu werden. Dem entspricht am 
besten die reine Verhältniswahl.
Zum System der Mehrheitswahl korres-
pondiert die Vorstellung von einem Par-
lament, das eine politische Agenda im 
Auftrag der Bürgerinnen und Bürger 
umsetzt. Aufgabe des Wahlsystems 
nach dieser Konzeption ist es, für ein 
von der (relativen) Mehrheit gewünsch-
tes (Wahl-)Programm die parlamentari-
sche Mehrheit herzustellen – und in der 
Folge eine dem Programm verpflichtete 

Regierung zu installieren. Auf diese 
Weise wird es Bürgerinnen und Bür-
gern ermöglicht, Verantwortung für po-
litische Entscheidungen klar zuzuord-
nen und das Verhalten der Entschei-
dungsträger (bei der nächsten Wahl) 
zu sanktionieren. 

Reformbestrebungen

Debatten um bestehende Wahlsyste-
me werden in allen Wahldemokratien 
praktisch permanent geführt. Dies 
schon deshalb, weil es kein „bestes“ 
System gibt. In der Theorie stehen sich 
die beiden geschilderten Repräsentati-
onsprinzipien gegenüber, das eine 
mehr der Fairness verpflichtet, das an-
dere Effizienzkriterien in den Vorder-
grund rückend. Beide Kriterien lassen 
sich nicht gleichzeitig implementieren, 
auch Kompromissvarianten bauen auf 
einem der Idealtypen auf und versu-
chen Elemente des anderen Typs mit 
einzubeziehen. Dies erzeugt ein Span-
nungsfeld zwischen real existierendem 
Wahlsystem und Idealvorstellungen.
Golder (2005, S. 114 ff) weist in seiner 
umfassenden Untersuchung der Ent-
wicklung der Wahlsysteme seit 1945 
einen Trend zu komplexeren Mehrebe-
nensystemen und gemischten Systemen 
nach, in ihrer großen Mehrheit Wahl-
systeme mit proportionalem Charakter. 
In den postkommunistischen Staaten 
Osteuropas wurden im Untersuchungs-
zeitraum gut drei Viertel der Wahlen 
nach einem dieser Systeme durchge-
führt (siehe dazu auch Nohlen 2007 S. 
234 ff). Verhältniswahlsysteme wurden 
kaum durch Mehrheitswahlsysteme er-
setzt, umgekehrt jedoch schon. Das 
prominenteste Beispiel stellt Neusee-
land dar, das 1996 von der relativen 
Mehrheitswahl zu einer personalisier-
ten Verhältniswahl wechselte.
Mit knapper werdenden relativen 
Mehrheiten und daraus folgenden 
Schwierigkeiten bei der Bildung sta-
biler Regierungskoalitionen werden in 
europäischen Ländern Stimmen nach 
einer Reform des Verhältniswahlrechts 
laut. In Deutschland plädiert etwa 
Gerd Strohmeier (2007) für ein ge-
mäßigtes Mehrheitswahlrecht, einer 
Mehrheitswahl mit proportionaler Zu-
satzliste, die sicherstellen soll, dass 
Einparteienregierungen entstehen kön-
nen, Koalitionsregierungen nicht ge-
bildet werden müssen, kleine Parteien 
aber weiter parlamentarisch vertreten 
wären. Ähnliche Intentionen verfolgt 
Klaus Poier (2001), der in seinem Vor-

Prof. Dr. Gilg Seeber, Universitätspro-
fessor für Statistik am Institut für Po-
litikwissenschaft der Universität Inns-
bruck; Forschungsschwerpunkte in 
den Bereichen statistische Modellie-
rung, Öffentliche Meinung, Wahlen, 
Politische Partizipation. 
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Mehrheitswahlrecht der stimmenstärks-
ten Partei die um eins erhöhte Hälfte 
der Mandate zuteilt, alle übrigen Man-
date unter Anwendung einer Sperr-
klausel nach dem Stimmenverhältnis 
auf die anderen Parteien verteilt. Am 
weitesten fortgeschrit ten sind derarti-
ge Reformbestrebungen in Italien, das 
in Abgeordnetenkammer und Senat Zu-
satzmandate für den stimmenstärksten 
Parteienblock vorsieht, ohne aber eine 
absolute Mehrheit in beiden Kammern 
zu garantieren. Ein Referendum zur 
Stärkung dieses mehrheitsbildenden 
Elements ist unlängst mangels ausrei-
chender Wahlbeteiligung gescheitert.
Reformbedarf gibt es in Deutschland 
nach zwei Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichtes. Im Juli 2007 erkannte 
das Gericht eine Klausel im Zusam-
menhang mit den Überhangmanda-
ten, die zu einer Einbuße an Mandaten 
trotz Stimmengewinnen führen kann, für 
verfassungswidrig. Eine entsprechen-
de Wahlrechtsänderung hat bis Mitte 
2011 zu erfolgen. Obwohl es sich auf 
den ersten Blick um eine reparierbare 
technische Anomalie handelt, ist das 
Problem wegen damit verbundener 

grundsätzlicher Fragen schwieriger zu 
lösen (und wurde bis dato nicht gelöst).
In einem zweiten Urteil vom März 2009 
wurde gegen die Zulässigkeit der Ver-
wendung von Wahlcomputern bei der 
Bundestagswahl 2005 entschieden. 
Das Gericht sah den Grundsatz der 
Öffentlichkeit der Wahl als verletzt 
an, weil Bürgerinnen und Bürgern die 
Möglichkeit genommen wird, im Wahl-
lokal die Stimmenauszählung nachzu-
vollziehen.
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ANMERKUNGEN

1 Die effektive Zahl der Parteien berücksichtigt 
nicht nur deren Anzahl sondern auch das Grö-
ßenverhältnis der Parteien.
2 Angeführt sind die fünf relativ hoch korrelier-
ten Variablen der Exekutive-Parteien-Dimension. 
Lijphart (1999) führt fünf weitere Variablen der 
Föderalismus-Unitarismus-Dimension an.
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Was ist spannender…?

Hans-Peter Schwarz:
Phantastische Wirklichkeit. 
Das 20. Jahrhundert im Spiegel 
des Polit-Thrillers.
Deutsche Verlags-Anstalt, München 2006.
352 Seiten, 22,90 Euro

Um ihr Ansehen bemühte Intellektuelle 
sollen ja bekanntlich – so ein gängiges 
Vorurteil – nur im Urlaub und an frem-
den Gestaden zur verschmähten Gat-
tung der Kriminalromane und Polit thril-
ler greifen. Gilt doch gemeinhin, dass 
Literatur und Politik einer je anderen Ei-
genlogik folgen. Politik hat es mit der 
(harten) Realität und mit Fakten zu tun. 
Literatur hingegen ist Fiktion, in der 
Sphäre des Erdichteten angesiedelt 
und bereichert den schnöden Alltag 
mit schöngeistigem Genuss oder blo-
ßer Unterhaltung. Dass es trotzdem 
reichhaltige Wechselbeziehungen zwi-
schen politischer Realität und Fiktion 
gibt, belegt Hans-Peter Schwarz ein-
drucksvoll in dem vorliegenden Buch, 
mit dem er eine Lanze für den Polit-
Thriller bricht. Hans-Peter Schwarz ist 
u. a. Verfasser der zweibändigen gro-
ßen Adenauer-Biographie und porträ-
tiert in dem 1998 erschienenen opulen-
ten Band „Das Gesicht des Jahrhun-
derts“ herausragende politische Per-
sönlichkeiten und – so der Untertitel 
des Buches – Monster, Retter und Me-
diokritäten, die das 20. Jahrhundert 
entscheidend geprägt haben. Dass 
Schwarz auch eine ausgeprägte Vor-
liebe für Belletristik hegt, belegt der 
Band „Phantastische Wirklichkeit“.
Das „Zeitalter der Extreme“ (Eric Hobs-
bawm) hält zahlreiche Stoffe bereit, 
aus dem Polit-Thriller ihre Spannung 
beziehen und ein breites Massenpubli-
kum in ihren Bann zu ziehen vermögen: 
Spionage, politische Intrigen, Geld-
gier, Hochverrat, ideologische Verblen-
dung, sexuelle Obsessionen der Mäch-
tigen, die Einsamkeit des gejagten und 
desillusionierten Agenten in „haar-
sträubenden Zeiten“ (Frederick For-
syth). Gut gemachte – und mithin gut 
recherchierte – Polit-Thriller machen 
zentrale zeitkritische Themen (be)greif-
bar und sind letztlich eine Fortentwick-
lung des klassischen Abenteuer- und 
Kriminalromans „im düsteren Stil des 
20. Jahrhunderts“ (S. 8). Indem die Zeit-
geschichte selbst ein tieferes Bewe-
gungsgesetz dieses Genres ist, sind 
Polit-Thriller stets ein Spiegel der Mo-
derne. Sie thematisieren Zeitsignaturen 
und sind somit auch ein Indikator für je-
weils vorherrschende (kollektive) Ängs-
te und Abneigungen. 

Den Auftakt der chronologischen Ab-
folge bilden Erskine Childers (1870–
1922) und John Buchan (1875–1940), 
deren viel gelesene Agentenromane 
bereits charakteristische Grundmuster 
des Genres erkennen lassen. Während 
Erskine Childers, vom patriotischen Ei-
fer jener Zeit beseelt, in seinem 1903 
erschienenen „Rätsel der Sandbank“ – 
das nach der Veröffentlichung eine 
starke politische Wirkung entfaltete – 
eine Warnung vor Deutschland als 
dem „künftigen Rivalen auf See“ propa-
giert, zur Wachsamkeit vor feindlichen 
Anschlägen aufruft und die „Dummköp-
fe von Staatsmännern“ anprangert, 
spiegelt sich in den Büchern von John 
Buchan, der wie viele seiner Generati-
on das „Empire als eine Art Abenteuer-
spielplatz“ (S. 36) erlebte, der Erste 
Weltkrieg und die Zwischenkriegszeit 
wider. Seinen mit über einer Million Ex-
emplaren verkauften erfolgreichsten 
Spionageroman „Die neununddreißig 
Stufen“ hat Alfred Hitchcock im Jahre 
1935 – wenngleich sehr frei – verfilmt. 
Die erfolgreichen Autoren Eric Ambler 
(1909–1998) und Graham Greene 
(1904–1991) schließen sich in der Folge 
an. Nicht nur die Jahrzehnte des Kalten 
Krieges, auch das sich längst abzeich-
nende Nord-Süd-Gefälle und die 
nachkolonialen Wirren in der Drit ten 
Welt geraten nunmehr in den Blickwin-
kel der schreibenden Zunft. Bei beiden 
Autoren taucht erstmals die Charakter-
figur des unpolitischen und zynischen 
Anti-Helden auf. Während im klassi-
schen Kriminalroman das staatliche 
Gewaltmonopol noch (halbwegs) in-
takt ist, wird dieses Fundament im Polit-
Thriller angegrif fen, gar von den Mäch-
tigen verraten und preisgegeben. Die 
skeptischen und zynischen Protagonis-
ten – wie sie wohl am überzeugendsten 
von John Le Carre (*1931) dargestellt 
wurden und werden – agieren ange-
sichts der an sie gestellten Herausfor-
derungen letztlich nur aufgrund ihrer 
moralischen Überzeugungen in den 
„Terrorwelten des 20. Jahrhunderts“ (S. 
61f.). Wie eng im Übrigen der Zusam-
menhang zwischen Politik und Fiktion 
ist, offenbart sich in der Biographie von 
Graham Greene, der nicht nur ein „lin-
ker Großschriftsteller und Thriller-
schreiber“, sondern auch IM „im Ge-
heimdienst Ihrer Majestät“ (S. 92f.) 
war. Hervorzuheben ist das literarische 
Porträt von Ian Fleming (1908–1964), 
der mit der hedonistischen Figur James 
Bond den allzeit Martini schlür fenden, 
der Damenwelt immerfort zugeneigten 
und allen irdischen Gefahren trotzen-
den „Snob als Superagent“ schuf. Die 
Thriller von Ian Fleming beruhen nicht 

zuletzt auf seinen Erfahrungen als 
Stabsoffizier der Navy Intelligence. Al-
lerdings bekam dem „kalten Krieger“ 
Fleming, dessen zumeist nachlässig 
konstruierte Thriller nur so von antikom-
munistischen und rassistischen Passa-
gen strotzen, das libertäre und sinnen-
frohe Leben weniger gut als seinem 
snobistischen Protagonisten Bond. Er 
starb elf Jahren nach der Veröffentli-
chung seines ersten Bond-Thrillers 
(1953) als körperliches Wrack; dies – 
so Hans-Peter Schwarz – „allerdings 
weniger vom Schreiben als aufgrund 
der Dreiheit von Alkohol, verbunden mit 
gutem Essen, Kettenrauchen und von 
sexuellem Hochleistungssport“ (S. 135). 
Mit John Le Carre, Frederick Forsyth 
(*1938), Robert Ludlum (1927–2001) 
und schließlich Tom Clancy (*1947) – 
um nur die wohl bekanntesten zu nen-
nen – werden in der zweiten Hälfte des 
Buches Autoren porträtiert, die mit ih-
ren Thrillern die Politik und das Zeitge-
schehen von den frühen 1970er Jahren 
bis in die Gegenwart hinein abdecken. 
Gemeinsam ist diesen Autoren, dass in 
ihren Büchern – wie es nach dem Zwei-
ten Weltkrieg Realität geworden ist – 
die USA als dominierende Weltmacht 
mitsamt ihren realen und erdichteten 
politischen Verwerfungen und All-
machtsphantasien im Mittelpunkt ste-
hen. So nimmt es nicht wunder, dass 
einige der Bücher ihren Stoff aus apo-
kalyptischen Tagträumen, atomaren 
und biochemischen Schreckensszenari-
en beziehen.
Das Buch bereitet nicht zuletzt deshalb 
einen besonderen Lektüregenuss, weil 
Hans-Peter Schwarz in geradezu es-
sayistischer Manier Einblicke in das 
politische oft gar nicht so „unbelastete“ 
Leben der Autoren gewährt. Die Bio-
graphien der Größen des Polit-Thril-
lers, ihre politischen und oftmals pro-
pagandistischen Intentionen sowie die 
zeitgeschichtlichen Entstehungsbedin-
gungen ihrer Bücher bieten reichlich 
Spannung und geizen nicht mit „Enthül-
lungen“. Zudem bietet das Buch ein un-
konventionelles „zeitgeschichtliches Di-
vertimento“, mit dem der Zeitgeist der 
Moderne auf eine andere, durchaus et-
was unkonventionelle Art er fasst wird.
Deutlich wird der Anspruch, dass die-
ses Buch auch unterhalten möchte und 
dabei eine nicht zu unterschätzende 
Serviceleistung zum informierten Ge-
nuss spannungsgeladener Bücher bie-
tet. (Die allermeisten der im Buch skiz-
zierten Polit-Thriller sind im Übrigen 
noch im Buchhandel erhältlich und er-
leichtern angesichts anstehender Som-
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mer- und Urlaubstage vielleicht – ganz 
im Sinne der Eingangsbemerkung – die 
Auswahl der Strandkorblektüre.) Wer 
eine eher „akademische Vorgehens-
weise“ bevorzugt, der mag – bevor er 
mit der Lektüre der einzelnen Kapitel 
beginnt, die jeweils einem Autor bzw. 
einer Autorin und deren literarischem 
Werk sowie Schaffen gewidmet sind – 
mit der abschließenden systematischen 
Erörterung (S. 280ff.) beginnen, die das 
20. Jahrhundert im Spiegel der Polit-
Thriller analysiert und dabei der Chro-
nologie folgt. Der Autor rät allerdings 
dazu, wie „der Wein-Papst Hugh John-
son vorzugehen, sich also von Wein-
berg zu Weinberg vorzuarbeiten und 
nicht gleich alles durcheinander zu trin-
ken“ (S. 15). Siegfried Frech

Geschichte der Stadt Mannheim

Ulrich Nieß/Michael Caroli (Hrsg.): 
Geschichte der Stadt Mannheim. 
Band 3: 1914-2007.
Heidelberg 2009. 760 Seiten mit zahlreichen, 
z. T. farbigen Abb., inkl. CD-ROM zur 
„Geschichte der Stadt Mannheim“, 39,90 Euro.

Keine Stadt leistet sich alle zehn oder 
zwanzig Jahre eine neue Stadtge-
schichte. Meist sind Stadtgeschichten 

Projekte zu Jubiläen und besonderen 
Anlässen, wenn die Bürgerinnen und 
Bürger sich gewissermaßen selbst ihr 
kollektives Gedächtnis in gedruckter 
Form schenken und sich damit ihrer 
selbst vergewissern. Das sinnstif ten-
de Potenzial einer Stadtgeschichte ist 
dann wohl auch am größten. Mit dem 
drit ten Band der „Geschichte der Stadt 
Mannheim“, der den Zeitraum vom Aus-
bruch des Ersten Weltkriegs bis in die 
jüngste Vergangenheit, bis zum Stadt-
jubiläum „Mannheim 2007“ abdeckt, 
haben die beiden Herausgeber Ulrich 
Nieß und Michael Caroli das beson-
dere Geschenk des Stadtarchivs abge-
schlossen. Auf über 2.200 Seiten haben 
zahlreiche Autoren und Autorinnen die 
400 Jahre seit der Stadtgründung zu 
Beginn des 17. Jahrhunderts beleuchtet 
und in lesefreundlicher und reich be-
bilderter Form dargestellt. Man kann 
es getrost sagen: Es dürfte nur weni-
ge Städte in Baden-Württemberg (und 
auch darüber hinaus) geben, die über 
eine so prächtige und profunde Stadt-
geschichte verfügen.
Auch der drit te Band hält, was seine 
zwei im Jahr 2007 erschienenen Vor-
gängerbände bereits versprochen ha-
ben: Auf 760 Seiten wird ein städtege-
schichtliches Panorama ausgebreitet, 
das dreierlei Ansprüchen gerecht wird: 
Erstens denen des berühmten „histori-
schen Laien“, für den solche Bücher ge-

schrieben sein sollten, der darauf ein 
gewisses Recht hat, wenn uns unsere 
historische Selbstvergewisserung mehr 
ist als nur akademische Nabelschau, 
und der solche Bücher auch kaufen 
soll. Nebenbei bemerkt: Mit dem für 
die prächtige Aufmachung günstigen 
Preis von 39,90 Euro dürfte fast garan-
tiert sein, dass sich viele Haushalte in 
Mannheim, in der Pfalz und darüber 
hinaus den Band auch tatsächlich an-
schaffen werden. Zweitens bietet das 
Buch aber auch denjenigen, die sich 
schon intensiver mit der Geschichte 
der „Quadratestadt“ beschäftigt ha-
ben, neue Einsichten, Perspektiven und 
Quellen. 
Drit tens schließlich ist das Buch so an-
gelegt, dass auch der „ortsfremde“ Le-
ser seinen Gewinn daraus ziehen kann. 
Denn immer wieder wird der Ansatz 
verfolgt, der einer der Grundzugän-
ge zum historischen Arbeiten ist – der 
Vergleich. Die Mannheimer Stadtge-
schichte wird so immer auch vor dem 
Hintergrund der Entwicklungen und 
Ereignisse auf Landes- und nationaler 
Ebene reflektiert. Die chronologische 
und thematische Gliederung des Ban-
des ist dabei anregend und immer auf 
der Höhe der modernen Forschung. 
Einzelne Persönlichkeiten der Stadt 
werden mit der nötigen kritischen Di-
stanz behandelt, ohne verherrlicht zu 
werden. Die graphische Gestaltung 

Kaum eine politische Ebene ist so 
nah an den Menschen wie die kom-
munale. Hier haben die Bürgerinnen 
und Bürger die meisten Beteiligungs-
möglichkeiten. Aber angesichts der 
stetig zunehmenden Aufgaben bei 
gleichzeitig knapper werdenden 
Finanzen, angesichts auch der euro-
papolitischen Verflechtungen und der 
globalisierten Wirtschaft wird Kom-
munalpolitik immer komplizierter.

Das „Handbuch Kommunalpolitik“ 
skizziert in kompakten, präzisen 
Analysen die zentralen Politikfelder 
auf kommunaler Ebene. Einschlägige 
Gesetzestexte und ein umfangreicher 

statistischer Teil machen das Hand-
buch zum praktischen Nachschlage-
werk.

5.– EUR (zzgl. Versandkosten) 
per Fax 0711.164099 77, 
über marketing@lpb.bwl.de oder
Webshop: www.lpb-bw.de/shop

Handbuch Kommunalpolitik
Siegfried Frech und Reinhold Weber (Hrsg.)
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und die Präsentation der üppigen Fo-
tos, Abbildungen und Plakate aus al-
len Politik- und Lebensbereichen sind 
ein zentrales Gestaltungsmerkmal des 
Bandes und eben nicht nur visuelles 
Beiwerk. Und als besonderes Bonbon 
gibt es für interessierte Leserinnen und 
Leser auch noch eine CD-ROM, auf der 
sich eine multimediale Stadtchronik mit 
über 25.000 elektronisch recherchier-
baren Einträgen sowie großformatige 
Karten und Pläne befinden. Kurzum: 
Ein gelungenes „Jahrhundertprojekt“, 
zu dem man der Stadt Mannheim nur 
gratulieren kann! Reinhold Weber

Theodor Heuss: 
Randfiguren der Geschichte

Theodor Heuss: 
Schattenbeschwörung. 
Randfiguren der Geschichte.
Eingeleitet und herausgegeben 
von Friedemann Schmoll.
Verlag Klöpfer und Meyer, Tübingen 2009.
222 Seiten, 14,00 Euro.

Mit der lobenswerten „kleinen Lan-
desbibliothek“, die auf insgesamt 25 
Bände angelegt ist, setzt der stets um 
„kritische Heimatkunde“ bemühte Tü-
binger Verlag Klöpfer und Meyer neue 
Akzente zu unvergessenen Klassikern 
und lädt ein zur Wieder- oder gar 
Neuentdeckung literarischer Schät-
ze aus dem Südwesten. Der deutsche 
Südwesten ist reich an Autorinnen und 
Autoren, die man nicht ohne „literari-
schen Schaden“ ignorieren kann, sowie 
literarischen Werken, von denen eine 
größere Auswahl in der „kleinen Lan-
desbibliothek“ präsentiert wird: Roma-
ne, Erzählungen, Gedichte, Essays und 
Briefe. Zudem sind Überblicksbände 
vorgesehen, so zu Reiseliteratur, zum 
Dialekt, zum Selbstverständnis der Ba-
dener und Schwaben, zum Thema Dorf 
und Stadt. 
Die ersten vier Bände der „kleinen Lan-
desbibliothek“ erschienen im Februar 
2009: „Die Räuber“ und „Der Verbre-
cher aus verlorener Ehre“ von Friedrich 
Schiller, „Kalendergeschichten“ von Jo-
hann Peter Hebel, „Erzählungen“ von 
Hermann Kurz und schließlich „Schat-
tenbeschwörung. Randfiguren der Ge-
schichte“ von Theodor Heuss.
Der vierte Band erinnert an eine Schaf-
fensperiode des Politikers und Publizis-
ten Theodor Heuss als „unfreiwillig frei-
er Journalist“ in „finsteren Zeiten“ – so 
Friedemann Schmoll in der konzisen und 
kompetenten Einleitung. Im kollektiven 
Gedächtnis der Deutschen ist der Na-
me des ersten Präsidenten ein Synonym 

für Toleranz und liberales Denken. Sei-
ne Weisheit, sein ausgleichendes We-
sen und seine Menschlichkeit brachten 
ihm die liebevolle Bezeichnung „Papa 
Heuss“. Als Schwabe bekannte er sich 
zu einer Heimat, zu deren Geschichte 
und Kultur. Nie verwunden hat Heuss 
freilich, dass er 1933 als Reichstags-
abgeordneter der Deutschen Demo-
kratischen Partei (DDP) – wenngleich 
widerwillig und nur aus Gründen der 
Parteiräson – dem Ermächtigungsge-
setz zustimmte, das den Weg in die 
Nazi-Diktatur ebnete. Auch Heuss wur-
de ein Opfer der Gleichschaltungs-
politik. Er verlor zunächst seine Do-
zentur an der Berliner Hochschule für 
Politik. Sodann wurde ihm im Juli 1933 
sein Reichstagsmandat entzogen. Ver-
bannt von der politischen Bühne blieb 
Heuss als Überlebensmittel nur noch 
sein journalistisches und publizisti-
sches Handwerk. Heuss verlegte sich 
in diesen Jahren auf historische und 
kulturelle Themen und veröffentlichte, 
nachdem die öffentliche Nennung sei-
nes Namens von den Nazis untersagt 
wurde, unter dem Pseudonym „Thomas 
Brackenheim“ – eine freundliche Hom-
mage an das schwäbische Oberamts-
städtchen, in dem Heuss geboren wur-
de. Von Politik und öffentlichen Ämtern 
ausgeschlossen und als Journalist mit 
einem Schreibverbot belegt, konzen-
trierte sich Heuss auf das Metier des 
Biographischen. Aus jener Zeit stam-
men u. a. die Friedrich Naumann-Bio-
graphie und die 1946 erschienene Ro-
bert Bosch-Biographie. 
Mit der „Frankfurter Zeitung“ entwi-
ckelte sich – nicht zuletzt durch die Für-
sprache von und Unterstützung durch 
seinen früheren Studienfreund Wilhelm 
Hauenstein – ein beständiges Mitar-
beiterverhältnis. Heuss schrieb für die 
Zeitungsbeilage „Bilder und Zeiten“ 
historische Gedenkaufsätze und bio-
graphische Skizzen, in denen er Indivi-
duen und deren Lebensläufe mit histori-
schen Zusammenhänge und Strukturen 
verwob. Heuss rückte in zahlreichen 
Aufsätzen „manch prominente, oft auch 
vergessene Figuren aus dem Halbdun-
kel, leuchtete sie mit wenigen Andeu-
tungen aus und machte über das Indi-
viduum hinaus die wichtigen Prozesse 
in Geschichte und Gesellschaft plau-
sibel“ (Friedemann Schmoll). In dem 
1947 erstmals erschienenen und nun-
mehr neu vorliegenden Band „Schat-
tenbeschwörung. Randfiguren der Ge-
schichte“ geht es mithin um gewiefte 
Quertreiber, Phantasten, Einzelgänger, 
Sonderlinge und Charakterköpfe. Die 
17 Einzelporträts sind – so Heuss in sei-
nem Vorwort aus dem Jahre 1947 vor-

nehm und zurückhaltend – „Kinder der 
publizistischen Laune, und sie wollen 
auch nicht wissenschaftlich genommen 
und gewertet werden“. In feinsinniger 
Manier wird beispielsweise der Le-
bensweg von Philipp Matthäus Hahn 
– dem „Pfarrer und Mechanikus“ (S. 
48ff.) – als eine „württembergische Se-
henswürdigkeit des 18. Jahrhunderts“ 
geschildert. Hahn erlangte weniger 
durch seine Theologie und Frömmigkeit 
Berühmtheit. Vielmehr waren es die 
von ihm erfundenen und in akribischer 
handwerklicher Kleinstarbeit erstell-
ten Uhren und Maschinen. Hahn ent-
wickelte „wunderbare Räderwerke mit 
Sekunden, Minuten, Tagen, Monden, 
Jahren, mit dem Weg der Planeten, mit 
der Ordnung der Fixsterne“ (S. 49) und 
diverse, genau arbeitende und auf Ex-
aktheit bedachte Rechenmaschinen. In 
der Person von Philipp Matthäus Hahn 
verbinden sich Pietismus und der Glau-
be an einen praktischen Rationalismus. 
Weitaus absonderlicher ist die bio-
graphische Skizze über das Leben des 
Hofrats Wolfgang von Kempelen (S. 
78ff.) , welcher 1770 den „künstlichen 
Menschen“ in Form eines Schach spie-
lenden Türken, der auf einen Kasten-
tisch montiert war, an verschiedenen 
Höfen vorführte und damit „halb Eu-
ropa und später auch die Neue Welt 
in eine neugierige Unruhe“ (S. 79) ver-
setzte. Der „mechanische Türke“, der 
regelkonform spielte und regelwidrige 
Züge mit einem Kopfschütteln quittier-
te, mit der „Präzision eines Automaten 
die Figuren in eckigen Bewegungen 
auf das richtige Feld brachte, pflegte 
ziemlich regelmäßig zu siegen“ (a. a. 
O.). Kempelen erlebte das Ende seines 
Täuschungsversuchs nicht mehr: Das 
höfische Vergnügen hat seine banale 
Erklärung allein in einem, im „Eingewei-
de“ der Maschine kauernden Mensch. 
Schillernd ist auch das Porträt über 
den Weber Georg Rapp, der mit sei-
nen philanthropischen Experimenten 
und dem Versuch, einen christlichen 
Gemeindekommunismus zu etablie-
ren, in der Frühgeschichte des ameri-
kanischen Sozialismus von sich reden 
machte. Rapp, der sich im württember-
gischen Unterland gegen die lockere 
Kirchenzucht wandte und chiliastische 
Endzeitbilder predigte, wanderte mit 
einer Gefolgschaft von etwa 50 Famili-
en nach Amerika aus und gründete die 
Gemeinde „Harmony“. Dort angekom-
men wechselte der schwäbische Sek-
tierer ins Lager des Unternehmertums. 
Der unverdrossene und sprichwörtlich 
bekannte schwäbische Arbeitseifer ma-
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nifestierte sich in einer Sägemühle so-
wie einer Weberei, die – so der Glaube 
Rapps – der Wirtschaftsverfassung der 
christlichen Urgemeinde gleichkam. 
Heuss gelang es, in diesen literari-
schen Schmuckstücken „Anmerkungen 
der Weltgeschichte“ (S. 130) – wie die 
Geliebte des Fürsten Metternich Doro-
thea Lieven – genau so filigran zu schil-
dern, wie auch tragische Lebensläufe 
– so die „Schicksalsfigur“ (S. 211ff.) des 
Mehemed Ali (vormals Karl Detroit), 
welcher als loyaler Diener und Dele-
gierter der Hohen Pforte am Berliner 
Kongress teilnahm – in das historische 
Zeitgeschehen einzubetten. Gerade 
der stete Brückenschlag zwischen Bio-
graphie und „großer Geschichte“ 
macht den Reiz der einzelnen Porträts 
aus. In den insgesamt 17 Essays, die 
wahres Lesevergnügen bieten, spiegelt 
sich das humanistische Verständnis von 
Bildung, Kultur und letztlich auch Politik 
wider, dem sich Theodor Heuss stets 
verpflichtet fühlte.  Siegfried Frech

Interdisziplinäre ökonomische Bildung

Reinhold Hedtke: 
Ökonomische Denkweisen. Eine 
Einführung. Multiperspektivität – 
Alternativen – Grundlagen.
Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2008,
335 Seiten, 19,80 Euro.

Reinhold Hedtke/Birgit Weber (Hrsg.): 
Wörterbuch Ökonomische Bildung.
Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2008,
362 Seiten, 19,80 Euro.

Das von Ludwig Erhard politisch durch-
gesetzte Konzept der sozialen Markt-
wir tschaft, wie er es 1957 in seinem 
Ökonomie-Bestseller „Wohlstand für 
alle“ – dessen Auflage Ende 1957 be-
reits 30.000 Exemplare (!) betrug – po-
pularisierte, scheint heute nicht nur auf 
dem Rückzug zu sein, sondern wird 
auch vielfach und schlichtweg als „So-
zialromantik“ abgetan. Diese Entwick-
lung – Erich Fromm würde vom „Sein“ 
zum „Haben“ dazu sagen – setzte des-
truktive Energien frei, die u. a. zu dem 
gewaltigen Finanzcrash 2008 führten. 
„Heuschrecken-Kultur“ und „Gier-Men-
talität“ sind zu populären Synonymen 
für dieses Wirtschaftssystem gewor-
den. Obgleich der Aufschrei darüber 
groß ist und die selbstzerstörerischen 
Kräfte lediglich einer kleinen Wirt-
schafts- und Politikerelite zugeschrie-
ben werden, sind wir alle ein Teil die-

ses Systems und haben es mitunter wi-
derspruchslos ertragen.
Was also tun gegen diese selbstver-
schuldete destruktive Tendenz? So ba-
nal es auch heute klingen mag, die „al-
ten“ Leitideen der europäischen Neu-
zeit, nämlich Bildung und Aufklärung, 
scheinen mir immer noch die überzeu-
gendsten Hoffnungsträger gegen Un-
vernunft und Scheinheiligkeit zu sein. 
Auf die Pädagogik der Gegenwart he-
runter gebrochen, sind wir in diesem 
Sinne wieder beim Beutelsbacher Kon-
sens von 1976 mit seinen drei Prinzipien 
des Überwältigungsverbots, des Ge-
bots der Kontroverse und der Orientie-
rung an den Interessen der Lernenden 
sowie an deren politischer Analyse- 
und Urteilsfähigkeit angekommen. Ob-
gleich über 30 Jahre alt und aus dem 
politischen Zeitgeist der 1970er Jahre 
entstanden, bleibt er in der heutigen 
„Zeit der Unvernunft“ für die Pädagogik 
im Allgemeinen und die politische Bil-
dung im Besonderen ein Anker und ein 
Lichtblick am Ende des Tunnels. Mit die-
sem pädagogischen Optimismus, der 
uns lebenslang begleiten sollte, möch-
te ich hier auf zwei Publikationen zur 
Ökonomischen Bildung aufmerksam 
machen, die zur richtigen Zeit erschie-
nen sind und Anregungen für die 
Durchdringung wirtschaftlicher Kreis-
läufe bieten können.
Die Monografie von Reinhold Hedtke, 
„Ökonomische Denkweisen“, will eine 
volkswirtschaftliche Einführung sein, 
die wirtschaftliche, politische und ge-
sellschaftliche Aspekte multiperspekti-
visch verbindet und auch Alternativen 
aufzeigt. Dazu ist der Band in folgende 
sechs zentrale Kapitel gegliedert: Wirt-
schaft und ökonomisches Handeln; 
Haushalte; Unternehmen; Märkte; Kon-
struktion von Märkten; Konsumpolitik. 
Der Band trit t mit dem hohen Anspruch 
an, eine Alternative zu den zahllosen 
volkswirtschaftlichen Einführungen zu 
sein. Und in der Tat bietet Hedtke einen 
anderen methodischen Zugang zum 
Thema. In den Mittelpunkt stellt er die 
Verbraucherseite, d.h. den Privathaus-
halt, und möchte von dort aus Prinzipi-
en für ökonomisches Denken vermitteln. 
Wichtig ist dem Autor ein Pluralismus 
der Perspektiven. (Er erhebt anderer-
seits aber keinen umfassenden An-
spruch an sein Werk.)
Inhaltlich setzt der Autor sehr stark auf 
eine multiperspektivische Sichtweise 
und bietet dem Leser unterschiedliche 
Interpretationen und Zugehensweisen 
an – der Beutelsbacher Konsens lässt 
grüßen! Dieser didaktische und inhalt-
liche Blick ist ihm mit Bravour gelungen. 
Inhaltlich sei exemplarisch der Aspekt 

der privaten Haushalte herausgegrif-
fen, dem er einen größeren Raum bietet 
und in seiner Bedeutung klar herausar-
beitet. Er macht deutlich, dass bei aller 
ökonomischen Globalisierung der pri-
vate Haushalt nach wie vor eine zent-
rale Stellgröße für jede Volkswirtschaft 
darstellt, derzeit in der Diskussion aber 
eher vernachlässigt wird. Der private 
Konsum – also die Nachfrageseite des 
Marktes – bestimmt wie und ob Globa-
lisierung funktioniert. Hier macht Hedt-
ke Mut, den eigenen Konsum zu über-
prüfen, zu verändern und ihn in den 
Kontext gesellschaftlicher Entwicklun-
gen zu stellen. Er macht ebenfalls deut-
lich, dass die Forschung im Bereich der 
privaten Haushaltsökonomie noch viele 
Lücken aufweist, bzw. dass die oftmals 
unternehmensfinanzierte Konsumfor-
schung nicht öffentlich zugänglich ist 
und in erster Linie – verständlicherwei-
se – dem Marktvorteil des Unterneh-
mens verpflichtet ist. 
Der Band ist didaktisch aufgebaut und 
unterscheidet sich signifikant von ande-
ren Einführungen. Zu Gunsten eines es-
sayistischen Stils und Aufbaus verzich-
tet der Autor bewusst auf eine sonst 
üblich stringente Systematik aus Begrif-
fen und Kreisläufen. Hedtkes Band ist 
ein Lehrbuch im klassischen Sinne, das 
weniger zum Nachschlagen geeignet 
ist, als vielmehr zum Einlesen. Er ist kei-
ne Fast-Food-Literatur und auch kein 
„5-Minuten-Buch“ für „zwischendurch“. 
Das Buch verlangt Muße – und das ist 
gut so! Unterschiedliche Denkrichtun-
gen werden bei den einzelnen Themen 
angesprochen, die zum selbstständi-
gen Reflektieren anregen. Der Band 
animiert zum bewussten Perspektiv-
wechsel, um im Sinne einer emanzipa-
torischen Aufklärung eine eigene Mei-
nung entstehen zu lassen. Dies ist eine 
zentrale pädagogische Botschaft des 
Buches und profilier t es. Hedtke setzt 
auf eine starke Eigenleistung der Lese-
rinnen und Leser. Man merkt bei ihm 
die Lust zum prägnanten und niveau-
vollen Schreiben und sein Bemühen, 
komplizierte volkswirtschaftliche Zu-
sammenhänge in knapper Form darzu-
stellen. 
Zwischenfazit: Der Anspruch, eine mul-
tiperspektivische Ökonomie zu verfol-
gen und Wirtschaft mehrdimensional 
und interdisziplinär zu sehen, ist gelun-
gen. Hedtke wird mit dieser Arbeit zum 
Vertreter eines integrativen Wissen-
schaftsansatzes, der sich von technolo-
gischen und normativen – seien sie li-
bertär oder autoritär – Ansätzen unter-
scheidet. 
Obgleich ein achtseitiges Glossar den 
Band abschließt, bietet ein eigenes 
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Wörterbuch, von Reinhold Hedtke und 
Birgit Weber ebenfalls im Wochen-
schau Verlag im Jahr 2008 unter dem 
Titel „Wörterbuch Ökonomische Bil-
dung“ publiziert und mit 362 Seiten 
ebenso umfangreich, eine sinnvolle und 
fast notwendige Ergänzung zu Hedtkes 
Einführungsband.
Im Sinne einer Cross-Selling-Strategie 
von Verlagen eignen sich beide Bände 
hervorragend gegenseitig als Ergän-
zungsliteratur. Egal welches der beiden 
Bücher beim Buchhändler gekauft wird, 
ein engagierter Verkäufer, der die Pa-
lette des Wochenschau Verlages kennt, 
wird den anderen Band seinem Kunden 
mit gutem Gewissen anbieten können 
– vielleicht sogar müssen!
Der Titel ist allerdings auf den ersten 
Blick undeutlich, da er Grundwissen für 
einen ökonomisch gebildeten Men-
schen meinen könnte. Erst im pädago-
gischen Kontext wird es eindeutig: Es 
handelt sich um ein wirtschaftsdidakti-
sches Wörterbuch. Die über 250 Artikel 
von etwa 60 Autoren und Autorinnen 
können in sechs systematisierende Ka-
pitel – obgleich alphabetisch geordnet 
– aufgeteilt werden: Grundlagen, Kon-
zeption und Fächer ökonomischer Bil-
dung; Bildungsfelder, Rollen und Sozi-
alisation; Ziele, Werte, Kompetenzen; 
Planung und Evaluation; Denkschema-
ta; Inhaltsfelder. Diese Systematik ist 
dem Band neben einem alphabeti-
schen Verzeichnis vorangestellt und 
bietet eine ergänzende und intelligente 
Form des Umgangs mit dem Wörter-
buch.
Auch wenn ein Wörterbuch immer ein 
Wörterbuch bleiben wird, ist von den 
beiden Herausgebern der geglückte 
Versuch unternommen worden, „mehr“ 
zu bieten. Der Band versucht, die wis-
senschaftliche Disziplin der Wirt-
schaftsdidaktik in toto abzubilden. Der 
Anspruch ist, den Kernbestand der 
Wirtschaftsdidaktik auf dem aktuellen 
Stand darzustellen. 
Die Konzeption des Wörterbuches 
überzeugt und verdeutlicht das Enga-
gement der Herausgeber und Autoren. 
Auch wenn vielleicht einige Stichworte 
und Begrif fe fehlen mögen oder ande-
re überflüssig erscheinen, spielt dies 
keine Rolle angesichts des überzeu-
genden Gesamtkonzepts.
Genau wie die Monographie von 
Hedtke, ist auch das Wörterbuch mit 
Liebe zum Detail geschrieben und hebt 
sich wohltuend aus der Flut ähnlicher 
Bücher ab. Beide Bände zählen derzeit 
zu den empfehlenswerten Publikatio-
nen zum Thema Wirtschaftsdidaktik 
und verdienen Aufmerksamkeit. Der An-
satz der Multiperspektivität zeigt sich 

auch beim Wörterbuch durch Stichwor-
te aus der Betriebswirtschaft, Volks-
wirtschaft, Wirtschaftsdidaktik, Päda-
gogik, Soziologie, Lernpsychologie 
und Politikwissenschaft. Und schließ-
lich bietet die siebenseitige Einleitung 
eine erste und schnelle Orientierung 
zum aktuellen Stand der Wirtschaftsdi-
daktik. Der Anspruch, „state of the art“ 
zu sein, wird erfüllt und verdient Lob. 
Als Anregung sei erlaubt, bei einer 
überarbeiteten Neuauflage historische 
Aspekte und Personen sowie alternati-
ve Konzepte ergänzend in Erwägung 
zu ziehen. Die sozialistische Pädagogik 
– bereits Robert Owen und Charles 
Fourier – und vor allem die Reformpäd-
agogen des 19. und 20. Jahrhunderts 
können auf eine Fülle von wirtschaftsdi-
daktischen Impulsen und Erfahrungen 
zurückblicken. Vor allem der Aspekt 
des integrativen Denkens findet da-
bei bereits eine weite Verbreitung. 
Beispielhaft seien nur der russische 
Gesellschaftskritiker Peter Kropotkin 
(1842-1921) und die französischen Re-
formpädagogen Paul Robin (1837-1912) 
und Sebastian Faure (1858-1942) mit 
ihren ganzheitlichen Ansätzen der Ar-
beits- und Wirtschaftspädagogik er-
wähnt. Nicht vergessen werden sollten 
auch wirtschaftsdidaktische Impulse 
aus der Waldorf- und Montessori-Päd-
agogik. Vor allem das Konzept von 
Maria Montessori beinhaltet einen 
weit blickenden multiperspektivischen 
Ansatz für den Elementar- und Grund-
schulbereich hinsichtlich ökonomischer 
Zusammenhänge. Ulrich Klemm

Friedenspädagogik

Renate Grasse, Bettina Gruber, Günther 
Gugel (Hrsg.): 
Friedenspädagogik. Grundlagen, 
Praxisansätze, Perspektiven.
Rowohlt Verlag, Reinbek bei Hamburg 2008.
313 Seiten, 16 Euro 95.

„Seit einiger Zeit hat Friedenserzie-
hung in der Bundesrepublik ein erheb-
liches Interesse gefunden. Ihre Aktuali-
tät wird immer wieder durch Nachrich-
ten über zahlreiche Formen der Friedlo-
sigkeit wie Kriege, Gewalttätigkeiten 
und Erscheinungen ‚struktureller Ge-
walt’ in den verschiedenen Teilen der 
Welt deutlich.“ – Dieses, an den Beginn 
der Einleitung des unlängst in der Reihe 
„rowohlts enzyklopädie“ (Nr. 55698) 
veröffentlichten Bandes „Friedenspäd-
agogik“ gestellte Zitat von Christoph 
Wulf stammt aus dem Jahre 1973 und 
hat nichts von seiner Aussagekraft ver-
loren. Die politischen, internationalen 

und gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen haben sich in den letzten bei-
den Dekaden zwar grundlegend ge-
wandelt, d.h. Friedenserziehung steht 
vor neuen Herausforderungen und 
„muss sich in einem veränderten natio-
nalen wie internationalen, politischen 
wie gesellschaftlichen Bezugsrahmen 
neu positionieren“. (S. 13) Das Grund-
anliegen der Friedenspädagogik hat 
jedoch – wir ft man noch einmal einen 
Blick auf das Eingangszitat – nichts von 
seiner Ernsthaftigkeit und Aktualität 
verloren. Zu diesem Grundanliegen der 
Friedenspädagogik gibt der vorliegen-
de Band wesentliche Impulse.
Herausgegeben wurde der in der Tra-
dition der kritischen Friedenserziehung 
stehende Band von ausgewiesenen Ex-
pertinnen und Experten aus dem Be-
reich der Friedensforschung und Frie-
denspädagogik – unter anderem von 
Günther Gugel, der als Geschäftsfüh-
rer des Instituts für Friedenspädagogik 
in Tübingen seit Jahrzehnten fundierte 
Publikationen und praxisorientierte 
Materialien veröffentlicht. 
Die Beiträge im ersten Teil des Bandes 
– so zum Beispiel der „klassisch“ zu 
nennende Beitrag „Über Frieden und 
die Kultur des Friedens“ von Dieter 
Senghaas – legen die Grundlage für 
ein Verständnis von Friedenserziehung, 
die ein unverzichtbares Element der 
Friedenskultur darstellt. Man mag nun 
einwenden, dass dieser Aufsatz von 
Dieter Senghaas keine grundlegend 
neue Erörterung über die makropoliti-
schen Rahmenbedingungen einer Frie-
denspädagogik ist und sich bereits in 
anderen Publikationen findet. Mit die-
sem beckmesserischen Einwand wird 
man jedoch der Intention des Buches 
nicht gerecht. Die hier vereinten Ausät-
ze sind –will man sich mit dem Thema 
angemessen auseinandersetzen – das 
Fundament, um das Studierende und 
anderweitig Interessierte nicht umhin 
kommen.
Günther Gugel erörtert in seinem 
grundlegenden Beitrag „Was ist Frie-
denserziehung“ das pädagogische 
und didaktische Potential, welches Frie-
denserziehung im Bildungs- und Erzie-
hungsbereich zu entfalten vermag und 
erörtert sachkundig die verschiedenen 
Facetten, Ansatzpunkte und mögliche 
Themen. Deutlich wird, dass Bildung 
und Erziehung eine Schlüsselfunktion 
bei der Entwicklung demokratischer 
Gesellschaften und eines gewaltfreien 
Zusammenlebens innehaben. Folglich 
genügt es eben nicht, das Friedensthe-
ma an ein bestimmtes Unterrichtsfach 
(z.B. Ethik, Religion, Politik) zu delegie-
ren. Das Thema „Frieden“ ist vielmehr 
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eine ständige pädagogische Quer-
schnittsaufgabe. Mehr noch: Ergebnis-
se der Friedens- und Konflikt forschung 
haben inzwischen in breitem Maße Ein-
gang in den pädagogische Bereich ge-
funden. Konfliktmanagement, Mediati-
on, Schüler-Streitschlichtung sind in-
zwischen gängige Begrif flichkeiten 
und Methoden in der schulischen und 
außerschulischen Bildung.
Der zweite Teil konzentriert sich auf 
Praxisansätze. Ein Großteil der dort 
versammelten Aufsätze zeigt, dass Er-
kenntnisse der Konflikt forschung unmit-
telbare Relevanz für den pädagogi-
schen Alltag haben. 
So findet sich in diesem Teil auch der 
von Friedrich Glasl verfasste Aufsatz 
„Die Dynamik sozialer Konflikte und An-
sätze zur Konfliktbehandlung“. Dieser 
wohl als „Klassiker“ zu bezeichnende 
Beitrag ist deswegen von Bedeutung, 
weil er Konflikte und deren Eskalations-
stufen beschreibt und vor allem prakti-
kable Möglichkeiten der Intervention 
benennt. Das Faszinierende an diesem 
Beitrag ist die Allgemeingültigkeit und 
Übertragbarkeit der Eskalationsstufen 

auf jedwede Art von Konflikt. (Der nach-
folgende Ratschlag mag auf den ersten 
Blick etwas abwegig klingen: Nach der 
Lektüre dieses Aufsatzes empfehle ich 
Studierenden für gewöhnlich, sich die 
Hollywood-Produktion „Der Rosen-
krieg“ mit Michael Douglas und Kath-
leen Turner anzusehen und dabei die 
von Friedrich Glasl formulierten Eskala-
tionsstufen herauszuarbeiten.)
Weitere Beiträge berühren die histo-
risch-politische Bildung (Gedenkstät-
tenpädagogik), schildern das interkul-
turelle und friedensstif tende Potential 
internationaler Jugendbegegnungen 
oder setzen sich am aktuellen und bri-
santen Thema „Islam und Muslime“ mit 
der Konstruktion von Feindbildern aus-
einander. Georg Auernheimer zeichnet 
in seinem Beitrag die Mechanismen 
dieser Feindbildkonstruktionen in ihrer 
aktuellen Ausprägung nach. Die Bri-
sanz und Aktualität dieser Thematik 
wird offenkundig, wenn man sich in Er-
innerung ruft, dass der 11. September 
2001 auch hierzulande (kollektive) 
Ängste ausgelöst hat, die in aller Regel 
populistisch missbraucht werden. 
Wenngleich Islamismus als (politische) 
Ideologie kein neues Phänomen ist, so 

mangelt es doch an einer unvoreinge-
nommenen und differenzierten Be-
trachtung. Friedenspädagogik – so ein 
Fazit – kann heute am Thema Islam 
nicht mehr vorbeigehen.
Der drit te Teil des Buches kehrt auf die 
einleitenden Grundsatzfragen zurück 
und unternimmt den Versuch, die Pers-
pektiven der Friedenserziehung zu be-
stimmen. Dabei werden neue Anforde-
rungen an die Friedenspädagogik auf-
gegrif fen und nicht zuletzt deren Wei-
terentwicklung in einer notwendig 
europäischen und internationalen Di-
mension als auch deren Verankerung 
als Fachdisziplin innerhalb der Erzie-
hungswissenschaft erörtert.
Das Buch wendet sich an Studierende, 
an Pädagoginnen und Pädagogen so-
wie an Fachleute aus den Bereichen 
Bildung und Jugendhilfe, Zivile Konflikt-
bearbeitung und Entwicklungszusam-
menarbeit. Renate Grasse, Bettina 
Gruber und Günther Gugel haben ein 
Buch vorgelegt, das für sich den Titel 
„Standardwerk“ in Anspruch nehmen 
darf. Ein Buch, dem man mithin viele Le-
serinnen und Leser wünscht und das in 
keiner (halbwegs gut sortierten) Biblio-
thek fehlen sollte! Siegfried Frech
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